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172. Sitzung 

Bonn, den 20. September 1979 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich fol-
gende amtliche Mitteilung bekannt: Die Fraktion 
der SPD hat für den Gemeinsamen Ausschuß ge-
mäß Art. 53 a des Grundgesetzes für den verstorbe-
nen Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen als 
ordentliches Mitglied den Abgeordneten Leber, für 
den aus dem Gemeinsamen Ausschuß ausgeschie-
denen Abgeordneten Mahne als stellvertretendes 
Mitglied den Abgeordneten Curdt vorgeschlagen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe kei-
ne gegenteilige Auffassung. Es ist so beschlossen. 
Damit sind der Abgeordnete Leber ordentliches 
Mitglied und der Abgeordnete Curdt stellvertreten-
des Mitglied im Gemeinsamen Ausschuß. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ä nderung des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol 
— Drucksache 8/2319 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3006 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Spöri 	 
(Erste Beratung 122. Sitzung) 

Interfraktionell ist vereinbart, daß die Diskussion 
über diesen Punkt mit Kurzbeiträgen geführt wer-
den soll. Wünscht der Berichterstatter das Wort? 
- Das ist nicht der Fall. 

Das Wort zur Aussprache hat der Herr Abgeord-
nete Dr. Meyer zu Bentrup. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das vorgelegte Änderungsgesetz zum Branntwein-
monopolgesetz richtet sich in seinen Auswirkun-
gen in einigen, aber wesentlichen Punkten gegen 
die Masse der kleineren und mittleren Brennerei

-

betriebe. Deswegen lehnt meine Fraktion, die CDU/ 
CSU-Fraktion, diese Novelle ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir bezweifeln die Notwendigkeit einer so weit-
gehenden Änderung des deutschen Branntweinmo-
nopolgesetzes zum gegenwärtigen Zeitpunkt ange-
sichts der Tatsache, daß wir jetzt vor der Beratung 
der europäischen Marktordnung für Agraralkohol 
stehen. Dazu hat uns die Bundesregierung erst vor 
wenigen Wochen den geänderten und verbesserten 
Vorschlag einer Verordnung über eine gemeinsame 
Marktordnung zugeleitet. Darin möchte die EG-
Kommission ein Inkrafttreten dieser Marktordnung 
schon zum 1. Juli 1980 erreichen. Sicherlich eine 
allzu optimistische Perspektive bei der Fülle der 
Detailprobleme! Aber wir fordern das Bundeskabi-
nett auf, jetzt endlich einen Beschluß zu fassen und 
den Ministerrat zu bitten, eine Marktordnung im 
konkreten vorzulegen. 

Wir bedauern, daß sowohl SPD als auch FDP 
mit der heute vorgenommenen Änderung durch un-
sere Gesetzgebung wesentliche Positionen für er-
folgreiche Verhandlungen in Brüssel im Ministerrat 
preisgeben. Die unmittelbare Verzahnung von land-
wirtschaftlicher Produktion und Alkoholherstellung 
als ein deutliches Strukturmerkmal des deutschen 
Brennereiwesens wird gelockert. Schon jetzt wer-
den Vorleistungen erbracht, ohne sichergestellt zu 
haben, daß wesentliche Elemente unseres deut-
schen Produktions- und Marktsystems in die ge-
meinsame europäische Marktordnung eingebracht 
werden können. Denn das deutsche Branntweinmo-
nopol will in seiner Zielsetzung die strukturbeding-
ten Nachteile der Landwirtschaft, die Standort-
nachteile marktferner Gebiete, aber auch die natur-
bedingten Bodenverhältnisse ausgleichen helfen. 

Wenn die Bundesregierung in diesem Gesetzent-
wurf von einer Übergangslösung, von einer Anpas-
sung an die zu erwartenden europäischen Markt-
verhältnisse spricht, dann müssen wir hier die Fra-
gen stellen: Wollen Regierung und Koalition an 
die industriell und gewerblich produzierenden Be-
triebe anpassen, also an die Großbetriebe, wie 
etwa in Frankreich, mit einer Jahresproduktion 
von 100 000 Hektolitern und mehr, also an Betrie-
be, die nebenher auch überschüssige Rüben zu 
Sprit verbrennen. Oder wollen sie mit der Anpas-
sung Größenordnungen wie in Großbritannien oder 
in Schottland erreichen, Betriebsgrößenordnungen 
von 500 000 oder 1 Million Hektoliter Alkohol- 
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Jahresproduktion? Wir fragen: Ist das die zukünfti-
ge Struktur, an die sich die deutschen, die land-
wirtschaftlichen Betriebe mit Alkoholerzeugung im 
Nebenbetrieb anpassen müssen, also Betriebe mit 
Größenordnungen von 300, 400 oder 700 Hektoliter 
Alkoholherstellung im Durchschnitt? 

Diese Novelle stellt mittelfristig die agrarpoliti-
sche Zielsetzung des Brannweinmonopols in Frage. 
Sie leistet einer Konzentration in mehrfacher Hin-
sicht 

 
Vorschub. Der Fortfall der Obergrenze für 

Brennrechte, wie er in § 154 vorgesehen ist, trifft 
die kleineren Betriebe am härtesten. Unser Antrag 
— auch das Votum des Bundesrats —, hier eine 
Höchstgrenze auf 6 000 Hektoliter festzulegen, um 
im Ergebnis und in der Entwicklung eben den in-
dustriellen Größenordnungen entgegenzutreten, 
bringt mit dieser Höchstgrenze ja schon eine Ver-
fünffachung gegenüber den bisherigen Höchstgren-
zen für landwirtschaftliche Einzelbrennereien mit 
1 200. Hektoliter Jahresproduktion. Diese Höchst-
grenze bedeutet 20 mal soviel wie z. B. die durch-
schnittliche Erzeugungsmenge in den süddeutschen 
Gebieten. 

Die Novelle will Betriebe auf Antrag von der be-
währten Ablieferungspflicht gegenüber dem Mono-
pol; wie in § 58 des Gesetzes vorgesehen, befreien. 
Alle Teilnehmer und alle Vertreter in dem von uns 
beantragten Hearing zu diesem Gesetzentwurf haben 
auf die Gefahren der innergemeinschaftlichen Aushö-
lung des Monopols hingewiesen. Den größeren, den 
Markt dominierenden Betrieben erwachsen Absatz-
chancen zum Nachteil der kleineren und kleinsten 
Betriebe, die die uneingeschränkte Ablieferungs-
pflicht zu ihrer Existenzsicherung benötigen. Die 
Funktionsuntüchtigkeit des Branntweinmonopols 
trifft die kleineren Betriebe am härtesten. Durch 
unseren Antrag haben wir deutlich gemacht, daß 
wir bis zu einer europäischen Marktordnung am 
Prinzip der Ablieferung eben auch zugunsten der 
Kleineren festhalten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Novelle sieht in § 66 nur noch fünf Mengen-
gruppen vor. Nicht bei statischer, aber bei dynami-
scher Betrachtung führt die geringere Zahl von 
Gruppen zu einem Weniger an Differenzierung. Ge-
rade für kleinere Betriebe können wir durch die 
neue Staffelung die Abschläge im Alkoholpreis 
nicht so differenziert vornehmen wie bisher. Auch 
hier hat unser Antrag keine Mehrheit gefunden, 
durch eine breitere Differenzierung in den unteren 
Klassen, also im unteren Mengenbereich, besonders 
den kleineren Betrieben gerecht zu werden. 

Da unsere Anträge — und ich meine die wesent-
lichen Strukturanträge — keine Mehrheit fanden 
sowohl im Ernährungsausschuß, der mitberaten 
hat, als auch im federführenden Finanzausschuß, 
sagen wir nein zu der vorliegenden Novelle und 
lehnen sie ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich darf gleich die an-
gesprochenen Konfliktpunkte aufgreifen. Wir müs-
sen ausgehen von einem Defizit beim Branntwein-
monopol, das recht beachtlich ist. Daher ist es 
kaum zu bestreiten, daß es notwendig war, die Ab-
nahmepreisgestaltung beim Monopol zu verändern, 
zumindest für die größeren Betriebe. 

Wenn Herr zu Bentrup hier angeführt hat, daß 
die neue Betriebsklasseneinteilung ungeschickt sei. 
so muß ich ihm entgegenhalten, daß diese Fünfer-
klasseneinteilung, durchaus ausreichen wird, der 
betrieblichen Kostenlage in den einzelnen Betrie-
ben gerecht zu werden. Man kann durchaus die 
Position vertreten, Herr zu Bentrup, daß mehr Staf-
feln eingeführt werden sollten, um mehr Feinab-
stimmung zu erreichen; aber im Grunde genommen 
ist es kein weltbewegender Unterschied, der hier 
festzustellen ist. Unsere Betriebsklasseneinteilung 
ist nach den Erfahrungen, von den Zahlenwerten 
her gesehen, für die gesamten Brennereien gegen-
wärtig finanziell günstiger, wie Sie sich im Aus-
schuß überzeugen konnten. 

Beim zweiten Konfliktpunkt, den Sie angespro-
chen haben, sagen Sie: Es ist falsch, die Brenn-
rechtsobergrenzen aufzuheben, weil die Gefahr ei-
ner zu starken Konzentrationsentwicklung im 
Brennereibereich entsteht. Nun, Sie, Herr zu Bentrup, 
als Diplomlandwirt wissen ja, daß hier — ähnlich 
dem Brennstoffkreislauf bei Kernkraftwerken — 
ein Schlempekreislauf stattfindet, weil die land-
wirtschaftlichen Brennereien ihre Schlempe, also 
diesen Restbestand, im landwirtschaftlichen Betrieb 
wieder verwerten müssen, und daß aus dieser Sicht 
schon eine ganz natürliche Obergrenze für die be-
triebliche Konzentrationsentwicklung vorhanden 
ist, die nicht überschritten werden kann. Hier hätte 
ich nicht solche Befürchtungen wie Sie; das, was 
Sie hierzu gesagt haben, kann mich nicht überzeu-
gen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das ist die halbe Wahr- 
heit!) 

Der dritte Konfliktpunkt, Herr Kollege, ist die 
Ablieferungspflicht. Wir haben vorgesehen, daß die 
Betriebe auf Antrag von der Ablieferungspflicht 
freigestellt werden können. Dies sehen Sie als ei-
nen Problempunkt an. Ich meine, daß wir hier von 
unserem ordnungspolitischen Verständnis her nicht 
so dirigistisch sein sollten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr zu Bentrup, wenn irgendwelche Brenner au-
ßerhalb des staatlichen Monopols ihre Produkte 
ohne staatliche Stützung vermarkten wollen, war-
um sollten wir sie daran hindern? Warum sollen 
sie das nicht ohne Staat machen? Im Blick auf Ihre 
ordnungspolitische Position verstehe ich dieses Ar-
gument nicht. 

(Kühbacher [SPD] : So ein Landwirt kann 
ohne Suventionen nicht leben!) 

— Ja. 
(Huonker [SPD] : Die Pflicht zur Subvention 

à la CDU!) 
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— Darauf komme ich gleich noch, Herr Kollege 
Huonker. 

Zusammenfassend gesehen, Herr zu Bentrup 
meine ich, daß das, was Sie bei diesem Gesetzent-
wurf an drei kleinen Meinungsunterschieden prä-
sentiert haben, bei weitem nicht ausreicht, um so 
einen flammenden Protest zu erheben, wie Sie das 
gerade gemacht haben; da machen Sie wirklich aus 
kleinen Mücken riesige Elefanten. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Meyer zu 
Bentrup [CDU/CSU]: Sie hätten ja für die 
Änderungsanträge stimmen können! — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU] : Ihr wollt die Klei

-

nen kaputtmachen!) 

Sie sollten diesen Gesetzentwurf nicht zur Gänze 
ablehnen. Herr zu Bentrup, ich muß Ihnen ganz im 
Ernst sagen: Wir sollten uns in der zentralen Frage 
des Branntweins als Demokraten nicht auseinan-
derdividieren lassen, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

nicht wegen so kleiner Unterschiede. 

Aber jetzt ganz im Ernst, Herr zu Bentrup: Eben 
habe ich einen Punkt angesprochen, der vielleicht 
mehr burlesker Natur ist, aber einen anderen 
Punkt haben Sie nicht erwähnt; Sie haben ihn in 
Ihren Ausführungen ganz schamhaft ausgespart, 
und das macht mich leicht traurig, weil Sie anson-
sten ja immer große Subventionsjäger sind und 
bei der Vorstellung irgendwelcher Großer Anfra-
gen immer wieder den großen Subventionsabbau 
verkünden. 

(Zuruf von der SPD: Biedenkopf!) 

Ich meine das süddeutsche Privileg. Hier gibt es 
Anlaß zu einer kritischen Anmerkung an alle Sei-
ten dieses Hauses; das richtet sich auch an uns 
selbst. Mein Kollege Baack, der hier sitzt, hat ja, 
wie Sie wissen, im -Ausschuß den Antrag gestellt, 
dieses süddeutsche Privileg abzuschaffen. Es geht 
um den Zuschlag bei der Kalkulation der Abnah-
mepreise für süddeutsche Brennereien. Dieser An-
trag wurde von uns — durch die Fraktionen hin-
durch — abgeschmettert. Auch wenn es sich hier 
um haushaltspolitisch relativ geringfügige Dimen-
sionen handelt, ist dieser Vorgang bedenklich, weil 
es, wie Sie mir zugeben müßten, Herr zu Bentrup, 
in der Bundesrepublik im Grunde genommen keine 
weniger gerechtfertigte Subvention gibt als dieses 
süddeutsche Privileg. Selbst die Fachbeamten aus 
den entsprechenden Ressorts, die ja naturgemäß 
relativ vorsichtig sind, wenn es um Subventionen 
und um deren Abbau geht, haben nicht einmal 
mehr im Ansatz versucht, dieses süddeutsche Privi-
leg zu rechtfertigen, auch nicht mit irgendwelchen 
betriebsökonomischen Gründen. 

Ich darf daran erinnern, daß dieses süddeutsche 
Privileg bei der Reichsgründung eingeführt worden 
ist, damit sich die Süddeutschen mit der preußi-
schen Vorherrschaft etwas besser abfinden; es 
wurde eingeführt, um ihnen bei der Reichsgrün-
dung die preußische Vorherrschaft etwas zu versü-
ßen. Das sollte heute als Subventionsbegründung 
nicht mehr ausreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Dr. Friedmann? 

Dr. Spöri (SPD) : Gerne, Herr Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Kollege Spöri, 
darf ich Sie daran erinnern, daß trotz des soge-
nannten süddeutschen Privilegs der Staat an den 
sogenannten Kleinbrennern ganz gut verdient, 
denn der Verlust beim Branntweinmonopol, der auf 
die Kleinbrenner entfällt, wird weit überwogen 
durch die Steuern, die die Kleinbrenner an den 
Staat bezahlen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU— Dr. Schä-
fer [Tübingen] [SPD]: Eine Buchhalterrech

-

nung!) 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Kollege Friedmann, wenn 
wir das Branntweinmonopol im Zusammenhang mit 
Verlusten und Überschüssen diskutieren, müssen 
Sie zunächst sehen, daß wir hier 1978 ein globales 
Defizit von immerhin 265 Millionen DM hatten. 
Das ist kein Pappenstiel. Das ist eine beachtliche 
Subventionierung. 

Wenn Sie wegen den Kleinbrennereien Sorge ha-
ben und diese so fürsorglich abschirmen wollen, 
dann muß ich Ihnen sagen, daß gerade die Neurege-
lung der Abnahmepreise ,im Grunde genommen nur 
die größeren Brennereien trifft und nicht die klei-
neren. Das zur Besorgnis wegen den kleineren 
Brennereien. Ich verstehe das ja; ich habe als Süd-
deutscher auch ein Herz für die Kleinbrenner. 

Das Problem des süddeutschen Privilegs hat uns 
trotz seiner kleinen haushaltspolitischen Dimension 
von ca. 4 oder 5 Millionen DM eines exemplarisch 
vor Augen geführt: daß wir aus zuviel Bequemlich-
keit und zuviel einkommenspolitischer Rücksicht-
nahme gegenüber einer kleinen Gruppe, die mit 
diesem süddeutschen Privileg bevorzugt ist, uns 
nicht dazu aufraffen können, eine längst fällige 
Streichung im Subventionsbereich durchzuführen. 

(Zuruf von der SPD) 

Das gibt Anlaß zur Besorgnis, denn wenn wir 
glaubwürdig bleiben wollen, können wir nicht dau-
ernd große Reden über den Subventionsabbau 
schwingen, aber gleichzeitig im konkreten Fall, 
wenn es wirklich zu einer Nagelprobe kommt, alle 
zusammen versagen. Man kann nicht große sonn-
tagspolitische Reden halten über den wildwuchern-
den Subventionsdschungel, wenn man sich gleich-
zeitig im konkreten Fall ganz anders verhält. Das 
geht an alle Seiten hier. 

(Kühbacher [SPD]: Woran lag es denn?) 

— Es lag an allen Fraktionen quer Beet. Ich muß 
Ihnen, Herr Kollege Kühbacher, konzedieren, daß 
es immerhin anstandshalber einige gab, die im 
Ausschuß subventionspolitische Bauchschmerzen 
hatten und dies durch ihr Abstimmungsverhalten 
auch dokumentiert haben. 

Dennoch haben wir hier einen kleinen Fortschritt 
erreicht. Wir haben mit diesem Gesetzentwurf, ins-
besondere durch die Neuregelung der Abnahme- 
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preise, immerhin einen Subventionsabbau in Höhe 
von 12 Millionen DM pro Jahr erreicht. Deswegen 
verstehe ich es nicht, daß die großen Subventions-
jäger in den Oppositionsreihen, die immer wieder 
den großen Subventionsabbau verkünden, nicht 
ihre Zustimmung zu diesem kleinen Teilfortschritt 
beim Subventionsabbau geben. Hier wird wieder 
einmal sichtbar, daß die Union bei der Subven-
tionspolitik, wenn es wirklich konkret wird, wenn 
eine Nagelprobe veranstaltet wird, genau das Ge-
genteil von dem tut, was sonst mit großen Sprech-
blasen bezüglich des Subventionsabbaus angekün-
digt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuru

-

fe von der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Zumpfort. 

Dr. Zumpfort (FDP) : Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Gestatten Sie, daß ich zur Pro-
blematik der Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol etwa ausführlicher, und zwar 
inhaltlich ausführlicher Stellung nehme. Als 
Volkswirt kommt es mir ganz besonders darauf an, 
dieses Gesetz ökonomisch zu analysieren und seine 
Wirkungsweise in einen agrarpolitischen Zusam-
menhang zu stellen. Im Rahmen dieses Gerüstes 
werde ich dann versuchen, eine agrarpolitische 
Wertung vorzunehmen. 

Das Branntweinmonopol ist der klassische Fall 
einer Marktordnung zur Sicherung von nicht allein 
marktwirtschaftlichen Zielsetzungen. Anstelle eines 
sogenannten freien Marktes, bei dem sich die 
Preise durch das Angebot und die Nachfrage re-
geln, herrscht eine Monopolsituation, bei der die 
Preise administrativ gelenkt, das Angebot durch 
Mengenbeschränkung gesteuert und die Freizügig-
keit des Warenverkehrs eingeschränkt sind. Es 
handelt sich, genauer gesagt, in diesem Fall um ein 
Teilmonopol, bei dem nicht der gesamte Bereich 
von der Erzeugung bis zum Verbrauch des Brannt-
weins gesteuert wird, sondern die Restriktionen 
vorwiegend auf der Ebene des Handels vorherr-
schen. 

Ziel des Gesetzes ist es, grob gesprochen — dies 
regelt § 1 des Branntweinmonopolgesetzes —, dem 
Bund bei der Übernahme bzw. Herstellung des 
Branntweins sowie bei dessen Einfuhr, dessen Rei-
nigung und dessen Verwertung sowie beim Handel 
das Monopol zu sichern. Zur Sicherung dieses 
Monopols vergibt er Brennrechte, die — ökonomisch 
gesehen — die Funktion von Mengenbeschrän-
kungen haben. Den so produzierten Branntwein 
kauft die Monopolverwaltung zu sogenannten 

Übernahmepreisen auf, die per Verwaltungsakt 
festgelegt werden. Diese Übernahmepreise haben 
— ökonomisch gesehen — die Funktion von Min-
destpreisen, liegen also in der Regel über den ge-
läufigen Marktpreisen. 

Durch feste Zu- und Abschläge können aller-
dings die individuellen Verhältnisse einzelner 
Brennereien berücksichtigt werden. Durch den so-
genannten Überbrandabzug wird der Übernahme

-

preis durch einen Abzug soweit gesenkt, daß die Her-
stellung des Branntweins außerhalb des Brennrech-
tes unwirtschaftlich wird. Wir haben somit ein Sy-
stem von Festpreisen, das durch die Verpflichtung 
der Brennereien zur Lieferung und der Verpflich-
tung der Monopolverwaltung zur Übernahme des 
Branntweins ergänzt wird. Wo der Grundsatz der 
Ablieferungspflicht durchbrochen wird, muß ein 
sogenannter Branntweinaufschlag hingenommen 
werden. Schließlich — damit komme ich zum 
Schluß dieser Aufzählung — existiert noch ein Ein-
fuhrmonopol sowie ein sogenannter Monopolaus-
gleich, die beide die Funktion haben, das Monopol 
gegen das Ausland abzusichern. 

Schon diese unvollständige Aufzählung der Ele-
mente des Monopols verdeutlicht, daß hier eine 
klassische Situation vorherrscht, die man in der 
Ökonomie mit dem Namen Ölflecktheorie um-
schreibt; nämlich: Ein Eingriff in den Markt zieht 
zwangsläufig einen anderen nach sich. 

Ein solches Ersatzsystem für den Markt — das 
weiß man mittlerweile — ist sehr starr und unbe-
weglich. Wenn man darüber hinaus bedenkt, daß 
diese Struktur auch noch per Gesetz festgeschrie-
ben ist und durch eine Bürokratie gelenkt wird, er-
scheint es mir verwunderlich, daß Veränderungen 
der Realität auf dem Markt lange Zeit unberück-
sichtigt bleiben. Dies führt in der Regel dazu, daß 
sich der Zweck des Monopols — damit kommen 
wir zum Kern —, nämlich für den Staat Einnah-
men zu erzielen und die Agrarwirtschaft zu för-
dern, in das Gegenteil verkehren kann. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : 
Kann!) 

Dieses Gegenteil — das ist die heutige Realität — 
besteht darin, daß die Monopolsituation Kosten 
verursacht und den Strukturwandel in der Land-
wirtschaft behindert. 

Das ist die Situation, über die wir sprechen müs-
sen. Sie ist meines Erachtens typisch für viele an-
dere Bereiche in der Landwirtschaft. Dies zu erken-
nen und für Abhilfe zu sorgen scheint mir eine der 
eigentlichen Aufgaben eines Parlamentariers und 
dieses Hohen Hauses im Bereich der Agrarwirt-
schaft zu sein. Die Richtung, die dabei eingeschla-
gen werden muß, heißt aus meiner Sicht der FDP: 
etwas mehr Markt und etwas weniger Bürokratie. 
Das bedeutet mehr Preisflexibilität und Abbau der 
Hemmnisse bei der Anpassung an den Struktur-
wandel. 

Dabei gilt es natürlich — denn wir sind keine 
Bilderstürmer —, das eigentliche Ziel der Monopol-
verwaltung im Auge zu behalten, des Monopols, 
das schon seit 1919 existiert und das im Grundge-
setz durch die Artikel 105, 106 und 108 in seinem 
Bestand gesichert wird. 

Das erste Ziel — es ist das soeben schon er-
wähnte — ist fiskalischen Ursprungs und lautet, 
durch Besteuerung des Branntweins dem Staat Ein-
nahmen zu verschaffen. Das Gesetz hat — zweitens 
— das agrarpolitische Ziel, die Bodenkultur und 
die Ertragsfähigkeit der Äcker mit Hilfe der Bren-
nerei als landwirtschaftlicher Nebenerwerbsbetrieb 
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über den sogenannten Kartoffel-Schlempe-Dünger-
Kreislauf zu verbessern. 

Eine Prüfung des jetzt vorliegenden Entwurfs er-
gibt aus der Sicht der FDP, daß diese Ziele wieder 
besser zur Geltung gebracht werden. Die Prüfung 
ergibt darüber hinaus, daß bei der Abfassung der 
Änderungsvorschläge ein Schritt in die richtige 
Richtung getan worden ist, nämlich in Richtung 
auf etwas mehr Preisflexibilität und etwas weniger 
Bürokratie. 

Lassen Sie mich dies an einzelnen Punkten er-
läutern. 

Erstens. Das Monopol für Branntwein aus nicht-
landwirtschaftlichen Rohstoffen ist schon seit lan-
ger Zeit durch EG-Regelung gesprengt worden. Das 
Monopol mußte nun formell aufgehoben werden, 
nachdem auf seine Ausübung schon vorweg ver -

zichtet wurde. Die Gesetzesänderungen — das ist 
wichtig — sehen ohne Monopolanspruch vor, daß 
der Status quo in der Verwendung von Branntwein 
aus landwirtschaftlichen und aus nichtlandwirt-
schaftlichen Rohstoffen aufrechterhalten wird. 

Zweitens. Überhöhte Übernahmepreise, perma-
nente Veranlagung von Brennereien zum Brenn-
recht sowie bestimmte Brennrechtsobergrenzen ha-
ben dazu geführt, daß sich der Strukturwandel in 
diesem Bereich in Deutschland langsamer vollzo-
gen hat als im Ausland. Dies führte zu dem Ergeb-
nis, daß der Übernahmepreis der Monopolverwal-
tung für Branntwein höher war als der Marktpreis. 
Daraus entstand natürlich das Defizit. 

Zur Anpassung an diese veränderte Lage auf 
dem Alkoholmarkt sind im Gesetz folgende Maß-
nahmen vorgesehen: bewegliche Abzüge an Stelle 
der bisherigen fixen Abzüge zum Übernahmepreis, 
um den Übernahmepreis an den Marktpreis anglei-
chen zu können, die Reduzierung der Abgrenzungs-
gruppen von sieben auf fünf Brennereitypen, um 
eine größere Praktikabilität zu erreichen, die Aus-
setzung der Veranlagung der Brennereien zum 
Brennrecht, um zusätzliche Überkapazitäten zu ver-
hindern, die Erleichterung einer Zusammenlegung 
von Brennrechten, um eine größere Wirtschaftlich-
keit erreichbar zu machen, und schließlich noch 
die Aufhebung der Ablieferpflicht auf Antrag. 

Alle diese Maßnahmen bewirken meines Erach-
tens, daß es zu Strukturverbesserungen kommen 
kann und daß insbesondere — und das ist sehr 
wichtig — der mittelständische Charakter der deut-
schen Produktion auf der Basis landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse erhalten bleibt. Denn der begünstigte 
Strukturwandel zielt eben nicht auf eine Konzen-
tration bei einigen wenigen Großbetrieben ab. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber er bewirkt 
es!) 

— Ich glaube das nicht. 

Unter diesen Gesichtspunkten hält die FDP den 
Entwurf für eine gute Übergangsregelung bis zu ei-
ner möglichen Gemeinschaftsregelung in Form ei-
ner Marktordnung für landwirtschaftlichen Alko-
hol. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Ich ver-
hehle allerdings nicht meine Befürchtung, daß mit 

solch einer Marktordnung für Alkohol auf EG-Ebe-
ne genau das eintreten kann, was wir mit diesem 
Entwurf zu verhindern versuchen, nämlich mehr 
Bürokratie und mehr Preisdirigismus. Ich glaube 
nicht, daß damit unser Wunsch, eine leistungs- und 
anpassungsfähige Landwirtschaft zu sichern und zu 
erhalten, erfüllt wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Es liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Die CDU/CSU-Fraktion 
hat zu Art. 1 Einzelabstimmung beantragt. Ich wer-
de demgemäß verfahren. 

Ich rufe zunächst in Art. 1 die Nummern 1 mit 9 
auf. Wer diesen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer ist dagegen? — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe die Nr. 10 auf. Wer der Nr. 10 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — 

(Zuruf von der SPD: Die Reichsmonopol

-

verwaltung erhalten, das ist richtig!) 

Enthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Nummern 11 mit 13 auf. Wer ihnen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Nr. 14 und Nr. 14 a! Wer zuzustimmen wünscht, 
bitte ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Nr. 15! Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Nr. 16! Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit Mehrheit angenommen. 

Dann die Nummern 17 mit 27. Wer ihnen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe nun Art. 1 in der soeben beschlossenen 
Form sowie Art. 2, 3, 4, 5 und 6 mit Einleitung und 
Überschrift auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit beschlossen. 

Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Lesung 
angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Eine Enthaltung. Das Gesetz ist mit Mehr-
heit angenommen. 
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Präsident Stücklen 
Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 

Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
8/3006, die eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe und höre keine gegenteilige Meinung. Es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung des Gesetzes über Personalaus-
weise — Drucksache 8/3129 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Interfraktionell ist für jede Fraktion ein Kurzbei-
trag vereinbart worden. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Bundesminister des Innern. 

Baum, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Ihnen vorlie-
gende Regierungsentwurf zur Novellierung des 
Personalausweisgesetzes soll die rechtlichen 
Grundlagen für die Einführung eines neuen Perso-
nalausweissystems schaffen. 

Mit allen, die für die innere Sicherheit in unse-
rem Staate Verantwortung tragen, besteht Einigkeit 
darüber: Unser gegenwärtig verwendeter Personal-
ausweis, der vor etwa 30 Jahren eingeführt wurde, 
genügt nicht mehr den Sicherheitsanforderungen, 
die ein staatliches Identitätspapier erfüllen muß. 
Im Gegenteil, nach den Erkenntnissen des Bundes-
kriminalamtes dient der Personalausweis Schwer-
kriminellen, die heute über ein Arsenal raffinierte-
ster Fälschungstechniken verfügen, als Tarnungs-
mittel. In den letzten Jahren ist eine große Anzahl 
von Personalausweisvordrucken gestohlen worden, 
obwohl sich die Vorkehrungen gegen die Diebstäh-
le inzwischen wesentlich verbessert haben. Zusam-
men mit ebenfalls gestohlenen Dienstsiegeln eröff-
net dies Straftätern die Möglichkeit, in großer 
Zahl Ausweispapiere herzustellen, die von echten 
nicht zu unterscheiden sind. 

Daneben werden in erheblichem Umfange gültige 
Personalausweise — namentlich durch Auswechseln 
von Lichtbildern verfälscht. Moderne Rasterge-
räte für die Befestigung der Lichtbilder haben nicht 
zu dem erhofften Erfolg geführt. 

Meine Länderkollegen und ich sind davon über-
zeugt, daß dieses Sicherheitsdefizit nur durch einen 
völlig neuen Ausweis ausgeglichen werden kann. 
Hierbei muß die moderne Technik gezielt in den 
Dienst der inneren Sicherheit gestellt werden. 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der 
Länder hat mich im Juni vergangenen Jahres gebe-
ten, unverzüglich alle Vorbereitungen für die Ein-
führung neuer Personalausweise zu treffen. Hierbei 
wurde als unverzichtbar angesehen, daß der neue 
Ausweis fälschungssicher, verfälschungssicher, 
verwahrungssicher und automatisch 'lesbar sein 
muß. 

Eine Expertengruppe im Bundesinnenministerium 
unter Beteiligung des Bundeskriminalamtes und der 
Bundesdruckerei hat nun ein neues Ausweissystem 
erarbeitet, das die genannten Vorgaben erfüllt. Die 
Systemkonzeption berücksichtigt daneben gleicher-
maßen Forderungen internationaler Gremien und 
jüngste Entwicklungen auf verschiedenen Gebieten 
der Sicherheitstechnik. Sie folgt insbesondere auch 
weitgehend der Resolution des Ministerrats des Eu-
roparats von 1977. 

Die Innenministerkonferenz hat dieses System 
am 27. April dieses Jahres gebilligt und einmütig 
beschlossen, den neuen Personalausweis so rasch 
wie möglich einzuführen. 

Der neue Ausweis wird im Gegensatz zu dem 
heute verwendeten Muster nicht in Buchform, son-
dern als Ausweiskarte gestaltet sein. Er kann nicht 
mehr verfälscht werden, weil er bei jedem Ver-
such, ihn nachträglich zu öffnen, irreparabel zer-
stört wird. Aus diesem Grunde wird es auch nicht 
mehr möglich sein, den Ausweis etwa durch Aus-
wechseln des Lichtbildes oder durch Manipulatio-
nen an den personenbezogenen Daten seines Inha-
bers zu verändern. Der neue Ausweis ist darüber 
hinaus fälschungssicher. Hochwertiges Material 
und ein technisch aufwendiges Herstellungsverfah-
ren schließen die Anfertigung von Falsifikaten 
weitgehend aus oder erschweren sie doch erheb-
lich. 

Der neue Ausweis, der, wie ein starkes Interesse 
unserer Nachbarn beweist, infolge seiner hochwer-
tigen Technologie über die Grenzen der Bundesre-
publik hinaus richtungweisend sein kann, ist mei-
nes Erachtens ein Beispiel dafür, wie eine kochent-
wickelte Technik einen Zuwachs an Sicherheit be-
wirken kann, ohne gleichzeitig die Freiheit des 
Bürgers einzuengen. 

Für die Bundesregierung war es eine unverzicht-
bare Forderung, die Rechtsgrundlagen für den neu-
en Personalausweis von allen Regelungen freizu-
halten; die eine unzumutbare Beeinträchtigung der 
Persönlichkeitssphäre seiner Benutzer bedeutet hät-
ten. 

Die Tatsache, daß der Ihnen vorliegende Gesetz-
entwurf auf den vieldiskutierten „Sperrvermerk", 
der ursprünglich als Beitrag zur Bekämpfung des 
Terrorismus gedacht war, verzichtet, stellt dies 
nachdrücklich unter Beweis. Es hat sich gezeigt, 
daß der sicherheitspolitische Nutzen des Personal-
ausweissperrvermerks seine rechtsstaatlichen Ko-
sten nicht rechtfertigt. Durch Eintragungen in den 
Personalausweis dürfen nicht Informationen an Be-
hörden oder Personen gelangen, die diese nichts 
angehen; Der in Übereinstimmung mit meinen Län-
derkollegen in den Gesetzentwurf aufgenommene 
Verzicht auf den Sperrvermerk gehört zu den Ein-
grenzungen, mit denen wir dafür sorgen, daß Effek-
tivitätsverbesserungen bei der Verbrechensbe-
kämpfung nicht das Gleichgewicht zwischen Frei-
heit und Sicherheit zu Lasten des Bürgers verschie-
ben. 

Der neue Personalausweis wird aus dem gleichen 
Grund auch nicht zum Anlaß genommen, ein ein- 
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Bundesminister Baum 
heitliches Personenkennzeichen • — sozusagen 
durch die Hintertür — einzuführen. Die Bundesre-
gierung hat deshalb auch die Anregung des Bun-
desrats begrüßt, im Gesetz ausdrücklich festzu-
schreiben, daß der Personalausweis keine ver-
schlüsselten Angaben über die Person seines Inha-
bers enthalten darf. Die rasante Entwicklung der 
Datenverarbeitung und des Datenverbunds, die sich 
in den letzten Jahren vollzogen hat, macht deut-
lich, daß die Einführung eines Personenkennzei-
chens mit dem gebotenen Persönlichkeits- und 
Freiheitsschutz unserer Bürger nicht zu vereinba-
ren wäre. 

Demgemäß wird der neue Ausweis lediglich eine 
Seriennummer ohne personenbezogene Merkmale 
des Ausweisinhabers enthalten, keine anderen ver-
schlüsselten Angaben über die Person seines Inha-
bers tragen und nicht zu einer zentralen Datei über 
die personenbezogenen Daten der Ausweisinhaber 
führen, weder beim Bund noch bei den Ländern. 
Ich begrüße daher ausdrücklich auch den Vor-
schlag des Landes Hessens, im Gesetz selbst die 
zur Feststellung der Person unbedingt erforderli-
chen Daten abschließend aufzuzählen und aus-
drücklich anzuordnen, daß auf Grund dieses Geset-
zes keine zentrale Datei der Inhaber von Personal-
ausweisen entsteht. 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Unsere Bürger 
haben einen Anspruch, gegen eine Kriminalität, 
die sich allenthalben modernster Technik bedient, 
erfolgreich geschützt zu werden. Fälschungssiche-
re Personalausweise sind ein wirksamer Beitrag, 
diesen Anspruch zu erfüllen. Der neue Ausweis 
wahrt die Freiheit des Bürgers und nimmt auch 
auf die Datenschutzdiskussion Rücksicht. Der 
neue Ausweis wahrt die Freiheit des Bürgers, der 
sich Recht und Gesetz verpflichtet weiß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Jentsch (Wiesbaden). 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch meine Fraktion hält das Anliegen, dem durch 
diesen Gesetzentwurf Rechnung getragen werden 
soll, für begründet. Das bedeutet aber nicht, daß 
wir nicht einige kritische Anmerkungen hierzu zu 
machen hätten. 

Da ist zunächst einmal der erstaunlich lange 
Weg, den die Regierung zurücklegen mußte, um 
einen Gesetzentwurf vorzulegen. Dabei ist die 
Notwendigkeit, einen fälschungssicheren Personal-
ausweis zu schaffen, nicht erst seit gestern gege-
ben. „Die Ständige Konferenz der Innenminister und 
Senatoren für Inneres der Länder hat in ihrer Sit-
zung am 20. Juni 1977 den Bundesminister des In-
nern gebeten, sich für eine beschleunigte Einführung 
fälschungssicherer Personalausweise einzusetzen." 
So steht es jedenfalls in der Antwort der Bundes-
regierung vom 22. März 1978 auf unsere Kleine An-
frage nach dem Stand der Vorbereitungsarbeiten für 
die Einführung des Ausweises. 

Dem Innenminister selbst ist die lange Dauer 
wohl etwas peinlich. Denn nur so ist erklärlich, 
daß er in der Begründung des Gesetzentwurfs — 
sowohl in dem amtlichen Dokument als auch heute 
hier — nur von dem Beschluß vom 22. Juni 1978 
redet und nicht von dem Beschluß ein Jahr vorher. 
So einfach kann man die Vorbereitungszeit um ein 
Jahr verkürzen. 

Wir beraten heute einen höchst eigenartigen 
Entwurf. Von der neuen Ausweisform, dem neuen 
Ausweismuster, das der Herr Minister hier gerade 
dargestellt hat, steht in diesem Gesetzentwurf kein 
Wort. Dieser Gesetzentwurf enthält Bestimmungen, 
die es nach der amtlichen Begründung angeblich 
erst möglich machen, das neue fälschungssichere 
Muster einzuführen. Diese Begründungen können 
nicht überzeugen. Der Innenminister hätte auf 
Grund seiner Verordnungsmöglichkeit den neuen 
Ausweis schon längst einführen und die erforder-
lichen gesetzlichen Ergänzungen auf den Weg brin-
gen können. Sie hätten auch zeitlich versetzt ein-
geführt werden können. 

Ich frage mich, warum hier bei der Durchsetzung 
dieses allgemein anerkannten Anliegens nicht et-
was mehr Eile möglich gewesen ist. Ich fürchte so-
gar, daß die Vorbehalte, die teilweise — ich erin-
nere an den Parteitag der FDP — gegen diesen 
neuen Ausweis vorgetragen worden sind, zu einer 
erheblichen Verzögerung geführt haben. Dies war, 
wie ich meine, zum Nachteil der Sicherheit in un-
serem Lande. 

Es kann gar kein Zweifel daran bestehen, daß ein 
neuer fälschungs- und verfälschungssicherer Aus-
weis eingeführt werden muß. Wir lesen, daß inzwi-
schen 13 000 Blankovordrucke des jetzt üblichen 
Personalausweises gestohlen worden sein sollen. Es 
ist deshalb kein Wunder, daß man, wie man hört, am 
Frankfurter Hauptbahnhof einen Personalausweis 
häufig schneller als bei einer Gemeindebehörde be-
kommen soll. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dabei ist die Handhabung einer sorgfältigen 
Ausweispflicht ein wesentliches Mittel zur Erhö-
hung der Sicherheit für alle Bürger. Diese Pflicht ist 
auch jedem Bürger zuzumuten; denn sie dient sei-
ner eigenen Unversehrtheit. Diese Pflicht hat aber 
nur dann einen Sinn, wenn der Ausweis auch ein 
untrügliches Identifizierungsmittel ist. Das ist beim 
derzeitigen Personalausweis nur unzulänglich der 
Fall. 

Herr Minister, ein noch so perfektes Ausweissy-
stem in unserem Land ist nicht ausreichend, wenn 
Rechtsbrecher dieses System ohne große Schwie-
rigkeiten unterlaufen können. Das ist der Fall, 
wenn der Rechtsbrecher auf ausländische Identi-
tätspapiere zurückgreifen kann, die nicht fäl-
schungssicher sind. Die Bundesregierung hat in der 
Antwort auf unsere Kleine Anfrage — Sie waren 
daran sicherlich beteiligt — erklärt — ich zitiere —: 

Die Erfahrungen gerade in der jüngsten Ver

-

gangenheit zeigen, daß vor allem terroristische 
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Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Gewalttäter zu ihrer Tarnung zunehmend aus-
ländische Identitätspapiere benutzen. 

Ich frage: Wie will die Bundesregierung diese Si-
cherheitslücke stopfen? Gesetzentwurf und Begrün-
dung lassen den fragenden Leser hier völlig allein. 
Auch Sie haben heute zwar gesagt, dies sei ein 
Muster für andere Länder und stimme mit irgend-
welchen Vorschlägen und Empfehlungen überein; 
aber von einer Durchsetzbarkeit eines geschlosse-
nen Systems im Bereich der internationalen und 
europäischen Zusammenarbeit haben Sie heute 
nichts mehr gesagt. Ganz anders hieß das damals 
in der Antwort auf unsere Kleine Anfrage, wo ge-
sagt wurde, das werde schon zu machen sein. Es 
wurde in Aussicht gestellt, dieses Problem in An-
griff zu nehmen. Aus Ihrem Schweigen entnehme 
ich, daß die Bundesregierung seither hierbei keinen 
Schritt vorangekommen ist. 

Wir werden uns im Ausschuß über die Alters-
grenze unterhalten müssen, über die im Bundesrat 
diskutiert worden ist. Das wird genauso wie der 
Wunsch des Bundesrates zu lösen sein, ausdrück-
lich festzuschreiben, daß Raum für verschlüsselte 
Angaben über die Person des Ausweisinhabers 
nicht vorgesehen werden darf. Der Bundesrat 
wünscht, daß das ausdrücklich in das Gesetz hin-
eingeschrieben wird. Darüber wird man sich si-
cherlich einigen können. 

Ein weiterer Punkt muß hier angesprochen wer-
den. Herr Minister, Sie haben in Ihrem Debatten-
beitrag im Bundesrat viel deutlicher und akzentu-
ierter darauf hingewiesen, die Einführung des neu-
en Ausweises — so sagten Sie damals — sei Be-
standteil einer „Sicherheitspolitik dieser Bundesre-
gierung mit Augenmaß". Ich bin der Meinung, das 
hätten Sie nicht sagen sollen; denn das disqualifi-
ziert entweder Ihr Urteils- oder Ihr Erinnerungs-
vermögen. Ihre Sicherheitspolitik zeichnet sich 
eben nicht durch Augenmaß aus, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

sondern durch eine solche der Wechselbäder. Vor 
der Sommerpause haben wir ja hier in diesem 
Hause über die entsprechende Behandlung der Si-
cherheitsorgane diskutiert. Da fand unter der 
„Schirmherrschaft" des Innenministers die Verunsi-
cherungskampagne gegen das Bundeskriminalamt 
und den Bundesgrenzschutz statt. Als sich dann 
das Kriegsgeschrei gelegt hatte und von den Vor-
würfen nichts oder wenig übrig geblieben war, er-
schienen Sie auf dem Schlachtfeld und trösteten 
die Verletzten. Minister Baum in allen Rollen, zu-
nächst Mentor der Attacke und dann fürsorglicher 
Dienstherr der Angegriffenen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich fürchte allerdings, nur das erste tun Sie aus 
Neigung, das zweite tun Sie aus Pflicht. 

Ich hätte das nicht angeführt, wenn wir dasselbe 
Doppelspiel nicht auch hier erleben müßten: „Si-
cherheitspolitik mit Augenmaß", und dann verwei-
sen Sie auf das Personenkennzeichen, das nun 
nicht drin sei. Ich frage mich: Wer wollte denn das 
Personenkennzeichen hier einführen, wo ist es  

denn vor einiger Zeit vorbereitet worden? Doch in 
Ihrem Hause! Und wer hat es denn gestoppt? Unser 
Abgeordneter Benno Erhard hat die Front dagegen 
aufgebaut, daß es zu diesen Kennzeichen nicht ge-
kommen ist. 

Ich meine also, daß Sie hier zwar richtig ent-
schieden haben; aber dies als eine Politik des Au-
genmaßes auf diesem Gebiet darzustellen, das halte 
ich doch für sehr bedenklich. 

Dasselbe ist es mit dem Sperrvermerk. Wir ha-
ben für eine Kann-Vorschrift plädiert. Ihr Haus 
wollte eine Muß-Vorschrift, daß es in den Ausweis 
eingetragen werden muß, wenn jemand damit nicht 
das Land verlassen darf. Warum belassen Sie es 
nicht bei dieser Kann-Vorschrift, nach der doch 
der von Ihnen häufig beschworene Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit hervorragend angewendet 
werden kann? Ich kann mir Güterabwägungen vor-
stellen, wo es ein Ausweisinhaber ertragen muß, 
daß er einen solchen Vermerk in seinem Ausweis 
hat. Sie führen hier nicht etwa an, daß das tech-
nisch nicht machbar sei, sondern führen den Ge-
danken der Rechtsstaatlichkeit, des Persönlich-
keitsrechts an. Wir werden uns darüber noch un-
terhalten müssen. 

Mit der Lösung, die von Ihnen gemeinsam mit 
den Ländern vorgeschlagen worden ist — ich gebe 
das zu —, läßt sich sicherlich leben; nur wende ich 
mich dagegen, daß Sie hier diesen Zickzackkurs, 
den Ihr Haus — und damit natürlich Sie; denn Sie 
verantworten das — geht, als eine „Sicherheitspo-
litik mit Augenmaß" darstellen. 

Dieser Gesetzentwurf kommt zu spät. Dies ist ein 
Punkt heftiger Kritik, den wir vorzutragen haben. 
In der Sache werden wir uns in den Ausschußbera-
tungen sicherlich einigen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Pensky. 

Pensky (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Es gehört natürlich zur 
Opposition, daß sie Kritik übt, selbst dann, wenn 
sie weiß, daß ihre Parteifreunde im Bundesrat und 
vorher in der Innenministerkonferenz in großer 
Übereinstimmung an dem mitgearbeitet haben, was 
nunmehr auf dem Tisch des Hauses liegt. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion be-
grüßt diese Vorlage, die die Grundlage dafür bil-
det, einen fälschungs- und verfälschungssicheren 
Personalausweis einzuführen. Wir wissen — und 
das wissen auch die, die daran mitgewirkt ha-
ben —, daß es ein Rahmengesetz ist, in dem wir 
ganz bestimmte Dinge gesetzlich festlegen wollen, 
das aber darüber hinaus der Ausfüllung durch eine 
Rechtsverordnung bedarf, der der Bundesrat zu-
stimmen muß. Auch hier die Zusammenarbeit im 
Rahmen dieses Bereiches .der inneren Sicherheit. 

Dieser Gesetzentwurf deckt sich durchaus mit 
den Zielvorstellungen, die die sozialdemokratische 
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Bundestagsfraktion in einem umfassenden Sicher-
heitspapier bereits im September 1977 vorgelegt 
hat. Ich möchte darauf hinweisen: Es war ein Si-
cherheitspapier, das sich im wesentlichen darauf 
beschränkte, schwergewichtig durch technische 
und organisatorische Maßnahmen die Fahndungsar-
beit der Sicherungsbehörden effektiver gestalten zu 
wollen. Dazu gehört eben auch die Einführung fäl-
schungs- und verfälschungssicherer Personalpapie-
re. 

Meine Damen und Herren, wir alle als Politiker 
werden eine Antwort auf die Frage geben müssen, 
die uns von vielen Leuten vorgelegt wird: Ist die-
ser ganze Aufwand denn überhaupt erforderlich? 
Meine Antwort hierzu: Diese Maßnahme ist zwin-
gend geboten — und ich sage hier auch —, wenn 
nicht sogar schon längst überfällig. 

Das will ich kurz begründen. „Schafft euch euer 
eigenes Paßamt", dazu rief vor einigen Jahren An-
dreas Baader, seinerzeitiger Chef und Gründungs

-

mitglied der sogenannten „Rote Armee Fraktion", 
seine Gesinnungsfreunde auf. Wir wissen alle, daß 
Terroristen und Schwerkriminelle in der Vergan-
genheit von dieser Empfehlung reichlich Gebrauch 
gemacht haben. Sie stahlen, wie auch schon der In-
nenminister ausführte, aus verschlossenen, aber auch 
aus unverschlossenen Amtsstuben massenhaft 
Blankovordrucke von Personalausweisen und Rei-
sepässen. Mit dieser Beute fielen ihnen auch noch 
die übrigen Werkzeuge zu, die zur perfekten Aus-
stellung solcher Personalpapiere benötigt werden, 
Dienstsiegel, Ösenzangen oder Rasterwerkzeug zum 
Befestigen von Paßbildern. 

Obgleich die Länderinnenminister nach scharfer 
Kritik, die von außen und auch von mir geübt wor-
den ist, im Jahre 1977 strenge Vorschriften über 
die Aufbewahrung von Ausweisvordrucken erlie-
ßen, verminderte sich zwar die Zahl der Beutestük-
ke, jedoch wurden in den Jahren von 1977 bis 1979 
immerhin noch über 2 000 Blankovordrucke von 
Personalausweisen und Reisepässen aus Amtsstu-
ben entwendet. Wenn sich, nach Schätzungen des 
Bundeskriminalamtes, zur Zeit rund 13 000 Blanko

-

vordrucke einschließlich Dienstsiegel und dazuge-
höriges Werkzeug in Händen von Kriminellen be-
finden, dann heißt das, daß sich damit auf Jahre 
hinaus Kriminelle mit einer falschen Identität aus-
statten können. Gerade bei den Verwandlungskün-
sten, die in diesen Kreisen immer perfekter entwik-
kelt worden sind, ist es damit auch möglich, daß 
lange gesuchte Schwerverbrecher unter uns leben, 
ohne erkannt zu werden, und dadurch eine erheb-
liche Gefahr für die innere Sicherheit in unserem 
Staate bilden. 

Dem, meine Damen und Herren, muß entgegen-
gewirkt werden. Deshalb war es auch notwendig, 
ein Personaldokument zu entwickeln, das erstens 
eine Fälschung oder Verfälschung ein für allemal 
ausschließt, das zweitens zur Erleichterung der 
Kontrolle, insbesondere der Grenzkontrolle, eine 
automatische Lesbarkeit ermöglicht und das 
schließlich drittens daneben auch zu vertretbaren 
Kosten hergestellt werden kann. 

Wir teilen die Meinung, daß die Kosten für diese 
Maßnahme, die der Erhöhung der inneren Sicher-
heit dient, der Staat und nicht etwa die einzelnen 
Bürger zu tragen haben sollen. Deshalb soll dieser 
Ausweis sowohl bei der erstmaligen Ausstellung 
wie auch bei der Neuausstellung nach Fristablauf 
kostenlos abgegeben werden. Hierbei ist anzumer-
ken, daß die Gültigkeitsdauer dieses Personalaus-
weises auf zehn Jahre und bei Personen, die das 
26. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, auf fünf 
Jahre befristet werden soll. 

Dieser Ausweis entspricht, Herr Kollege Jentsch, 
in seiner Ausgestaltung auch internationalen Ver-
einbarungen. Das ist Ihnen wohl entgangen. Ich 
darf hierzu verweisen auf die Resolution des Mini-
sterrates des Europarates vom 27. September 1977 
und auf die Empfehlung des Weltluftfahrtverban-
des, ICAO, einer Unterorganisation der UNO, aus 
dem Jahre 1970. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jentsch [Wiesbaden] 
[CDU/CSU]) 

Wir sind, im Gegensatz zu Ihnen, Herr Kollege 
Jentsch, der Bundesregierung dankbar, daß sie in-
soweit mit Nachdruck internationale Vereinbarun-
gen forciert hat, da es nichts nützen würde, wenn 
wir uns mit einer nationalen Regelung begnügten. 

Noch eines, Herr Kollege Jentsch. Es nützt 
nichts, zu sagen, diese Empfehlungen oder Ent-
schließungen seien von dann und dann. Sie müßten 
wissen — darüber hat es Informationen gegeben — , 

daß es daneben noch in einer internationalen 
Arbeitsgruppe viele Details auszuarbeiten galt, und 
es ist nicht so, daß die Sache aus Verschleppungs-
taktik auf die lange Bank geschoben worden ist. 

Weil aber Kriminalität grenzüberschreitend be-
gangen wird, hoffen und wünschen wir, daß mög-
lichst viele Staaten unserem Beispiel sehr bald fol-
gen werden. Hierbei ist aber auch wichtig, daß die 
Fälschungs - und Verfälschungssicherheit auch auf 
Reisepässe ausgedehnt wird. Ich greife das auf, 
was Sie soeben erwähnten. Das ist durchaus be-
dacht. Ich freue mich, daß die Bundesregierung., 
wie sie auf Anfrage mitteilte, ebenfalls Vorberei-
tungen getroffen hat; aber hierzu bedarf es keiner 
Gesetzesänderung. 

Natürlich möchten auch wir die Umstellung des 
Personalausweis- und des Paßwesens lieber heute 
als morgen vollendet sehen. Wir haben uns jedoch 
davon überzeugen lassen müssen, daß bei Aus-
schöpfung aller technischen und organisatorischen 
Möglichkeiten die Ausgabe der Personalausweise 
frühestens 1981 und die der Reisepässe 1982 begin-
nen kann und daß sich die Neuausstattung aller 
Bürger etwa über fünf Jahre erstrecken wird. Viel-
leicht ist es dennoch möglich, Herr Innenminister, 
diese Zeiten etwas zu verkürzen. 

Etwas Entscheidendes möchte ich abschließend 
noch bemerken. Wir Sozialdemokraten sind dafür, 
daß mit diesen neuen Personalausweisregelungen 
der Datenschutz verstärkt Ausdruck findet. Insbe-
sondere wollen wir verhindern, daß etwa über die 
Seriennummer des Ausweises auf kaltem Wege ein 
einheitliches Personalkennzeichen eingeführt wird. 
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Wir wollen mit dieser Neuregelung auch eine 
Streichung des Personalausweissperrvermerks er-
reichen. Der Innenminister sagte es soeben auch, 
daß sich insoweit eine Übereinstimmung zwischen 
der Bundesregierung und uns befindet. Über die 
bloßen Personalien hinaus haben andere personen-
bezogene Hinweise, ob verschlüsselt oder unver-
schlüsselt, auf dem Personalausweis nichts zu su-
chen. Wir werden bei der Beratung des Gesetzent-
wurfs im Innenausschuß die jetzt vorliegende Ge-
setzesformulierung genau überprüfen. Ich freue 
mich aber, daß darüber Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung besteht. 

Wir Sozialdemokraten sind an einer beschleunig-
ten Beratung des Gesetzentwurfs sehr interessiert. 
Wir werden deshalb helfen, diesen Gesetzentwurf 
zügig zu beraten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen! Meine Herren! Die Einführung ei-
nes fälschungssicheren Personalausweises ist für 
uns alle sicher kein neues Problem. Es besteht bei 
niemandem ein Zweifel, daß der gegenwärtig ver-
wendete Personalausweis schon lange nicht mehr 
dem notwendigen Sicherheitsbedürfnis entspricht, 
das bei einem staatlichen Identitätspapier erfüllt 
sein muß. 

Nicht nur bekannte Aktionen bei der Bekämp-
fung des Terrorismus, auch Beispiele aus der allge-
meinen Kriminalität haben dies bewiesen. Der Bun-
desminister des Innern hat dies in einzelnen Bei-
spielen sehr überzeugend ausgeführt. Es ist deshalb 
grundsätzlich richtig und zu begrüßen, daß nach 
den Vorstellungen der Bundesregierung von dem 
bisherigen Muster in Buchform abgewichen werden 
soll. Die eingeschweißte Karte muß sicherstellen, 
daß der Ausweis nicht durch unbefugte Manipula-
tionen verfälscht werden kann, weil er bei einem 
solchen Versuch — so ist es vorgesehen — sofort 
irreparabel zerstört würde. Nachträgliche Eintra-
gungen — und das ist ein Problem — können des- 
halb auf dem neuen Ausweispapier nicht mehr vor-
genommen werden. Dies wirft einige Fragen auf, 
zu denen ich mich gleich äußern werde. 

Zunächst aber begrüße ich für die Fraktion der 
FDP, daß heute ein Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung zur Änderung des Gesetzes über Personalaus-
weise — in Übereinstimmung mit der Vorbereitung 
in der Innenministerkonferenz — vorgelegt worden 
ist. Zu begrüßen, Herr Kollege Jentsch, wäre es si-
cherlich, wenn auf diesem Gebiet eine einheitliche 
Regelung innerhalb der Staaten des EG -Raums 
schon jetzt hätte erreicht werden können. Dies 
können wir von uns aus allein nicht erzwingen. Ich 
begrüße es aber, daß das Muster, das die Bundes-
regierung vorgesehen hat, den EG-Vorstellungen 
entspricht. Ich erwarte, daß die bei uns eingeführte 
Regelung gewissermaßen eine Pilotfunktion auch 
gegenüber anderen Ländern des EG-Raumes haben 
wird. 

Der Gesetzentwurf ist nur kurz, da es zur Ände-
rung des gegenwärtigen Ausweispapiers selbst ei-
ner Änderung des geltenden Gesetzes nicht bedarf. 
Ich glaube, dieser Grund ist an und für sich über-
zeugend. Der Gesetzentwurf enthält daher nur eini-
ge wenige, allerdings wichtige — sagen wir ein-
mal: ergänzende — Bestimmungen. 

Für mich stellt sich allerdings doch die Frage, ob 
nicht noch einige andere Punkte bei der gesetzli-
chen Regelung berücksichtigt werden müssen. So 
enthält der Gesetzentwurf die Bestimmung — ich 
darf das hervorheben —, die Gültigkeitsdauer der 
Personalausweise auf zehn Jahre und bei Personen 
unter 30 Jahren auf fünf Jahre ohne Verlänge-
rungsmöglichkeit zu begrenzen, sicher eine logi-
sche Konsequenz des neuen Ausweismusters, das 
schon aus technischen Gründen neue Eintragungen 
nicht mehr möglich macht. Aber für den Fall, daß 
in dem ebenfalls dem Parlament zur Beratung an-
stehenden Transplantationsgesetz etwa eine Zu-
stimmungsregelung gefunden und diese mit einem 
Vermerk im Personalausweis verbunden wird, wür-
de das neue Ausweismuster doch sicher einige 
Schwierigkeiten bereiten. Zu lösen wäre dieses 
Problem nach meiner Auffassung z. B. dadurch, daß 
man eine — vielleicht gebührenpflichtige — vor-
zeitige Neuausstellung des Personalausweises mög-
lich macht. Deshalb wird bei der kommenden Bera-
tung dieses Gesetzes auch zu berücksichtigen sein, 
welche Regelungen im Transplantationsgesetz letzt-
endlich vorgesehen werden. Ich wollte es an die-
ser Stelle nicht versäumen, schon heute bei der er-
sten Lesung des vorliegenden Entwurfs auf diese 
Frage kurz hinzuweisen. 

In Art. 1 Nr. 4 des Gesetzes über den Personalaus-
weis soll der sogenannte Sperrvermerk gestrichen 
werden. Es handelt sich um die Vorschrift, daß Paß

-

versagungsgründe nach § 7 Abs. 1 des Paßgesetzes 
in den Personalausweis einzutragen sind. Diese im 
Zusammenhang mit der Antiterrorgesetzgebung 
eingefügte Vorschrift ist in der Praxis teilweise in 
einer Weise und in einem Umfang angewendet 
worden, wie es den Absichten des Innenausschus-
ses und des Parlaments in keiner Hinsicht ent-
sprach. Ich bitte, die entsprechenden Unterlagen 
hierzu aus dem Jahre 1978 nachzulesen. Die Eintra-
gung leichter und leichtester Paßversagungsgründe 
war weder gewollt noch war sie mit dem notwen-
digen Persönlichkeitsschutz auch im innerdeut-
schen Rechtsverkehr zu vereinbaren. Ich brauche 
deshalb nicht besonders zu betonen, daß die FDP-
Fraktion auf die Streichung gerade dieser Vor-
schrift ganz besonderen Wert legt. 

(Beifall bei der FDP) 

Bestehenbleiben muß aber nach dem Regierungs-
entwurf wohl der erste Teil der soeben zitierten 
Vorschrift, der die Paßbehörden für den Einzelfall, 
gestützt auf § 7 Abs. 1 des Paßgesetzes, zu der An-
ordnung ermächtigt, daß der Personalausweis 
nicht zum Verlassen des Bundesgebietes berech-
tigt. Das Unterlaufen einer solchen Anordnung will 
der Bundesminister des Innern durch eine Eintra-
gung des  Verbots in die Fahndungsunterlagen bei 
den Grenzkontrollbehörden verhindern. Das mag 
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zwar richtig sein, gleichwohl bleibt nach meiner 
Auffassung zu prüfen, ob die bestehenbleibende 
Verweisung auf alle Paßversagungsgründe des § 7 
Abs. 1 des Paßgesetzes in der Verwaltungspraxis 
nicht immer noch zu unerwünschten Weiterungen 
führen kann. Wir werden also in der Beratung im 
Innenausschuß zu überlegen haben, inwieweit 
nicht eine Beschränkung auf einige der wichtigsten 
Paßversagungsgründe möglich und sachlich gebo-
ten ist. 

Für die Beratung im Innenausschuß möchte ich 
abschließend noch zwei Gesichtspunkte in die De-
batte bringen, die den Vorstellungen des Landes 
Hessen entsprechen und die auch der Bundesmini-
ster des Innern in seinem Beitrag schon kurz ein-
geführt hat. Uns scheint es erforderlich, daß die 
Angaben, die in dem neuen Personalausweis ent-
halten sein dürfen, bereits durch das Gesetz festge-
schrieben werden. Dabei sollte man die Angaben, 
wie ich meine, beschränken auf Namen, gegebe-
nenfalls Geburtsnamen, Vornamen, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Geschlecht, Größe, Farbe der Augen, 
unveränderliche Kennzeichen und schließlich Wohn-
ort und Wohnung — mehr nicht. 

Des weiteren meinen wir, daß im neuen Gesetz 
ein zusätzlicher Beitrag zum Persönlichkeitsschutz 
geleistet werden muß. Ich spreche jetzt nicht nur 
davon, daß man verhindern muß, daß das Perso-
nenkennzeichen sozusagen irgendwie durch die 
Hintertür eingeführt werden kann. Zu allem sollte 
auch eine Bestimmung gehören, die es verbietet, 
Angaben, die bei der Beantragung und Ausstellung 
des Personalausweises erhoben werden, in zentrale 
Karteien des Bundes und der Länder einzuführen. 
Der Personalausweis berührt einen besonders sen-
siblen Bereich. Es kommt darauf an, die Bedürfnis-
se der öffentlichen Sicherheit zur Deckung zu brin-
gen mit dem Recht des einzelnen Bürgers auf Wah-
rung seiner privaten Sphäre. Diese Problemstellung 
ist in allen Bereichen, die mit öffentlicher Sicher-
heit zu tun haben, nicht neu. 

Wir, die Freien Demokraten, werden unter Be-
rücksichtigung der von mir angedeuteten Gesichts-
punkte die Vorlage im Innenausschuß sehr sorgfäl-
tig beraten. Ich bin der Überzeugung — auch nach 
Ihren Ausführungen, Herr Kollege Jentsch —, daß 
es gelingen wird, zu einer übereinstimmenden Auf-
fassung in diesem Ausschuß zu kommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren! 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfes der Bundesregierung auf Drucksache 
3129 an den Innenausschuß — federführend — und 
gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den 
Haushaltsausschuß vor. — Ich höre und sehe kei-
nen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 4: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge

-

setzes zur Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes 
— Drucksache 8/3104 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß 	. 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. — Herr Dr. Voss, bitte schön. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf zur Änderung des § 33 a des 
Einkommensteuergesetzes, der sich. mit dem Kin-
derbetreuungsbetrag befaßt, beabsichtigt die Frak-
tion der CDU/CSU, einen Beitrag zu leisten: 

1. zur Steuervereinfachung und damit 

2. zur Verhinderung bürokratischer Erschwerung, 
d. h. einen Beitrag zur Entbürokratisierung, 

3. zur sozial- und familienpolitischen Gerechtig-
keit, 

4. zur Steuerehrlichkeit, 

5. zur Verhinderung einer weiteren Aufblähung 
des staatlichen Apparates, 

6. zur gleichmäßigen Rechtsanwendung im Bun-
desgebiet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu diesen Punkten, meine Damen und Herren, ist 
im einzelnen auszuführen: 

Erstens. Niemand in diesem Hause bestreitet öf-
fentlich die Notwendigkeit, unsere Gesetze zu ver-
einfachen, verständlicher und damit bürgernäher 
zu machen, und zwar sowohl, was das Verständnis 
als auch was die Anwendung für den Bürger und 
für den Staatsdiener angeht. Aber, meine Damen 
und Herren, wenn es an die Durchführung dieses 
verbal hochgeschätzten Grundsatzes geht, läßt der 
Enthusiasmus und die Bereitschaft erheblich nach. 
Dies liegt nicht zuletzt daran, daß Vereinfachung 
in sehr vielen Fällen eine sehr schwierige und kei-
ne leichte Aufgabe ist. Einer der Gründe liegt dar-
in, daß in einer hochindustrialisierten, pluralisti-
schen Gesellschaft ein differenziertes und damit 
sehr schwieriges Gesetzessystem normalerweise 
die Folge ist. Aber diese Schwierigkeiten bestehen 
beim Kinderbetreuungsbetrag, den wir heute hier 
zu behandeln haben, nicht, und daher dürfen für 
seine Inanspruchnahme auch nicht die komplizier-
ten Regelungen gelten, die sich zuweilen als un-
vermeidlich erweisen. Hier geht es einfach um die 
Frage, meine Damen und Herren von der Koalition, 
ob Sie bereit sind, anzuerkennen, daß für ein Kind 
jährlich Betreuungskosten in Höhe von 1 200 DM, 
also monatlich 100 DM, entstehen. .Wenn Sie dies 
anerkennen und bejahen, ergibt sich steuerlich die 
sehr einfache Möglichkeit, diesen Betrag zu pau-
schalieren, d. h. ohne Einzelnachweis zu gewäh-
ren. 

 (Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wer hier Zweifel hegt, hat sich in der Frage, 
was die Betreuung eines Kindes heute kostet, nicht 
sachkundig gemacht und weigert sich darüber hin- 
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aus wohl auch noch, sich einmal durch einen Blick 
in die Kostenlisten zu informieren. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Dritter Familienbe

-

richt!) 

Sie brauchen sich ja nur den dritten Familienbe-
richt der Bundesregierung anzuschauen, wo die 
Kosten für ein Kind mit 500 DM pro Monat ange-
setzt werden, und das sind nicht allein Kosten für 
Nahrung und Kleidung; in diesem Betrag sind auch 
Kosten für die Betreuung eines Kindes enthalten. 
Beispielsweise betragen die monatlichen Kinder-
gartenkosten für nur einen halben Tag pro Kind 40 
bis 50 DM, also im Jahr schon 480 bis 600 DM. 
Wenn das Kind gar ganztägig in eine Kinderkrippe 
gegeben wird — einigen Damen und Herren auf ei-
ner Seite dieses Hauses scheint das ja die richti-
gere Lösung zu sein, weil es ihren Vorstellungen 
mehr entspricht —, entstehen bereits Kosten in 
Höhe von 1 000 bis 1 200 DM im Jahr. Für die Un-
terrichtung eines Kindes beispielsweise im musika-
lischen Bereich — vom Klavier angefangen bis zur 
Mund- oder Ziehharmonika — entstehen Kosten 
von wöchentlich 10 bis 20 DM, also im Jahr auch 
von 500 bis 1 000 DM. Hinzu kommen Kosten für 
Sportvereine, Jugendklubs — und was Sie sich auf 
diesem Gebiet sonst noch alles vorstellen wollen. 

Wer die Ansicht vertreten sollte, daß die zuletzt 
aufgezählten Kosten nicht zu den Kinderbetreu-
ungskosten gehören, weil man zwischen Betreu-
ungskosten für Unterricht und Ausbildung auf der 
einen Seite und Betreuungskosten für behütende 
Maßnahmen auf der anderen Seite, d. h. für das 
bloße Beaufsichtigen des Kindes wie etwa das Ba-
bysitten, unterscheiden müsse, und daß nur die 
letzteren als echte Kinderbetreuungskosten steuer-
lich anzuerkennen seien, der muß sich den Vor-
wurf gefallen lassen, daß er der Volksverdummung 
das Wort redet, weil er sich weigert, Kinder in an-
deren Bereichen zu fördern. 

Wer die Anerkennung eines weitgefaßten Kin

-

derbetreuungsbetrages und dessen Pauschalierung 
ablehnt, darf sich meines Erachtens nicht mehr zu 
denjenigen zählen, die eine kinder- und familien-
freundliche Politik für sich in Anspruch nehmen. 
Denn wie Sie, meine Damen und Herren, alle wis-
sen, sind in unserem Steuerrecht für viele Berufs-
gruppen und die bei ihnen entstehenden Kosten 
Pauschalierungen üblich. Ich könnte hier im einzel-
nen die lange Liste der vom Bundesfinanzministe-
rium zugelassenen Pauschalierungen aufzählen; ich 
will Ihnen das ersparen und mich darauf beschrän-
ken, zu sagen, daß, angefangen vom Politiker über 
den Journalisten und den Sportler bis hin zur 
Stripteasetänzerin — deren Bedeutung in der Pres-
se bereits zum Ausdruck gekommen ist —, 

(Zuruf von der SPD: Sie scheinen sich ja 
auszukennen!) 

Pauschalierungen üblich sind. Ich meine, was die-
sen allesamt ehrenwerten Berufen recht ist, 

(Heiterkeit) 

sollte unseren Kindern und unseren Familien billig 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Voss, 
ich würde da gewisse Einschränkungen machen. 

(Heiterkeit) 

Dr. Voss (CSU/CSU) : Ich bin einverstanden, Herr 
Präsident. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, niemand wird mit 
überzeugenden Gründen bestreiten, daß sowohl die 
großzügige Auslegung des Begriffs „Kinderbetreu-
ung" als auch die Pauschalierung der Steuerverein-
fachung dienen, und zwar sowohl beim Steuerbür-
ger als auch beim Staatsdiener, der diese Vor-
schriften anzuwenden hat. Denn es bedarf dann 
keiner komplizierten und weitschweifigen Durch-
führungsbestimmungen und Verwaltungsanordnun-
gen, die sich in schwer verständlicher, weil juristi-
scher Manier damit auseinandersetzen, was gerade 
noch unter „behütende Betreuung" fällt und was 
bereits „ausbildende und unterrichtende Betreu-
ung" ist. Hier würden dann zur Freude juristischer 
Rabulistiker und Haarspalter, aber zum Grauen des 
Steuerbürgers und auch des praxisbezogenen Steu-
erbeamten alle Grenzfälle abgehandelt werden. 
Zweifelsfälle, die die Steuerverwaltung von sich 
aus nicht zu lösen vermag, müßten von der Recht-
sprechung in langwierigen und zeitraubenden Pro-
zessen geklärt werden. 

Ein erster Vorgeschmack hierauf findet sich be-
reits jetzt in der Literatur, wo es heißt, daß Auf-
wendungen für Kindergärten, Kindertagesstätten, 
Tagesmütter, Vorschulen, für Unterricht in Sport-
vereinen oder in Tanzklubs, aber auch für Ballett-
unterricht zum Bereich der Betreuung und Beauf-
sichtigung gehören würden, während der Unter-
richt beispielsweise in Musikschulen und der 
Nachhilfeunterricht in den Bereich des sehr Zwei-
felhaften fielen, weil hier nicht klar sei, ob sie 
nicht bereits ausbildende oder unterrichtende Be-
treuung seien. 

Um das Dilemma deutlich zu machen, nur ein 
Beispiel: Wenn Nachhilfeunterricht bereits ausbil-
dende oder unterrichtende Betreuung ist, wohin ge-
hört dann die Beaufsichtigung beispielsweise von 
Schularbeiten in einem Silentium? Sinn und Zweck 
der Beaufsichtigung von Schularbeiten wie auch 
des Nachhilfeunterrichts dürften doch derselbe 
sein. Eine Unterscheidung steuerlicher Art dürfte 
dem staunenden Steuerbürger kaum verständlich 
und plausibel zu machen sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es dient also der Steuervereinfachung, wenn im 
wesentlichen der gesunde Menschenverstand aus-
reicht, um entscheiden zu können, was der Kinder-
betreuung dient und was nicht. 

Zweitens. Bei der von der CDU/CSU-Fraktion 
vorgeschlagenen großzügigen Handhabung des 
Kinderbetreuungsbetrags werden bürokratische Er-
schwerungen in der Anwendung vermieden. Die El-
tern brauchen nicht in erbsenzählerischer Manier 
jeden Beleg zu sammeln, aufzuheben und dem Fi-
nanzamt vorzulegen, und der Finanzbeamte ist der 
„hochgeistigen" Tätigkeit enthoben, die vorgeleg- 
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ten Belege im einzelnen zu prüfen, sie entweder 
anzuerkennen oder abzulehnen und das Gesamter-
gebnis zusammenzustellen. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Kühbacher? 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Kühbacher (SPD) : Herr Kollege Dr. Voss, würden 
Sie mir zustimmen, daß nichts einfacher wäre, als 
daß die Eltern von Kindern monatlich ein Kinder-
geld auf ihr Konto überwiesen bekommen und sie 
für nichts Belege sammeln müßten? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Kollege, aus Ihrer 
Frage spricht wieder Ihre alte Anschauung, daß Sie 
es halt ablehnen, leistungsgerecht zu besteuern, 
und im Wege des Transfers weiter fortfahren wol-
len, Ihre Familienpolitik zu betreiben. Das ist nicht 
unsere Meinung, und das wird auch nicht unsere 
Meinung sein, Herr Kollege. 

(Kühbacher [SPD] : Das ist Privilegienpoli

-

tik! Das ist mir klar! — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Niemand wird also bestreiten, meine Damen und 
Herren, daß die von uns vorgeschlagene Lösung 
die vernünftigere und auch die sympathischere 
ist. 

(Lachen bei der SPD) 

Drittens. Fest steht, daß es den Eltern mit ent-
sprechender 'Berufsausbildung leichterfallen wird, 
die erforderlichen Einzelnachweise der Betreuung 
dem Finanzamt vorzulegen; einesteils deshalb, weil 
sie geübter und versierter sind, sich Belege über-
haupt geben zu lassen, dann aber auch diese aufzu-
heben und dem Finanzamt vorzulegen. Anderer-
seits — das soll auch nicht verschwiegen werden 
— dürfte es hier auch leichter sein, sich auch dann 
Belege zu verschaffen, wenn sich die Fingierung 
eines Tatbestands als wünschenswert erweisen 
sollte. Gerade Sie, meine Damen und Herren von 
den Regierungsparteien, sollten sich daher zu einer 
Pauschalierung der Kinderbetreuungskosten beque-
men, damit nicht große Teile Ihrer Klientel, gegen-
über der Sie sich immer als besonders sozial- und 
familienpolitisch zuständig darstellen, von Ihnen 
enttäuscht werden. 

(Wehner [SPD] : Das möchten Sie verhin

-

dern!) 

— Ich würde das gern, Herr Kollege Wehner, 
wenn ich auf Ihre Vernunft bauen dürfte. 

(Wehner [SPD]: Bauen Sie mal!) 

Außerdem dürfte viertens eindeutig und klar 
sein, daß die Pauschalierung des Kinderbetreuungs-
betrags, wie wir sie erstreben, auch ein Beitrag zur 
Steuerehrlichkeit ist, denn sie veranlaßt nieman-
den, sich in nicht in jeder Hinsicht zweifelsfreier 
Manier Belege zu beschaffen und sie dann dem Fi-
nanzamt vorzulegen. Wir wissen doch alle, daß 

Gelegenheit Diebe macht. Wir sollten aus diesem 
Grunde Gelegenheit zur Steuerunehrlichkeit nicht 
bieten, um sie nachher nicht beklagen zu müs-
sen. 

Fünftens. Wenn für die Gewährung des Kinder-
betreuungsbetrags der Einzelnachweis beim Finanz-
amt verlangt wird und die Finanzbeamten dann 
pflichtgemäß die einzelnen Belege nachprüfen, wer-
den in der Bundesrepublik etwa 1 000 Finanzbeam-
te für diese Tätigkeit zusätzlich erforderlich sein. 
Allein in Bayern sind es 300. Sie werden entweder 
neu eingestellt werden müssen, was bedeutet, daß 
der staatliche Apparat weiter aufgebläht wird, oder 
diese Beamten wird man bei anderer, sinnvollerer 
Tätigkeit entbehren müssen. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: So ist es!) 

Entweder kommen also auf den Staat neue zu-
sätzliche Personalkosten in beachtlicher Höhe zu, 

(Hasinger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

oder es wird so sein, daß diese Beamten, weil sie 
sich mit dem bürokratischen Einzelnachweis befas-
sen, für wichtigere und steueraufkommensträchti-
gere Tätigkeiten nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Das kann nicht der Sinn einer vernünftigen Gesetz-
gebung sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man sollte doch endlich aufhören Gesetze zu ma-
chen, deren Vollzug derartige Konsequenzen hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD: Blasen Sie den Luftballon 
nicht so auf! — Das ist doch Ihre Mißge

-

burt! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Man sollte im Gegenteil endlich einmal Ernst ma-
chen mit dem Kampf gegen die Bürokratie und der 
ernsthaften Absicht ihres Abbaus; auch mit der 
ständigen weiteren Aufblähung des staatlichen Ap-
parates sollte endlich einmal Schluß gemacht wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Eine Seifenblase blasen Sie da auf!) 

Sechstens. Der vorliegende Gesetzentwurf ist 
notwendig, um zu einer gleichmäßigen Rechtsan-
wendung im gesamten Bundesgebiet zu kommen. 
Der Bundesfinanzminister hätte zwar genügend Ge-
legenheit gehabt, den zahlreichen Aufforderungen, 
seine Zustimmung zu einer allgemeinen Verwal-
tungsanweisung zu geben, nachzukommen, aber 
dies hat er bisher abgelehnt. Er lehnt dies mit der 
Begründung ab — die wir als irrige Meinung anse-
hen —, daß die Einführung von Kinderfreibeträgen 
hier durch die Hintertür erfolgen würde. 

Bei dieser Haltung des Bundesfinanzministers 
blieb der CDU/CSU-Fraktion keine andere Mög-
lichkeit, als den vorliegenden Gesetzentwurf einzu-
bringen, damit die einheitliche Rechtsanwendung 
in der Bundesrepublik gewahrt wird. Es sei aber aus-
drücklich erwähnt, daß es uns nicht wesentlich 
darauf ankommt, ob unsere Ziele durch ein Gesetz 
oder durch eine Verwaltungsanordnung unterstützt 
und erreicht werden. Wichtig ist uns lediglich, daß 
in der einen oder in der anderen Weise etwas ge-
tan wird, was diesen Zielen dient. Wenn Sie, mei- 
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ne Damen und Herren von der Koalition, einmal 
nicht nur schöne, aber leere Worte machen wollen, 
sondern handeln wollen, dann hätten Sie hier dazu 
wieder einmal eine Gelegenheit, indem Sie sich un-
seren Vorstellungen anschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gobrecht. 

Gobrecht (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nach meinem Vorred-
ner und angesichts der Politik, die er hier vertritt, 
fällt mir besonders auf, welche Wortwahl Sie von 
der Opposition haben. Bei Ihnen kommt das Kind 
offensichtlich nur als Kostenfaktor vor, 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

wobei Sie doch wissen, daß dies ein Begriff aus 
der Betriebswirtschaft ist. Man müßte Sie einmal 
ganz ironisch fragen: Wann reden Sie einmal von 
dem Ertrag der Produktion? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das würde in diesem Zusammenhang erst einmal 
richtig zeigen, welch eine komische Haltung das 
eigentlich ist. Das Kind als Kostenfaktor kommt ja 
nicht hier vor. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU] : Das ist aber nicht die hanse

-

atische Art, wie Sie hier anfangen!) 

Das kommt wieder vor, wenn Sie in der Familien-
politik von „Geburtenrate" sprechen. Was für 
Worte, kann man da nur sagen, was für eine Hal-
tung, was für eine Politik, die Sie da vertreten! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wi

-

derspruch bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei 
dem heute von der Opposition vorgelegten Ge-
setzentwurf geht es ja nicht etwa um die Klarstel-
lung einer Vorschrift, die letzten Endes von Ihnen, 
von der Opposition, von der CDU/CSU, initiiert 
worden ist, sondern es geht um etwas scheinbar 
Neues, das Abgelegtes, Schlechtes, Altes, das wir 
seit 1975 überwunden glaubten, wieder einführen 
will. In Wirklichkeit geht es hier doch darum, daß 
die steuerlichen Kinderfreibeträge wieder einge-
führt werden sollen — versteckt wie ein U-Boot zu 
alten Zeiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — von 
der Heydt Freiherr von Massenbach [CDU/ 

CSU] : Nicht versteckt, ganz klar!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
mit Ihrer wie immer modischen Anti-Bürokratie-
Philippika — der öffentliche Dienst wird Ihnen da 
aufmerksam zuhören, so darf ich nur einmal dazwi-
schenfügen — tun Sie so, als hätten Sozialdemo-
kraten und Freie Demokraten den Kinderbetreuungs-
betrag erfunden, um den es hier geht, obwohl Sie 
doch genau wissen oder wissen könnten, daß die-
ser Kinderbetreuungsbetrag nach einem langen 

Vermittlungsverfahren wegen Ihrer erneuten For-
derung nach Kinderfreibeträgen als Kompromiß 
von allen verantwortlichen Seiten akzeptiert wor-
den ist. Sie sollten die Vaterschaft nicht so ver-
leugnen; es gibt Methoden, sie festzustellen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Außerdem, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren von der Opposition, tun Sie so, als ob ein An-
trag, Mehraufwendungen steuerlich absetzen zu 
können, für die Bürger wie für die Verwaltung et-
was völlig Neues, etwas Einmaliges, etwas nie Da-
gewesenes sei. Hier stellen Sie doch nun wirklich 
Ihr eigenes Licht unter den Scheffel. Sie müßten es 
besser wissen. Dies gibt es doch längst bei den 
Werbungskosten der Einkünfte der Arbeitnehmer 
aus nichtselbständiger Arbeit; denken Sie an die 
Aufwendungen für Berufskleidung, denken Sie an 
die Aufwendungen für Fachliteratur, denken Sie an 
die Reisekosten und ähnliches. Natürlich gibt es 
dies auch längst bei den außergewöhnlichen Bela-
stungen, die ja hier begrifflich einschlägig sind. 
Wir haben das — auch das wissen Sie — bei den 
Aufwendungen für DDR-Pakete, wir haben das bei 
Unterstützungszahlungen, Unterhaltszahlungen und 
dergleichen mehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber beim Kilo- 
metergeld dürfen Sie pauschalieren!) 

Das ist überhaupt nichts Neues. Und selbstver-
ständlich ist das so abzuwickeln, wie es im Ein-
kommen- und Lohnsteuerrecht seit alters her üb-
lich ist, außerdem jedermann geläufig ist. Fragen 
Sie doch einmal die Bürger, sprechen Sie einmal 
konkret mit ihnen! Es ist ganz klar: Grundsätzlich 
gibt es zwei Möglichkeiten. 

Die eine ist der Nachweis der Mehraufwendungen, 
was bei ganz typischen Aufwendungen doch auch 
gar kein Problem ist, etwa bei den Aufwendungen 
für den Kindergarten, für den Sportverein, für die 
Haushaltshilfe oder für die Hausgehilfin. Bei der 
Hausgehilfin hatten Sie doch auch nie Bedenken, 
obwohl man fragen muß: Wer kann sich denn heu-
te noch eine Hausgehilfin leisten? Sie haben doch 
seinerzeit diese Regelung ins Gesetz gebracht und 
wollen sie auch beibehalten. Auch hier ist der 
Nachweis der Kosten etwas, was wir immer gehabt 
haben. 

Die zweite Möglichkeit ist die der schlichten 
Glaubhaftmachung im Rahmen von betraglichen 
Nichtbeanstandungsgrenzen. Auch dies ist eine 
alte Sache, die wir längst haben: im Bereich der 
Werbungskosten, bei den von mir genannten Bei-
spielen. Das ist also gar nichts Neues, kein Grund, 
sich groß aufzuregen. 

Die Bürokratie-Arie, der jammervolle Gesang von 
der riesigen Zettelwirtschaft und erst recht der gegen 
die Bürger gerichtete Verdacht der Steuerhinterzie-
hung sind hier wahrlich nicht angebracht. Sie wol-
len damit im Grunde doch nur verdecken, was Sie 
wirklich wollen. Was ist denn das im Klartext? Es 
ist die Rückkehr zu den alten, ungerechten steuer-
lichen Kinderfreibeträgen der 50er Jahre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Es ist die Rückwendung zum Dualismus, zur Dop-
pelspurigkeit von steuerlichen Kinderfreibeträgen 
und Kindergeld. Und zu wessen Lasten? Zu Lasten 
der Höhe des Kindergeldes, das der Staat zahlen 
kann; denn Geld ist allemal und immer knapp. 
Nichts anderes als die Rückkehr zu den Kinderfrei-
beträgen beinhaltet die Forderung nach schlichter 
Pauschalierung der Aufwendungen für Kinderbe-
treuungskosten. Mit anderen Worten: Es ist sozusa-
gen der Fuß in der Tür, mit dem die Opposition in 
schlechter Vertretermanier versucht, den Kinder-
freibetrag wieder einzuführen — so nach der Melo-
die: „Sicher in die 50er Jahre!" 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Nun wollen wir uns doch einmal ganz genau an-
schauen, was denn dies konkret für die Bürger be-
deuten würde. Erneut hätte die Tatsache, daß in ei-
ner Familie ein Kind vorhanden ist, völlig unter-
schiedliche Entlastungswirkungen, je nachdem, ob 
der Betroffene Spitzenverdiener, Normalverdiener 
oder Kleinverdiener wäre. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sie müssen doch 
mit dem gegenwärtigen Gesetz verglei

-

chen!)  
— Ich gehe durchaus vom gegenwärtigen Gesetz 
aus, und Sie werden gleich die Zahlen hören, die 
sich aus der gegenwärtigen Regelung ergeben. Dar-
über sollten Sie einmal nachdenken. Das ist doch 
eine höfliche Bitte an die Opposition. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Kleinverdiener würde von einem Kinderfrei-
betrag in der Regel gar nichts haben, null Mark, 
weil er ihn gar nicht ausschöpfen könnte. Wie sich 
eine solche Regelung in den anderen Bereichen 
auswirken würde, zeigen folgende Beispiele. Neh-
men wir einmal die Normalfamilie mit zwei Kin-
dern. Jetzt komme ich, Herr Kollege, genau zu den 
konkreten Zahlen von heute. Eine solche Familie 
erhält ab 1980 jährlich 1 800 DM, also monatlich 
150 DM, Kindergeld. Um denselben Betrag zu errei-
chen, müßte der Normalverdiener einen steuerli-
chen Kinderfreibetrag von sage und schreibe 8 182 
DM erhalten. Würde man aber diesen Freibetrag 
einräumen, so hätte der Spitzenverdiener dadurch 
eine steuerliche Entlastung von 4 582 DM statt der 
1 800 DM Kindergeld. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Wovon reden Sie 
denn?) 

also monatlich 382 DM gegenüber 150 DM Kinder-
geld. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU] : Was ist denn ein Normalver-
diener? — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 
CSU] : Nennen Sie doch einmal konkrete 
Beispiele! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Ich kann leider nebenbei nicht auch noch hören, 
was Sie dazwischenrufen. 

Daß sich die Diskrepanz bei weiteren Kindern 
noch steigern würde, ist doch ganz ,klar. Bei drei 

oder vier Kindern hätte man bereits Steuerfreibe-
träge, die das Durchschnittseinkommen der Arbeit-
nehmer übersteigen würden und sich folglich über-
haupt nicht auswirken könnten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Daß Sie diesen Weg des Rückschritts zum Kin-
derfreibetrag gehen wollen, zeigt doch auch den 
konzeptionellen Zickzackkurs der Opposition, die 
sich zeitweise als Anwalt von Otto Normalver-
braucher aufspielen will. 1974 kam nach langem, 
langem Zögern schließlich die Zustimmung der 
CDU/CSU — in letzter Minute schließlich sogar 
noch ein Gesetzentwurf —, das Kindergeld einzu-
führen und die steuerlichen Freibeträge abzuschaf-
fen. Am Schluß wurde dann noch so getan, als ob 
das Kindergeld eine Idee der CDU/CSU gewesen 
wäre. Aber bald danach kehrten Sie in der Praxis 
— wie auch heute — in Ihren Forderungen dazu 
zurück, daß Sie steuerliche Vorteile schaffen wol-
len, die um so höher sind, je mehr jemand ver-
dient, und Sie begründen es unter Krokodilstränen 
mit einer angeblichen Zettelwirtschaft. 

Meine Damen und Herren, die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion wird diesen Rückschritt 
mit Entschiedenheit ablehnen, weil damit alte Un-
gerechtigkeiten erneut eingeführt würden, weil 
dies erneut eine von der Opposition gewollte ver-
teilungspolitische Schlagseite brächte und weil 
ganz nebenhei die Pauschalierung der Kinderbe-
treuungskosten einen Steuerausfall von 3,5 Milliar-
den DM zu Lasten der Bürger brächte, die lieber 
ein höheres Kindergeld wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Schließlich muß das rechtsstaatlich zumindest 
sehr eigenartige Verhalten des CDU-Landesfinanz-
ministers Gaddum in Rheinland-Pfalz angesprochen 
werden: Während die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion in der Begründung ihres Gesetzentwurfes ganz 
korrekt sagt: 

Die Inanspruchnahme des mit dem Steuerände-
rungsgesetz 1979 eingeführten, ab 1980 gelten, 
den sogenannten Kinderbetreuungsbetrages 
von 600 DM je Elternteil bzw. 1 200 DM je 
Kind setzt voraus, daß die Aufwendungen im 
einzelnen nachgewiesen werden (§ 33 a Abs. 3 
EStG). 

erklärt Minister Gaddum im „Handelsblatt" am 
Montag dieser Woche — ich zitiere wörtlich —: 

Dann werden wir als Landesverwaltung von 
Rheinland-Pfalz gezwungen sein, unseren Fi-
nanzämtern eine allgemeine Anweisung zu ge-
ben, den Begriff der Kinderbetreuung großzü-
gig auszulegen und auf Belege zu verzichten. 
Das würde selbstverständlich auf eine allge-
meine Pauschalierung herauslaufen. 

(Kühbacher [SPD] : Das wäre verfassungs- 
widrig!) 

Meine Damen und Herren, die Verwirklichung ei- 
ner solchen Ankündigung — überhaupt schon eine 
solche Ankündigung eines auf die Verfassung ver- 
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eidigten Landesministers — ist wohl ebenso ein-
zigartig wie unverantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wie kann man überhaupt über eine Anweisung 
nachdenken, die klar gegen den unmißverständli-
chen Wortlaut des Gesetzes verstieße? Dies gäbe 
im Ergbnis einen eindeutigen Gesetzesbruch durch 
einen Landesminister, dem im übrigen die Beamten 
nicht gehorchen dürften. Dies wäre über die glatte 
Gesetzesumgehung hinaus ein Akt der administrie-
renden Gesetzgebung, die das Parlament, der Deut-
sche Bundestag, auf gar keinen Fall hinnehmen 
dürfte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sehr verehrte Damen und Herren der Opposition, 
Sie sollten mit Ihrem Parteifreund in Mainz ein 
klares Wort reden und ihn auf den rechtsstaatli-
chen Pfad der Tugend zurückführen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie müssen 

mal mit Herrn Thüsing reden!) 

Sie müssen sich in diesem Zusammenhang natür-
lich auch fragen lassen: Was sind denn eigentlich 
Kompromisse wert, die mit Ihnen nach langen, zä-
hen Verhandlungen im Vermittlungsausschuß be-
schlossen und hier dann einstimmig als gesetzliche 
Bestimmungen verabschiedet werden? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was sind solche Kompromisse wert, wenn sie so 
unterlaufen werden? Damit ist doch die Frage nach 
der Glaubwürdigkeit auch der CDU/CSU-Fraktion 
gestellt, was zukünftige Verhandlungen anbelangt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn Sie, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, es schon für nötig halten — wie hier in der 
Haushaltsdebatte der vorigen Woche durch den 
Herrn Oppositionsführer geschehen —, Gemein-
samkeit in bestimmten Fragen anzubieten, dann er-
halten Sie uns allen doch wenigstens die bisher 
vorhandene Gemeinsamkeit der rechtsstaatlichen 
und einheitlichen Anwendung einmal beschlosse-
ner Gesetze in der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Tun Sie dies, ganz gleich, wie sich die Landesre-
gierungen zusammensetzen. Beweisen Sie durch ein 
Einwirken in Mainz, daß getroffene Vereinbarun-
gen unter soliden Partnern einzuhalten sind, erst 
recht aber darauf beruhende Gesetze. Für die 
Glaubwürdigkeit eines Verhandlungspartners gilt 
nämlich auch im Inland: „Pacta sunt servanda." 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Was der Kollege Voss gesagt 
hat, klingt sicherlich sehr gut, wie alles so schön 
und eingänglich klingt, was Sie in diesen Tagen 
und Wochen an Milliardenversprechungen in die  

deutsche Bevölkerung bringen. Ich denke z. B. an 
die Rede von Herrn Burger in der vorigen Woche 
— und nun dieses: All dies sind Milliardenge-
schenke, von denen Sie nur niemals sagen, wie Sie 
sie denn eigentlich finanzieren wollen. 

So klingt denn auch dieses hier natürlich sehr 
gut, besonders bei denen in der Bevölkerung, die 
die Systematik der Steuergesetze verständlicher-
weise nicht kennen können. Darauf spekulieren Sie 
ja. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Auch bei denen, 
die die Praxis kennen!) 

— Auch die, die die Praxis kennen? Ich komme 
gleich darauf. Ich verstehe etwas davon. Darauf 
können Sie sich verlassen. 

Zunächst möchte ich das aufgreifen, was Kollege 
Gobrecht gesagt hat: Welches Verständnis haben 
Sie eigentlich vom Vermittlungsverfahren, wenn 
Sie eine im Vermittlungsverfahren einvernehmlich 
getroffene Regelung schon vor Inkrafttreten des 
Gesetzes durch eine Änderung in Frage stellen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Weh

-

ner [SPD] : Der Zweck heiligt das Mittel!) 

Hier stellt sich wirklich die Frage, welches Ver-
ständnis Sie vom Sinn einer Vermittlung haben 
und was Sie von Fairneß halten. Wir bedauern Ihr 
Vorgehen. 

Aber da das nun so ist, werden wir uns mit die-
sem Gesetzentwurf auseinandersetzen. 

Präsident Stücklen: Frau Abgeordnete Funcke, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Kreile? 

Frau Funcke (FDP) : Ja. 

Dr. Kreile (CDU/CSU) : Frau Kollegin Funcke, er-
innern Sie sich, daß eine hochgeschätzte Kollegin 
dieses Hauses 

(Wehner [SPD] : Ist es üblich, immer die 
Hände in die Hosentaschen zu stecken, 
wenn man eine Dame fragt? — Heiterkeit 

bei der SPD und der FDP) 

das Ergebnis dieses Vermittlungsverfahrens aus 
anderen Gründen sogar als verfassungswidrig in 
Frage gestellt hat, und zwar bevor dieses Gesetz 
zum 1. Januar 1980 in Kraft tritt, und sind Sie in 
der Lage, dies zu erläutern? 

Frau Funcke (FDP) : Wenn Sie mich zu Ende kom-
men lassen, Herr Kollege, komme ich ganz si-
cher auf diesen Punkt zu sprechen. Was ich ange-
griffen habe, war nicht das Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses, sondern eine einzelne Teilbe-
stimmung, die bei der Ausformung des Vermitt-
lungsergebnisses meines Erachtens verfassungsbe-
denklich geraten ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Wir können näher darauf eingehen, wenn Sie 
wollen. In der mitternächtlichen Runde ist etwas 
vereinbart worden, was nachher durch die Verwal- 
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tung ins Gesetz geschrieben wurde. Da wir im Ver-
mittlungsausschuß nicht protokollieren, kann ich 
nur an die Erinnerung derer, die dabeiwaren, ap-
pellieren: Ich habe die Frage der getrennten Ehen 
und ihrer gleichberechtigten Berücksichtigung von 
Anfang an gestellt und immer wieder in den Vor-
dergrund gerückt. Nun können wir als Abgeordne-
te nicht jeden Text in kurzer Zeit bis zum letzten 
exegetisieren. So konnte es geschehen, das, was 
zum Schluß herausgekommen ist, nämlich daß ein 
Alleinstehender, der keine Unterhaltsansprüche hat 
und verwitwet ist, den vollen Steuerbetrag geltend 
machen kann, aber ein Alleinstehender, der Unter-
haltsansprüche hat, nur den halben Steuerbetrag 
geltend machen kann, ohne daß etwa der Unter-
haltsverpflichtete die andere Hälfte bekommt, ver-
fassungswidrig ist; besonders nach den Urteilen, 
die uns vorliegen. Diese Einzelheit, die für die Be-
troffenen wichtig ist, aber im Rahmen des Vermitt-
lungsverfahrens ein Randproblem gewesen ist, 
habe ich von Anfang an für problematisch gehal-
ten. Deshalb stimme ich Ihrem Gesetzentwurf inso-
weit zu, als dies korrigiert werden muß, allerdings 
anders, als Sie es machen wollen. 

Generell wundert es mich, daß diese Rede, die 
Sie über die Schwierigkeit von Nachweisen führen, 
erst jetzt kommt. Denn bisher müssen die Kosten 
für eine Hausgehilfin selbstverständlich nachge-
wiesen werden. Das ist wirklich nichts Neues. Das 
ist unangefochten seit vielen Jahren. Das haben 
Sie nie angegriffen. Das gilt auch für andere steu-
erabzugsfähige Ausgaben, die man, wenn man sie 
geltend machen will, nachweisen muß. Ich habe 
noch nie gehört, daß Sie etwa die Spenden pau-
schalieren wollen oder die Sonderausgaben nicht 
mehr nachweispflichtig sein lassen wollen oder 
daß Sie Ausbildungskosten im Rahmen der Sonder-
ausgaben einfach jedem zubilligen, weil Sie sagen: 
Es ist lästig, dafür einen Beleg beibringen zu müs-
sen. Das alles halten Sie für normal. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nur an diesem einen Punkt werden Sie plötzlich 
empfindlich gegen Nachweise. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kinderfreund

-

lich!) 

Ich könnte Ihnen viel zur Pauschalierung empfeh-
len. Nur weiß ich nicht, wo dann letztendlich die 
Gerechtigkeit bleibt. 

Der Betreuungsfreibetrag ist eindeutig als außer-
gewöhnliche Belastung konstruiert. Was das ist, 
sagt § 33 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes: 

Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangsläu-
fig größere Aufwendungen als der überwiegen-
den Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher 
Einkommensverhältnisse, gleicher Vermögens-
verhältnisse und gleichen Familienstandes 
(außergewöhnliche Belastung), so wird auf An-
trag die Einkommensteuer dadurch ermä-
ßigt... 

Das heißt: es soll die Einkommensteuer durch ei

-

nen Freibetrag ermäßigt werden, wenn nachweis

-

lich größere Aufwendungen als bei anderen Steuer

-

pflichtigen entstanden sind. Auf Grund der ange-
führten Definition ist es daher nach meiner Mei-
nung rechtlich nicht möglich, diesen Betrag voll zu 
pauschalieren; denn nicht jedem erwachsen ent-
sprechende Aufwendungen für die Betreuung.  Es 

 geht ja nicht um den allgemeinen Unterhalt, son-
dern um Aufwendungen für personelle Leistun-
gen. 

Herr Voss, es scheint mir nicht sehr schwierig, 
sich darüber zu verständigen, was unter den Wor-
ten „erwachsen ... zwangsläufig" zu verstehen ist. 
Darunter fällt natürlich die Betreuung eines Kindes 
durch eine Kraft bei Abwesenheit der Eltern oder 
wenn ein Kind aus pädagogischen Gründen einen 
Kindergarten besucht, und darunter fällt auch die 
Hilfe bei den Schularbeiten. Denn da der Staat die 
Schulpflicht eingeführt hat, sehe ich diese Hilfe bei 
entsprechenden Schwierigkeiten als eine zwangs-
läufige Ausgabe an. Darunter fallen aber nicht die 
Reitstunde oder das Tennistraining. Das mag zwar 
sehr nützlich sein, aber es ist nicht zwangsläufig 
im Sinne dieses Gesetzes und dessen bisheriger In-
terpretation. 

(Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/CSU]) 

Mit einer Pauschalierung wird der Gerechtigkeit 
nicht gedient. Sie haben sicher wie ich Briefe von 
Witwern mit mehreren Kindern bekommen, die 
sehr hohe Aufwendungen für die Betreuung der 
Kinder haben. Diese Witwer werden es sehr 
schwer verstehen, wenn wir dieselben steuerlichen 
Erleichterungen einer Familie geben, die diese ho-
hen Aufwendungen nicht hat. Der Witwer verliert 
erst sein Splitting und hat dann noch die besonders 
hohen Aufwendungen. Und für diese Belastung 
wollen Sie für Fremdhilfe im Haushalt und in der 
Erziehung steuerlich nicht mehr Entlastung geben 
als bei einem Ehepaar mit Splittingvorteil und kei-
nen solchen Aufwendungen? Wir wollen hingegen 
solche hohen Aufwendungen dort berücksichti-
gen, wo sie tatsächlich entstehen. Da wird nun ge-
sagt, die Hausfrauenmutter werde dadurch „be-
straft". Aber sie hat ja den Vorteil, daß sie diese 
hohen Aufwendungen erst gar nicht hat. Schließlich 
ist eine Steuererleichterung immer noch eine ge-
ringere Ersparnis, als wenn man die Ausgaben 
überhaupt nicht hat. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sie sollten nicht so 
zynisch über die Hausfrau sprechen!) 

— Ich spreche sehr positiv über die Hausfrauen-
mutter. Sie wissen, daß ich das Splitting immer 
wieder gegen Angriffe verteidige, weil ich es für 
berechtigt ansehe, daß eine Ehe steuerlich begün-
stigt wird, in der ein Elternteil auf Erwerb verzich-
tet. Hinzu tritt dann, wenn in einer Ehe ein Eltern-
teil auf Erwerb verzichtet, der Vorteil geringerer 
effektiver Betreuungskosten. 

Wir haben nun allerdings die Möglichkeit im 
Steuerrecht, unter bestimmten Voraussetzungen 
und in begrenztem Umfang das Anfallen von je-
weils ähnlichen Kosten als gegeben anzusehen. Bei 
den außergewöhnlichen Belastungen ist das z. B. 
bei den Behindertenfreibeträgen der Fall. Dort wird 
in einer bestimmten, allgemein anfallenden Größen- 
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ordnung generell ein Freibetrag gewährt, wobei 
tatsächlich entstandene höhere Aufwendungen bei 
entsprechendem Nachweis anerkannt werden. Ich 
meine, wir könnten uns hier auf eine ähnliche Re-
gelung einigen, indem wir ohne Nachweispflicht 
einen Teilbetrag etwa in der Höhe der durch-
schnittlichen Kosten eines Kindergartenplatzes ge-
währen; denn ein Kostenanfall in dieser Größen-
ordnung ist dann zu vermuten. Aber wer höhere 
Aufwendungen' hat, der sollte und müßte dies auch 
nachweisen können. Das sind dann ja auch mei-
stens größere Blöcke: etwa die Ausgaben für eine 
Hausgehilfin oder für auswärtige Unterbringung 
oder Internats- oder Hortkosten. Das ist nicht eine 
Zettelsammelei über Kleinstbeträge, sondern kann 
in einem einzigen Beleg sehr einfach nachgewiesen 
werden. Deswegen wäre das, so meine ich, der 
richtige Weg, zu einer vernünftigen Regelung zu 
kommen, auch gemeinsam mit den Ländern, wenn 
wir ein bißchen vernünftig miteinander umgehen. 

Dazu kommt die Korrektur, über die wir vorhin 
gesprochen haben: daß bei einem Alleinstehenden 
mit Kind, ganz unabhängig davon, ob Unterhaltsan-
sprüche bestehen oder nicht, steuerlich der gleiche 
Freibetrag gegeben werden muß wie bei Verheira-
teten. Es wäre geradezu merkwürdig, wenn man 
der alleinstehenden Mutter mit einem wie auch im-
mer gearteten, begrenzten und mitunter fragwürdi-
gen Unterhaltsanspruch für die Betreuung des Kin-
des weniger Steuerermäßigung einräumen würde 
als einem Ehepaar. Dies können wir nun wirklich 
niemandem verständlich machen. Darum bin ich 
der Meinung, daß wir das insoweit durch eine Kor-
rektur bei der nächsten Gelegenheit eines Steuer-
änderungsgesetzes richtigstellen müssen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
ein Wort zu den Kosten sagen. Ich deutete das ja 
am Anfang bereits an. Das, was seinerzeit in den 
Etat eingestellt worden ist und was im Vermitt-
lungsverfahren die Zustimmung der Opposition 
und der Länder gefunden hat, hat eine Größenord-
nung von etwa einer halben Milliarde DM Steuer-
ausfall. Was Sie fordern, kostet 4 Milliarden DM, 
und das ist nur ein Punkt von den vielen, vielen 
Mehrausgaben oder Mindereinnahmen, die Sie 
überall fordern. Wir können das ja mal addieren. 
Zum 1. Januar 1980 sind bei Einrechnung von nur 
einer halben Milliarde DM Ausfall bei den Kinder-
betreuungskosten insgesamt bereits 5 bis 7 Milliar-
den DM Steuerentlastung des Bürgers beschlossen 
worden. Dazu kämen mindestens 3 1 /2 Milliarden DM 
mehr, wenn wir dieses Gesetz annähmen. Dann 
kommt der Bayern-Entwurf zur Tarifänderung zum 
1. Januar 1980 mit weiteren 8 bis 9 Milliarden DM. 
Meine Damen und Herren, das addiert sich auf 
mindestens 17 Milliarden DM. Und da sind Herrn 
Burgers familienpolitische Mehraufwendungen 
noch gar nicht drin. Wollen Sie, bitte schön, sagen, 
wie Sie das ohne eine ganz gewaltige Mehrver-
schuldung finanzieren wollen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Gleichzeitig reden Sie immer davon, daß die Schul

-

den herunter müßten und daß wir endlich zu einer 
ausgeglichenen Haushaltslage kommen sollten. Mit 

dieser Methode, in der Sie das betreiben, geht es 
nun allerdings nicht. Oder sagen Sie uns einmal 
konkret, wo Sie entsprechend große Blöcke von 
Ausgabenstreichungen sehen. Warum drücken Sie 
sich immer darum herum? 

Meine Damen und Herren, ich meine, wir sollten 
außergewöhnliche Belastungen das bleiben las-
sen, was sie sind und wie wir sie bisher verstan-
den haben. Wer wirklich hohe Ausgaben hat, soll 
sie nachweisen; dann bekommt er die besondere 
Belastung steuerlich entsprechend berücksichtigt, 
damit die Last etwas geringer wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Bundes-
minister der Finanzen. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der erste Satz der Begründung des Gesetzentwurfs 
der CDU/CSU-Fraktion bestätigt meinen Stand-
punkt in der Diskussion, die ich nun schon seit 
Monaten mit den Finanzministern einiger unionsre-
gierter Länder führen muß. Er unterstreicht zu-
gleich die Widersprüche innerhalb der Union. Ich 
stimme insoweit ausdrücklich der Begründung des 
vorliegenden Entwurfs zu, als es da heißt — ich zi-
tiere aus der uns vorliegenden Drucksache —: 

Die Inanspruchnahme des mit dem Steuerände-
rungsgesetz 1979 eingeführten, ab 1980 gelten-
den sogenannten Kinderbetreuungsbetrages 
von 600 DM je Elternteil bzw. 1200 DM je 
Kind setzt voraus, daß die Aufwendungen im 
einzelnen nachgewiesen werden  . 

Während einige unionsregierte Länder die Auf-
fassung vertreten, die Finanzbehörden könnten bei 
der Geltendmachung von Kinderbetreuungsbeträ-
gen eine Pauschalierung durchführen, und auf den 
Nachweis der Aufwendungen verzichten wollen, 
vertritt die CDU/CSU-Fraktion also meinen Stand-
punkt, daß eine Vollpauschalierung nach dem 
Wortlaut des Gesetzes unzulässig ist. Eine entge-
genstehende Verwaltungsanweisung, wie sie . von 
einigen Ländern angekündigt wird, wäre ein klarer 
Akt der Gesetzesumgehung und eine Aushöhlung 
des allgemeinen Rechts des Parlaments zur Steuer-
bewilligung. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Das widerspräche dem Sinn dessen, was wir im 
Vermittlungsausschuß vereinbart haben. Wenn der 
Herr Kollege Gobrecht sich an diejenigen wandte, 
die in der Politik lateinisch sprechen, damit sie das 
Volk nicht versteht, und „pacta sunt servanda" 
sagte, dann darf auch ich, da der klare Wortlaut 
des Gesetzes eine Interpretation nicht zuläßt und 
für Auslegungen keinen Raum läßt, Ihnen in mei-
nem, zugegebenermaßen, Meßdienerlatein, sagen: 
Verba clara — interpretatio admissa non est. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das hätten Sie bei 
den Ostverträgen beherzigen müssen! — 

Weitere Zurufe) 
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Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, ich 
muß feststellen, daß nicht alle Damen und Herren 
dieses Hauses humanistisch gebildet sind. 

(Beifall) 

Es bleibt Ihnen nicht erspart, das ins Deutsche zu 
übersetzen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Matthöfer: Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident, wenn einige der christlich demokrati-
schen Abgeordneten so lange wie ich Meßdiener 
gewesen wären, dann hätten sie auch keine Kin-
derbetreuungskosten für Lateinunterricht in An-
spruch nehmen müssen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. und 
der FDP —. Kühbacher [SPD] : Aber trotz

-

dem verstehe ich Sie nicht!) 

— „Bei absoluter Eindeutigkeit ist für Auslegung 
kein Raum" — dies ist ständige höchstrichterliche 
Formulierung auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Die Landesregierungen von Bayern und Rhein-
land-Pfalz haben sich so in ihren unhaltbaren 
Standpunkt verrannt, daß sie sogar mit einer in-
haltlich abweichenden Auslegung und mit einem 
Alleingang ihrer Länder in dieser Frage drohen. 
Eine entsprechende Weisung an die Finanzämter 
dieser unionsregierten Länder wäre nicht nur ein 
Bruch der Vereinbarung zwischen Bund und Län-
dern aus dem Jahre 1969, wonach allgemeine Wei-
sungen der obersten Finanzbehörden der Länder 
der Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
bedürfen — Herr Kollege Voss, wegen der einheit-
lichen Auslegung und  Handhabung im Bundesge-
biet —, sie wäre auch eine klare Aufforderung an 
die ihnen unterstehenden Beamten zur Verletzung 
eines Bundesgesetzes. Das wäre ein einmaliger Akt. 
Wenn wir dies zuließen, dann bekämen wir eine 
andere Republik. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Der Bundesminister der Finanzen kann seine Zu-
stimmung zu der von den unionsregierten Ländern 
geforderten allgemeinen Verwaltungsanweisung 
auch aus sachlichen Gründen nicht geben. Eine 
Pauschalierung des Abzugsbetrages käme der Ein-
führung von Kinderfreibeträgen durch die Hinter-
tür gleich, die von der Bundesregierung und von 
der Bundestagsmehrheit abgelehnt worden ist. Eine 
Vollpauschalierung und damit die Wiedereinfüh-
rung eines Kinderfreibetrages würde zu Steuermin-
dereinnahmen von rund 4 Milliarden DM führen. 
Wir waren uns im Vermittlungsausschuß darüber 
im klaren, daß es nur 500 Millionen DM sein soll-
ten. Ich kann der Frau Kollegin Funcke nur zu-
stimmen: Das geht nicht. Wann werden Sie das 
endlich begreifen? Sie können nicht weniger einneh-
men, mehr ausgeben — z. B. beim Familiengeld —
und auch noch weniger Kredite aufnehmen wollen. 
Sie müssen wirklich einmal die Logik Ihrer Forde-
rungen betrachten, Sie werden damit beim Wähler  

nicht durchkommen; ich kann Ihnen das nur noch 
einmal ankündigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Vorschlag, einen Kinderbetreuungsbetrag als 
außergewöhnliche Belastung einzuführen, der dann 
auch Gesetz wurde, wurde uns von Ihnen,' den Ver-
tretern der Opposition und der unionsregierten Län-
der, in einer Situation aufgezwungen, in der wir vor 
der Alternative standen, andernfalls das damalige, 
aus volkswirtschaftlichen Gründen, d. h. zur Si-
cherung der Beschäftigung, erforderliche Entla-
stungs-Paket scheitern zu lassen. Wir haben die-
sen Kompromiß im Vermittlungsausschuß akzep-
tieren müssen, um unsere auf dem Bonner Gipfel 
gegebenen Zusagen einhalten zu können. Das habe 
ich am 24. November des vergangenen Jahres im 
Bundesrat ganz klar dargestellt. Sie können im Pro-
tokoll nachlesen, daß ich diese Regelung als eine 
Mißgeburt bezeichnet habe. Ich lehne die Vater-
schaft hier noch einmal ausdrücklich ab. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie sind der Erzeuger dieser Mißgeburt. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Dr. Kreile? 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Ja, na-
türlich. 

Dr. Kreile, (CDU/CSU) : Herr Bundesminister der 
Finanzen, darf ich zwei Fragen stellen. Die erste: 
Haben Sie dem Gesetz seinerzeit zugestimmt, das 
Sie jetzt ablehnen? Die zweite Frage —  

(Zuruf von der SPD: Er hört nicht zu!) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, verbin-
den Sie beide Fragen, um der Geschäftsordnung 
gerecht zu werden! 

Dr. Krelle (CDU/CSU) : In diesem Fall genügt mir 
die Antwort auf die erste Frage. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Natür-
lich habe ich dem Gesetz zugestimmt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Es gibt eine dicke schwarze Mehrheit im Bundes-
rat, 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

die uns gesagt hat: Wir werden dies nicht durch-
gehen lassen, wenn Sie uns nicht etwas — jetzt 
kommt wieder Latein — mit Progressionseffekt ge-
ben. Für diejenigen, die das nicht verstehen, will 
ich es gerne erklären. Sie meinten: Wir Christde-
mokraten wollen etwas haben, was die höheren 
Einkommensschichten begünstigt und die unteren 
Einkommensschichten benachteiligt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Sie sind doch ein De

-

magoge, wie er im Buche steht!) 
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Bundesminister Matthöfer 
Das bedeutet nämlich „Progressionseffekt". Sie 
können doch bei den Zahlen, die Herr Kollege 
Gobrecht vorgerechnet hat, Herr Kollege Voss, 
nicht von leistungsgerechter Besteuerung sprechen. 
Wieso soll bei demjenigen, der den Spitzensteuer-
satz hat, die Leistung der Erziehung des Kindes 
dreimal so hoch belohnt werden, wie bei einem Ar-
beiterhaushalt, in dem der Verdiener einen niedri-
geren Steuersatz zahlt? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der SPD: Das muß immer wieder ge

-

sagt werden!) 

Sie, Herr Dr. Häfele, haben seinerzeit erklärt, die 
Opposition werde diese Nachweispflicht abschaf-
fen, sobald Sie die Mehrheit haben. Die haben Sie 
noch nicht, wie Sie ja im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens feststellen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kommt 
noch!) 

— Nein, sie wird Ihnen auch im nächsten Jahr 
nicht gegeben werden, weil Ihre Argumentation 
unsolide ist, wie jeder einsehen muß. 

Nachdem Sie nun Progressionseffekte erzielt ha-
ben, und da Sie die Mehrheit dort haben, wo wir 
Ihre Zustimmung benötigen, dies auch durchsetzen 
konnten, drehen Sie das um und sagen, daß dies 
eine Vorschrift für die oberen zehntausend Eltern 
sei. Das ist nun wirklich barer Unsinn; entschuldi-
gen Sie bitte. Denn Dienstleistungen für die Beauf-
sichtigung und Betreuung von Kindern sind immer 
dann gegeben, wenn Eltern ihre Kinder in Krabbel-
stuben, Kindergärten oder bei Tagesmüttern unter-
bringen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : In Kinderläden, da 
wollen Sie sie haben!) 

— Ich weiß ja nicht, woher Sie Ihre Assoziationen 
bekommen. Kinderläden wären mir zuletzt einge-
fallen. Ihnen steht überhaupt nicht zu, zu interpre-
tieren, wo ich Kinder gerne haben möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das Ganze hat eine Vorgeschichte. Im Sommer 
1974 — da ich damals noch mit anderen Problemen 
intensiv beschäftigt war, habe ich das jetzt alles 
nachgelesen — wurde nach zweimaligem Vermitt-
lungsverfahren die Steueränderung von 1975 von 
den gesetzgebenden Körperschaften verabschiedet. 
Alle Fraktionen des Deutschen Bundestages, auch 
die Fraktion der CDU/CSU und der gesamte Bun-
desrat ohne Ausnahme, also auch die unionsregier-
ten Länder, haben dem im Vermittlungsverfahren 
gefundenen Kompromiß zugestimmt. Kernstück die-
ser damaliger Änderungen war die Abschaffung 
der steuerlichen Kinderfreibeträge und ihre Erset-
zung durch ein allgemeines, vom Einkommen der 
Eltern unabhängiges Kindergeld. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das 
war ein großer Fehler!) 

— Sie haben dann später noch einmal im Juli ei-
nen Gesetzentwurf eingebracht, der sich inhaltlich 
mit dem Koalitionsentwurf deckte und haben in 
der Begründung sogar auf ihn verwiesen. Wenn 

der Herr Präsident gestattet, lese ich aus Ihrer da-
maligen Begründung einmal vor: 

Aus familien- und sozialpolitischen Gründen 
sollen die Kinderfreibeträge — —

— wohlgemerkt: aus familienpolitischen Gründen! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das 
war falsch!) 

— Wenn das damals falsch war, woher sollen wir 
wissen, daß das heute richtig ist? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich zitiere also: 

Aus familien- und sozialpolitischen Gründen 
sollen die Kinderfreibeträge des Einkommen-
steuerrechts, das Kindergeld nach dem Bundes-
kindergeld und der besoldungsrechtliche Kin-
derzuschlag durch eine für alle Eltern gleiche, 
also einkommensunabhängige, vom ersten 
Kind an zu zahlende neue Leistung erbracht 
werden. Diese Vereinheitlichung des Familien-
lastenausgleichs bedingt die Aufhebung der 
Kinderfreibeträge im Einkommensteuergesetz. 

Damals haben wir uns als Bundestag — um Zu-
stimmung des Bundesrates bemüht — zu einer Ver-
einheitlichung entschlossen. Diese Vereinheitli-
chung wollen Sie jetzt rückgängig machen und be-
zeichnen das als Vereinfachung. Wer soll denn das 
wohl noch verstehen? Die Versuche, das wieder 
zurückzudrehen, setzen dann ja ein. Einige Kolle-
gen haben das schon geschildert; ich will darauf 
nicht weiter eingehen. Wir jedenfalls haben das 
Ergebnis des Vermittlungsausschusses akzeptiert, 
und nun wird das auch durchgeführt. 

Ich bin allerdings gern bereit — ich habe das 
früher schon gesagt, ich wiederhole das hier —, 
mich mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
auf eine Verwaltungsanweisung zu verständigen, 
die auf der Grundlage des geltenden Rechts den 
Aufwand von Bürgern und Verwaltung auf ein 
Mindestmaß beschränkt und gleichzeitig eine mög-
lichst unbürokratische Handhabung der Nach-
weispflicht gewährleistet. 

In der öffentlichen Diskussion ist wenig beach-
tet, wenn nicht sogar bewußt verschwiegen wor-
den, daß der Nachweis von Aufwendungen im 
Steuerrecht häufig auch durch Glaubhaftmachung 
erbracht wird. Bei typischerweise erwachsenden 
Aufwendungen und überschaubaren Beträgen kön-
nen die Finanzämter davon absehen, das Fehlen 
von Belegen zu beanstanden. Das gilt auch für Kin-
derbetreuungskosten. Eine derartige Praxis der 
Glaubhaftmachung, wobei, Herr Kollege Voss, der 
gesunde Menschenverstand immer eine Rolle spielt, 

(Dr. Voss [CDU/CSU]: Nicht bei jedem!) 

gibt es sicher bei den außergewöhnlichen Bela-
stungen. Sehen Sie sich doch einmal die lange Li-
ste dessen an, was alles glaubhaft gemacht werden 
kann. Ich habe mir das mal für mein Land Hessen 
heraussuchen lassen. Vielleicht kann man darauf 
zurückgreifen. Dies ist eine vernünftige, dem ge-
sunden Menschenverstand entsprechende Handha- 
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bung. Das, was Sie hier darstellen, ist ein Zerrbild 
der Finanzbürokratie. Die Finanzbeamten sind viel 
vernünftiger, als Sie sie draußen erscheinen lassen 
wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber dies ist — ich betone das ausdrücklich — 
keine Pauschalierung. Es ist ein in der Steuerver-
waltung vielfach angewandtes und gängiges Ver-
fahren. Wenn sich die Länder auf eine gesetzes-
konforme Auslegung der Bestimmungen verstanden 
haben, sollte es möglich sein, auf Verwaltungsebe-
ne ein praktikables, einfaches und unbürokrati-
sches Verfahren zu finden. 

Man kann auch daran denken, die Einheitlichkeit 
der Praxis durch Festlegung einer Nichtbeanstan-
dungsgrenze zu sichern, obwohl das, wie ich fest-
gestellt habe, bei den außergewöhnlichen Belastun-
gen durchaus nicht immer üblich ist. Da gibt es auf 
vielen Gebieten keine bundeseinheitliche Handha-
bung. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Voss? 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Sehr 
gern, Herr Präsident. 

Dr. Voss (CDU/CSU): Herr Bundesfinanzminister, 
darf ich Sie fragen, wann Sie sich, wenn überhaupt 
einmal, über die Zustände bei unseren Finanzäm-
tern erkundigt haben. 

(Kühbacher [SPD] : In Bayern! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Das tue 
ich ja nun wirklich. Eines können Sie nicht sagen: 
daß ich meinen Dienstpflichten nicht nachkomme. 

(Dr. Voss [CDU/CSU] : Das ist eine Frage, 
die ich an Sie richte!) 

Dazu gehört auch, daß ich mich bei den Finanzäm-
tern umsehe, obwohl sie, verehrter Herr Kollege 
Voss, nicht meiner Dienstaufsicht unterstehen. Das 
wissen Sie ja;  

(Dr. Voss [CDU/CSU]: Das weiß ich, ja!) 

die unterstehen den Ländern. Ich gucke mich da 
also, wie gesagt, schon um. Ich muß die Finanzbe-
amten in Schutz nehmen, wenn Sie sagen, sie han-
delten nicht nach dem gesunden Menschenver-
stand. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Voss [CDU/CSU] : Ich habe sie nicht ange

-

griffen! — Hasinger [CDU/CSU]: Das hat 
er nicht behauptet!) 

Einfacher wäre es allerdings, wenn wir diese uns 
aufgezwungene Lösung wieder abschafften und da-
für in entsprechendem Maße das Kindergeld er-
höhten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das war unser erster Vorschlag. Zu gegebener Zeit 
können wir darauf zurückkommen. Wenn eine Er-

höhung des Kindergeldes ansteht, können wir dar-
über diskutieren, daß wir es ein bißchen mehr er-
höhen und dafür diese unglückliche, uns von Ihnen 
aufgezwungene Lösung möglichst schnell wieder 
vergessen. 

Ich darf also zu dem vorliegenden Gesetzentwurf 
der CDU/CSU-Fraktion folgendes sagen: Er ist in 
der Form korrekt, weil er versucht, durch Gesetzes-
änderung etwas zu erreichen. Man kann ihm 
aber nicht zustimmen, weil im Ergebnis die Wie-
dereinführung der Kinderfreibeträge beantragt 
wird. Die sozialen Vorteile des Kindergeldes im 
Vergleich zu den steuerlichen Kinderfreibeträgen' 
sind eindeutig. Herr Kollege Gobrecht hat Ihnen 
die Zahlen vorgetragen. Bei zwei Kindern und 
1 800 DM Kindergeld im Jahr müßte der Freibetrag 
8 182 DM betragen. Das brächte einem Steuer-
pflichtigen mit dem Spitzensteuersatz eine Steuer-
entlastung von mehr als 4 500 DM jährlich. Dies ist 
ungerecht, ungerechtfertigt und ist nicht nötig. 
Deswegen haben wir das damals abgeschafft. Ich 
finde, dabei sollte es künftig bleiben. 

Ich bitte den Deutschen Bundestag, diesem Ge-
setzentwurf bei der weiteren Behandlung in der Sa-
che seine Zustimmung nicht zu geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
bevor ich das Wort weitergebe, möchte ich an die 
Mitglieder des Hauses — und ich möchte die Re-
gierungsbank mit einschließen — appellieren, poli-
tische Richtungen nicht mit Farbtönen zu bezeich-
nen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn ich es 
richtig sehe, geht es bei der Debatte, die wir füh-
ren, um zwei Problembereiche, und wenn man die-
se beiden Problemkreise auseinanderhält, erkennt 
man, daß das, was Sie, meine Damen und Herren 
von der Koalition, in Richtung auf einige Bundes-
länder hier abgeladen haben, nichts war als Thea-
terdonner. Zum einen geht es bei diesem Kinder-
betreuungskostenbetrag um die Frage: Was sind 
Kinderbetreuungskosten? Wie grenzt man das ab? 
Zum anderen geht es um die Frage: Wie werden 
diese Kosten nachgewiesen? 

Im übrigen, Herr Gobrecht, das Geschmacklose-
ste, was Sie geliefert haben, war schon Ihr Einlei-
tungssatz. Wir sind ja in einer steuerrechtlichen 
Diskussion. Die Liebe zum Kind, die Freude am 
Kind — das können Sie Herrn Voss nicht vorwer-
fen — ist ja eine Sache, die sich nicht in Steuer-
gesetzen fassen läßt. Wir müssen hier leider das, 
was uns familienpolitisch bewegt, in DM-Beträgen 
abhandeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Tatsache, daß Kinder ganz andere Werte sind, 
befreit uns alle nicht von der Notwendigkeit, auch 
finanziell das Notwendige zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Meine Damen und Herren, die beiden Problem-

kreise Abgrenzung und Nachweis hängen natürlich 
miteinander zusammen; denn je großzügiger wir 
bei der Frage sind, was Kinderbetreuungskosten 
sind, um so leichter ist es bei der Frage: Müssen 
sie nachgewiesen werden, oder genügt die Glaub-
haftmachung, geht es mit einer Pauschalierung, 
oder kann man auf eine Nachweispflicht verzich-
ten — um so leichter kann diese Frage dann beant-
wortet werden; denn je großzügiger die Abgren-
zung erfolgt, was Kinderbetreuungskosten sind, um 
so stärker ist die Vermutung, daß jede Familie mit 
jedem Kind mit Kosten von monatlich weit über 
100 DM belastet ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie den Familienbericht gelesen haben, 
dann wissen Sie, Frau Kollegin Funcke, daß wir 
nicht weit von der Grenze sind, wo wir das Ver-
fahren haben, für das Sie plädiert haben, nämlich 
daß man bei Kosten, die bei jedem anfallen, natür-
lich auf den Nachweis verzichten kann. So machen 
wir es in vielen Fragen des Steuerrechts, wo wir 
pauschalieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Infolgedessen genügt nach unserer Auffassung, 
wenn man die Frage der Betreuungskosten großzü-
gig abgrenzt, der Nachweis, daß ein Kind oder 
mehrere Kinder vorhanden sind, weil daran die 
Vermutung geknüpft ist, daß damit Kosten von über 
100 DM monatlich für die Betreuung entstehen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das 
ist Steuervereinfachung!) 

Meine Damen und Herren, eines dürfen Sie nun 
auch nicht sagen, nämlich daß die Verwirklichung 
unseres Gesetzentwurfes 3,5 Milliarden DM kosten 
würde. Woher weiß denn irgend jemand in diesem 
Hause, was die Anwendung die § 33 a EStG erfor-
dert, wie er jetzt zum 1. Januar in Kraft tritt? Sie 
haben sehr über den Daumen gepeilt, und dabei ha-
ben Sie den Finger ziemlich krumm gemacht, Herr 
Minister; denn sie wissen ganz genau, daß Sie die 
500 Millionen DM als Ausgangspunkt genommen 
haben und sagen: So viel rechnen wir jetzt einmal, 
damit es in unseren Gesamtrahmen hineinpaßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Realitäten werden andere sein. 

Meine Damen und Herren! Die Koalition will — 
das ist heute doch wieder klar geworden, obwohl 
beim Herrn Finanzminister ein bißchen neue Töne 
zu hören waren, was wir mit einem gewissen Opti-
mismus zur Kenntnis genommen haben — im 
Grunde — das war bei Herrn Gobrecht besonders 
deutlich — eine enge Abgrenzung, was Betreu-
ungskosten sind. Wenn ich das auf einen Nenner 
bringen darf, wollen Sie nur die Kosten für Auf-
wendungen anerkennen, die bei der Betreuung des 
Kindes die Mutter ersetzen, während wir, meine 
Damen und Herren, auch die Kosten für Aufwen-
dungen anerkennen wollen, die bei der Betreuung 
eines Kindes die Mutter, die Familie ergänzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denken Sie etwa an die Frage: Was ist das, 
wenn Kinder in einem gemeinnützigen Verein, sei 
es ein Sport- oder Musikverein oder ein Wander-
verein, zeitweilig betreut werden? Wollen wir das 
anerkennen oder nicht? Ich finde, Sie entwerten 
die jugendpflegerische Arbeit der gemeinnützigen 
Vereine, wenn Sie hier beckmesserisch anfangen, 
danach zu fragen, ob das Betreuungskosten sind 
oder nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Oder nehmen Sie das Beispiel des Nachhilfeun-
terrichts, das der Kollege Voss gebracht hat. Die 
Kosten für diesen Unterricht werden Sie ja wohl 
nicht als Betreuungskosten anerkennen. Wenn ich 
aber — und Sie haben es ja immer so mit den Rei-
chen — so wohlhabend wäre, daß ich mir über die 
ganze Woche einen Hauslehrer halten könnte oder 
eine Hausgehilfin nähme, die so ausgebildet ist, daß 
sie zugleich Nachhilfeunterricht erteilt, sind das, 
meine Damen und Herren, Ihrer Auffassung nach 
Betreuungskosten, und dann sagen Sie, das Gane 
sei sozial. Ich frage Sie, wie Sie das den Arbeit-
nehmern erklären wollen, die für ihre Kinder eine 
weiterführende Schulbildung ermöglichen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie reden klassenkämpferisch, und dabei plädie-
ren Sie für eine gesetzliche Regelung, die nicht nur 
einfach progressiv, sondern doppelt progressiv 
wirkt, denn in Wahrheit wird das, was Sie aus-
schließlich anerkennen wollen, ja nur von zwei 
Schichten von Familien in Anspruch genommen 
werden können: von den sehr wohlhabenden — 
von  der Ärztin, die sich eine Hausgehilfin leisten 
kann —, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Jawohl!) 

und von den Familien, bei denen beide Eltern be-
rufstätig sind. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ja

-

wohl! Es ist ein Irrsinn!) 

Das war ja wohl der entscheidende Grund dafür, 
daß Sie diesem Kompromiß zugestimmt haben. Sie 
nehmen all das, was Sie gegen die Kinderfreibeträ-
ge sagen, hier in Kauf, weil Sie eine Regelung ha-
ben, die im Grunde wiederum die berufstätige Mut-
ter begünstigt und die nicht berufstätige Mutter 
und Hausfrau benachteiligt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Diskriminiert!) 

Dies entlarvt die Unredlichkeit Ihrer Argumenta-
tion. Sie sagen, der Kinderfreibetrag sei ein Rück-
schritt in die 50er Jahre; Herr Gobrecht, das haben 
Sie gesagt, und das klingt ja ganz nett. Der Kinder-
betreuungsbetrag sei aber, so sagen Sie, ein Fort-
schritt. Das müssen Sie einmal vorrechnen! Neh-
men Sie den Fall, daß eine Frau wegen der Geburt 
eines Kindes ihren Beruf aufgibt. Dann hat die Fa-
milie ein geringeres Einkommen, weil sie auf einen 
Einkommensteil verzichtet. Und die Familie wird 
— Frau Funcke hat es ganz deutlich gesagt — Kin-
derbetreuungskosten nicht in Anspruch nehmen 
können; damit ist sie doppelt benachteiligt. Die an-
dere Familie, bei der beide Elternteile ihre Berufs- 
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tätigkeit fortsetzen, wird keine Einkommenseinbu-
ße haben, und sie wird zusätzlich den Betrag für 
Kinderbetreuungskosten voll in Anspruch nehmen 
können, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CDU: Das ist sozial!) 

weil das Kind im Hort oder in der Krippe oder bei 
der Tagesmutter ist — was alles an sozialen Seg-
nungen Ihnen in den letzten Jahren eingefallen ist 
und was Sie eindeutig begünstigen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Grotesk ist das!) 

Vizepräsident Leber: Herr Abgeordneter, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kühbacher? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Bitte. 

Kühbacher (SPD) : Herr Kollege Schäuble, wür-
den Sie mir darin zustimmen, daß ein Kindergeld 
sowohl berufstätigen als auch nicht berufstätigen 
Frauen zugute kommt und von daher Ihrem wie 
unserem Anliegen am ehesten gerecht würde? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wir 
wollen doch das Kindergeld nicht abschaf

-

fen!) 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Kollege Kühba-
cher, niemand von uns will das Kindergeld ab-
schaffen. 

(Kühbacher [SPD] : Dann lassen Sie es uns 
doch erhöhen!) 

— Ja, da können Sie doch entsprechende Vorschlä-
ge machen. Im Augenblick haben wir in § 33 a des 
Einkommensteuergesetzes eine Regelung, die zum 
1. Januar 1980 in Kraft treten wird und die verwal-
tungsmäßig nicht zu vollziehen sein wird. Darüber 
sind sich ja offenbar alle einigermaßen einig. Wir 
haben jetzt mit unserem Gesetzentwurf die Chance, 
das Inkrafttreten dieser Regelung mit ihrer Nicht

-

vollziehbarkeit noch zu verhindern. Deswegen ist 
jetzt der rechte Zeitpunkt, darüber zu reden. 

(Kühbacher [SPD] : Sie wollen zurück!) 

Wenn Sie das Kindergeld erhöhen wollen, können 
wir gern darüber reden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Erlauben Sie noch eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Ich habe eine begrenz-
te Redezeit, aber bitte schön, Herr Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD) : Herr Kollege 
Schäuble, ist Ihnen nicht bewußt, daß die Argu-
mentation, die Sie bei den Kinderbetreuungskosten 
'in bezug auf die nicht berufstätige Mutter anwen-
den, auch bisher für die Hausgehilfenregelung ge-

golten hätte? Warum haben Sie sie bisher nicht ge-
bracht? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Aber Herr Kollege 
Diederich, wir waren immer bereit, über eine Einbe-
ziehung der Hausgehilfinnenregelung in eine Wie-
dereinführung des Kinderfreibetrages mit uns re-
den zu lassen, und ich will dazu auch im Anschluß 
an das, was Herr Kühbacher angesprochen hat, 
hier einmal ganz klar folgendes sagen. Wir von 
der CDU/CSU geben offen zu, daß sich inzwischen 
nach unserer Auffassung die Abschaffung der Kin-
derfreibeträge im Einkommensteuergesetz 1975 als 
ein Fehler herausgestellt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie den dritten Familienbericht lesen, finden 
Sie genau die Begründung dafür: weil eben dem 
Kindergeld eine dynamische Komponente fehlt. 
Deswegen, Herr Kühbacher, wollen wir ein Misch-
system. Wir wollen ein System von Kindergeld 
und von Berücksichtigung der Kinder bei der Er-
mittlung der steuerlichen Leistungsfähigkeit, die 
der Besteuerung zugrunde gelegt wird. Da können 
Sie, Frau Funcke, nicht sagen, wir würden uns 
nicht mehr an das Ergebnis des Vermittlungsver-
fahrens halten usw. Ich bitte Sie, auch der Finanz-
minister hat gesagt, er möchte es gern wieder än-
dern. Das muß ja wohl noch erlaubt sein. Der Herr 
Kollege Häfele hat doch bei der Verabschiedung 
dieses Ergebnisses in diesem Hause am 17. Novem-
ber 1978 in der Erklärung für die CDU/CSU-Frak-
tion ausdrücklich betont — der Finanzminister hat 
das angesprochen —, daß wir so schnell wie mög-
lich die Nachweispflicht bei diesem Kinderbetreu-
ungskostenbetrag abschaffen wollen, um damit den 
Kinderfreibetrag wieder einzuführen. Das ist ganz 
unstrittig. Dies ist in der Tat unser politisches 
Ziel. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie gebrauchen ein ausgesprochen giftiges Argu-
ment. Sie sagen: Kinderfreibeträge sind etwas, wo

-

von die Reichen mehr haben als die Armen. 

(Zurufe von der SPD: So ist es!) 

Dieses Argument ist deswegen so giftig, weil es 
natürlich eingeht — alles, was den Neid und den 
Klassenkampf anspricht, geht immer ein —, aber 
falsch ist. Bei den Kinderfreibeträgen geht es nicht 
in erster Linie um die finanzielle Förderung der Fa-
milie — das ist nicht der Ansatzpunkt —, sondern 
es geht um die richtige, um die gerechte Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage für die Lohn- und 
Einkommensversteuerung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben — anders können Sie einen Einkom-
mensteuersatz von bis zu 56 % gar nicht begründen 
— das Prinzip der Besteuerung nach der Leistungs-
fähigkeit, d. h. je höher das Einkommen ist, desto 
höher ist der Prozentsatz des Einkommens, das von 
der Steuer erfaßt wird. 

(Zuruf des Abg. Huonker [SPD]) 

Dies heißt — Herr Huonker, Sie müssen es doch 
wissen —, daß Sie, wenn Sie das Einkommen er- 
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mitteln, von der persönlichen Leistungsfähigkeit 
desjenigen ausgehen müssen, den Sie besteuern 
wollen. Das ist ein ganz alter Grundsatz, daß Sie 
niemandem höhere Lasten aufbürden können, als er 
tragen kann. 

(Huonker [SPD] : Deswegen muß der Spit

-

zenverdiener — —) 

— Herr Huonker, lassen Sie doch den Klassen-
kampf! Es geht um die Frage: Was wird bei der Er-
mittlung des zu versteuernden Einkommens be-
rücksichtigt? 

Ich will Ihnen ein paar Beispiele dafür nennen, 
was alles ganz unstreitig und von uns gar nicht 
kritisiert bei der Ermittlung des zu versteuernden 
Einkommens berücksichtigt wird: Bausparprämien, 
Herr Huonker, werden Sie wahrscheinlich von Ih-
rem zu versteuerndem Einkommen absetzen. Ich 
weiß es nicht; ich will nicht das Steuergeheimnis 
verletzen. Wenn Sie ein Haus bauen und es nach 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes abschreiben, 
wird dadurch das steuerpflichtige Einkommen ver-
mindert mit der Progressionswirkung, die unbe-
streitbar ist. Je nachdem, wie weit ein Arbeitneh-
mer von seiner Arbeitsstätte entfernt ist, kann er 
die Entfernungspauschale in entsprechender Höhe 
— pro Kilometer 18 Pfennig — absetzen. Das wol-
len Sie sogar noch unabhängig davon machen, ob 
er mit dem Pkw fährt. 

Vizepräsident Leber: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
muß auf die Zeit achten. 

Vizepräsident Leber: Erlauben Sie keine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Nein. 

(Zurufe von der SPD) 

— Wenn mir der Präsident eine entsprechende zu-
sätzliche Redezeit gibt, herzlich gerne. 

Wenn ein Arbeitnehmer 40 km von seinem Ar-
beitsplatz entfernt wohnt, wird dies progressions-
mindernd berücksichtigt. Wenn sie Unterhaltszah-
lungen an Familienangehörige — nicht an Kinder 
— leisten, wird dies progressionsmindernd berück-
sichtigt. Nur Kinder werden bei der Ermittlung des 
zu versteuernden Einkommens nach Ihrer Auffas-
sung nicht berücksichtigt. Dies müssen Sie einmal 
irgend jemandem begründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Wenn sie es jetzt 
nicht begreifen, wollen sie es nicht begrei

-

fen! — Dr. Diederich [Berlin] [SPD] : Es 
gibt doch einen Unterschied zwischen Kin

-

dern und Werbungskosten!) 

— Sie wollen es nicht. 

Jetzt möchte ich Ihnen gern noch einmal einen 
Satz aus dem Familienbericht vorlesen. Dort heißt 
es: 

Das Prinzip des Leistungslohns bringt es mit 
sich, daß die pro Kopf verfügbaren Einkommen 
bei gleichen Berufspositionen der Einkommens-
bezieher mit jedem Kind deutlich geringer 
werden. 

Wenn dies so ist — niemand kann bestreiten, daß 
es so ist —, dann entspricht es doch dem Gebot 
des sozialen Rechtsstaats, daß diese Tatsache bei 
der Einkommensbesteuerung berücksichtigt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer progressiv besteuert, muß progressiv entla-
sten. 

Deswegen hat auch die Steuerreformkommission 
— das ist alles alt, aber es braucht deshalb nicht 
falsch zu sein — damals geschrieben, sie halte es 
für eine notwendige Folge einer Besteuerung nach 
der Leistungsfähigkeit, daß die Kinderlasten bei 
Anwendung eines Progressionstarifs progressions-
mindernd wirken. Dem ist im Grunde nichts hinzu-
zufügen. 

(Huonker [SPD] : Doch, sehr viel!) 

Wir brauchen gemeinsam den Mut, die Entschei-
dung im Einkommensteuergesetz 1975 zu korrigie-
ren. Wir müssen die finanziellen Belastungen der 
Familien, die aus der Tatsache rühren, daß Kinder 
vorhanden sind, bei der Ermittlung des zu versteu-
ernden Einkommens berücksichtigen. Das ist ein 
bürokratisches Problem; Herr Voss hat dies ausge-
führt. Aber es ist nicht nur ein bürokratisches Pro-
blem; es ist ein Gebot der Gerechtigkeit. 

Wir müssen mit der Annahme unseres Antrags 
— meine Damen und Herren von den Regierungs-
parteien, ich ,appelliere an Sie — ein Zeichen set-
zen, daß wir die Aufgaben der Hausfrau und Mut-
ter, die Aufgaben in der Familie anerkennen. Wir 
dürfen sie nicht weiter diskriminieren, wie Sie das 
mit Ihrem Mutterschaftsgeld getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist eine ganz grundsätzliche Frage, ob sich aus-
gerechnet die Tatsache, daß eine Familie Kinder 
hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ein-
kommens im Gegensatz zu allen genannten Kosten-
faktoren nicht auswirkt. Wir müssen mit der Aner-
kennung, daß Kinder zur steuerlichen Leistungsfä-
higkeit gehören, einen Beitrag für ein familien-
freundlicheres Klima in diesem Lande leisten, von 
dem ja schließlich auch die Bundesregierung sagt, 
daß es insgesamt notwendig sei. 

(Zuruf des Abg. Gobrecht [SPD]) 

— Gerade, Herr Gobrecht, wenn es bei Kindern 
nicht nur um Mark und Pfennig geht — da stimme 
ich Ihnen völlig zu —, müssen wir denjenigen, 
die den Mut zu Kindern haben, auch sagen und 
zeigen, daß wir bereit sind, ihnen, soweit es in un-
serer Verantwortung steht, Respekt für diesen Mut 
entgegenzubringen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Diederich [Berlin] [SPD] : Das Kindergeld 

erhöhen!) 
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Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Herr Abgeordnete Rapp das Wort. 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin dem Herrn Kollegen 
Schäuble sehr dankbar, daß er hier Klarheit ge-
schaffen hat. Wir wissen nun seit geraumer Zeit, 
auch aus Verlautbarungen des gewiß maßgebli-
chen Herrn Finanzministers Gaddum, daß die CDU/ 
CSU-Opposition bei den Beratungen, die Ende des 
vergangenen Jahres zum Kinderbetreuungsbetrag 
geführt wurden, von vornherein und willentlich ei-
nen Dissens versteckt hat, ein trojanisches Pferd 
hat einschmuggeln wollen, das jetzt aktiviert wer-
den soll, um etwas ganz anderes durchzusetzen als 
das damals scheinbar einvernehmlich Gemeinte. 
Die Opposition wollte von vornherein und will bis 
heute — nun ist es ganz deutlich geworden — den 
alten steuerlichen Kinderfreibetrag wieder einfüh-
ren. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU] : Natürlich!) 

Darüber darf man sich auch durch die verschlei-
ernde Verwendung des Begriffs „Kinderbetreuungs-
betrag" im heute zur Beratung anstehenden Gesetz 
nicht täuschen lassen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das will doch niemand!) 

Es ist die Frage zu stellen, ob es CDU und CSU so 
gänzlich gleichgültig sein kann, wenn ihre damali-
gen Verhandlungspartner sich heute sagen müssen, 
der Opposition sei es damals doch wohl eher um 
ein sozusagen kriegswissenschaftlich angelegtes 
Manöver gegangen. 

Gemeinsame Gesprächsgrundlage war damals ja 
auch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Hausgehilfinnenfreibetrag und die Absicht, diesem 
auch gesellschaftlich obsolet gewordenen Freibe-
trag durch eine sozial- und familienpolitische Öff-
nung wieder Relevanz zu verschaffen. Über all dies 
aber hat die Opposition offensichtlich mit dem 
mentalen Vorbehalt verhandelt, in Wirklichkeit 
und letztendlich doch etwas ganz anderes, nämlich 
— wie heute von Herrn Schäuble klargestellt — 
den  alten Kinderfreibetrag einführen zu wollen, 
wenn auch in einem Mischsystem mit Einschluß 
des Kindergeldes. Ich werde auf das Problem des 
Mischsystems noch zurückkommen. 

Ich persönlich könnte mir schon denken, daß 
CDU und CSU Wert darauf legen, in den Augen 
der anderen Parteien, die nach demokratischem 
Verständnis ja nicht nur Gegner, sondern immer 
auch Partner sind, verhandlungs- und vertragsfä-
hig zu sein. Wer bewußt Dissense versteckt, ist 
schon im bürgerlichen Leben kein geschätzter Part-
ner; im politischen Leben kann man gedeihlich nur 
auf dem Boden einer politischen Kultur miteinan-
der auskommen, zu der auch Transparenz und die 
Verläßlichkeit des gegebenen Wortes gehören. 

(Kolb [CDU/CSU] : „Verläßlichkeit" : Vor

-

sicht Glashaus!) 

Die Peinlichkeit in der Vorgeschichte Ihres Kin-
derbetreuungsfreibetrages, sprich: die Absicht, den 

Kinderfreibetrag wieder durchzusetzen, soll nun 
mit dem Vorbringen kaschiert werden, die steuerli-
che Berücksichtigung der Kinderbetreuungskosten 
im Sinne der Bundestagsdrucksache 8/2300 habe 
sich steuertechnisch als nicht machbar erwiesen. 
Daß dem nicht so ist, hat mein Kollege Horst Gob-
recht eingehend dargelegt; auch der Bundesfinanz-
minister hat es ausgeführt. 

Auf Grund einer Ausuferungen vermeidenden Aus-
legung dessen, was Betreuungsaufwendungen sind, 
kann sich der Gesetzgeber mit der Glaubhaftma-
chung begnügen und kann sich die Verwaltung mit 
einer Nichtbeanstandungsgrenze behelfen. Derarti-
ge und vergleichbare Regelungen gibt es, wie bei-
de Vorredner gesagt haben, vielfältig in unserem 
Steuerrecht. Es gibt ja auch gar keinen Grund, dem 
deutschen Steuerzahler eine solche auf Vertrauen 
beruhende Regelung vorzuenthalten. 

Jedenfalls ist klar, worum es wirklich geht und 
worum es, wie gesagt, der .  CDU/CSU entgegen zeit-
weiligem Anschein von vornherein immer gegan-
gen ist. Die Koalition hat sich jetzt des Versuchs 
zu erwehren, auf dem Schleichweg und unter fal-
scher Flagge die 1974/75 erfolgte Weichenstellung 
— weg von den schichtenspezifisch wirksamen 
Kinderfreibeträgen und hin zum einheitlichen Kin-
dergeld — zurückzudrehen. Die Bezeichnung „Kin-
derbetreuungsfreibetrag" in dem Gesetzentwurf ist 
irreführend. Eine Vergünstigung, die man für jedes 
Kind ohne Nachweis spezifischer Aufwendungen in 
Anspruch nehmen kann, ist nichts anderes als der 
alte Freibetrag. 

Die Steuerausfälle — auch davon war die Rede 
— beliefen sich auf runde 4 Milliarden DM gegen-
über rund 0,5 Milliarden DM, die das Vorhaben der 
Koalition erforderte. Der Mehrbetrag käme nach 
Maßgabe der Progressionswirkung überproportio-
nal den Beziehern hoher Einkommen zugute und in 
zunehmend geringerem Maße den Einkommen

-

schwächeren. Die Bezieher ganz niedriger Einkom-
men gingen leer aus. 

Meine Damen und Herren, es ist methodisch und 
politisch erlaubt und geboten, in Rechenbeispielen 
den alternativen sozialen Grenznutzen aufzuzeigen, 
den man erzielte, wenn man diese zusätzlichen 3,5 
Milliarden DM, die der Gesetzentwurf von CDU 
und CSU kostete, den Familien statt in Form von 
Kinderfreibeträgen in Form von erhöhtem Kinder-
geld zugute kommen ließe. Solche Rechenbeispiele 
sind eindrucksvoll, und Sie — meine Damen und 
Herren von der Opposition — können sich darauf 
verlassen, daß Ihnen diese Rechenbeispiele in den 
anstehenden Wahlkämpfen immer wieder begegnen 
werden. Wir werden es nicht versäumen, wir wer-
den es uns nicht entgehen lassen, aufzuzeigen, daß 
und wie die Rückwendung vom Prinzip des ein-
heitlichen Kindergeldes zum Prinzip des schichten

-

spezifisch wirksamen Kinderfreibetrages zu Lasten 
der Bezieher kleiner Einkommen und zugunsten der 
Bezieher höherer Einkommen liefe und wer dabei 
überhaupt auf der Strecke bliebe. 

(Kolb [CDU/CSU] : Sagen Sie doch gleich 
„klassenspezifisch" !) 
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Rapp (Göppingen) 
— Ich gehe jetzt auf das Problem des Herrn Zwi-
schenrufers ein, möchte aber vorab noch eine An-
merkung zu Herrn Schäuble machen. 

Herr Schäuble, Sie wissen ganz genau — was 
Sie vorher nicht zum Ausdruck brachten —, daß 
wir im Ausschuß und bei unseren Gesetzesvorha-
ben immer versucht haben, zum Beispiel Sonder-
ausgaben aus der Progressionswirkung herauszu-
nehmen und das Prinzip Abzug von der Steuer-
schuld durchzusetzen. Dies ist nicht gelungen. 
Dazu haben wir nicht die Mehrheit. Sie haben das 
vorhin unterschlagen; ich möchte es hier gleichwohl 
festhalten. 

Es ist gut, daß sich in dieser Auseinandersetzung 
jetzt endlich der Nebel gelichtet hat, der im vor-
dergründigen Streit um den Kinderbetreuungsfrei-
betrag abgeblasen worden war. Den wirklichen 
Streit kann man auf die Formel bringen: Prinzip 
Kindergeld versus Prinzip steuerlicher Kinderfrei-
betrag. Wir Sozialdemokraten stellen uns dieser 
Auseinandersetzung gern. 

Die Opposition wird dieser Auseinandersetzung 
auch dann nicht entgehen können, wenn sie die 
Wiedereinführung der steuerlichen Kinderfreibeträ-
ge dadurch schmackhafter machen will — Herr 
Schäuble, gemischtes System —, daß sie den Frei-
betrag zum Kindergeld hinzufügen möchte. Daß da-
bei die Finanzierungsfrage völlig offenbleibt, haben 
der Bundesfinanzminister und andere Vorredner 
gesagt. Das Prinzip Kindergeld ist uns jedenfalls zu 
wertvoll, als daß wir es zuließen, daß es sozusagen 
als Schutzschild herhalten muß, hinter dem das Ge-
schäft betrieben wird, den Staat das Kind des rei-
chen Mannes wieder mehr wert sein zu lassen als 
das Kind des kleinen Mannes. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ein Klas

-

senkampfgeschwätz ist das!) 

Die Auseinandersetzung im Grundsätzlichen füh-
ren, hat Herr Strauß gefordert. Dazu sind wir gera-
de an dieser Stelle gern bereit. Steuermethodisch 
und, wenn Sie so wollen, steuerphilosophisch 
bringt der Freibetrag den „Tatbestand Kind", wie 
die Technokraten dies nennen, sozusagen in die 
Nähe von Betriebsausgaben. Der steuerliche Kin-
derfreibetrag würdigt das Kind als Kostenfaktor 
und würdigt es damit herab. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Lesen Sie 
den Dritten Familienbericht, Herr Kollege! 

Da steht das drin!) 

— Auf den Dritten Familienbericht gehe ich noch 
ein. — Darüber sollten gerade die Familienpoliti-
ker in .der Union einmal ein bißchen tiefer nach-
denken, was in der Steuersystematik, in der Steu-
ertheorie passiert, wenn man den „Tatbestand 
Kind", wie die Technokraten das nennen, herab-
würdigt zu einem Kostenelement. Dies ist ja dem 
Steuerrecht immanent. 

(Kolb [CDU/CSU] : Weshalb würdigen Sie 
dann die Sonderausgaben so herab? Das 

ist doch Ihre Altersvorsorge!) 

— Ich habe vorhin betont, daß wir immer versucht 
haben, die Sonderausgaben von der Steuerschuld 
abzuziehen und nicht von der Besteuerungsgrund-
lage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie können jederzeit mitmachen. Wir werden  die-
sen Versuch immer wieder starten, so lange, bis 
unser Volk begriffen hat, um was es geht. 

(Kolb [CDU/CSU] : Bis der Rasen gleich 
ist!) 

Die Progressionswirkung, nämlich höhere Entla-
stung  bei höherem Einkommen, ist beim Kinderfrei-
betrag Ausdruck des Postulats vom standesgemä-
ßen Unterhalt. Das Kind aus wohlhabender Familie 
stellt eben einen höheren Kostenfaktor dar als das 
Kind aus einkommenschwächerer Familie. Nichts 
gegen den Grundsatz vom standesgemäßen Unter-
halt! Aber darf man denn um Gottes Willen die hö-
heren finanziellen Belastungen, die danach der Un-
terhalt des Kindes aus der einkommenstärkeren Fa-
milie erfordert, darf man das Mehr an Kosten für 
den höheren Lebensstandard, den dieses Kind ge-
nießt, auf die Allgemeinheit überwälzen? Darf man 
das sozialisieren? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuru

-

fe von der CDU/CSU und der SPD) 

Demgegenüber ist die Räson des einheitlichen 
und nach der Ordnungszahl gestaffelten Kindergel-
des eine völlig andere, nämlich die des Familienla-
stenausgleichs als einer Solidarleistung zwischen 
denen, die keine Kinder oder weniger Kinder haben, 
mit denen, die überhaupt oder mehrere Kinder 
haben. Dem Kind kommt dabei nicht bloß die Funk-
tion eines Kostenfaktors im Familienbudget zu, viel-
mehr wird auf dem Transferweg solidarisch ein teil-
weiser Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung er-
bracht, den Familien mit Kindern oder mit mehre-
ren Kindern im Verhältnis zu anderen Familien zu 
tragen haben. Das ist ein ganz anderer Denkansatz 
als der der Kinderfreibeträge. Folglich ergeben sich 
daraus auch andere Konsequenzen. 

Es ist richtig und wird von uns ausdrücklich be-
jaht, daß das Kindergeld als Ausdruck des Solidar-
prinzips zu mehr Gleichheit führt, verglichen mit 
der Lösung der Kinderfreibeträge. Jawohl, das 
Kind aus der armen Familie ist als Kind der Soli-
dargemeinschaft ebensoviel wert wie das Kind der 
reichen Familie. 

(Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/CSU]) 

Meine Damen und Herren, nicht wenige gibt es — 
Sie erleben das doch auch in Ihren eigenen Ver-
sammlungen —, die meinen, das Kind aus der ar-
men Familie müsse im Sinne einer kompensatori-
schen Sozialpolitik der Solidargemeinschaft im 
Grunde mehr wert sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Wenn nun behauptet wird, das Prinzip Kinder-
freibetrag bewirke in der Tat — das geben Sie uns 
ja als Vorwurf zurück — .und gewollterweise zwar 
weniger Gleichheit, aber dafür mehr Gerechtigkeit, 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 172. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. September 1979 	13659 

Rapp (Göppingen) 
so stellt sich da für uns die Frage nach dem Bezugs-
punkt und nach dem Begriff von Gerechtigkeit, 
den  Sie hier benutzen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie 
wollen totale Gleichheit!) 

In bezug auf das Kind ist es jedenfalls nicht ge-
recht, wenn es der Allgemeinheit je nach der Höhe 
des Einkommens der Eltern mehr oder weniger 
wert ist. In bezug auf das Kind ist das nicht ge-
recht. In bezug auf das Kind sind Gleichheit und 
Gerechtigkeit identisch. 

(Kolb [CDU/CSU] : Das ist doch gar nicht 
der Fall! Sie haben Schwierigkeiten mit 

der Mathematik, das ist Ihr Problem!) 

Kinder aus wohlhabenden Familien sind doch in 
der Regel ohnehin schon bevorzugt. Da gilt es, die 
dementsprechend unterschiedlichen Lebenschancen 
der Kinder ein Stück weit auszugleichen. 

In bezug auf die Steuerpflichtigen kann man, 
Herr Kollege Voss, vom Grundsatz der Besteue-
rung nach Leistungsfähigkeit her argumentieren — 
das räume ich ein —, der als solcher hier aber 
überhaupt nicht in Zweifel gezogen wird. Bezieht 
man den Grundsatz der Besteuerung nach Lei-
stungsfähigkeit auf den „Tatbestand Kind", so 
kommt dieses — ich habe das ausgeführt — darauf 
hinaus, daß das Kind als Kostenfaktor in die Rech-
nung gerät und als Ziel einer interpersonalen Soli-
darleistung aus dem Blick gerät. Die Mehrkosten 
aus der Standesgemäßheit des Unterhalts werden 
dabei, wie gesagt, sozialisiert. 

Man sieht, wir Sozialdemokraten brauchen da 
die Auseinandersetzung im Grundsätzlichen nicht 
zu scheuen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Man kann dieser unserer Argumentation zugun-
sten des Kindergeldes und gegen den steuerlichen 
Kinderfreibetrag auch nicht mit vergleichenden 
Hinweisen auf das Ehegattensplitting beikommen, 
wie das neuerdings von Sprechern der Opposition 
in Anlehnung an eine Passage im 3. Familienbe-
richt geschieht. Wir machen uns diese Argumenta-
tion nicht zu eigen. Das Ehegattensplitting präfe-
riert, wie es das Grundgesetz erfordert, den Tatbe-
stand Ehe. Das, was das Ehegattensplitting will 
und soll, könnte in der Form eines interpersonalen 
Lastenausgleichs zwischen Verheirateten und 
Nichtverheirateten überhaupt nicht organisiert 
werden. Dies wäre schon deshalb nicht möglich, 
weil es zur Wirtschaftsgemeinschaft Ehe hin in der 
Regel überhaupt kein Lastengefälle gibt. Ehepart-
ner, die beide je auf ihre Weise gemeinsam einen 
Beitrag zum Unterhalt erbringen, sind mit Kindern 
überhaupt nicht vergleichbar, mit Kindern, von de-
nen ein solcher Beitrag regelmäßig nicht erwartet 
werden kann. Im übrigen könnte man das, was das 
steuerliche Ehegattensplitting bewirken soll, schon 
deshalb nicht als Lastenausgleich organisieren, 
weil weit über 80 °/o der Erwachsenen in unserem 
Land in einer Ehe leben. Kurzum: Das Argument, 
Ehepartner und Kinder müßten in gleicher Weise 
steuerlich mit Progressionswirkung berücksichtigt  

werden, verkennt die elementaren Lebenszusam-
menhänge und Lebensumstände. 

Es hat Zeiten gegeben, in denen auch CDU-Poli-
tiker den 1974/75 erzielten Durchbruch zum ein-
heitlichen Kindergeld unter Abschaffung der steu-
erlichen Kinderfreibeträge als eine soziale Großtat 
für sich in Anspruch genommen haben. Wir bedau-
ern, daß dieser Konsens zerbrochen zu sein scheint. 
Wir werden der Opposition auf ihrem rückwärts 
gewandten Weg nicht folgen. Die Salamitaktik, mit 
der sie sich auf dem Umweg über den Kinderbetreu-
ungsfreibetrag an den Kinderfreibetrag herange-
pirscht hat, läßt Schlimmeres befürchten. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU] : Für die Fami

-

lien?) 

Wir Sozialdemokraten werden den Bestand des im 
einheitlichen Kindergeld dargestellten Familienla-
stenausgleichs zu wahren und nach und nach aus-
zubauen und zu mehren wissen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie sollten 

es wissen mit Ihren acht Kindern!) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat Frau Kollegin 
Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Herr Voss 
hat hier wortreich den jetzigen Kinderbetreuungs-
freibetrag, wie er im Gesetz niedergelegt ist;  ange-
griffen. Ich will noch einmal klarstellen, was auch 
andere Redner schon getan haben: Er mag das tun, 
aber wir als Koalition ziehen uns diesen Schuh 
nicht an. 

(Dr. Stark  [Nürtingen] [CDU/CSU] : Der 
Schuh ist für Sie zu groß!) 

Denn nicht von uns stammt dieser Krüppel. Im Ge-
genteil. Wir haben ihn immer angegriffen. Wir ha-
ben ihn, wie Sie wissen, aus einem einzigen Grund 
akzeptiert: Sie hatten im Herbst 1978 angekündigt, 
daß Sie, wenn nicht ein irgendwie gearteter Frei-
betrag dieser Art in das Steuerpaket hineinkomme, 
das gesamte Steuerpaket mit Entlastungen für die 
Arbeitnehmer, für die Freiberufler, für die gewerb-
liche Wirtschaft platzen ließen. Vor dieser Erpres-
sung standen wir. Wir haben uns deswegen dazu 
entschlossen, diesem Kinderbetreuungsbetrag zuzu-
stimmen. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

— Wenn Sie ihn kritisieren, haben Sie uns auf Ih-
rer Seite.  

Aber was sind denn die Folgen? Herr Voss, 
wenn Sie  in den Bundestag mit der Forderung ge-
kommen wären: laßt uns das Ding abschaffen und 
statt dessen das Kindergeld für alle erhöhen, dann 
wären wir auf Ihrer Seite. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber wenn Sie versuchen, über die Hintertür auf 
leisen Sohlen die zweifellos vorhandenen Nachteile 
des Kinderbetreuungsfreibetrags dahin umzumün- 
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Frau Matthäus-Maier 
zen, den im Jahr 1975 einvernehmlich abgeschaff-
ten Kinderfreibetrag wieder einzuführen, dann sa-
gen wir dazu ein entschiedenes Nein. 

(Kolb [CDU/CSU]: Vielleicht werden auch 
Sie  noch klüger!) 

Es gibt einen einzigen Punkt, den ich an Ihrem 
Gesetzentwurf begrüße. Das ist der .erste Satz der 
Begründung, aus dem sich klar ergibt, daß die gel-
tende Regelung des Kinderbetreuungsfreibetrags 
eben nicht ohne Nachweis durchgeführt werden 
kann. Auf diese Weise stellen Sie die rechtliche 
Position von Herrn Gaddum ins Abseits. Wir be-
grüßen das. Denn wir meinen, auch Sie als Parla-
mentarier in diesem Bundestag — und da sollten 
wir einer Meinung sein, unabhängig von der poli-
tischen Couleur — — 

Vizepräsident Leber: Frau Abgeordnete, erlauben 
Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Ich muß erst den 
Gedanken zu 'Ende bringen. — Wir dürfen es doch 
nicht hinnehmen, daß wir Parlamentarier, die wir 
uns über 10 Millionen, 100 Millionen, 500 Millionen 
im Bundestag und später im Bundesrat streiten und 
ernsthafte Gedanken machen und im Finanzaus-
schuß das Pro und Kontra der einen und der ande-
ren Lösung abwägen, als Parlament zwar einen Be-
schluß über 500 Millionen fassen, aber ein Landes-
minister, also die Exekutive, ohne jede parlamenta-
rische Beteiligung auf die Idee kommt, aus 500 Mil-
lionen 4 Milliarden zu machen. Dafür sollten auch 
Sie sich als Parlamentarier zu gut sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Bitte sehr, Herr Kollege Dr. 
Stark. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Frau Kollegin, 
würden Sie zunächst zur Kenntnis nehmen, daß 
niemand von uns hier die Abschaffung des Kinder-
geldes beantragt hat? Und darf ich Sie als Liberale 
fragen, ob Sie es nicht für sinnvoll und nachvoll-
ziehbar halten, daß wir vorschlagen, einen Teil des 
Geldes, das zur Förderung der Familie und der 
Kinder dem Bürger verbleiben soll, gar nicht erst 
über eine riesige Bürokratie einzuziehen, um es 
dann vermindert auf dieselben Leute wieder zu 
verteilen? 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Ich beginne mit Ih-
rem ersten Punkt. Ich habe nicht gesagt, daß von 
Ihnen der Antrag gestellt worden sei, das Kinder-
geld abzuschaffen. Ich habe nur herausgestellt, daß 
Sie heute anderer Meinung als 1975 sind und den 
damals gemeinsam abgeschafften Kinderfreibetrag 
wieder einführen wollen. Wir betonen das, weil 
Sie heute den Eindruck zu erwecken versuchten, 
die Änderung sei damals allein durch die Koalition 
oder sogar gegen Ihren Willen erfolgt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Nein, 
wir haben gelernt!) 

Ich finde es sehr gut, daß Sie hier deutlich gemacht 
haben, daß Sie sich damals geirrt haben; denn das 
zeigt dem Bürger, daß auch heute wieder die Mög-
lichkeit besteht, daß Sie sich irren. 

(Beifall bei der FDP und SPD — Kolb 
[CDU/CSU]: Na, na, na! Schauen Sie sich 
die Irrungen und Wirrungen bei Ihnen an! 
— Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Dann 
müßte diese Regierung abtreten! Der Herr 
Bundeskanzler hat sich in der Rentenfrage 
geirrt! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Diese Lösung können wir nicht akzeptieren. 

Herr Schäuble hat einen Trend in die Diskussion 
gebracht 

(Abg. Dr. Schäuble [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Schäuble, lassen Sie mich das bitte erst zu 
Ende führen, ich spreche Sie gerade an  —, den ich 
hier etwas tiefergehend aufgreifen möchte. Er hat 
gesagt, wir setzten mit dem Kinderbetreuungsfrei-
betrag die Benachteiligung der nichterwerbstätigen 
Mutter fort, wie das überhaupt im Sinne unserer 
Politik liege. 

Ich möchte hier nur an den wichtigsten Punkten 
darlegen, was wir für die Familie getan haben, und 
zwar unabhängig davon, ob beide Partner oder ei-
ner von beiden ganztags oder halbtags berufstätig 
sind. Da ist zunächst das Kindergeld, das für das 
erste Kind 50 DM beträgt. Dieser Betrag ist sicher-
lich nicht mehr ausreichend. 

(Kolb [CDU/CSU] : Diesen Betrag möchte 
die SPD abschaffen!) 

Da geben wir Ihnen völlig recht. Ich glaube, daß 
wir beim Steuerpaket 1981 beim Kindergeld für das 
erste Kind eine Erhöhung vornehmen müssen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Welche 
Aufwendungen sind für ein Kind erforder

-

lich?) 

Beim zweiten Kind beträgt das Kindergeld 100 DM, 
und beim dritten und bei jedem weiteren Kind be-
trägt das Kindergeld 200 DM. Sie sprachen an, daß 
wir eine dynamische Komponente brauchten. Seit 
dem Jahre 1975 ist die Höhe des Kindergeldes beim 
ersten Kind unverändert geblieben, beim zweiten 
Kind haben wir eine Zuwachsrate von 25 %, beim 
dritten Kind beträgt sie 45 %, und beim vierten 
Kind 53 %. Das können Sie für die weiteren Kinder 
fortsetzen. Eine bessere Dynamisierung hätten Sie 
mit einem Automatismus sicher nicht erreicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Kolb 
[CDU/CSU] : Mit Prozenten läßt sich kräf

-

tig streiten!) 

Wenn Sie meinen, Sie könnten im Bundestag — 
Sie tun das mehrfach, das scheint eine Strategie Ih-
res bevorstehenden Wahlkampfes zu sein — die 
nichterwerbstätige gegen die erwerbstätige Mutter 
ausspielen, dann möchte ich darauf hinweisen, daß 
diese grobe Unterscheidung den Verhältnissen in 
keiner Weise gerecht wird; denn unabhängig da- 
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von, ob Sie das bedauern, leben wir in einer Ge-
sellschaft, die dadurch gekennzeichnet ist, daß 
auch die große Masse der Frauen, die nicht er-
werbstätig sind, es einmal waren und später wie-
der sind. Das führt dazu, daß die Dinge, die der 
Nichterwerbstätigen im Moment nicht zugute kom-
men, ihr später, wenn sie wieder berufstätig ist, 
doch noch zugute kommen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Was kostet Ihre Toch

-

ter in diesem Monat? — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU]: Was müssen Sie für Ihre 
Familie aufwenden? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Ich darf darauf hinweisen, daß diese Koalition 
die Rentenversicherung für die Hausfrauen geöff-
net hat. Sie haben das in all den Jahren nicht ge-
tan, in denen Sie die Mehrheit hatten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Ha

-

singer [CDU/CSU] : Sie wissen gar nicht 
wovon Sie reden!) 

Wer hat denn den Versorgungsausgleich bei der 
Scheidung eingeführt? Der Versorgungsausgleich 
bei der Scheidung hat zum erstenmal in der Ren-
tenversicherung die Tätigkeit der Hausfrau in der 
Ehe mit der Tätigkeit des Ehemannes absolut 
gleichgesetzt. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU] : Nur die Tätig

-

keit der geschiedenen Frau! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Ist das Familienpolitik? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Frau Wex, Sie sagen „nur der geschiedenen Frau", 
und Sie haben damit recht. Das ist aber ein An

-

fang, den Sie jahrelang nicht gemacht haben, son-
dern den wir durchgeführt haben und in der näch-
sten Legislaturperiode konsequent zum umfassen-
den Rentenschutz aller Frauen ausbauen werden. 
Mitglieder Ihrer Fraktion beklagen immer wieder, 
dieser neue Versorgungsausgleich sei männerfeind-
lich. Er ist nicht männerfeindlich, sondern frauen-
freundlich und speziell hausfrauenfreundlich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Deswegen 
heiraten die jungen Leute gleich gar nicht 

mehr!) 

Vizepräsident Leber: Frau Abgeordnete, erlauben 
Sie nun eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schäuble? 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Ja. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Frau Kollegin, damit 
wir wieder zum Thema unseres Gesetzesantrags 
kommen, möchte ich Sie fragen, ob Ihre Äußerun-
gen meine These bestätigen, daß der Kinderbetreu-
ungskostenbetrag, wie er jetzt im Gesetz steht, ein-
seitig die Familien benachteiligt, bei denen nicht 
beide Elternteile berufstätig sind. 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Herr Schäuble, Sie 
müssen nicht immer Zwischenfragen stellen, son-

dern zuhören. Selbstverständlich komme ich zu 
diesem Thema. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich habe darauf hingewiesen, daß wir in vielen 
wichtigen Punkten entweder ohne oder gegen Sie 
Verbesserungen gerade für die nichterwerbstätige 
Mutter herbeigeführt haben. 

(Kolb [CDU/CSU] : Sie müssen das real 
und nicht prozentual sehen!) 

Außerdem darf ich daran erinnern, daß Sie es wa-
ren, die eine der wichtigsten Verbesserungen für 
die nichterwerbstätige Mutter zu Fall gebracht ha-
ben. Es war die Koalition, die im Jahre 1972 einen 
Gesetzentwurf zur Einführung des Baby-Jahres 
vorgelegt hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das Baby-Jahr ist von Ihnen zugunsten der Vorzie-
hung der Rentendynamisierung abgelehnt worden; 
ich darf nur daran erinnern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuru

-

fe von der CDU/CSU) 

Und jetzt komme ich zu Ihrer Frage. 

Vizepräsident Leber: Frau Abgeordnete Mat-
thäus, erlauben Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Kollegin Wex? 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Entschuldigen Sie, 
vielleicht darf ich erst einmal einige Sätze zusam-
menhängend reden; dann können Sie Ihre Zwi-
schenfrage stellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie tragen 
falsche Sachen mit Überzeugung vor! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Was den jetzigen Kinderbetreuungsfreibetrag an-
geht, Herr Schäuble, so ist dieser nicht allein für 
die Familien gegeben, in denen beide Ehepartner 
erwerbstätig sind. Frau Funcke hat hier schon zu 
Recht darauf hingewiesen, daß auch in Ehen, in de-
nen einer von beiden Ehepartnern nicht erwerbstä-
tig ist, in der Regel Kinderbetreuungskosten anfal-
len, angefangen von den Kosten für den Kindergar-
ten, der in manchen Ländern durchaus einen Bei-
trag kostet, der nahe an die 1 200 DM herankommt, 
weitergehend über bestimmte schulische Kosten, 
bis hin zu den Kosten für Nachhilfeunterricht. Dies 
hat Frau Funcke ja alles vorgetragen. Das sind al-
les Ausgaben für Kinderbetreuung, völlig unabhän-
gig von der Berufstätigkeit der Eltern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wogegen wir uns allerdings wehren, ist, daß 
Sie unterschiedliche Tatbestände gleichbehandeln 
wollen. Sie wollen nämlich z. B. einer alleinstehen-
den Mutter mit einem Kind, die darauf angewiesen 
ist, während bestimmter Zeiten ihrer Berufstätig-
keit ihr Kind betreuen zu lassen, sagen: Du be-
kommst einen bestimmten Freibetrag. Aber genau 
den gleichen Freibetrag bekommt der, der über-
haupt keine Kinderbetreuungskosten hat. Wenn Sie 
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meinen, Sie könnten das dieser Frau erklären, mö-
gen Sie das bitte tun. Ich finde, daß das nicht 
geht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es gibt unterschiedliche Tatbestände, und bestimm-
te Kosten entstehen eben halt nur, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

wenn z. B. einer von beiden oder ein alleinstehen-
der Elternteil erwerbstätig ist. Dies alles über ei-
nen Kamm zu scheren 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und dann sogar noch die eine Gruppe von Frauen 
gegen die andere Gruppe von Frauen auszuspielen, 
dies halten wir für ein falsches Spiel, und wir wer-
den das nicht akzeptieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ein letzter Punkt zur steuerlichen Belastung der 
Familien, die Sie immer vehement beklagen. Ich 
darf Ihnen mal an einem Zahlenbeispiel erläutern, 
daß selbstverständlich auch im Steuerrecht heute 
das Vorhandensein von Kindern im Zusammenhang 
mit dem Kindergeld berücksichtigt wird, und will 
Ihnen einmal sagen, wie die von Ihnen immer wie-
der beklagte „unvertretbare Belastung" nach den 
neuesten Steuergesetzänderungen aussieht. Zum 
Beispiel: ein Arbeitnehmer mit 30 000 DM Jahres-
einkommen und zwei Kindern zahlt eine Steuer 
von 10,5 %, bekommt aber zugleich über das Kin-
dergeld so viel zurück, daß seine tatsächliche Bela-
stung 5,5°10 beträgt. — Im übrigen, meine Damen 
und Herren, ist das — neben dem Gesichtspunkt 
der Steuervereinfachung — auch ein Grund dafür, 
warum wir es begrüßt hätten, wenn das Kindergeld 
über die Finanzämter und nicht über die Arbeits-
ämter ausgezahlt würde; jeder Bürger sieht dann 
nämlich, was unter dem Strich dabei herauskommt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Kolb 
[CDU/CSU] : Irgendwie scheint das mit der 

Mathematik doch nicht zu stimmen!) 

Oder hat der Arbeitnehmer ein drittes Kind, be-
kommt er sogar etwas heraus und zahlt null DM 
Steuern. Oder ein Selbständiger mit 42 000 DM 
Jahreseinkommen und drei Kindern, zahlt an Steu-
ern 12,8 %. Nach Gegenrechnung des Kindergeldes 
zahlt er 3,6 %, ab 1980 2,9 % 

(Zuruf von der CDU/CSU: Würden Sie mal 
die richtigen Zahlen nennen! Das stimmt 

nämlich nicht!) 

Und nun zu Ihrer Behauptung, Ihr Vorschlag sei 
im Interesse der Steuervereinfachung nötig: Ich 
glaube, Frau Kollegin Funcke und Bundesfinanzmi-
nister Matthöfer haben hier ausreichend klarge-
macht, daß es durchaus Möglichkeiten gibt, den 
Kinderbetreuungsfreibetrag im Rahmen des gelten-
den Steuerrechts unbürokratisch zu handhaben, 
z. B. dadurch, daß man, wie das generell im Steuer-
recht üblich ist und wie es die Finanzbeamten bis-
her schon durchaus vernünftig handhaben, für be-
stimmte Kinderbetreuungs-Ausgaben, die in der 
Regel in allen Familien anfallen, ausreichend sein  

läßt, es bei der Glaubhaftmachung bewenden läßt 
und auf Einzelbelege verzichtet. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Wie 
hoch sind die denn? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Darüber kann man im einzelnen reden; das wird 
der Bundesfinanzminister mit seinen Länderkolle-
gen mit Sicherheit im einzelnen besprechen. Auf 
jeden Fall reicht da die bloße Glaubhaftmachung 
aus, ohne daß sich der Bürger oder die Steuerver-
waltung mit dem Problem aller möglichen Nach-
weispflichten herumschlagen müssen. Das heißt, es 
gibt auch ohne Gesetzesänderungen ausreichende 
Möglichkeiten. Wenn Ihnen aber diese Möglichkei-
ten nicht ausreichen, dann zeigen Sie damit eben 
deutlich, daß es Ihnen nicht um die Steuervereinfa-
chung geht, sondern um Ihr ausschließlich ideolo-
gisch zu begründendes Vorhaben, die alten Kinder-
freibeträge wiedereinzuführen. Und damit komme 
ich zu meinem letzten Punkt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage, Frau Kollegin? 

Frau Matthäus-Maier: (FDP) : Lassen Sie mich 
bitte zu Ende machen, weil ich weiß, daß meine 
Zeit abläuft. 

In der letzten Woche hat Herr Biedenkopf eine, 
wie ich finde, sehr beachtliche Rede gehalten. Dar-
in hat er u. a. gesagt, daß eine Alternative zu der 
hohen Staatsverschuldung, die er dort beklagt und 
von der Sie wissen, daß wir ihre Verringerung z. B. 
im Jahre 1980 — im Unterschied zu Ihnen — in 
Angriff nehmen möchten, —  

(Lachen bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU] : Wer hat sie denn verursacht? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Entschuldigen Sie, wer fordert denn für das Jahr 
1980 erneut ein Steuerpaket in Höhe von minde-
stens 8 Milliarden DM? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Mit 29 
Milliarden DM Neuverschuldung!) 

Wer hat denn in der Haushaltsdebatte in der 
letzten Woche höhere Ausgaben für die Bundes-
wehr, für die Entwicklungshilfe, für die Familien-
politik und und und gefordert? Das sind doch Sie 
gewesen, 

(Kolb [CDU/CSU] : Sie nehmen den kleinen 
Mann am Wickel! — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU] : In einem Jahr haben Sie mehr 

Schulden als wir in 20 gemacht!) 

während wir gesagt haben: 1980 kein Steuerpaket, 
1980 Absenkung der Neuverschuldung. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : In ei

-

nem Jahr machen Sie mehr Schulden als 
wir in 20 Jahren!) 

Herr Biedenkopf hat also gesagt, daß eine Alter-
native dazu der 'gemeinsame Versuch sei, in den 
großen Etatposten, einschließlich des Sozialetats, 
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danach zu suchen, welche Leistungen verzichtbar ge-
worden sind. 

(Kolb [CDU/CSU]: 2 500 zusätzliche Stellen!) 

Meine Damen und Herren, ich halte diese Aussage 
für völlig richtig. Ich glaube, daß zumindest eines 
daraus zu folgern ist — das sollten Sie sich ins 
Stammbuch schreiben —, daß wir für die Zukunft 
— über die Durchforstung des Bestehenden will 
ich jetzt gar nicht reden — gemeinsam von sol-
chen Lösungen Abstand nehmen sollten, bei denen 
die Begünstigung um so höher ausfällt, je geringer 
der Bedarf bei den Begünstigten ist. Genau das er-
reichen Sie mit Ihrem Kinderbetreuungsbetrag. 

Wir müssen uns — insbesondere finanziell — 
ganz gezielt auf den sozialpolitischen Zweck kon-
zentrieren, den wir anstreben. Wir haben in der 
Vergangenheit oft genug den Fehler gemacht, zu 
sehr mit der Gießkanne durchs Land gegangen zu 
sein. Wenn wir das weiterhin tun, führt das dazu, 
daß, wie gesagt, die Begünstigung bei dem am 
höchsten ist, der sie gar nicht braucht, und da-
durch das Ganze — und das ist das Wichtigste — 
enorm viel Geld kostet. Deswegen ist Ihr Gesetz-
entwurf auch sehr viel teurer als der geltende Kin-
derbetreuungsfreibetrag. Wenn man die Gießkan-
nenregelung, die Sie vorschlagen, bewertet, kommt 
man eben zu Mehrkosten von mindestens 2,5 Milli-
arden DM. Dieses Geld fehlt dann an anderer Stel-
le, z. B. für eine von uns angestrebte deutliche Ab-
senkung beim Steuertarif im Jahre 1981. 

(Kolb [CDU/CSU] : Bei den Stellenvermeh

-

rungen, Frau Kollegin!) 

Wenn Sie das heute schon verbrauchen, wenn Sie 
sich also nicht auf das konzentrieren, was wirklich 
gefördert werden muß, wird Ihnen das Geld an an-
derer Stelle fehlen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie brau

-

chen das für das Wahljahr!) 

Wir meinen also: Wenn Sie sich ernsthaft um 
die nachfolgende Generation Sorgen machen, dann 
sollten wir uns alle gemeinsam bemühen, ihnen 
möglichst wenig Schulden zu hinterlassen, indem 
wir alle staatlichen Transfers — gerade auch die 
für die Familien und die Kinder — auf den jewei-
ligen Kern des Problems konzentrieren. Und dies 
tun eben Kinderfreibeträge gerade nicht. Das, was 
Sie hier heute fordern, würde automatisch zu einer 
höheren Staatsverschuldung führen. 

Wir lehnen aus all den genannten Gründen Ihren 
Gesetzentwurf ab. Wir meinen, die Nachteile des 
Kinderbetreuungsbetrages sind durch eine Verwal-
tungsanweisung der von Herrn Matthöfer und Frau 
Funcke beschriebenen Art zu beheben. Aber neue 
Kinderfreibeträge wollen wir nicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Her-
ren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
— Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfs der Fraktion der CDU/CSU Drucksache 
8/3104 an den Finanzausschuß — federführend — 
und gemäß § 96 der Geschäftsordnung an den 
Haushaltsausschuß vor. Ich darf das Haus fragen, 
ob es damit einverstanden ist. — Ich höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der 
CDU/CSU 
Sicherheit von Kindern im Straßenverkehr 

— Drucksache 8/2943 — 

Interfraktionell ist ein Kurzbeitrag für jede Frak-
tion vereinbart worden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Kollege Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Am Beginn meiner Begründung 
zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion zur Verbesse-
rung der Sicherheit von Kindern im Straßenverkehr 
möchte ich uns alle auf den allgemeinen Vorwurf 
hinweisen, der sich in den Presseüberschriften wie 
folgt ausnimmt: „Kinderunfälle, der traurige Re-
kord auf unseren Straßen" oder „Deutsche Auto-
fahrer kinderfeindlich". Wahr ist, meine Damen 
und Herren, daß es uns in den letzten Jahren trotz 
vielfacher Anstrengungen nicht gelungen ist, ent-
scheidende Erfolge im Kampf gegen Kinderunfälle 
auf unseren Straßen zu erzielen. 

In den 30 Jahren seit Bestehen der Bundesrepu-
blik Deutschland verunglückten auf unseren Stra-
ßen 1,5 Millionen Kinder. Jedes 30. Kind verun-
glückt bei uns vor seinem 9. Lebensjahr, jedes 17. 
vor seinem 16. Lebensjahr, und bis zur Volljährig-
keit hat jedes 7. Kind einen Verkehrsunfall mit 
Verletzungen erlebt oder durchlitten. 3 000 Kinder 
erleiden jährlich bei Straßenverkehrsunfällen Hirn-
verletzungen mit Dauerschäden. Alarmieren muß 
uns, daß es wohl nirgendwo in Ländern rait ver-
gleichbarer Verkehrsdichte für Kinder im Straßen-
verkehr so gefährlich ist wie in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Dabei sind die Bedingungen, was 
die innerörtlichen Verkehrsregelungen einschließ-
lich der Geschwindigkeitsbegrenzungen angeht, fast 
überall die gleichen, innerhalb deren Geltungsbe-
reich sich 90 % der Unfälle ereignen. 

(Zuruf von der SPD: Freie Fahrt für freie 
Menschen!) 

Wo liegen dann aber die Ursachen dafür, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland drei- bis viermal 
so viel Kinder auf der Straße verunglücken wie in 
Italien oder Schweden? Warum geschehen in den 
Vereinigten Staaten, Frankreich, Dänemark und 
Holland nur halb so viel Unfälle wie bei uns? Ich 
glaube, daß bei uns die Unfallforschung sehr hin-
terherhinkt, insbesondere was die Unfallursachen 
bei Kindern angeht. Es gibt bei diesem Sachverhalt 
wohl auch niemanden, der dieses Thema mit Recht-
haberei, Besserwisserei oder mit  Kritik ohne 
Selbstkritik anpacken dürfte. Wir verstehen unse- 
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ren Antrag so, daß sich der Deutsche Bundestag 
diesem Thema stellt. 

Kinder und Jugendliche haben es einfach 
schwer, mit dem Straßenverkehr mit der modernen 
Dimension fertigzuwerden. Eine noch so gute Ver-
kehrserziehung macht sie nicht zu perfekten Ver-
kehrsteilnehmern. Die Welt des Straßenverkehrs 
ist nun einmal eindeutig auf die Welt der Erwach-
senen eingerichtet. Der § 1 der Straßenverkehrs-Ord-
nung kennt nur den Verkehrsteilnehmer, der sich 
so zu verhalten hat, daß kein anderer geschädigt, 
gefährdet oder mehr als nach den Umständen ver-
meidbar behindert oder belästigt wird. 

Es ist doch nachgerade nur natürlich, daß sich 
Kinder nicht in jeder Situation verkehrsgerecht 
verhalten können. Unser Antrag fordert daher in 
Punkt 1, den Schutz des Kindes in der Straßenver-
kehrs-Ordnung entscheidend zu verbessern. Dies ist 
eine Forderung, die auch vom Deutschen Verkehrs

-gerichtstag seit langem erhoben wird. Andere Län-
der haben solche gesetzlichen Bestimmungen, z. B. 
heben die Schweiz, Osterreich und die DDR die be-
sondere Verantwortung gegenüber Kindern in ih-
ren gesetzlichen Bestimmungen hervor. In der Stra-
ßenverkehrs-Ordnung der DDR heißt es ausdrück-
lich, daß jeder Verkehrsteilnehmer gegenüber Kin-
dern zu besonderer Vorsicht und Rücksichtnahme 
verpflichtet ist. 

Unser Antrag will erreichen, daß § i der Straßen-
verkehrs -Ordnung eine ähnliche Ausgestaltung zum 
Schutz unserer Kinder im Straßenverkehr erhält. 
Wir erhoffen uns davon auch weitere Auswirkun-
gen, nachdem dies in der Straßenverkehrs-Ordnung 
verankert ist, auf die Ausbildung der Kraftfahrer 
sowie auf die Verkehrserziehung und die Nach-
schulung insgesamt. Von einer in der Straßenver-
kehrs-Ordnung verankerten besonderen Sorgfalts-
pflicht der Kraftfahrer gegenüber den Kindern 
versprechen wir uns auch überall dort eine bessere 
und durchgreifendere Tendenz, wo die Verkehrssi-
cherheitspolitik noch andere Möglichkeiten auszu-
schöpfen hat. Es ist beispielsweise nicht länger 
hinnehmbar, daß sich bei den 450 Fahrschulprü-
fungsfragen nur noch ganze drei mit den besonde-
ren Risiken der Kinder im Straßenverkehr beschäf-
tigen. 

Außerdem ist es nach unserer Meinung sehr 
wichtig, daß die Kraftfahrer auch durch einen opti-
schen Anreiz auf dieses Problem stärker hingewie-
sen werden. Dazu allerdings ist der Schilderwald in 
Deutschland überhaupt nicht geeignet. Es gibt ein 
Gefahrenzeichen „Vorsicht, Kinder!", und es gibt 
Kinder-Hinweiszeichen. Dieses eine Gefahrenzei-
chen ist eines unter 27 gleichrangigen Verkehrs-
schildern und ist etwa dem Zeichen „Vorsicht, Sei-
tenwind!" oder dem Zeichen „Vorsicht, Stein-
schlag!" gleichgestellt. Ich glaube, es ist richtig, 
ein einheitliches europäisches Kinder -Schild zu 
verlangen. Dieses Schild darf nicht nur ein Gefah-
renzeichen-Schild sein, sondern es muß in die Vor-
schriftszeichen unserer Straßenverkehrs-Ordnung 
hochgestuft werden. Erst dann ist nach unserer 
Auffassung die Gewähr dafür gegeben, daß die 

Kraftfahrer die notwendige Sorgfalt im Umgang 
mit Kindern im Straßenverkehr üben. 

Wir haben bereits festgestellt, daß die Schaffung 
verkehrsberuhigter Zonen ein guter Beitrag zur Lö-
sung des anstehenden Problems sein kann. Aber, 
meine Damen und Herren, dies allein kann natür-
lich nicht die Alternative sein. Denn wir wissen, 
daß sich nach Schaffung von Fußgänger- oder ver-
kehrsberuhigten Zonen die Probleme des Straßen-
verkehrs mit ihren Miseren auch für die Kinder im 
Normalfall in andere Stadt- oder Wohngebiete 
verlagern. Es gibt hier also kein Patentrezept, son-
dern wir brauchen vielmehr neben dem Flächenkon-
zept, das wir für unerläßlich halten, auch noch die 
vermehrte Einrichtung von Spielstraßen. Dies ist 
ein gesonderter Punkt unseres Antrags. 

Im übrigen sollte auch noch einmal das Thema 
der Benutzung von Gehwegen durch Kinder mit 
Fahrrädern und Go -carts behandelt werden. Dies 
mag gesetzlich zwar alles ganz ordentlich geregelt 
sein, aber in der Praxis des Alltags herrscht hier 
eine große Verwirrung. Wir glauben, daß die brei-
te Öffentlichkeit einen Anspruch darauf hat, daß 
dieses Thema in richtiger, guter Diskussion ange-
sprochen wird. 

Der letzte Punkt unseres Antrags, Verkehrssi-
cherheitsprogramme, spricht alle die an, die sich 
mit Straßenverkehrssicherheit zu befassen haben. 
Die Bundesregierung hat bereits im Jahre 1973 ein 
finanzielles Engagement für 1977 angekündigt, das 
34 Millionen DM im Jahr umfassen sollte. Tatsäch-
lich aber werden — trotz der anwachsenden Moto-
risierung und der damit zunehmenden Gefährdun-
gen und Unfallgefahren — die Mittel im Jahre 1979 
ganze 15 Millionen DM ausmachen. Die CDU/CSU 
will mit diesem Antrag erreichen, daß das Konzept 
im ganzen überprüft und die Priorität stärker auf 
die Gefährdung der Kinder im Straßenverkehr 
ausgerichtet wird. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat mit Freude zur 
Kenntnis genommen, daß der Bundesverkehrsmini-
ster unseren Antrag vorn 5. Juni 1979 begrüßt hat. 
Die CDU/CSU erkennt es auch an, daß die Koali-
tionsfraktionen im August 1979 eine Kleine Anfra-
ge eingebracht haben, deren Antworten uns nun 
vorliegen und die in diese Debatte sicherlich ein-
fließen können. Wir geben deshalb unserer Hoff-
nung Ausdruck, daß es durch eine gemeinsame 
Anstrengung möglich werden wird, den großen 
Einbruch in die traurige Unfallbilanz bei Verkehrs-
unfällen mit Kindern zu erzielen. Wir müssen den 
Satz eines Zynikers ad absurdum führen, daß bei 
uns in der Bundesrepublik Deutschland immer we-
niger Kinder geboren, dafür aber um so mehr tot-
gefahren werden. 

Ich hoffe, daß wir diesen Antrag in Gemeinsam-
keit beschließen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Daubertshäuser. Er hat das Wort. 
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Daubertshäuser (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit dem Antrag der Union „Si-
cherheit von Kindern im Straßenverkehr" wird ein 
für unser Land wenig rühmliches Problem ange-
sprochen. Wir begrüßen es, daß Ausschüsse und 
das Plenum des Deutschen Bundestages und damit 
die breite Öffentlichkeit mit diesem Antrag die 
Möglichkeit erhalten, sich über das bisher übliche 
Maß hinaus mit der Sicherheit von Kindern im 
Straßenverkehr zu beschäftigen. Dabei weisen die 
im Unions-Antrag genannten sechs Forderungs-
punkte lediglich auf einen kleinen Teilbereich des 
Gesamtkomplexes hin, Punkte, die zu einem erheb-
lichen Teil bereits durch bestehende Regelungen 
vollzogen werden bzw. sich in der parlamentari-
schen Beratung befinden. 

Meine Damen und Herren, ich gebe gern zu, daß 
auch die Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD 
und FDP vom August dieses Jahres und die sehr 
detaillierte und umfangreiche Antwort der Bundes-
regierung noch vieles unberührt lassen. Gerade die 
Antwort der Bundesregierung zeigt, daß die bishe-
rigen anerkennenswerten Maßnahmen, wie z. B. die 
Aufklärungsaktion, das Programm für Schulwegsi-
cherung, die Maßnahmen der Ausrüstungsvor-
schriften des Straßenbaues und im Forschungsbe-
reich, alle zusammen bisher noch keinen durch-
schlagenden Erfolg erzielt haben. Wir werden des-
halb im Verkehrsausschuß auch eine Sachverstän-
digenanhörung beantragen. Dabei wollen wir nicht 
nur die Vertreter der eingefahrenen Interessenver-
bände hören, sondern die Zusammensetzung dieser 
Sachverständigen muß gewährleisten, -daß über die 
bisher eingeschlagenen Wege hinaus das Problem 
auf einer breiteren gesellschaftspolitischen Grund-
lage diskutiert wird. 

Der neue Trend in der Verkehrspolitik wird nur 
dann überzeugend sein, wenn die Schwächsten un-
serer Gesellschaft — und dazu zählen nun einmal 
die Kinder - sich nicht mehr dem Verkehr anpas-
sen müssen, sondern wenn umgekehrt der Verkehr 
sich nach den Bedürfnissen der Menschen und der 
Kinder ausrichtet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es darf nicht unser Ziel sein, allein durch Ver-
kehrserziehung und allein durch Trainingsprogram-
me die Kinder praktisch zu dressieren, damit sie 
gegen Gefahren des Verkehrs gewappnet sind; dies 
wäre höchst unmenschlich. Wir müssen die Vor-
aussetzungen dafür schaffen, daß die Verkehrsver-
hältnisse in unseren Städten, in den Gemeinden 
wieder kinder-, wieder menschenfreundlich wer-
den. Und das ist eine Aufgabe, meine Damen und 
Herren, die nicht nur von der Verkehrspolitik al-
lein zu leisten ist, sondern wir sehen ähnlich wie 
der Kollege Straßmeir darin eine umfassende ge-
sellschaftspolitische Aufgabe. 

Wer dies ernsthaft will, der darf auch nicht vor 
alten Tabus zurückschrecken; der muß begreifen 
und auch andere begreifen machen, daß das Befol-
gen solcher Schlagworte wie „freie Fahrt" oder 
„Leichtigkeit des Verkehrsflusses" mit dazu beige-
tragen haben, daß alle vier Stunden in unserem 

Land ein Kind an den Folgen eines Verkehrsunfalles 
stirbt. Maßnahmen wie das von dem früheren Ver-
kehrsminister Leber eingeführte Tempolimit 100 
auf Landstraßen sind zwar seinerzeit von vielen 
hart attackiert worden, aber durch diese Maßnah-
men ist jährlich Tausenden das Leben gerettet 
worden. Dies muß man dann auch einmal mit sa-
gen. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: 90 % der Unfälle 
geschehen innerorts, lieber Kollege!) 

— Das ist richtig. Aber, Kollege Straßmeir, wenn 
Sie die Statistik durchlesen, werden Sie feststellen, 
daß gerade durch das Tempolimit auf den Land-
straßen die Zahl der Todesopfer  in unserem Land 
enorm gedrückt wurde. 

In den vergangenen Jahren haben bereits vielfäl-
tige Bemühungen dem Ziel gegolten, das Unfallge-
schehen zu analysieren, Maßnahmen zu entwickeln 
und zu erproben und gegebenenfalls auch anzu-
wenden, die einen Beitrag dazu leisten, Anzahl und 
Folgen von Kinderunfällen zu verhindern. Das wird 
von uns anerkannt. Besonders hervorheben möchte 
ich hierbei die segensreiche Arbeit des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates. 

Aber bei all diesen Maßnahmen muß auch die 
Umsetzung in die Praxis berücksichtigt werden. Und 
diese Praxisbezogenheit fehlt mir z. B., wenn ich in 
einem von der Bundesanstalt für Straßenwesen her-
ausgegebenen Trainingsprogramm für Eltern über 
Seiten hinweg Sätze lese wie diesen: 

Einen möglichen Ausweg bietet die Eingren-
zung der situativen Determinanten auf Stimuli, 
die einen positiven Valenzcharakter involvie-
ren. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Da fehlt mir, meine Damen und Herren, und sicher 
nicht nur mir, die Praxisbezogenheit und Bürgernä-
he bereits in der Sprache. Da muß einiges zum Bes-
seren geschehen, wenn wir wirklich mithelfen wol-
len, daß solche Trainingsprogramme draußen auch 
angenommen werden. 

Wir sind sicher dafür, daß Grundlagenforschung , 

betrieben wird, daß Analysen erstellt werden. Aber 
das darf nicht dazu führen, daß neben den For-
schungsprogrammen in der Praxis der alte Trott 
weiterläuft. Es ist uns bekannt, daß es auch bei 
diesem Problem kein alleinseligmachendes Patent-
rezept gibt, und ich bin dem Kollegen Straßmeir 
dankbar, daß er dies auch herausgestellt hat. Wir 
sind aber der Auffassung, daß durch eine Konzer-
tierte Aktion verschiedener Maßnahmen einiges 
zum Besseren zu wenden ist. 

Keine Hoffnung — das möchte ich auch sagen — 
setzen wir mehr auf reine Appelle; denn es hat 
sich bisher gezeigt, daß die schrecklichen Unfall-
zahlen durch reine Appelle nicht heruntergedrückt 
werden konnten. Das rührt vielleicht auch daher, 
daß das Bild einer autogerechten Stadt in vielen 
Köpfen zu stark verwurzelt ist. Ebenso unbestritten 

 ist, daß dem Erfolg des Prinzips „Mehr Verkehrssi-
cherheit durch Verkehrserziehung" Grenzen ge-
setzt sind. Die meisten Kinder- und anderen Ver- 
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kehrsunfälle lassen sich durch Aufklärung und Er-
ziehung allein nicht vermeiden. 

Deshalb müssen wir uns alle miteinander kri-
tisch fragen, ob wir — angefangen bei der Kommu-
nalpolitik bis hin zu Entscheidungen dieses Parla-
ments — in der Vergangenheit durch unsere Be-
schlüsse Freiräume der Kinder eingeengt haben, ob 
wir diese dadurch von der Straße vertrieben und 
damit Unfälle produziert haben. Denn aus einer Pi-
lotstudie wissen wir: Die Mehrzahl solcher Unfälle 
passiert in der Tat in dichtbesiedelten Wohngebie-
ten mit überdurchschnittlichem Verkehrsaufkom-
men und minimalen Spielmöglichkeiten für Kinder, 
die zudem zu Hause oft in beengten Wohnverhält-
nissen leben. Die überwiegende Mehrzahl der ver-
unglückten Kinder hat keine Möglichkeit, im direk-
ten Umkreis der Wohnung zu spielen, und Kinder 
in solchen Stadtgebieten sind um ein Vielfaches 
mehr gefährdet als solche in besseren Wohnver-
hältnissen. 

Meine Damen und Herren, in allen Grundsatz-
programmen der im Bundestag vertretenen Parteien 
wird übereinstimmend gefordert, wieder eine Wohn-
umwelt zu schaffen, die zu sozialen Kontakten an-
regt und weitgehend frei von Gefährdungen und 
Belästigungen ist. Es wird dort übereinstimmend 
gefordert, vor allem in Wohngebieten Beschrän-
kungen für den Autoverkehr einzuführen und die 
Spiel- und Freizeitmöglichkeiten zu verbessern. 

Aber müssen wir nicht, wenn wir selbstkritisch, 
wenn wir ehrlich sind, zugeben, daß die Wirklich

-

keit anders aussieht, und zwar weil der Individual-
verkehr in der Stadtentwicklung häufig immer 
noch Vorrang vor der Förderung des öffentlichen 
Nahverkehrs hat, weil die Wohngebiete von Stra-
ßen zerschnitten werden, weil der mögliche Ak-
tionsradius der Kinder weiter eingeengt wird und 
deshalb die Zahl der Unfälle wahrscheinlich noch 
weiter ansteigen wird? 

Wir werden bei den Ausschußberatungen, wenn 
wir dem gesamten Problem gerecht werden wollen, 
einen sehr weiten Bogen spannen müssen und wer-
den dabei auch die im sozialen Sinne kraftver-
kehrsgeschädigten Kinder nicht vergessen dürfen. 
Es gibt über das heute bereits von der Regierung 
auf den Weg Gebrachte hinaus noch einiges zu 
tun, was relativ schnell getan werden kann. Es gibt 
grundsätzliche Einstellungen, die sicher nur lang-
fristig geändert werden können, weil manche von 
liebgewordenen Vorstellungen Abschied nehmen 
müssen. 

Wir begrüßen sehr, daß der Bundesverkehrsmini-
ster angekündigt hat, bei der nächsten Änderung 
der Straßenverkehrs -Ordnung in eine Geschwindig-
keitsvorschrift des § 3 eine Verpflichtung für den 
Kraftfahrzeugführer aufzunehmen, durch Verminde-
rung der Fahrgeschwindigkeit und bremsbereites 
Verhalten auf Kinder, hilfebedürftige und ältere 
Menschen Rücksicht zu nehmen. Nach unserer 
Auffassung ist diese Änderung deshalb so bedeu-
tungsvoll, weil mit dieser Maßnahme den Kraftfah-
rern mit allem Nachdruck verdeutlicht werden  

kann, daß eine besondere Sorgfaltspflicht gegen-
über den Schwächeren besteht. 

Wir begrüßen, daß im Zusammenhang mit der 
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes die Ver-
kehrsberuhigung in Wohngebieten, der wir sehr 
große Bedeutung beimessen, bereits als Vorschlag 
der Regierung vorliegt. Gerade die Entwicklung in 
Holland auf diesem Sektor hat gezeigt, daß die 
Verkehrsberuhigung zu mehr Sicherheit und zu hu-
maneren Lebensbedingungen führen kann. 

Meine Damen und Herren, es müssen neue Daten 
gesetzt werden, sicher auch, wie der Kollege Straß-
meir gesagt hat, im Bereich der Unfallforschung 
und der Unfallanalyse. Wir ersehen daraus nur: 
Wir stehen noch am Anfang bei unserem Kampf 
gegen Fußgänger - und Radfahrerunfälle in Wohn-
gebieten. Wirklich durchschlagenden Erfolg wer-
den wir erst dann erzielen, wenn dem jetzigen Zu-
stand  der Besinnung auch die Bereitschaft zum 
Wandel folgt. Unser Ziel sind dabei nicht autoge-
rechte Kinder, sondern menschenfreundliche Ver-
kehrsverhältnisse. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Schul

-

te [Schwäbisch Gmünd] [CDU/CSU] : Er 
hat doch kein Wort  zu unserem Antrag 

gesagt!) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Herr Abgeordnete Hoffie das Wort. 

Hoffie (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Kollege Schulte hat gerade ge-
rügt, daß Herr Daubertshäuser nicht ausreichend 
auf den Antrag der Opposition eingegangen sei; 
ich will das deshalb gleich ansprechen, Herr Schulte. 

Ich meine, so begrüßenswert es ist, daß das The-
ma „Sicherheit von Kindern im Straßenverkehr" 
auf der Tagesordnung unserer verkehrspolitischen 
Debatte und auch unserer dauernden Bemühungen 
ist und bleibt, so wenig ist der dazu eingebrachte 
Antrag der Opposition geeignet, wirklich wirksame 
und neue Verbesserungen zu erzielen. 

Sie wissen, Sie rennen gerade bei uns offene 
Türen ein, wenn es um dieses Thema geht; denn 
die Freien Demokraten können für sich in An-
spruch nehmen, daß sie die entscheidenden Ver-
besserungen im Hinblick auf die Sicherheit von 
Kindern und Jugendlichen im Straßenverkehr in 
den letzten Jahren nicht nur initiiert, sondern auch 
beharrlich — zum Teil gegen den Widerstand aus 
allen Fraktionen und Parteien und übrigens auch 
gegen den Widerstand der Ministerialbürokratie — 
durchgesetzt haben. Ich erinnere nur an Stichworte 
wie die Pflicht, Kinder nur noch auf den Rücksit-
zen der Autos zu befördern, ich erinnere an die 
Pflicht zum Tragen der Schutzhelme. Ich erinnere 
daran, daß ich noch vor Jahren hier dafür belä-
chelt worden bin, als ich sagte — das war zu einer 
Zeit, als man auch noch in  Holland damit experi-
mentierte —: Wir müssen dafür sorgen, daß  wir 
verkehrsberuhigte Zonen bekommen. Das ist das, 
was in Holland als weltweit anerkanntes Beispiel 
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mit dem System der sogenannten Wohn-Erften 
praktiziert wird. Und das ist heute eine Sache,  um 

 die ein Wettlauf in allen Gemeinden, in allen Kom-
munen eingesetzt hat. Ich glaube, daß wir gele-
gentlich, wenn es um solche Fragen der Sicherheit 
für Kinder im Straßenverkehr geht, auch an solche 
Momente unserer Auseinandersetzungen erinnern 
dürfen. 

Ich habe gesagt: Ihr Antrag, meine Damen und 
Herren von der Opposition ist wenig hilfreich. Die 
ser Sechs-Punkte-Katalog, den Sie aufgestellt ha-
ben, mit heißer Nadel gestrickt — diese Vorschlä-
ge kamen als Reaktion, nachdem wir uns gemein-
sam, Herr Schulte, über dieses Thema im „Ver-
kehrsparlament" der „Süddeutschen Zeitung" un-
terhalten haben; diese Vorschäge waren dort sehr 
umstritten —, enthält Dinge, die zum Teil längst 
erfüllt sind. Das betrifft z. B. Ihre Forderung nach 
Klarstellung, daß die Gehwege auch durch radfah-
rende Kinder benutzt werden dürfen. Ferner geht 
es um Anregungen, für die die Bundesregierung 
auch längst konkrete Vorstellungen entwickelt hat. 
Ich erinnere an die Forderung nach Ergänzung der 
Straßenverkehrsordnung im Sinne einer besonderen 
Rücksichtspflicht der Verkehrsteilnehmer gegen-
über Kindern. Dies soll allerdings nicht, wie von 
Ihnen vorgeschlagen, durch eine Ergänzung in § 1, 
sondern nach der Vorstellung der Bundesregierung 
durch eine Änderung und Ergänzung in § 3 gesche-
hen. Das wird aber lediglich den Vorteil einer grö-
ßeren Sicherheit in der Rechtsprechung haben, 
aber leider keine Auswirkungen im praktischen 
Verkehrsgeschehen, wie es sich heute darstellt, 
wenn unsere Kinder unter die Räder kommen. 

Dies gilt auch für die von Ihnen geforderte dies-
bezügliche Ausbildung und Nachschulung der 
Fahrzeugführer. Den Fahrlehrern sind seit 1976 
bzw. 1977 entsprechende Pflichten auferlegt, näm-
lich das Thema „Verhalten gegenüber Kindern" in-
tensiver in den Unterrichtsstoff aufzunehmen. 

Es bleibt in Ihrem Antrag als Verbesserungsvor-
schlag zunächst Ihr Ruf nach einem einheitlichen 
Kinderverkehrsschild als Vorschriftszeichen. Das 
unterstreicht lediglich den Glauben der Union, daß 
allein mit Verkehrsschildern, mit neuen Schildern, 
mit der Vereinfachung auf bestimmte Schilder schon 
Verbesserungen erzielt werden könnten. Gleichzei-
tig beklagen Sie die Vielfalt der sehr vielen auf 
den Autofahrer einwirkenden Schilder. 

Es bleibt in Ihrem Antrag die wirklich von einer 
geradezu abenteuerlichen Unwissenheit und Ah-
nungslosigkeit zeugende Vorstellung, in sogenann-
ten Spielstraßen herkömmlichen Musters, die man 
nicht mit den von mir vorhin angesprochenen 
Wohnstraßen verwechseln darf, könne die Sicher-
heit unserer Kinder durch die gleichberechtigte 
Nutzung durch Fahrzeuge und spielende Heran-
wachsende verbessert werden. Meine Damen und 
Herren von der Opposition, ein einziger Blick auf 
die seit Jahren vorliegenden zahlreichen Untersu-
chungen und Experimente mit Spielstraßen hätte 
genügt, um die Opposition vor einer derart leicht-
fertigen Forderung zu bewahren, die nach allen Er-
fahrungen die Gefahren nicht vermindert, sondern 

erheblich vergrößert, solange eine gleichberechtig-
te Nutzung nicht mit der dann auch notwendigen 
baulichen Umgestaltung in sogenannte Wohnstra-
ßen einhergeht, die ein völlig anderes Konzept dar-
stellen als eine nur durch besondere Schilder gekenn-
zeichnete Spielstraße, die abzuschaffen sich alle 
Bundesländer unisono nachdrücklich bemühen. Ge-
rade Berlin, Herr Straßmeir, zeigt, glaube ich, mit 
23 gescheiterten Versuchen, die man jetzt zurück-
dreht, daß nun gerade diese Forderung aus Ihrem 
Antrag nun als nicht anderes als abenteuerlicher 
Leichtsinn zu bezeichnen ist. In einer solchen De-
batte hätten Sie, meine Damen und Herren, schon 
etwas ernsthafter an diese Dinge herangehen müs-
sen. 

Ich glaube deshalb, daß Ihr Antrag wenig hilf-
reich ist, eine in die Zukunft gerichtete eher grund-
sätzliche Debatte darüber zu führen, wie wir die 
Verkehrssicherheit für die Kinder auf den Straßen 
verbessern können. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich möchte jetzt keine Zwischenfragen beant-
worten. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Aber eine freche 
Schnauze haben Sie!) 

Sie wissen, daß ich mich davor nicht drücke. — 
Bitte sehr, wenn es mir auf die Zeit nicht ange-
rechnet wird, Herr Präsident. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Das wird auf 
die Zeit angerechnet!) 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Kollege Hoffie, ich 
darf Sie fragen: ist dieser Ton, den Sie hier an-
schlagen, bei diesem ernsten Thema angemessen? 

Hoffie (FDP) : Dieser Ton ist durchaus angemes-
sen, Herr Kollege, wenn Sie, angesichts einer un-
wissenden Bevölkerung um der reinen Publikums-
wirksamkeit willen einen solchen Antrag formulie-
ren, der eine gleichberechtigte Nutzung in soge-
nannten Spielstraßen vorsieht, und zwar gegen 
jede Erfahrung, gegen jede statistische Auswertung 
von nachdrücklich belegbaren Tatsachen. Damit 
wird doch das genaue Gegenteil von dem bewirkt, 
was Sie wollen, nämlich eine Verminderung der 
Verkehrssicherheit. Das habe ich versucht, hier 
darzustellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Verkehrs

-

minister hat diesen Vorschlag doch be

-

grüßt! — Straßmeir [CDU/CSU] : Lesen Sie 
doch einmal die Antwort der Bundesregie

-

rung! — Lemmrich [CDU/CSU] : Der hat 
doch keine Zeit zum Lesen! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Herr Schulte, wenn Sie dies nicht wahrhaben 
wollen, dann gehen Sie mal hinaus in die Länder 
und fragen Sie Ihre Kollegen dort, warum sie in-
zwischen die Spielstraßen wieder abschaffen. Herr 
Kollege Lemmrich, das gilt natürlich auch für die 
zahlreichen Versuche in Bayern. 
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Meine Damen und Herren, wer dieses Thema 

wirklich ernst nimmt, darf nicht so leichtfertig und 
oberflächlich an die Dinge herangehen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

sondern der muß hier sehr viel grundsätzlicher die 
Fragen, die uns alle berühren, ansprechen. 

Das, was in der Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage der Koalitionsfraktionen 
sehr detailliert und sehr konkret dargelegt worden 
ist, ist zwar eine gute Grundlage, aber im Grunde 
genommen doch eine Addition von Zahlen in einer 
breiten Statistik. Darin manifestiert sich doch die 
Katastrophe, die zum Dauerzustand geworden ist 
und die in Wahrheit draußen in der Bevölkerung 
doch heute noch kaum jemanden berührt. Wir se-
hen, wie wenig wir uns mit diesem Thema wirklich 
konkret im Detail auseinandersetzen, und das an-
gesichts der Tatsache, daß jedes zehnte Kind das 
zehnte Lebensjahr nicht erreicht, ohne einen Ver-
kehrsunfall erlitten zu haben. 

Ich begrüße sehr, wenn z. B. die „Bild-Zeitung" 
in einer breit angelegten Aktion „Ein Herz für Kin-
der" dieses Thema aufgreift und es stärker in das 
Bewußtsein der Menschen rückt. Aber auch hier 
wird sich doch die Frage stellen, ob wir wirklich 
grundsätzlich genug an die Probleme herangehen, 
die sich uns stellen, und die wir zu beantworten 
haben, und ob die Aufklärungsaktionen, für die wir 
Millionen einsetzen, ob die verkehrserzieherischen 
Maßnahmen eigentlich nicht nur flankierendes Bei-
werk sind. Oder müssen wir uns sehr viel mehr die 
Frage nach den eigentlichen Ursachen stellen? 

Da gibt es ja nun wirklich eine Reihe von Unter-
suchungen, die sehr deutlich machen, wo wir anzu-
setzen haben. Herr Kollege Schulte, in dem Land, 
aus dem Sie kommen, in Stuttgart, ist dazu eine 
hervorragende Untersuchung angestellt worden, 
die wir im Ausschuß diskutieren müssen und an 
der sich zeigt, wo wir ansetzen müssen. Es ist bei 
dieser Untersuchung herausgekommen, daß insbeson-
dere Jungen häufiger verunglücken als Mädchen, 
daß Ausländerkinder doppelt so häufig verunglük-
ken als solche Kinder, die hier bei uns geboren 
worden sind, daß die körperlich Kleinen im be-
stimmten Kategorien am häufigsten verunglücken, 
daß die Unfallhäufigkeit am Nachmittag, in der 
Freizeit, am größten ist, daß auf dem Schulweg, an 
sich die wenigsten Unfälle passieren, daß also die 
Sicherung des Schulweges, über den wir nachher 
ja noch zu sprechen haben, nicht die Hauptaufgabe 
ist. Vielmehr ist an den sozialen Randbedingungen 
anzusetzen, in denen unsere Kinder leben und spie-
len. Aus Untersuchungen erfährt man, daß es nicht 
genügend Spielflächen gibt, die die Kinder errei-
chen können, ohne über die Straße zu müssen. Kin-
der sind weder physisch noch psychisch in der 
Lage, die Gefahren des Straßenverkehrs in ausrei-
chendem Maße zu erkennen. 

Ich bin der Meinung, wir sollten alle diese 
grundsätzlichen Fragen im Ausschuß sehr einge-
hend diskutieren. Ich begrüße es, daß Sie, meine 
Damen und Herren, dazu einen neuen Anstoß ge-
liefert haben, aber ich wäre dankbar, wenn die Op-

position bei solch ernst zu nehmenden Themen in 
Zukunft mit nicht ganz so heißer Nadel nähte, wie 
das im vorliegenden Fall tatsächlich geschehen 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/CSU] : 
Ihr ärgert euch doch bloß, daß ihr nicht sel

-

ber darauf gekommen seid! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Jobst, wir ha-
ben gehört, daß Sie dem Herrn Abgeordneten Hof-
fie zugerufen haben: „Aber eine freche Schnauze 
haben Sie!" 

(Dr. Jobst [CDU/CSU] : Leider!) 

Ich kann beim besten Willen nicht feststellen, daß 
das zu den parlamentarischen Umgangsformen ge-
hört. Ich rüge Sie deswegen. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, sind wir 
mit unserer Aussprache am Ende. Ich schließe die 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des An-
trags der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/2943 an den Ausschuß für Verkehr, Post- und Fern-
meldewesen — federführend — und an den Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit — mit-
beratend — vor. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

— Drucksache 8/3150 — 

Interfraktionell ist vereinbart worden, daß von 
jeder Fraktion ein Kurzbeitrag gegeben wird. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Hoffie, nichts gegen 
leidenschaftliche Debatten. 

(Hoffie [FDP]: Vorsichtig! Ich komme auch 
noch dran!) 

Aber diese diffizilen Fragen vertragen doch eher 
einen sachlichen Ton, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hoffie [FDP] : 
Wo war denn die Sachlichkeit in den Zu

-

rufen?) 

wie er diesem schwierigen Thema angemessen 
ist. 

Gestatten Sie mir bitte, daß ich mit einem Zitat 
aus der Rede des Herrn Bundestagspräsidenten be-
ginne, die er hier vorige Woche aus Anlaß des er-
sten Zusammentritts des Deutschen Bundestages 
vor 30 Jahren gehalten hat. Der Herr Bundestags-
präsident führte aus: 

Es ist nicht Aufgabe des Parlaments, Gesetze 
am laufenden Band zu machen. Wir im Bun- 
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destag haben die Macht, das Recht und die 
Pflicht, in jedem Einzelfall sorgsam zu prüfen, 
ob der in Rede stehende Gegenstand der ge-
setzlichen Regelung wirklich bedarf, und aus 
dieser Prüfung dann auch die Konsequenzen 
zu ziehen. Das Parlament wird von den Bür-
gern nicht danach beurteilt, ob es viele Geset-
ze gemacht hat, sondern ..., ob die Gesetze 
notwendig, und vor allem ..., ob sie gut 
sind. 

Meine Damen und Herren, ich habe diese Sätze 
deswegen zitiert, weil eine solch sorgfältige Einzel-
fallprüfung, wie sie vom Herrn Bundestagspräsi-
denten gewünscht wird, bereits einmal der 7. Deut-
sche Bundestag am 7. Oktober 1974 vorgenommen 
hat. Er hat damals den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes nach einem 
Vermittlungsverfahren als unzulänglich beurteilt 
und mit breiter Mehrheit abgelehnt. 

Einerseits zwar hat sich seither gezeigt, daß es 
auch ohne dieses Gesetz gegangen ist, andererseits 
befaßt sich der uns heute erneut vorliegende Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßenver-
kehrsgesetzes doch mit einer Reihe wichtiger Pro-
bleme, die früher oder später gelöst werden müs-
sen, sei es nun der Schutz der Bürger vor vermeid-
barem Lärm durch in Wohngebieten parkende Last-
kraftwagen, sei es die bessere Nutzung knappen 
Parkraums in Innenstädten. Bessere Parkmöglich-
keiten für Schwerbehinderte sind eigentlich schon 
längst fällig, und für die Privilegierung der An-
wohner beim Parken im öffentlichen Verkehrsraum 
spricht ja auch einiges. Um so mehr, um es milde 
auszudrücken, muß man sich eigentlich darüber 
wundern, daß die Bundesregierung fünf Jahre ge-
braucht hat, bis sie in der Lage war, diese Fragen 
dem Bundestag erneut zur Entscheidung vorzule-
gen. Diese Tatsache spricht sicherlich nicht für be-
sondere Entscheidungsbereitschaft und für das 
Durchsetzungsvermögen des Bundesverkehrsmini-
sters. 

Ich möchte den Beratungen des Ausschusses 
nicht vorgreifen und daher nur zu einigen wichti-
gen Punkten des Entwurfs die Auffassung der 
CDU/CSU-Fraktion deutlich machen. Nach dem 
Vorschlag der Bundesregierung soll in § 6 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes für Bundesregierung und Bun-
desrat ein Ermächtigungsrahmen geschaffen wer-
den, wonach in der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord

-

nung ein generelles Parkverbot für Lastkraftwagen 
über 7,5 Tonnen, für Anhänger und für Omnibusse 
in geschlossenen Ortschaften außerhalb von Ge-
werbegebieten, und zwar pauschal über das ganze 
Bundesgebiet, unabhängig von den jeweiligen örtli-
chen Verhältnissen, verhängt werden soll. Meine 
Damen und Herren, so begrüßenswert die damit 
verbundene Absicht auch ist, die Wohnbevölke-
rung vor Lärm und anderen Belästigungen zu 
schützen, einer solchen Grobregelung können wir 
wie schon 1974 nicht zustimmen. Es muß schon 
eine Lösung gefunden werden, die den unterschied-
lichsten Gegebenheiten in den Städten und Ge-
meinden, deren differenzierter Wirtschafts- und 
Verkehrsstruktur flexibel und praxisnah Rechnung 
trägt, die aber dabei — das sollte natürlich hinzu-

gefügt werden — das angestrebte Ziel, den Schutz 
der Bürger, ebenso garantiert. Denken Sie z. B. nur 
an die Schwierigkeiten, die es für den öffentlichen 
Personennahverkehr oder für den Schülerverkehr 
gäbe, wenn durch wirklichkeitsfremde generelle 
Verbote der effektive Einsatz der Busse in unseren 
Gemeinden und Städten in Frage gestellt würde. 
Schließlich können sich diese Busse nach Feier-
abend nicht in Luft auflösen. Nur eine Fassung des 
Gesetzes, die die Anordnung solcher Parkverbots

-

maßnahmen dahin gibt, wo sie hingehören, nämlich 
zu den Gemeinden, ist unbürokratisch und wirk-
lichkeitsnah. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Die Zuständigkeit der Gemeinden klärt die Verant-
wortlichkeiten und wird auch den Grundsätzen der 
kommunalen Selbstverwaltung, die in Sonntagsre-' 
den immer so beschworen wird, gerecht. Die flexi-
ble Anpassung gemeindlicher Satzungen an die ört-
lichen Verhältnisse trägt dem Anspruch des Bür-
gers auf Nacht- und Sonntagsruhe ebenso Rech-
nung wie der Vermeidung .unzumutbarer Behinder-
ungen des Verkehrs und der Wirtschaft. Wir plä-
dieren daher für eine Fassung des Gesetzes in die-
sem Punkte ähnlich der, die der Ausschuß schon 
1974, und zwar damals mit Formulierungshilfe des 
Bundesverkehrsministers erarbeitet hatte. 

(Hoffie [FDP]: Was haben die Länder da

-

mals dazu gesagt?) 

— Ich gebe gerne zu, daß diese Dinge im Ver-
mittlungsausschuß gescheitert sind, und zwar an 
der Haltung der Administration. Wir sollten dies 
klar und deutlich sagen. 

(Hoffie [FDP]: Das sollten Sie einmal 
nachlesen!) 

Hier haben wir als Abgeordnete die Pflicht und 
Schuldigkeit, uns über die Bürokraten hinwegzu-
setzen und uns durchzusetzen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich wiederhole noch einmal, daß wir es außeror-
dentlich begrüßen, daß nun endlich die Schaffung 
von Parkgelegenheiten für Schwerbehinderte, die 
im Gesetzentwurf zunächst nur für die Nähe ihrer 
Wohnung und Arbeitsstätte vorgesehen war, er-
möglicht werden soll. Wir sind dankbar für den 
Vorschlag des Bundesrates, den die Bundesregie-
rung aufgenommen hat, die Reservierung von Park-
raum ganz allgemein, z. B. bei Behörden oder auf 
Parkplätzen in Innenstädten, zu ermöglichen. Diese 
Behindertenparkplätze werden eine notwendige 
und wertvolle Hilfe für unsere behinderten Mitbür-
ger sein. Der Gesetzentwurf sieht ebenfalls die 
Schaffung von bevorrechtigten Parkmöglichkeiten 
für Anwohner vor. Dies ist eine wichtige Maßnah-
me zur Hebung der Attraktivität innerstädtischer 
Wohngebiete und für die Verbesserung des soge-
nannten Wohnumfeldes, wie man so schön sagt, 
eine wichtige Maßnahme auch gegen die Abwan-
derung aus den Innenstädten. Wir meinen, daß 
eine solche Regelung überfällig ist und teilen nicht 
die Bedenken des Bundesrates, der solche Parkson-
derrechte erst in umfangreichen Versuchen erpro- 
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ben möchte. Daß die Abgrenzung des Kreises der 
Berechtigten und Begünstigten und die Überwa-
chung Probleme aufwerfen, ist nicht zu bestreiten. 
Dies stellt aber die Vorzüge einer solchen Maßnah-
me überhaupt nicht in Frage. 

Ein weiterer Punkt ist die Einführung gestaffelter 
Parkgebühren bei Parkuhren, ein in der Öffentlich-
keit seit langem heiß umstrittenes Thema. Wir 
bleiben bei unserer positiven Bewertung, die wir 
schon 1974 zum Ausdruck gebracht haben: Das Sy-
stem  gestaffelter Parkgebühren ist ein marktkon-
formes, flexibles und wirksames  Mittel,  knappen 
Parkraum vor allem in Stadtzentren optimal zu 
verteilen, den ruhenden Verkehr zu ordnen und 
unzuträgliche Verkehrsbelastungen in den Innen-
städten zu mildern. Ob, wie der Bundesrat es for-
dert, eine Obergrenze von 1 DM je angefangene 
halbe Stunde festgesetzt werden sollte, darüber 
muß der Ausschuß noch eingehend beraten. Die 
Gefahr, daß man sich an einer solchen Obergrenze 
als Regelgebühr orientiert, wiegt sicher sehr 
schwer. Dann hätten wir es nicht mehr mit einer 
Gebührenstaffelung, sondern mit einer bloßen Ge-
bührenerhöhung zu tun, die gewiß niemand so 
will. 

Auch einige andere Teile des Gesetzentwurfs be-
dürfen noch eingehender Erörterungen im Aus-
schuß. Wir werden zu einer zügigen Beratung des 
Entwurfs unseren Beitrag leisten. Wir hoffen, daß 
diesmal, Herr Kollege Hoffie, das Gesetzgebungs-
verfahren nicht so endet wie im Jahr 1974. 

Im übrigen gestatten Sie mir noch den Hinweis, 
daß wir überhaupt gern mehr Mitspracherechte im 
Bundestag über diese Debatten, die wir hier füh-
ren, hinaus haben möchten: in Fragen der Verord-
nungsgebung, insbesondere in Fragen der Straßen-
verkehrs-Ordnung. Ich verweise auf unseren Gesetz-
entwurf auf Drucksache 8/744, der immer noch im 
Vermittlungsausschuß ist. Ich hoffe, daß wir mit 
diesem Gesetzentwurf dazu beitragen können, daß 
der Bundestag mehr als bisher in Fragen, die alle 
Bürger in unserem Land besonders interessieren, 
nämlich Straßenverkehrsfragen, ein Wörtchen mit-
zureden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat 
sich der Herr Abgeordnete Curdt gemeldet. Er hat 
das Wort. 

Curdt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Entwurf zur Novellierung des Straßenverkehrsge-
setzes bringt, wie wir meinen einige — wie auch 
die Bundesregierung betont — notwendige Ergän-
zungen. Die Tatsache, daß es sich um die wieder-
holte Einbringung solcher Gesetzesvorlagen han-
delt, ist wohl ein Beleg dafür, daß — und das, Herr 
Kollege Tillmann, würde ich in diesem Fall positiv 
werten! — die Zeit des Nachdenkens dazu beige-
tragen hat, daß wir es hier mit einem Entwurf bzw. 
nach der Beratung mit einem Gesetz zu tun haben, 
welches in seiner Ausgewogenheit den Anforde-

rungen, die sich in der Zwischenzeit gestellt haben, 
und auch den Erkenntnissen, die wir neu haben 
hinzugewinnen können, angemessen ist. 

Ich will bei dieser Gelegenheit gleich etwas zu 
einem Thema sagen, das Sie, Herr Kollege Till-
mann, angeschnitten haben. Sie haben sich zu der 
Frage geäußert, ob es denn, was den sogenannten 
Ermächtigungskatalog angeht, nicht häufiger • der 
Fall sein sollte, daß Dinge, die auf dem Verord-
nungsweg von den Ministerien kommen, vom Bun-
destag diskutiert werden. Ich will daran erinnern, 
daß mindestens seitdem sozialdemokratische Ver-
kehrspolitiker insbesondere als Minister Verkehrs-
politik mitgestaltet haben, diese Frage der Diskus-
sion auch von Verordnungen in unserem Ausschuß 
dem Grund nach nie eine Rolle gespielt hat. Sie 
werden diskutiert, und wir freuen uns darüber. Ich 
kann nur hoffen, daß dies so bleibt. 

Was diesen Gesetzentwurf betrifft, begrüßen wir 
es, daß endlich eine ausreichende Rechtsgrundlage 
geschaffen werden soll, damit Parkbeschränkungen 
zugunsten von Anwohnern, Blinden und Schwerbe-
hinderten in der Straßenverkehrs-Ordnung vorgese-
hen werden. Was unsere Behinderten angeht, so ist 
heute morgen mehrfach nicht nur über sie, sondern 
auch über die anderen, die unter dem Verkehr zu 
leiden haben, darunter unsere Kinder, diskutiert 
worden. Auch die Behinderten, insbesondere die 
Gehbehinderten und die Blinden, sind stark darauf 
angewiesen, Parkmöglichkeiten vor ihrer Wohnung 
und auch vor ihrer Arbeitsstätte zu finden; denn 
weite Wege kann man ihnen nicht immer zumuten. 
Es muß für sie geradezu entwürdigend sein, wenn 
sie in der Nähe ihrer Wohnung ständig an gepark-
ten Autos vorbeimüssen, ohne selbst das Recht in 
Anspruch nehmen zu können, hier einen angemes-
senen eigenen Parkraum zu finden. Was die Appel-
le an die freiwillige Einsicht unserer Bürger an-
geht, man möge auf Behinderte in unserer Gesell-
schaft Rücksicht nehmen, so glaube ich, daß wir 
inzwischen alle davon überzeugt sind, daß sie, bis-
her jedenfalls, fast immer vergeblich gewesen sind. 
Deswegen begrüßen wir diese Regelung, und des-
wegen betonen wir auch, daß eine Regelung auf 
diesem Gebiet längst überfällig ist. 

Über die Parkprobleme von Bewohnern in den 
Wohnstraßen unserer Städte, insbesondere der In-
nenstädte, brauche ich sicherlich keine längeren 
Ausführungen zu machen. Auch Kollege Tillmann 
hat bereits darauf hingewiesen. Der Gesetzgeber 
muß in diesem Punkte etwas tun, damit es zu einer 
Verbesserung kommt. Nachdem es in diesem Bun-
destag sowohl im Plenum als auch in den Aus-
schüssen Mode geworden ist, von Gemeinsamkei-
ten zu sprechen, hoffe ich, daß wir auch in diesem 
entscheidenden Punkt die Gemeinsamkeit aufbrin-
gen, um in der Beratung dieses Gesetzentwurfes zu 
den Verbesserungen zu kommen, die nötig sind, 
um den Wettlauf auch der Anwohner in unseren 
Innenstädten auf die begehrten Parkplätze zu been-
den. 

Vom Bundesrat gibt es leider Widerstand. Er 
will dem Vorschlag der Bundesregierung so nicht 
folgen, sondern der Erprobung von Parksonder- 
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rechten für Anwohner in innerstädtischen Wohnge-
bieten zunächst den Vorrang einräumen. Ich sage 
dazu ganz deutlich, daß wir keine solche Erpro-
bung brauchen, da es, beispielsweise aus Großbri-
tannien, hinlängliche Erfahrungen gibt, worauf 
auch in der Gesetzesvorlage verwiesen worden ist. 
Somit werden wir uns in diesem Punkt bei der 
Ausschußberatung unter uns Bundestagsparlamen-
tariern wohl einig werden. Vorläufige Regelungen, 
die vom Bundesrat vorgeschlagen werden, würden 
— ich meine, das betonen zu müssen — zu einer 
weiteren Erschwernis, ja Verunsicherung gerade 
auch für weitere städtebauliche Entwicklungen 
führen. 

Ein dringendes Anliegen dieses Gesetzentwurfes 
ist es ferner, den Mißbrauch von Straßen einzu-
schränken, weil mancher Parkraum auf unseren 
Straßen gewissermaßen zum Betriebshof für Gewer-
bebetriebe umfunktioniert worden ist. Durch den 
Gesetzentwurf soll künftig verhindert werden kön-
nen, daß Lastkraftwagen, deren Anhänger und Om-
nibusse nachts und an Wochenenden regelmäßig in 
Wohngebieten abgestellt werden, was u. a. auch 
deshalb geschieht — wir sehen die Problematik —, 
weil der Fahrer in der Nähe wohnt. Es führt mei-
stens zu Belästigungen der Anwohner, wenn er am 
anderen Morgen seinen Lastzug oder Omnibus früh 
startet. 

Herr Kollege Tillmann, im Gegensatz zu Ihnen 
muß ich allerdings sagen, daß wir uns als Sozialde-
mokraten in diesem Ausschuß nicht einer beson-
ders gewerbefreundlichen Haltung hingeben wol-
len, sondern wir werden in diesem Punkt dafür 
kämpfen, daß hier dem Schutz der Bürger Vorrang 
vor dem eingeräumt wird, was das Gewerbe in der 
Verfolgung eigener Interessen entwickelt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Bekämpfung des sonstigen Verkehrslärms 
sollen weitergehende Verordnungen erlassen wer-
den können, als es heute möglich ist. Auch die 
Verwirklichung dieses Anliegens liegt seit langem 
im Interesse der Bürger. Was hier vorgeschlagen 
wird, erscheint uns durch die Möglichkeiten einer 
flexiblen Handhabung angemessen, um das auch 
jeweils auf kommunale und vielleicht sogar auf 
Landesentwicklungen abzustellen. 

Vizepräsident Leber: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Curdt . (SPD) : Bitte schön. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Kollege Curdt, kön-
nen Sie mir bestätigen, daß ich in meinen Ausfüh-
rungen sehr deutlich gemacht habe, daß es uns um 
den Schutz der Bürger vor Lärm und sonstigen Be-
lästigungen geht, daß man gleichzeitig aber — es 
geht hier um ein Sowohl-als-Auch und nicht um 
ein Entweder-Oder — die Möglichkeit finden muß, 
diesen Schutz flexibel so zu bewerkstelligen, daß 
der Bus und der LKW noch weiter fahren und be-
nutzt werden können? 

Curdt (SPD) : Ich will überhaupt nicht bestreiten, 
daß Sie dafür sind, daß Lastkraftwagen und Busse 
auch weiterhin fahren können. Ich glaube, es geht 
um die differenzierte Lösung, die dieser Gesetzent-
wurf vorsieht, daß man nämlich genau die Miß-
stände, die beseitigt werden sollen, künftig auch 
beseitigen kann, was bisher nicht möglich ist. Das 
wissen Sie ebenso wie ich. 

(Hoffie [FDP] : So wie das auch bereits in 
Wimbledon war!) 

— Herr Kollege Hoffie, vielen Dank für den Zwi-
schenruf. 

Nun aber auch noch ein paar Sätze zu den Fra-
gen, die nicht ganz unumstritten sind. 

(Dreyer [CDU/CSU] : An der Reise haben 
Sie ja nicht teilgenommen!) 

— Kollege Dreyer, ich kann Ihren Zwischenruf na-
türlich verstehen. 

Es gibt also einige Fragen in diesem Entwurf, die 
nicht ganz unumstritten sind. Ich will das auch 
nicht verschweigen. Da geht es beispielsweise um 
das System der gestaffelten Parkgebühren. Das ist 
ein Vorschlag, der im übrigen ja auch schon von 
der Sachverständigenkommission zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden ge-
macht worden ist, der bereits seit dem Jahre 1964 
auf dem Tische liegt und im Grunde genommen 
immer wieder von allen Kommunalpolitikern — 
natürlich auch von Landespolitikern — gefordert 
wird. Dies ist sicherlich ein etwas problematischer 
Bereich. Höhere Parkgebühren in den Innenstädten 
werden, so muß ich hier betonen, nicht gerade zu 
einer wesentlichen Entlastung der Zentren vom 
Autoverkehr führen, wie wir uns das sicherlich 
wünschen. Aber zumindest werden sie einen 
schnelleren Wechsel innerhalb  der möglichen 
Höchstparkdauer bewirken, und damit könnte na-
türlich eine bessere Ausnutzung des begrenzten 
Parkraums in unseren Innenstädten verbunden 
sein. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß unsere  Au

-

tofahrer meistens sehr empfindlich reagieren, wenn 
die öffentliche Hand höhere Gebühren von ihnen 
verlangt. Wir meinen deshalb, daß mit einer Anhe-
bung von Parkgebühren und ihrer Staffelung be-
hutsam und unter Berücksichtigung der örtlichen 
Verhältnisse umgegangen werden muß. Deswegen 
begrüße ich es auch, daß die Bundesregierung kei-
nen Höchstsatz festgelegt hat; denn dann bestünde 
immerhin leicht die Gefahr — Kollege Tillmann 
hat auch schon darauf hingewiesen —, daß dieser 
als allgemeiner Richtsatz erhoben wird. 

Meine Damen und Herren, ich wollte mich hier 
auf wenige Bemerkungen beschränken; denn dieses 
Gesetz mit seinen Neuerungen werden wir im Aus-
schuß ausführlich beraten. Ich darf für die SPD-  
Fraktion der Hoffnung Ausdruck geben, daß es ge-
lingen möge, sowohl mit den Kollegen der anderen 
Fraktionen im Ausschuß wie allerdings später dann 
auch bei der Beratung im Bundesrat Einvernehmen 
darüber zu erzielen, daß die Verbesserungen, die 
dieses Gesetz will, recht bald in Kraft treten kön- 
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nen. Das seinerzeitige Scheitern können viele von 
uns, die wir heu dem Bundestag angehören, nicht 
verstehen. Wir werden allerdings .Fehler, die mög-
licherweise gemacht worden sind, zu vermeiden 
versuchen. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege, erlauben Sie 
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dreyer? 

Curdt (SPD) : Nein, Herr Präsident. Ich sehe, die 
Lampe leuchtet; meine Zeit ist um. Ich hoffe, daß 
der Kollege Dreyer die Möglichkeit nutzt, diese 
Frage im Ausschuß an mich zu stellen. 

(Hoffie [FDP] : Er hat eine Frage zu dem 
Thema Wimbledon!) 

Wir werden das im Ausschuß sicherlich ausführ-
lich erörtern, Kollege Dreyer. 

Ich begrüße für die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion diesen Gesetzentwurf und meine, daß 
er sowohl im Hinblick auf die gegenwärtigen als 
auch die zukünftigen Notwendigkeiten für die be-
rechtigten Ansprüche unserer Verkehrsteilnehmer 
und Bürger eine entsprechende Gesetzesinitiative 
darstellt. Wir erklären uns selbstverständlich nicht 
nur mit der Überweisung an den Ausschuß einver-
standen, sondern ich gebe noch einmal auch der 
Hoffnung Ausdruck, daß wir zu einer breiten Über-
einstimmung kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Abgeordnete Merker das Wort. 

Merker (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn ich es recht beurteile, haben wir 
heute die seltene Gelegenheit, eine vierte Lesung 
eines Gesetzentwurfes durchzuführen. Die ersten 
drei Lesungen waren das unvollendete Werk des 
7. Deutschen Bundestages. 

Daß sich der 8. Deutsche Bundestag heute erneut 
mit diesem Gesetzentwurf zur Änderung des Stra-
ßenverkehrsgesetzes beschäftigen muß, ist sicher-
lich kein Ruhmesblatt in der Geschichte unseres 
föderativen Systems. Nachdem der Deutsche Bun-
destag bereits 1974 — mit den Stimmen aller Par-
teien — eine Novellierung des Gesetzes beschlos-
sen hatte, ist sie dann im Verlaufe des weiteren 
gesetzgeberischen Verfahrens am Bundesrat ge-
scheitert. Vom Bürger draußen, insbesondere von 
den Bürgern, denen dieses Gesetz eine echte Ver-
besserung ihrer Lebensqualität und eine Verbesse-
rung ihrer persönlichen Lebensumstände bringen 
soll, ist wohl kaum Verständnis dafür zu erwarten, 
daß sich die beiden gesetzgebenden Kammern vor 
fünf Jahren nicht auf einen einheitlichen Gesetzes-
text haben einigen können. Dabei soll dieses Ge-
setz Millionen von Bürgern draußen im Lande ech-
te Verbesserungen in dem Bereich bringen, den 
man heute mit Lebensqualität bezeichnet. 

Ich möchte auf den Punkt hinweisen, der eine 
gesetzliche Regelung für die Kennzeichnung von 

Fußgängerbereichen in verkehrsberuhigten Wohn-
zonen vorsieht. Dies ist für  uns Liberale ein ganz 
besonders wichtiges Anliegen. Der erste Großver-
such im Lande Nordrhein-Westfalen ist soeben ab-
geschlossen. Er ist mit außerordentlich positiven 
Beurteilungen zu Ende geführt worden. 

Diese verkehrsberuhigten Wohnzonen bieten die. 
einmalige Chance, endlich von der bisherigen Kon-
frontation zwischen den Verkehrsteilnehmern weg-
zukommen und zu einem Miteinander zwischen 
dem Auto und den übrigen, in der Regel schwäche-
ren Verkehrsteilnehmern zu gelangen. Sie bieten 
die Chance, unsere Wohngebiete endlich wieder 
lebenswert zu gestalten. Sie bieten die Chance, Kin-
dern, älteren Menschen endlich wieder einen Le-
bensraum zu schaffen, in dem sie sich freier als bis-
her entfalten können, in dem sie eine Chance ge-
gen den Stärkeren im Verkehr, das Auto, ha-
ben. 

Ein zweiter Bereich, der uns Liberalen sehr am 
Herzen liegt — ein altes Anliegen übrigens, an dem 
schon die Große Koalition 1969 gescheitert ist —, 
ist die Schaffung eines Gesetzes, mit dem ein 
Parkverbot von Lastwagen an Sonn- und Feierta-
gen und während der Nachtzeit in Wohngebieten 
ausgesprochen werden kann. Wer schon einmal er-
lebt hat, was es bedeutet, wenn ein Fernfahrer 
morgens um fünf Uhr vor der Haustür auf den 
Bock steigt und seinen Wagen warmlaufen läßt, 
der weiß, daß man mit diesem Geräusch ganze 
Wohngebiete wachrütteln kann. Hier muß im Inter-
esse der belästigten Anwohner ganz einfach eine 
vernünftige Regelung gefunden werden. 

An der Frage, wer letzten Endes die Entschei-
dung darüber zu treffen hat, welche Parkverbotszo-
nen geschaffen werden sollen, ist vor fünf Jahren 
das gesamte Gesetzesvorhaben gescheitert. Wir Li-
beralen glauben, daß das, was der Bundestag vor 
vier Jahren einmütig, quer durch alle Parteien, be-
schlossen hat, nämlich die Entscheidung darüber 
den Gemeinden zu überlassen, weil diese ortsnäher 
beurteilen können, was richtig ist, nach wie vor 
seine Berechtigung hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Nur eines, meine Damen und Herren, darf nicht ge-
schehen: daß an dieser Frage das Gesetz wieder 
scheitert und Millionen von betroffenen Bürgern in 
die Röhre gucken. 

Ich will allerdings auch nicht verschweigen, daß 
wir hier sehr sorgfältig darauf achten müssen, daß 
wir kein mittelstandsfeindliches Gesetz beschlie-
ßen. Viele Transportunternehmen, die früher am 
Stadtrand gegründet wurden, liegen heute mitten 
im Stadtgebiet. Dies wirft sicherlich besondere Pro-
bleme auf. Aber hier ist nun eben die Gemeinde in 
der Lage, angemessener zu beurteilen, inwieweit 
unzumutbare Belästigungen von einem solchen Be-
triebshof ausgehen. 

Wir sollten im Laufe der weiteren parlamentari-
schen Beratung in unsere Überlegungen die Fra-
ge einbeziehen, inwieweit die Autohöfe der Stra-
ßenverkehrsgenossenschaften einem öffentlichen 
Interesse dienen und möglicherweise in das Ge- 
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Merker 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz miteinbezogen 
werden könnten. 

Ich möchte einen weiteren Punkt ansprechen, 
den wir für besonders wichtig halten. Nach dem 
Gesetzentwurf ist vorgesehen, daß für Blinde und 
Schwerbehinderte mit außergewöhnlichen Gehbe-
hinderungen eine Parkmöglichkeit in unmittelbarer 
Nähe ihrer Wohnung oder ihrer Arbeitsstätte zur 
Verfügung gestellt werden soll. In diesem Zusam-
menhang ist dann sicherlich auch die Tatsache an-
zusprechen, daß das uns allen bekannte blauweiße 
Schild mit dem Rollstuhlfahrer immer noch nicht 
verbindlich ist. Es ist doch unmöglich, daß hier ein 
Schild in die Welt gesetzt wird, das dem Schwer-
behinderten, berechtigterweise, einen Parkplatz re-
servieren soll, dieser dann aber trotzdem von jeder-
mann benutzt werden darf, ohne daß er damit gegen 
irgendeine Vorschrift verstößt. 

Im Interesse der Wiederherstellung der Wohn-
qualität in unseren Innenstädten ist es darüber hin-
aus dringend geboten, die Frage der Schaffung von 
Parkmöglichkeiten für Anwohner wiederaufzugrei-
fen. Wir wollen, daß die innerstädtischen Wohnge-
biete wieder attraktiver werden. Wir wollen, daß 
die  Lebensumstände der in den Innenstädten leben-
den Bevölkerung verbessert werden. In welchem 
Ausmaß, in welchem Bereich, auf welchen Straßen 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden 
soll, kann am besten vor Ort, in der Kommune, 
entschieden werden. 

Ich greife einen weiteren Punkt auf, der in der 
Vergangenheit viel diskutiert worden ist und noch 
nicht im Gesetz steht, von dem wir uns aber vor-
stellen können, daß er im Laufe der parlamentari-
schen Beratungen in dieses Gesetz eingeführt wird. 
Ich glaube, daß die Energiesituation uns dazu brin-
gen sollte, bei der jetzt anstehenden Novellierung 
des Straßenverkehrsgesetzes die Möglichkeiten 
energiesparender Fahrweise in den Prüfungsstoff 
der Führerscheinprüfungen aufzunehmen. Ich bin 
sicher, daß ein solcher Vorschlag im Laufe der par-
lamentarischen Beratungen auch die Zustimmung 
der Bundesregierung fände. 

Die meisten in diesem Gesetzentwurf angespro-
chenen Themen werden von der FDP mit großer 
Sympathie beurteilt. Ich habe ja auch viele 
Freundlichkeiten zu dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf hier mitgeteilt. Trotz-
dem möchte ich an dieser Stelle einige kritische 
Bemerkungen machen. In dem Entwurf wird eine 
ganze Reihe von Dingen angesprochen, die nach 
der Auffassung der Autoren der gesetzlichen Rege-
lung bedürfen. 

Wir alle kennen die Klage — und beteiligen uns 
gelegentlich selber daran — über die Gesetzesflut, 
über die vielen überflüssigen Gesetze usw. Ich 
habe meine Zweifel, und möchte sie hier in aller 
Offenheit zum Ausdruck bringen, ob all das, was 
im Entwurf angesprochen worden ist, wirklich der 
gesetzlichen Regelung bedarf. So habe ich meine 
Zweifel, ob es denn wirklich gesetzlich normiert 
werden muß, wenn es um die Festsetzung der 
Parkgebühren geht. Man könnte dies verstehen, 
wenn im Gesetzentwurf eine Höchstgebühr festge-

setzt worden wäre. Dies ist aber nicht geschehen 
dafür habe ich sogar Verständnis —, weil dies 

als eine Aufforderung an die zuständigen Stellen auf-
gefaßt worden wäre, den Spielraum auch voll auszu-
schöpfen. Ich frage mich aber, was eine gesetzliche 
Regelung eigentlich bewirken soll. Es wird völlig 
gespenstisch, wenn man im Gesetzentwurf bei-
spielsweise den Satz findet: „Die Nutzung des Park-
raums durch eine möglichst große Anzahl von 
Verkehrsteilnehmern ist zu gewährleisten." Wo 
sind wir denn eigentlich, wenn eine solche Banali-
tät gesetzlich normiert werden muß? 

Es gibt hier viel zu tun. Die FDP wird bei den 
kommenden Beratungen im Ausschuß dafür sorgen, 
daß dieser Gesetzentwurf dort, wo er verbesse-
rungsbedürftig ist, verbessert wird und dort, wo es 
notwendig ist, ergänzt wird. 

Wir werden uns nicht daran beteiligen, wenn 
wieder versucht werden sollte, durch eine künst-
lich aufgebaute Konfrontation eine Kompetenzran-
gelei entstehen zu lassen. Dieser Gesetzentwurf 
muß in dieser Legislaturperiode noch vom Tisch. 
Die FDP wird dazu ihren Beitrag leisten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfs der Bundesregierung auf Drucksache 
8/3150 an den Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen — federführend — und 
an den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau — mitberatend — vor. Ist das Haus da-
mit einverstanden? — Ich höre und sehe keinen 
Widerspruch. Es ist damit so beschlossen. 

Die Sitzung ist bis 14 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.59 Uhr bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Her-
ren, die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Wir treten in die Fragestunde ein: 

Fragestunde 

— Drucksache 8/3173 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Zander zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 60 des Abgeordneten Hoffak-
ker auf : 

Wird die Bundesregierung ihrer Modellberatungsstelle„ Pro

-

Familia" in Bremen die finanzielle Unterstützung versagen, 
das Modell sperren oder in welcher Weise korrigieren, wenn die 
Praxis dem Inhalt des offenen Briefs folgt? 

Sie haben das Wort. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Hoffacker, es handelt sich nicht um eine Bera-
tungsstelle der Bundesregierung. Soweit in dem 
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Parl. Staatssekretär Zander 
vom Bund geförderten Beratungszentrum der Pro 
Familia in Bremen Indikationen im Sinne von 
§ 218 a des Strafgesetzbuches festgestellt und 
Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden, 
entscheidet hierüber in jedem Einzelfall der Arzt 
und nicht die Beratungsinstitution. Jeder einzelne 
mit dem Beratungszentrum zusammenarbeitende 
Arzt ist an das Gesetz gebunden und trägt hin-
sichtlich der Zulässigkeit eines Schwangerschafts-
abbruchs die strafrechtliche Verantwortung. Die 
Bundesregierung hält es nicht für angemessen, sich 
über ein angenommenes Fehlverhalten von Ärzten 
zu äußern. 

Vizepräsident Leber: Wird eine Zusatzfrage ge-
wünscht? — Bitte sehr, Herr Kollege Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
da gestern vom Bundesjustizminister festgestellt 
worden ist, daß diese extensive Interpretation der 
sozialen Indikation nicht verfassungskonform ist, 
frage ich Sie: Wollen Sie das Geld, das die Bun-
desregierung für diese Modellberatungsstelle zur 
Verfügung gestellt hat, zurückverlangen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hoff-
acker, mir scheint hier ein Mißverständnis vorzu-
liegen. Es gibt überhaupt keinen Anhaltspunkt da-
für, daß entsprechend den Auffassungen, wie sie in 
dem Schreiben geäußert worden sind, das Ihrer. 
Frage von gestern zugrunde lag, in der Praxis die-
ser Beratungseinrichtung verfahren wird. Die dort 
erfolgten Maßnahmen stehen nach unserer festen 
Überzeugung — auch die wissenschaftliche Beglei-
tung der Arbeit dort weist das aus — voll im Ein-
klang mit den gesetzlichen Vorschriften. 

Vizepräsident Leber: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Dann frage ich Sie, 
Herr Staatssekretär, ob es Ihnen entgangen ist, daß 
in diesem offenen Brief klar angekündigt wird, daß 
die Pro-Familia-Beratungsstellen prüfen sollen, ob 
die von Bremen propagierte Praxis im gesamten 
Bundesgebiet angewandt werden kann? 

Zander, Parl.' Staatssekretär: Herr Kollege Hoff-
acker, das ist uns keineswegs entgangen. Es ist 
aber ein Unterschied, ob in einem Schreiben, das 
in einer öffentlich und polemisch geführten Aus-
einandersetzung verwandt wird, etwas gefordert 
wird oder ob die Praxis der Institution dieser For-
derung entspricht. Die Praxis der Pro Familia ent-
spricht dieser Forderung eindeutig nicht. Im übri-
gen ist Pro Familia ja auch von allen Bundeslän-
dern als Beratungsinstitution anerkannt worden. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Kollegin Geier. 

Frau Geier (CDU/CSU) : Hat die Bundesregierung 
vor, den Plan von Pro Familia, nämlich in allen 

Ländern ein flächendeckendes Angebot von Abtrei-
bungseinrichtungen zu schaffen, zu unterstützen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Geier, 
der Bundesregierung wäre es schon aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen nicht möglich, das zu 
unterstützen. Sie wissen ja, daß wir hier Modellför-
derung betreiben, also eine Förderung, die eben 
ausdrücklich Modellcharakter hat und von daher 
nicht flächendeckend sein kann. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie halten Sie es mit einer Modelleinrichtung, die 
um des Modellcharakters willen eine Förderung 
aus öffentlichen Mitteln erhält, für vereinbar, wenn 
eine solche Institution in Rundschreiben oder auf 
ähnliche Weise Auffassungen vertritt, von denen 
der zuständige Staatssekretär des Justizministe-
riums hier vor dem Deutschen Bundestag sagt, sie 
seien mit dem geltenden Recht nicht in Einklang 
zu bringen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
für die Förderung von Modelleinrichtungen ist aus-
schließlich ein Kriterium wichtig: die Praxis, die 
dort erfolgt. Diese Praxis ist nicht zu beanstanden. 
Es ist nicht Gegenstand der Beurteilung und auch 
nicht Gegenstand der Förderung, welche gesell-
schaftspolitischen Anschauungen Pro Familia im 
übrigen vertritt. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um einer Pra-
xis entgegenzuwirken, die nach den vorhandenen 
Unterlagen und nach den Ergebnissen ganz offen-
bar darauf angelegt ist, die gesetzlichen Bestim-
mungen zu unterlaufen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann hier nur 
noch einmal unterstreichen, was ich bereits gesagt 
habe: Es handelt sich nicht darum, daß die Praxis 
zu beanstanden ist. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung etwas getan, um die Ärzte-
schaft vor den kaum zu qualifizierenden Behaup-
tungen im Stile des offenen Briefes zu schützen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung informiert natürlich über die gesetzliche Lage 
und die sich daraus ergebenden Notwendigkeiten. 
Die ganzen Beratungsinstitutionen werden ja von 
der Bundesregierung im wesentlichen zu diesem 
Zweck gefördert. Im übrigen hat Pro Familia selbst 
in dem von der Bundesregierung herausgegebenen 
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Beratungsführer ihre Praxis, die durchaus gesetzes-
konform ist, beschrieben, und es gibt gar keinen 
Zweifel, daß die Praxis in den Beratungsinstitutio-
nen dieser gesetzlichen Vorschrift voll entspricht. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Kollege Müller. 

Mü ller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich fragen, wie sich die Bundesregierung 
grundsätzlich zu Beratungsstellen stellt, die nicht 
den Schutz des ungeborenen Lebens in den Mittel-
punkt der Beratung stellen, sondern eventuell Hil-
fen außerhalb der gesetzlich vorgesehenen anbie-
ten? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, ich habe keinerlei Anlaß, anzunehmen, daß ir-
gendeine der vielen, ja ganz pluralistisch zusam-
mengesetzten Beratungsstellen eine tendenziöse Be-
ratung betreibt. 

Vizepräsident Leber: Frau Kollegin Geier, Sie 
haben schon eine Zusatzfrage gestellt. Nach der 
Geschäftsordnung steht Ihnen nur eine zu. Ich bitte 
um Ihr Verständnis dafür. Die Geschäftsordnung 
läßt ein Abweichen von der Regel nicht zu. 

Damit ist der Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit erledigt. 
Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramtes auf. Das Wort 
zur Beantwortung der Frage 86 des Herrn Abgeord-
neten Spranger hat Herr Staatsminister Wi-
schnewski. 

Hat sich der Bundeskanzler in seinem Fernsehgespräch am 
30. August 1979 im Berliner Reichstag u. a. mit seiner Auße-
rung „Eines ist mir nicht vorstellbar, daß Gebiete in deutsche 
Hand zurückkehren, in denen Deutsche heute nicht mehr sie-
deln. Ich würde auch nicht glauben, daß das heute irgend je-
mand in Deutschland, in Europa guttun würde, auch dem 
Frieden guttun würde" in Gegensatz gesetzt zur Verpflichtung 
des Grundgesetzes zur Wahrung der staatlichen und nationa-
len Einheit, zum Deutschlandvertrag von 1954 und zu dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 zum 
Grundlagenvertrag und dem Beschluß des Bundesverfassungs-
gerichts vom 7. Juli 1975, wonach Deutschland in seinen Gren-
zen von 1937 nicht aufgehört hat zu existieren und wonach auch 
der Bundeskanzler diese Rechtsposition selbst dann nicht auf-
geben darf, wenn sie z. Z. nicht durchsetzbar ist, und wenn 
ja, aus welchen Gründen? 

Wischnewski, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Herr Kollege Spranger, ich darf Ihre Frage wie 
folgt beantworten: 

Der Bundeskanzler hat bei der Diskussionsveran-
staltung des Zweiten Deutschen Fernsehens im 
Reichstagsgebäude am 30. August 1979 seine Über-
zeugung zum Ausdruck gebracht, daß die Deut-
schen eines Tages wieder unter ein gemeinsames 
Dach kommen werden und daß der Wunsch zur 
Vollendung der Einheit Deutschlands sehr viel 
stärker ist, als er täglich ausgesprochen wird. Die-
se Äußerungen stehen selbstverständlich im Ein-
klang mit dem Grundgesetz. Um dies klarzustellen, 
möchte ich, im Gegensatz zum Fragesteller, den 
genauen Wortlaut des Grundgesetzes wiedergeben,  

nach dessen Präambel das deutsche Volk aufgefor-
dert bleibt, in freier Selbstbestimmung die Einheit 
und Freiheit Deutschlands zu vollenden. Mit seinen 
Äußerungen im Reichstagsgebäude hat der Bundes-
kanzler im Sinne dieses Auftrags des Grundgeset-
zes gehandelt. Zur Rechtslage Deutschlands hat 
sich der Bundeskanzler nicht geäußert und damit 
auch nicht zu den Feststellungen des Bundesverfas-
sungsgerichts zu diesem Komplex in den Entschei-
dungen vom Juli 1973 und vom Juli 1975. Der Bun-
deskanzler hat vielmehr auf die Tatsachen hinge-
wiesen, die für die Beurteilung der Situation von 
Bedeutung sind. Dazu gehört eine Aussage zur tat-
sächlichen Besiedelung der genannten Gebiete. Die 
Aussöhnung mit Polen auf der Grundlage der ge-
schlossenen und als verfassungsgemäß anerkannten 
Verträge ist ein wesentliches Stück der Friedens-
politik dieser Bundesregierung. Ich möchte hierzu 
einen offensichtlich auch für die Opposition unver-
dächtigen Zeugen zitieren, nämlich den Historiker 
Golo Mann, und zwar aus der „Deutschen Ge-
schichte des 19. und 20. Jahrhunderts", Seite 952. 
Golo Mann hat gesagt: 

So wenig das Wilhelminische Deutschland die 
Grenzen von 1914 zurückgewinnen konnte, an 
sich die dauerhaftesten, solidesten, die das mo-
derne Europa je besaß, so wenig kann das 
nachhitlerische Deutschland die Grenzen von 
1937 zurückgewinnen. Es gilt nicht, alte Grenz-
streitigkeiten zu erneuern. Es gilt, auch im 
Osten moralischen Bedingungen zuzustreben, 
unter denen politische Grenzen ihre böse Be-
deutung allmählich verlieren, auszubrechen 
aus dem verhexten Zauberkreis der Kriege um 
Grenzen, des wechselseitigen Sich-Verdrän-
gens, Vertreibens und Quälens. 

So Golo Mann in der „Deutschen Geschichte des 
19. und 20. Jahrhunderts". 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Kollege 
Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie 
lassen sich die Äußerungen des Herrn Bundeskanz-
lers mit dem völkerrechtlichen Annexionsverbot in 
Einklang bringen, und wie kann man vermeiden, 
daß der Eindruck entsteht, hier werde eventuell 
versucht, die Massenvertreibung von Deutschen 
nachträglich zu legitimieren? 

Wischnewski, Staatsminister: Eine solche Frage 
hat der Herr Bundeskanzler überhaupt nicht ange-
sprochen, und deswegen habe ich dem, was ich 
hier gesagt habe, nichts weiter hinzuzufügen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist der 
Herr Bundeskanzler eventuell bereit, in einer wei-
teren Fernsehsendung mitzuteilen, daß auch für ihn 
Deutschland in den Grenzen von 1937 noch fortexi-
stiert und daß der verfassungsrechtliche Auftrag 
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Spranger 
zur Wiedervereinigung auch für den Bundeskanzler 
Schmidt verbindlich ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe dazu vor-
hin eine ganz klare Aussage gemacht. Im übrigen 
wissen die Menschen in der Bundesrepublik, daß 
sich der Bundeskanzler mit seiner Politik im Rah-
men der gegebenen Rechtssituation bewegt. Es be-
darf keiner weiteren Fernsehsendung. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Zu • einer weiteren Zusatz-
frage der Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, darf 
ich Sie, nachdem Sie Golo Mann zitiert haben, fra-
gen: Können Sie mir darin zustimmen, daß es einen 
Unterschied zwischen dem Deutschen Reich in den 
Grenzen von 1914 — in diesem Deutschen Reich 
war auch fremdes Volkstum zu Hause — und dem 
Deutschen Reich in den Grenzen von 1937 gibt, in 
den Grenzen der friedlichen Weimarer Republik 
nach Versailles, in dem kein fremdes Volkstum zu 
Hause war? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe Golo 
Mann zitiert, ich mache mir dieses Zitat zu eigen, 
und ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Das ist keine Ant

-

wort! — Böhm [Melsungen] [CDU/CSU] : 
Ist das ein Automat?) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
hätte es nicht zur verfassungsrechtlichen Pflicht 
des Bundeskanzlers — . Wahrung der nationalen 
Einheit unseres deutschen Volkes — gehört, daß 
er, wenn er schon eine solche Äußerung macht, 
gleichzeitig darauf hinweist, daß die alliierten Sie-
germächte am Ende des Krieges ausdrücklich da-
von ausgegangen sind, daß Deutschland nicht ge-
teilt wird, und daß die Ostgebiete, die von diesem 
Zitat des Bundeskanzlers erfaßt werden, nach dem 
Potsdamer Abkommen der Siegermächte bis zum 
Friedensvertrag unter polnische Verwaltung ge-
stellt worden sind, d. h., daß die Siegermächte. da-
mals davon ausgegangen sind, daß eine Disposition 
hierüber vor einem Friedensvertrag nicht getroffen 
werden darf? 

Wischnewski, Staatsminister: Der Bundeskanzler 
hat diese Fernsehveranstaltung am Vortage der 
40jährigen Wiederkehr des Kriegsbeginns gemacht, 
und er hat seine Ausführungen an diesem Tage 
darauf ausgerichtet, daß es unsere Hauptaufgabe 
ist, den Frieden in Europa und in der Welt zu er-
halten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kön-
nen Sie mir erklären, warum der Herr Bundeskanz-
ler, der ja auch als Staatsmann eines besiegten 
Volkes zur Wahrung der Rechtslage Deutschlands 
verpflichtet ist, nicht mit dieser Rechtslage 
Deutschlands, die nach innen wachzuhalten und 
nach außen beharrlich zu vertreten er verpflichtet 
ist, argumentiert hat und warum er nicht mit dem 
vertraglichen Verbot des Art. 7 des fortgeltenden 
Deutschlandvertrages — nach dem ohne frei ver-
einbarte friedensvertragliche Regelung keine end-
gültigen Feststellungen über die deutschen Gren-
zen zu treffen sind, was in Art. IV des Warschauer 
Vertrages ausdrücklich als nicht berührt anerkannt 
worden ist — argumentiert hat? 

Wischnewski, Staatsminister: Der Herr Bundes-
kanzler hat keine Aussagen gemacht, die im Wi-
derspruch zur Rechtslage stehen, und der Bundes-
kanzler ist von den Menschen in der Bundesrepu-
blik in hervorragender Weise verstanden worden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Woher wissen 
Sie das?) 

— Das weiß ich deshalb, weil es eine beachtliche 
Untersuchung gibt, die beweist, daß kaum eine po-
litische Sendung bei den Menschen in unserem 
Lande ein so positives Echo gefunden hat wie diese; 
ich bedanke mich sehr für die Frage. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU] : Bei einer Sehbeteiligung von 

15 %!) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Böhm (Mel-
sungen) zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, wie will die Bundesregierung ausschließen, 
daß die Äußerungen des Bundeskanzlers von der 
Sowjetunion als Bestätigung der von ihr vertrete-
nen falschen Rechtsauffassung in der Grenzfrage 
empfunden werden, die bekanntlich gegen die be-
rechtigten Interessen des deutschen Volkes gerich-
tet ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Rechtslage ist 
der Sowjetunion bekannt. Die Haltung der Bundes-
regierung wird der Sowjetunion bei jeder sich bie-
tenden Gelegenheit erläutert. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU] : Nur nicht 
bei diesem Fernsehgespräch!) 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage des Kolle-
gen Müller (Berlin) . 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
Sie erwähnten eben eine Umfrage. Können Sie dem 
Hohen Hause sagen, wie groß die Zahl der Befrag-
ten war und mit welchem Ergebnis diese Befragung 
abgeschlossen wurde? 

Wischnewski, Staatsminster: Da ihre Zusatzfrage 
nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang mit 
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Staatsminister Wischnewski 
der Frage steht, habe ich die Unterlagen dafür 
nicht mitgebracht. 

Mü ller (Berlin) (CDU/CSU) : Können Sie mir das 
nicht schriftlich geben? 

Wischnewski, Staatsminister: Jedenfalls können 
Sie bitte davon ausgehen, daß ein unwahrscheinlich 
hoher Anteil derjenigen, die befragt worden sind, 
dem Bundeskanzler voll zugestimmt hat. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Zahlen!) 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Wortmel-
dungen. Die Frage ist erschöpfend beantwortet. 

Ich rufe die Frage 87 des Abgeordneten Spranger 
auf: 

Ist der Bundeskanzler bereit, im Zusammenhang mit seiner 
weiteren Aussage „Wenn man ein bißchen in der Geschichte 
zurückdenkt oder sich orientiert, wie es damals war — 20, 30, 
100 oder 200 Jahre dann gibt es Gebiete, da haben nachein-
ander Wenden und andere slawische Völker, dann Polen, Rus-
sen, dann deutsche Ritter, dann wieder Polen gesiedelt — ein 
ewiges Hin- und Hergeschiebe. Um Gottes willen, laßt uns da 
nicht wieder anfangen", sich darüber zu informieren, wie nicht 
nur „deutsche Ritter", sondern Millionen Deutsche aller Schich-
ten, vor allem Bauern und Handwerker, seit dem 12. Jahr-
hundert die ostdeutschen Gebiete des Deutschen Reichs in den 
Grenzen von 1937 besiedelten und kulturell, religiös, rechtlich, 
wirtschaftlich und menschlich entscheidend gestalteten? 

Das Wort hat Herr Staatsminister Wischnewski. 

Wischnewski, Staatsminister: Eine kurze Ant-
wort in einer Fernsehdiskussion ist kein historisches 
Seminar. Mit seiner Äußerung bei der Diskussions-
veranstaltung des Zweiten Deutschen Fernsehens 
im Reichstagsgebäude am 30. August 1979 hat der 
Bundeskanzler mit wenigen Strichen eine lange hi-
storische Entwicklung skizziert. Der Bundeskanzler 
weiß," daß die deutschen Siedler, die seit dem 
12. Jahrhundert in Gebieten östlich der Oder ansäs-
sig wurden, ihr Siedlungsgebiet entscheidend ge-
prägt haben. Er weiß auch, daß dort früher andere 
Völker gesiedelt hatten. 

Der Bundeskanzler hat bei Reden in der Bundes-
republik Deutschland sowie im westlichen und öst-
lichen Ausland immer wieder betont, daß die euro-
päische Zivilisation aus der gegenseitigen Befruch-
tung vielfältiger Überlieferung entstanden ist. Die 
Deutschen in den Gebieten östlich der Oder haben 
zur europäischen Zivilisation einen maßgebenden 
Beitrag geleistet. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wann 
und wo in den letzten 700 Jahren gab es das von 
der Geschichtswissenschaft bisher nicht entdeckte, 
aber vom Bundeskanzler behauptete „Hin- und 
Hergeschiebe" von Volksgruppen und Volksteilen, 
wenn man von den Vertreibungen nach dem Ende 
des Ersten und Zweiten Weltkriegs absieht? 

Wischnewski, Staatsminster: Wir haben hier ja 
keine Geschichtsstunde. Aber wenn Sie informiert 
werden wollen: Ich lade Sie herzlich ein; ich bin 
gern bereit, mit Ihnen die deutsche Geschichte und  

die Geschichte anderer europäischer Völker durch-
zugehen, vom Jahre 1200 bis heute, damit Sie se-
hen, welche Bewegungen es in Europa in dieser 
Zeit gegeben hat. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU] : Wann wa

-

ren denn da Russen?) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
welche Tendenz hat der Bundeskanzler eigentlich 
verfolgt, als er bei der Passage über das ewige 
Hin- und Hergeschiebe von Polen und anderen 
Völkern sprach, aber im Zusammenhang mit Deut-
schen, die dort siedelten, lediglich auf „Ritter" ver-
wiesen hat, obwohl ihm doch bekannt ist und be-
kannt sein mußte, daß dort Bürger, Bauern, Arbei-
ter und Handwerker diejenigen waren, die dieses 
Gebiet erschlossen und wirtschaftlich besiedelt ha-
ben? 

Wischnewski, Staatsminister: Sie fragen nach 
der Tendenz. Ich habe bereits vorhin darauf hinge-
wiesen: Die ganze Fernsehveranstaltung war der 
Politik der Erhaltung des Friedens und des friedli-
chen Zusammenlebens mit dem polnischen Volk 
gewidmet. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Spranger hat 
noch eine weitere Zusatzfrage gut. Sie haben das 
Wort. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist die 
Bundesregierung bereit, diese neuen „historischen" 
Erkenntnisse des Bundeskanzlers der historischen 
Fachwelt, die in den Forschungen der letzten 
200 Jahre eine ganz andere Auffassung vertreten 
hat, zur Verfügung zu stellen, und ist die Bundens-
regierung außerdem umgekehrt bereit, dem Herrn 
Bundeskanzler die Möglichkeit zu verschaffen, sich 
über die Ergebnisse dieser Forschungen zu unter-
richten? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe die Bitte 
an Sie, die Rede nachzulesen, die der Bundeskanz-
ler auf dem letzten Historiker-Kongreß gehalten 
hat. Dort hat er sich in einer Rede den Historikern 
in der Bundesrepublik gestellt. All dieses ist nach-
lesbar. 

Vizepräsident Leber: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist 
die Bundesregierung bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, daß Ostdeutschland ein Teil Deutschlands wur-
de, ohne daß jemand vertrieben worden ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregie-
rung weiß, daß wir eine sehr wechselvolle Ge-
schichte gehabt haben. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Da kann man nur 
lachen!) 
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Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
steht der Herr Bundeskanzler — abgesehen von 
möglicherweise mangelhafter Geschichtskenntnis 
— angesichts seiner Aussage über das Hin- und 
Hergeschiebe eigentlich zum völkerrechtlichen 
Verbot der Massenvertreibung, zu dem die Bundes-
republik bindenden Recht der Europäischen Men-
schenrechtskonvention, sich in Freiheit an den an-
gestammten Wohnsitz zu begeben und sich dort 
frei zu entfalten, und zur sehr beachtlichen Beja-
hung des Rechtes auf die Heimat und der Volks-
gruppenrechte nach dem Godesberger Programm? 

Wischnewski, Staatsminister: Der Bundeskanzler 
hat zur Massenvertreibung mehr als einmal seine 
Meinung gesagt. Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
kann ich den Antworten, die Sie hier gegeben ha-
ben, entnehmen, daß der Bundeskanzler die neu-
deutsche Kennzeichnung von Vertreibung als „Hin- 
und Hergeschiebe" als dem Frieden dienlich an-
sieht? 

Wischnewski, Staatsminister: Nein, ich habe 
doch klar und eindeutig gesagt, was dazu zu sagen 
ist. Der Bundeskanzler ist auf die historische Ent-
wicklung eingegangen. Er hat das selbstverständ-
lich nur skizzieren können, denn anders geht das 
auch nicht in einer Fernsehsendung, für die insge-
samt nur 1 1 /4 Stunde zur Verfügung standen und 
in der ein riesengroßer Komplex von Sachfragen 
behandelt werden mußte. Es ist aber, wie ich glau-
be, die Haltung des Bundeskanzlers ganz klar und 
eindeutig zum Ausdruck gekommen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatsminister, 
angesichts der Fragen, die hier gestellt worden 
sind, möchte ich Sie fragen: Hat sich eigentlich 
nach der Auffassung der Bundesregierung, das, 
was im deutsch-polnischen Vertrag über die polni-
sche Westgrenze festgelegt worden ist, geändert? 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege Bek-
ker, ich habe vorhin eine klare Aussage zum 
deutsch-polnischen Vertrag gemacht. Die verfas-
sungsmäßige Gültigkeit des Vertrages ist geprüft, 
und ich wundere mich natürlich auch über die Ab-
sicht mancher Kollegen, die auf der einen Seite sa-
gen: „Pacta sunt servanda" und sich dann hier auf 
der anderen Seite bemühen, eine völlig andere Po-
litik in den Vordergrund zu schieben. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Gilt das auch für 
den Deutschland-Vertrag? — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, teilen Sie noch die seinerzeit vom gesam-
ten Deutschen Bundestag vertretene Auffassung, 
daß der Vertrag mit Polen kein Friedensvertrag ist, 
sondern eine vorübergehende Lösung bis zum Ab-
schluß eines Friedensvertrages darstellt und daß 
sich daraus keine völkerrechtliche Veränderung 
von Grenzen ergeben hat? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Die Rechtslage ist 
ganz klar und eindeutig. Ich vertrete das, was im 
deutsch-polnischen Vertrag steht. Im übrigen trete 
ich nicht dafür ein, daß wir neue Völkerwanderun-
gen in Europa veranstalten, um das hier einmal in 
aller Deutlichkeit zu sagen. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 
Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Ja, wie denn 

das?) 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Frage 87 ist beantwortet. 

Ich rufe Frage 88 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf : 

Kann die Bundesregierung die Aussage des Bundeskanzlers 
erläutern, daß es in Ostdeutschland „ein ewiges Hin- und 
Hergeschiebe" gegeben habe, und wo in diesem „Hin- und 
Hergeschiebe" die Russen an der Reihe gewesen sein sollen? 

Das Wort hat der Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege Dr. 
Hupka, der Bundeskanzler hat nicht gesagt, daß 
Russen in Ostdeutschland gesiedelt hätten. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wenn ich den Herrn Bundeskanzler recht verstan-
den habe, so hat er gesagt — mir liegt die Nach-
schrift des Bundespresseamtes vor —, daß es ein 
„ewiges Hin- und Hergeschiebe" in diesen Gebie-
ten begeben habe und daß man damit nicht wieder 
anfangen solle. In diesem Zusammenhang wurden 
die Russen ausdrücklich genauso genannt wie die 
deutschen Ritter, die Polen und die Wenden. Also 
müssen doch die Russen nach dem Geschichtsver-
ständnis des Bundeskanzlers irgendwann einmal 
dort gewohnt haben. 

Wischnewski, Staatsminister: In diesem Zusam-
menhang hat der Herr Bundeskanzler die Russen 
nicht genannt. Das möchte ich hier ausdrücklich 
feststellen. Dem habe ich nichts Weiteres hinzuzu-
fügen. Und was das Hin- und Hergeschiebe betrifft: 
Das kennt man doch. Da ist einer in Ceylon gebo-
ren, und hinterher ist er Vorsitzender der Schle-
sier. Das gibt es auch. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Leber: Eine weitere Frage des Kol-
legen Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Sollten Sie mich meinen,  

dann kann ich Sie beruhigen: Ich stamme aus ober-
schlesischer Wurzel und werde Oberschlesien auch 
die Treue halten, ob ich nun auf Ceylon geboren 
bin oder nicht. Aber nun zu meiner Frage: Kann 
uns nun einmal entsprechend dem Geschichtsbild 
des Bundeskanzlers gesagt werden, wie es über-
haupt in Ostdeutschland zugegangen ist? Stimmt 
das, was der Bundeskanzler in Berlin im groben 
Raster gesagt hat, oder ist das unrichtig? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Aussagen, die 
der Bundeskanzler in einer Skizze, in der Beant-
wortung einer Frage gemacht hat, entsprechen der 
historischen Entwicklung, wie sie gewesen ist. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kön-
nen Sie uns nicht sagen, ob diese Auffassungen, 
die Sie hier vertreten, aus den UNESCO-Schulbuch

-

empfehlungen mit ihren Geschichtsirrtümern kom-
men? 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Präsident, ich 
muß sagen, daß ich die Frage akustisch nicht ver-
standen habe. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ich 
habe Sie gefragt, ob diese Geschichtsirrtümer, die 
hier dargelegt werden, mit den UNESCO-Schulbuch

-

empfehlungen zusammenhängen. 

Wischnewski, Staatsminister: Ich kenne diese 
Empfehlungen leider nicht und kann Ihre Frage 
deswegen nicht beantworten. Ich bedaure das außer-
ordentlich. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzf rage, 
 Herr Kollege Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr  Staatsminister, teilen 
Sie die Auffassung, daß Ihre Antworten den Ein-
druck verstärkt haben, daß die Aussagen des 
Herrn Bundeskanzlers mit den historischen und 
völkerrechtlichen Fakten nicht in Einklang zu brin-
gen sind? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich muß Ihre Aus-
sage in aller Deutlichkeit zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
damit sind die Fragen zum Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes er-
schöpfend beantwortet. 

Herr Staatsminister, ich danke Ihnen. 

Ich rufe die Fragen zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Auswärtigen auf. Ich begrüße 
dazu Herrn Staatsminister von Dohnanyi. 

Ich rufe Frage 79 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt oder vermag sie schät-
zungsweise anzugeben, wie hoch die Zahl der Deutschen ist, 
die in Ostdeutschland jenseits von Oder und Neiße leben? 

Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärti-
gen Amt: .  Herr Kollege, es gibt keine zuverlässigen 
Schätzungen über die Zahl der Deutschen, die in 
den Gebieten jenseits von Oder und Neiße leben. 
Die Gründe hierfür sind Ihnen aus wiederholten 
Erörterungen in diesem Hause bekannt. Ein wichti-
ger und entscheidender Grund liegt schon in der 
Frage der Definition. Im übrigen möchte ich auf 
die Antwort verweisen, die die Bundesregierung 
am 2. April 1971 auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion die CDU/CSU gegeben hat. In dieser Antwort 
sind die Einzelheiten dargelegt. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie 
beurteilen Sie dann die Einlassung des Bundes-
kanzlers am 30. August 1979 in Berlin, daß ja in 
diesen Gebieten keine Deutschen mehr siedeln? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, diese Darstellungen stimmen durchaus 
überein. Wir können die Zahlen nicht bestimmen. 
Wir wissen ja, daß noch eine Zahl vom Deutschen, 
z. B. aus Polen, in die Bundesrepublik Deutschland 
kommen will. Da stehen noch Teile der Umsied-
lung offen, und der Bundeskanzler bezieht sich na-
türlich mit auf diese Größenordnungen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wenn ich den Bundeskanzler richtig verstanden 
habe, sagte er, es siedeln dort keine Deutschen 
mehr. Sie haben eben gesagt, man habe keine An-
gaben, wie hoch die Schätzungen angesetzt werden 
müssen. Können Sie uns wenigstens einen Annähe-
rungswert nennen, zumal es wissenschaftliche Aus-
lassungen auf Grund der polnischen Statistik dazu 
gibt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, die wissenschaftlichen Darstellungen, die 
es hier gegeben hat, sind — wie Sie wissen — um-
stritten. Es gibt dazu unterschiedliche Auffassun-
gen, auch von wissenschaftlichen Institutionen. Ich 
meine, wir täten gut daran, festzuhalten, daß eine 
klare Bezifferung nicht möglich ist. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Czaja. 
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Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist Ih-
nen nicht bekannt, daß die vorletzte polnische 
Volkszählung eine Frage nach-  der Zahl der in den 
Oder-Neiße-Gebieten unmittelbar Geborenen und 
ihrer Nachkommen beinhaltete, daß sich aus der 
Tatsache, daß sich bei freien Volkszählungen in 
diesen Gebieten 93 °/o als deutsche Staatsangehöri-
ge und deutsche Volksangehörige bezeichnen, eine 
Zahl von über 1 Million Deutschen ergibt und daß 
Bundesaußenminister Scheel im November 1970, 
worauf sich die Bundesregierung immer beruft, die 
staatsangehörigkeitlichen Rechte dieser Personen 
vorbehalten hat? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, die Frage enthielt eine Vielzahl von Be-
standteilen. Ich will auf den Kern der Frage zu-
rückkommen, um die es hier wohl geht, nämlich 
die Bezifferung der Deutschen, die in den genann-
ten Gebieten noch leben. Die Bezifferung ist aus 
den von mir genannten Gründen nicht mit der not-
wendigen Randschärfe möglich, die eine Zahl er-
fordern würde. Ich komme daher auf die von mir 
dem Kollegen Hupka gegebene Antwort zurück. 

Vizepräsident Leber: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wie kann die Bundesregierung die Abmachungen 
mit der Volksrepublik Polen zuverlässig überwa-
chen und an Hand der in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommenen Personen die noch ver-
bliebenen feststellen, wenn sie sich nicht Kenntnis 
über eine wenigstens annähernd genaue Aufstel-
lung der in diesen Gebieten verbliebenen Deut-
schen verschafft? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Aufgabe besteht darin, Anträge, die gestellt 
wurden und die auf ihren Zusammenhang mit den 
durch die deutsch-polnische Vereinbarung gege-
benen Tatsachen überprüft werden, überschaubar 
zu machen, und das tut die Bundesregierung. Ob es 
aber darüber hinaus z. B. weitere Personengruppen 
gibt, die der Definition, die Kollege Hupka hier un-
terstellen würde, zuzuordnen wären oder nicht, ist 
genau die Frage, die ich Ihnen nicht beantworten 
kann. Die Bundesregierung wird hier also ihre 
Pflicht erfüllen, sie kann aber keine Gesamtzahl 
nennen. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Kollege Spranger 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind 
Sie bereit, den Bundeskanzler darüber zu informie-
ren, daß seine Auffassung, in Polen würden keine 
Deutschen mehr siedeln, nach Ihrer Auffassung 
falsch ist, weil dort durchaus noch Deutsche sie-
deln und Sie nur nicht in der Lage sind, festzustel-
len, wie viele es sind? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe vorhin gesagt, daß es keinen Widerspruch 
zwischen diesen Äußerungen gibt. Der Bundes-
kanzler bezog selbstverständlich nicht diejenigen 
ein, die nach den Umsiedlungsvereinbarungen in 
die Bundesrepublik Deutschland kommen wollen. 
Das Ziel der Aussage des Bundesklanzlers ist klar, 
und da sollten im Deutschen Bundestag nicht 
künstlich Mißverständnisse produziert werden. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Kollege Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
warum hat denn die Bundesregierung nicht die pol-
nische Regierung gefragt, wieviel Deutsche in die-
sen Gebieten wohnen? Traute sie sich nicht, oder 
hat sie gefragt und keine Antwort bekommen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Gerster, die Zahl derjenigen, die in die Bundesre-
publik Deutschland umsiedeln wollen, hat selbst-
verständlich, wie Sie wissen, in den Gesprächen 
zwischen der Volksrepublik Polen und der Bundes-
republik Deutschland immer wieder eine Rolle ge-
spielt. Insofern sind Gespräche über die Zahlen im 
Gange. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Über die Ge

-

samtzahl, aber nicht über die Zahl in den 
deutschen Ostgebieten!) 

— Herr Kollege, kommen wir doch wieder auf den 
Punkt zurück. Die Frage lautet, wie groß die Zahl 
der Deutschen ist, die in den Gebieten jenseits von 
Oder und Neiße wohnen. Hier gibt es schon Defi-
nitionsschwierigkeiten, was unter den Begriff Deut-
sche — Deutschsprechende, Verwandte von Deut-
schen usw. — jeweils zu subsumieren wäre. Diese 
Frage läßt sich deswegen nicht randscharf zahlen- 
mäßig beantworten. Im übrigen wäre auch dem In-
teresse der Deutschen nicht damit gedient, daß wir 
uns auf irgendeine theoretische und nicht nach-
weisbare Zahl festlegen. Das Interesse der Bundes-
regierung und sicherlich der Mehrheit in diesem 
Hause ist es, den Deutschen, die in die Bundesre-
publik Deutschland übersiedeln wollen, Hilfestel-
lung zu geben. Damit sind wir, wie Sie wissen, er-
folgreich beschäftigt, erfolgreicher, als wir zu Zei-
ten einer CDU-geführten Bundesregierung dazu in 
der Lage waren. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Kollege Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
zunächst einmal ist doch bekannt, daß im Rahmen 
des Abkommens mit Polen 125 000 Deutsche oder 
sogar mehr in die Bundesrepublik kamen, zweitens 
ist allgemein bekannt, daß weitere 100 000 ihre 
Übersiedlung beantragt haben, drittens ist bekannt, 
daß darüber hinaus noch mehr Deutsche in Polen 
sind. Wieso hat die Bundesregierung nicht die 
Möglichkeit, darüber genaue Zahlen vorzulegen 
bzw. eine Schätzung vorzunehmen? 
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Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn ich die Antwort darauf geben müßte, müßte 
ich alles wiederholen, was ich eben gesagt habe. 
Die Definition der Bürger der Volksrepublik Po-
len — das ist das, was Sie hier suchen —, die we-
gen ihrer deutschen Abstammung oder ihrer deut-
schen Sprache in die Bundesrepublik Deutschland 
umsiedeln wollen, ist so unscharf, daß man damit 
keine feste Zahl verbinden kann. Das ist der ent-
scheidende Punkt. Darauf habe ich jetzt wiederholt 
hingewiesen. Ich wäre dankbar, wenn wir uns auf 
dieses Problem konzentrieren würden. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Wortmel-
dungen. Damit ist die Frage 79 beantwortet. 

Ich rufe die Fragen 89 und 90 des Herrn Abge-
ordneten Ludewig auf. — Der Abgeordnete Lude-
wig ist nicht im Saal. Die Fragen werden schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
ge abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 91 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Hat der Bundeskanzler die in der amtlichen Trybuna Ludu 
(laut BPA /Ostinformationen vom 23. August 1979) öffentlich 
verbreitete „klare Bekräftigung" seitens des Parteichefs der 
polnischen Vereinigten Arbeiterpartei, „daß die Nachfolgestaa-
ten, entstanden auf den Trümmern des Deutschen Reiches" den 
„endgültigen Charakter der territorialen Festlegungen anerken-
nen, die in der Potsdamer Friedensregelung getroffen wurden", 
tatsächlich gehört, und wenn ja, hat er dies mit dem Hinweis 
auf die in Art. IV des Warschauer Vertrages vereinbarte volle 
Fortgeltung des Art. 7 des Deutschlandvertrages, der polni-
schen Übernahme des alliierten Friedensvertragsvorbehalts für 
Deutschland als Ganzes, die Erklärungen der Bundesregierung 
zum Offensein der ganzen deutschen Frage bis zu friedensver-
traglichen Regelungen und das allgemeine Völkerrecht zurück-
gewiesen? 

Das Wort hat der Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
Fragen unserer Gesetzgebung waren in der von Ih-
nen unterstellten Form nicht Gegenstand der Ge-
spräche. Die polnische Seite hat aber ihre Besorg-
nis über die innerdeutsche Diskussion um das Um-
satzsteuergesetz und über die unterschiedliche Be-
handlung von Rentenberechtigten in den Gebieten 
jenseits von Oder und Neiße und in den übrigen 
polnischer Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten 
geäußert. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind 
die in der Frage 91 von mir angeführten völker-
rechtlichen Tatsachen gegen eine endgültige Sou-
veränitätsanerkennung stichhaltig, hält also die 
Bundesregierung an ihrer am 27. August 1978, am 
18. Januar 1979 und am 9. Februar 1979 hier darge-
legten Haltung weiterhin fest, daß sie nichts ande-
res getan hat — wörtlich —, als einen Gewaltver-
zicht zu den bestehenden Grenzen zu erklären, und 
Polen nach dem Wortlaut des Art. IV, dem alliier-
ten Vorbehalt und den deutschen Vorbehalten in 
den Verhandlungen nicht von einer Souveränitäts-
anerkennung, sondern nur von der Hinnahme der 
Gebietshoheit ausgehen konnte? 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Dr. Czaja, die 
Fragen sollen kurz und klar sein. Ich muß Ihnen 
sagen: Dem Herrn Staatsminister wird es vermut-
lich schwerfallen, den Umfang Ihrer Frage zu über-
sehen. Herr Staatsminister. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Die Fragen stehen 
in der Frage!) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Präsi-
dent, ich will versuchen, die Frage möglichst ein-
fach zu beantworten. Ich beziehe mich auf das, 
was mein Kollege Wischnewski hier vor wenigen 
Minuten zu demselben Fragenkomplex gesagt hat. 
Ich brauche das nicht zu wiederholen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Dr. Czaja, 
eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist 
nun die Souveränitätsanerkennung durch den War-
schauer Vertrag erfolgt? Das steht in der Frage. Ist 
sie erfolgt, oder ist sie nicht erfolgt? Können Sie 
mir dazu eine ganz klare Antwort geben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe zu diesem Punkt hier oft Auskunft gege-
ben. Der Herr Kollege Wischnewski hat das so-
eben auch noch einmal getan. Die rechtlichen Zu-
sammenhänge sind unbestritten, eindeutig und 
klar; die politischen Zusammenhänge ebenfalls. Ich 
glaube, ich kann mich auf das beziehen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Dann sagen Sie es 
doch!) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
darf ich aus dieser Ihrer Äußerung schließen, daß 
die Bundesregierung die diesbezüglichen Feststel-
lungen des jüngsten Urteils des Bundessozialge-
richts teilt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
es wird an der Position der Bundesregierung ja 
nicht dadurch etwas geändert, daß wir auf sie nun 
auch noch die Feststellungen einzelner Gerichte, 
den Tenor oder die Gründe von Gerichtsentschei-
dungen oder was immer beziehen. Ich wiederhole, 
was ich gesagt habe, und beziehe mich darauf. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Wortmel-
dungen. Die Frage 91 ist beantwortet. 

Ich rufe die Frage 92 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Welche innerdeutsche Rechtsbereiche werden nach polnisch

-

kommunistischer Auffassung, wie sie dem Bundeskanzler bei 
seinem Besuch auf Hela dargelegt wurden, vom Warschauer 
Vertrag erfaßt (vgl. BPA-Ostinformationen vom 23. August 
1979), und mit welchem Ergebnis haben diese Fragen beim 
Gespräch des Bundeskanzlers mit dem polnischen Parteichef 
Gierek eine Rolle gespielt? 

Das Wort hat der Herr Staatsminister. 
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Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Antwort lautet nein. Der von Ihnen zitierte Ar-
tikel unterstellt im übrigen nach meiner Informa-
tion nicht, daß diese Ausführungen in den Gesprä-
chen von polnischer Seite gemacht worden seien. 

Vizepräsident Leber: Zusatzfrage, Herr Kollege 
Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, falls 
Sie nicht die Antwort auf die Frage 91 mit der 
Antwort auf die Frage 92 verwechselt haben, frage 
ich Sie, ob die Bundesregierung gemäß ihrer Be-
gründung zum Vertragsgesetz und im Einklang mit 
den verbindlichen Feststellungen des Bundesverfas-
sungsgerichts bestätigen kann, daß der Warschauer 
Vertrag keine innerstaatlichen Rechtsverpflichtun-
gen zur Folge hatte, weshalb auch das Vertragsge-
setz nicht der Zustimmung des Bundesrats unter-
lag? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wiederhole: Zum Warschauer Vertrag gelten 
die bisher getroffenen Rechtsfeststellungen, die ich 
nicht im einzelnen zu wiederholen brauche. Ihre 
Frage bezog sich ja auf eine angebliche Darstel-
lung in Trybuna Ludu. Ich habe darauf hingewie-
sen, daß nach unserer Interpretation nicht einmal 
diese Feststellungen so getroffen worden sind. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wür-
den bei den Gesprächen des Parteichefs der Polni-
schen Vereinigten Arbeiterpartei mit dem Bundes-
kanzler, die ja nicht angeblich, sondern in den 
Ostinformationen des Bundespresseamts wiederge-
geben wurden, Forderungen, die die innerdeutschen 
Rechtsbereiche, unsere Gesetzgebung, die Kultur-
hoheit der Länder und die Verbindlichkeit von 
Bundesverfassungsgerichtsentscheidungen betrafen, 
gestellt, und wie wurden sie zurückgewiesen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, ich kann das im Augenblick angesichts der 
Vielfalt von Fragen, die Sie gestellt haben, nicht 
beantworten. Aber Sie können sich darauf verlas-
sen, daß sich der Bundeskanzler, wenn er die Inter-
essen der Bundesrepublik Deutschland bei Besu-
chen im Ausland vertritt, dabei an Recht und Ge-
setz hält, wie er es hier in der Bundesrepublik 
ebenfalls zu tun pflegt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Czaja [CDU/CSU]: Ich möchte es hoffen!) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
bedeutet Ihre Antwort, daß es in der Bundesrepu-
blik Deutschland nicht die Auffassung gibt, daß die 
polnische Regierung aus dem Warschauer Vertrag  

die Möglichkeit herauslesen kann, in unsere Ver-
hältnisse, etwa im Bildungssektor und in anderen 
Bereichen, hineinzuregieren? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
es ist soeben eine Frage übergangen worden, weil 
der Kollege nicht dp ist, und diese wird nun schrift-
lich beantwortet. Ich hätte in diesem Zusammen-
hang darauf hingewiesen, daß wir z. B. hinsichtlich 
der Schulbuchempfehlungen natürlich keine unmit-
telbar verbindlichen Vereinbarungen für die einzel-
nen Bundesländer schließen konnten, daß sich die 
Bundesregierung aber in der Bindung an den Ver-
trag dennoch dafür einsetzt, daß die Schulbuch-
empfehlungen durchgesetzt werden. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : Traurig ge
- nug!) 

Vizepräsident Leber: Die Frage 92 ist damit be-
antwortet. 

Bei den Fragen 93 des Abgeordneten Niegel und 
94 des Abgeordneten Engelsberger bitten die Fra-
gesteller um schriftliche Beantwortung. Die Ant-
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 95 des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in dem Buch 
.Schönes Deutschland  offensichtlich historische Unrichtigkei-
ten enthalten sind, wie z. B. die Behauptung, die 1945 „aufge-
brochene innerdeutsche Grenze entspreche offenbar einer 
Bruchstelle im geopolitischen Fundament Mitteleuropas' und 

die Behauptung, die Deutschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land leben historisch „aus anderen Wurzeln und Antrieben als 
ihre Brüder in der DDR", und, wenn ja, ist die Bundesregie-
rung bereit, die Verteilung des Buches „Schönes Deutschland" 
durch deutsche Auslandsvertretungen und Zweigstellen des 
Goethe-Instituts einzustellen? 

Das Wort hat der Herr Staatsminister. 

Dr. von {Dohnanyi, Staatsminister: Der Bildband 
„Schönes Deutschland" ist von einem privaten 
Verlag, dem Umschau-Verlag, herausgegeben wor-
den. Eine Teilauflage von 600 Exemplaren wurde 
von Inter Nationes aus eigener Verantwortung er-
worben und im Ausland verteilt. Eine weitere Ver-
teilung des Buches über Auslandsvertretungen 
oder Goethe-Institute ist nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, sind Sie bereit, auf den Inhalt des Buches hier 
mit der Aussage einzugehen, daß sich die Bundes-
regierung von den hier aufgeführten Zitaten ein-
deutig distanziert und diese als das bezeichnet, 
was sie sind, nämlich historische Geschichtsklitte-
rei und nicht etwa Ansicht der Bundesregierung, 
die dieses Buch hat verteilen lassen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung sieht sich nicht als Oberzen-
sor der Bundesrepublik Deutschland an, und es ist 
nicht unsere Aufgabe, in allen einzelnen Fällen, 
in denen in einem Buch historische Positionen be-
zogen werden, mit denen die Bundesregierung 
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Staatsminister Dr. von Dohnanyi 
nicht übereinstimmen könnte, nun im Deutschen 
Bundestag eine Zensur zu erteilen. Aus diesem 
Grunde, Herr Kollege, sehe ich mich zu einer Zu-
stimmung zu Ihrer Forderung nicht imstande. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
ich jedermann in unserem Lande zubillige, daß er, 
auch was die Geschichte betrifft, jeden Unfug als 
seine Meinung vertreten kann? Wir haben hier 
heute auch schon über ähnliches diskutiert. 

(Zuruf von -der SPD: Wir müssen uns auch 
Ihre Fragen anhören! - Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Aber finden Sie es nicht unmöglich, daß solcher 
Unfug auch noch mit dem Geld des deutschen 
Steuerzahlers im Ausland verbreitet wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
es läßt sich sicher das eine oder andere Kritische 
zu einigen Teilen dieses Buches sagen. Ich bin, wie 
gesagt, nicht bereit, mich als Zensor zu betätigen. 
Ich habe darauf hingewiesen, daß eine weitere 
Verteilung des Buches nicht beabsichtigt ist. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
stellt sich die Situation nicht anders dar im Falle 
eines Buches, das von der Bundesregierung oder 
von Instituten, die der Bundesregierung unterste-
hen, vertrieben worden ist, und ist daraus nicht die 
Pflicht zu folgern, daß die Bundesregierung, die für 
solche Äußerungen auch im Ausland in Anspruch 
genommen werden könnte, eine klare Distanzie-
rung zu solchen gegen die Interessen unseres Lan-
des gerichteten Äußerungen abgibt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wäre sicherlich nicht bereit, die Bedeutung der 
Literatur und gedruckter, mit Bildern verschönter 
Pracht zu unterschätzen; aber ich möchte darauf 
hinweisen, daß sich die Bundesregierung nicht aus 
Veröffentlichungen in Anspruch nehmen lassen 
wird und kann, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land privat gedruckt, hergestellt und dann vertrie-
ben werden. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Kollege 
Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
ohne den Vorgang dramatisieren zu wollen, ohne 
etwa die Meinung zu vertreten, daß eine Zensur 
ausgeübt werden soll, ohne den Vorgang überzuge-
wichten, darf ich doch fragen: Wie kann künftig  

ein Minimum an Vorsorge bei Verteilungsaktionen 
in der Art getroffen werden, daß nicht Dinge ver-
teilt werden, in denen — ich darf zitieren, Herr 
Präsident, mit Ihrer Genehmigung — sich ein Satz 
findet: „Denn die Deutschen in der Bundesrepublik 
leben aus anderen Wurzeln und Antrieben als ihre 
Brüder in der DDR"? Erlauben Sie mir zu sagen, 
daß mich dies persönlich sehr trifft. Ich bin dort 
aufgewachsen und habe dort gelebt. Ich wünsche, 
daß so etwas nicht mehr passiert. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Kunz, ich will über den Satz jetzt nicht streiten; 
aber daß verschiedene gesellschaftliche Systeme 
auch zu verschiedenen Antrieben und Motivatio-
nen führen für die heute — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber es geht ja 
um die Wurzeln!) 

— Ja, gut; aber für jemanden, der heute dreißig 
ist, haben seine Wurzeln vor dreißig Jahren ange-
fangen. Eine vertiefte Debatte zwischen Ihnen und 
mir darüber, daß diese Wurzeln heute natürlich 
unterschiedlich sind, könnte vielleicht so weit füh-
ren, daß wir am Ende darin übereinstimmen wür-
den, daß das gar nicht so unsinnig ist. Aber ich 
will mich hier nicht' auf die Einzelheiten einlassen. 
Sie haben mich gefragt, was man tun könnte. Sie 
hätten z. B. etwas tun können: Es gibt ja in der 
Mitgliederversammlung von Inter Nationes auch 
eine Reihe von Mitgliedern Ihrer Fraktion. Ich 
habe von diesen bisher nicht gehört, daß sie sich 
um diese Sache frühzeitig gekümmert hätten. Viel-
leicht sollten Sie den Kollegen Pfeiffer, Picard und 
Haase einmal sagen, daß sie da ja Aufgaben ha-
ben, an denen sie sich ausrichten können. Wenn 
wir das auf diese Weise regeln, dann machen wir 
daraus, Herr Kollege Kunz, keine Staatsaffäre in 
diesem Hause, sondern plazieren die Sachen da, 
wo sie hingehören, nämlich in die Aufsichtsgre-
mien einer solchen Organisation. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Kollege Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind 
Sie bereit zu erkennen, daß der Kollege Böhm von 
Ihnen nicht eine unzulässige Zensur verlangte, 
sondern von seinem Recht als Abgeordneter Ge-
brauch machte, Ihnen Fragen über Ausführungen 
zu stellen, zu denen die Bundesregierung eine Mei-
nung haben müßte? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich habe das 
schon verstanden; aber die Meinung, die ich hätte 
äußern sollen, wäre — es tut mir leid, Herr Kolle-
ge — eine Zensur gewesen, und ich bin nicht be-
reit, hier für die Bundesregierung Zensuren über 
Bücher auszuteilen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Frage, Herr 
Kollege Hupka. 
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Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kön-
nen Sie mir darin zustimmen, daß es einen Unter-
schied gibt zwischen einer Begutachtung vom 
Fachlichen her und einer Zensur? Hier ist nur da-
nach gefragt worden, warum dieses Buch, dessen 
Text auf völlig unzulänglichen Geschichtskenntnis-
sen beruht, über Steuermittel an unsere Auslands-
vertretungen verteilt worden ist. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe ja auf , die Zusammenhänge hingewiesen. 
Ich glaube, ich würde mich wiederholen. Wir müs-
sen die Angelegenheiten dort behandeln, wo sie 
hingehören. Dies scheint mir jedenfalls die Auffas-
sung der Bundesregierung zu sein. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Wozu ist denn der 
Bundestag da?) 

Vizepräsident Leber: Die Frage 95 ist beantwor-
tet. Ich rufe die Frage 96 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Teilt die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß ge-
gen den Willen des deutschen Volks noch immer modernst aus-
gerüstete gewaltige sowjetische Streitkräfte auf deutschem 
Boden stationiert sind, die dazu beitragen, den Deutschen jen-
seits der Demarkationslinie die Ausübung des Selbstbestim-
mungsrechts zu verwehren, die Auffassung, daß die Bezie-
hungen zwischen der Sowjetunion und der Bundesrepublik 
Deutschland „als Beispiel gutnachbarlicher Beziehungen dienen 
können" (Radio Moskau am 12. September 1979), oder was 
ist nach Auffassung der Bundesregierung erforderlich, um ein 
solches Verhältnis guter Nachbarschaft herzustellen? 

Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
der Bundeskanzler und der Generalsekretär Bresch-
new haben in der Gemeinsamen Deklaration vom 
6. Mai 1978 die gute Nachbarschaft zwischen bei-
den Staaten angesprochen. In der Erklärung heißt 
es wörtlich — ich zitiere —: 

Beide Seiten sind fest entschlossen, die Quali-
tät und das Niveau ihrer Beziehungen auf al-
len Gebieten weiter zu erhöhen und danach zu 
streben, daß gute Nachbarschaft und wachsen-
de Zusammenarbeit zum gesicherten Gut auch 
kommender Generationen werden können. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
da ich Sie nicht nach dieser Deklaration, sondern 
nach einer Äußerung von Radio Moskau gefragt 
habe, in der die derzeitigen Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Sowjet-
union als Beispiel gutnachbarlicher Beziehungen 
dargestellt werden, hätte ich doch gern dazu die 
Auffassung der Bundesregierung gewußt. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
erstens habe ich darauf Bezug genommen. Zweitens 
aber — um es noch mal zu vertiefen —: Wenn 
man die historischen Entwicklungen zwischen der 
Sowjetunion und Deutschland während der letzten 
50 Jahre in Betracht zieht und sieht, welche Folgen 
der Zweite Weltkrieg in der Sowjetunion, in 
Deutschland und in Europa ausgelöst hat, dann  

muß — angesichts der Ausgangslage — in der Tat 
gesagt werden: Das, was in den letzten zehn Jah-
ren 

 
 an Beziehungen zwischen der Sowjetunion und 

der Bundesrepublik Deutschland erreicht werden 
konnte, ist ein Beispiel für die Möglichkeiten guter 
Nachbarschaft, auch unter dem Ausgangspunkt 
sehr schwieriger Bedingungen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
muß ich aus dieser letzten Äußerung schließen, 
daß die Bundesregierung in der Tat der Auffassung 
ist, daß es bereits als erreichte, nicht als ange-
strebte gute Nachbarschaft anzusehen ist, wenn ein 
Staat, mit dem diese Nachbarschaft angeblich be-
stehen soll, auf deutschem Gebiet Militär in diesem 
Umfang unterhält und großen Teilen unseres Vol-
kes das Selbstbestimmungsrecht vorenthält? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe versucht, die historische Ausgangslage 
miteinzubeziehen. Ich glaube, wir können die Lage 
in Deutschland und in Mitteleuropa nicht verste-
hen, wenn wir nicht auf den geschichtlichen Ge-
samtbezug zurückkommen. 

Niemand würde behaupten — und Sie würden 
das wohl auch nicht unterstellen, Herr Kollege —, 
daß die Bundesregierung oder die sie tragenden 
Fraktionen etwa der Auffassung wären, daß es 
nicht wesentliche Bestandteile in den deutschso-
wjetischen Beziehungen gibt, die verbesserungs-
würdig und verbesserungsfähig wären. Das ist 
doch unbestritten. 

Dennoch ist durch die Art und Weise, wie wir 
versucht haben, die Ausgangslage und die beste-
henden Probleme zu bewältigen, ein Beispiel in 
Richtung auf eine gute Nachbarschaft unter 
schwierigen Bedingungen gesetzt worden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzf rage, 
 Herr Kollege Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatsminister, bezeichnet 
es die Bundesregierung als eine gute Position, 
wenn, wie in der Frage des Kollegen Jäger ange-
sprochen, Radio Moskau am 12. September von 
sich aus von „gutnachbarlichen Beziehungen" ge-
sprochen hat, und stört es nicht eigentlich nur 
„Kalte Krieger" bei uns, daß so etwas von dort zu 
hören ist? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wir wollen gute und sich ständig verbessernde Be-
ziehungen. Wir sind froh über jeden auf beiden 
Seiten, der denselben Weg zu gehen bereit ist. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen.  

Die Fragen 97 und 98 des Kollegen Ey werden 
schriftlich beantwortet, das der Fragesteller nicht 
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im Saal ist. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Auswärtigen Amts beantwortet. Herr Staatsmi-
nister, ich danke Ihnen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung. Ich 
begrüße den Herrn Parlamentarischen Staatssekre-
tär Dr. von Bülow. 

Die Fragen 3 und 4 des Herrn Abgeordneten 
Biehle brauchen hier nicht beantwortet zu werden, 
da der Fragesteller um schriftliche Beantwortung 
bittet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 82 des Abgeordneten Böhm 
(Melsungen) auf. — Der Abgeordnete ist im Au-
genblick nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen. Ich begrüße den 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Wrede. 

Die Fragen 64 und 65 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Rose sowie 66 und 67 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Riedl (München) werden auf Bitten der Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 68 des Abgeordneten Paintner 
auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Fra-
ge wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 69 des Abgeordneten Vogel-
sang auf: 

Kann die Bundesregierung erklären, warum die Bundesrepu-
blik Deutschland im internationalen Vergleich im Hinblick auf 
die Gefährdung von Kindern im Straßenverkehr eine so ungün-
stige Position einnimmt, und beabsichtigt sie, die Unfallursa-
chenforschung bei Kinderverkehrsunfällen voranzutreiben? 

Das Wort hat der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär. 

Wrede, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewe-
sen: Herr Kollege Vogelsang, die Bundesregierung 
kann im einzelnen nicht erklären, warum im inter-
nationalen Vergleich die Bundesrepublik im Hin-
blick auf die Gefährdung von Kindern im Straßen-
verkehr eine ungünstige Position einnimmt. Die 
Bundesregierung beabsichtigt deshalb, über die 
vorhandenen Erkenntnisse, wie Statistik, Unfallfor-
schung, hinaus in Erfahrung zu bringen, weshalb 
die Situation in der Bundesrepublik Deutschland 
relativ schlechter ist als im Ausland. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege. 

Vogelsang (SPD) : Herr. Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung meine Meinung, daß entsprechend 
den Erkenntnissen im betrieblichen Unfallschutz, 
wonach man die Menschen nicht nur gefahrenbe-
wußt machen muß, sondern auch nach technischen 
Lösungen suchen muß, auch im Straßenverkehr, 
insbesondere im Hinblick auf Kinder, gehandelt 
werden muß? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
teile diese Auffassung. Das trifft sicherlich zu, ob-
wohl wir mit diesen Maßnahmen nur einen Teil-
aspekt der Verkehrssituation abdecken können. Alle 
Maßnahmen — dies haben bisherige Untersuchun-
gen ergeben — müssen wohl in erster Linie bei 
den Erwachsenen und hier insbesondere beim 
Kraftfahrer ansetzen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Vogelsang. 

Vogelsang (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung trotzdem bereit, die Bundesanstalt 
für Straßenwesen zu beauftragen, noch intensiver 
darüber nachzudenken, ob man neben der Ver-
kehrserziehung, von der Sie eben gesprochen ha-
ben, nicht doch nach technischen Lösungen suchen 
müßte? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Vogel-
sang, die Bundesanstalt für Straßenwesen wird zum 
1. Oktober dieses Jahres einen Forschungsauftrag 
über Maßnahmen zur Reduzierung von Kinderun-
fällen vergeben. Ich gehe davon aus, daß auch der 
von Ihnen angesprochene Bereich im Rahmen die-
ses Forschungsauftrages mitbehandelt wird. 

Vizepräsident Leber: Frage 69 ist beantwortet. 

Ich rufe Frage 70 des Abgeordneten Dr. Jobst 
auf: 

Wird die Bundesregierung ihre Streckenstillegungspläne bei 
der Deutschen Bundesbahn auf Grund der Ergebnisse der An-
hörungsverfahren und im Hinblick auf die Veränderung auf 
dem Energiesektor jetzt endgültig aufgeben? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jobst, wegen des Sachzusammenhangs möchte ich 
Ihre beiden Fragen gemeinsam beantworten, wenn 
Sie einverstanden sind. 

Vizepräsident Leber: Der Fragesteller ist einver-
standen. Ich rufe dann auch Frage 71 auf: 

Trifft es zu, daß die vom Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn nunmehr erfaßten Eisenbahnstrecken, auf denen der Per-
sonenverkehr eingestellt werden soll, im Einvernehmen mit 
dem Bundesverkehrsminister erfolgt ist, und wird die Bundes-
regierung diesen Plan weiterverfolgen? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, bei 
den Anhörungsverfahren ging es um die Umstel-
lung des Schienenpersonenverkehrs auf Busbedie-
nung und nicht, wie Sie in Ihrer Frage unterstel- 



13686 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 172. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. September 1979 

Parl. Staatssekretär Wrede 
len, um die Stillegung von Eisenbahnstrecken. In-
zwischen hat der Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn das Ergebnis der Regionalgespräche ausgewer-
tet. Er ist dabei zu der Erkenntnis gekommen, daß 
ein Teil der Strecken nicht umstellbar sein wird. 
Zur Zeit führt er deshalb Besprechungen mit den 
Länderverkehrsministern, um die Schlußfolgerungen 
abzustimmen. Für Strecken, die nur in geringem 
Maße von Reisenden in Anspruch genommen wer-
den, wird dann der Vorstand der Deutschen Bun-
desbahn in jedem Einzelfall Entscheidungen des 
Verwaltungsrates der Deutschen Bundesbahn her-
beiführen. Erst nach dessen zustimmender Be-
schlußfassung kann nach den gesetzlichen Rege-
lungen dem Bundesminister für Verkehr ein Antrag 
zur Entscheidung vorgelegt werden. Im übrigen ist 
bei schwach ausgelasteten Strecken eine Umstel-
lung auf Busbedienung auch aus Gründen einer ra-
tionellen Energieverwendung notwendig. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, muß 
ich aus Ihrer Antwort entnehmen, daß entgegen 
anderslautenden Meldungen der Streckenstille-
gungsplan demnach nicht beerdigt ist und daß bei 
einem Teil der Strecken, die bisher in dem Stille-
gungsplan enthalten waren, die .  Stillegung nun 
über das Einzelantragsverfahren weiter verfolgt 
werden soll? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jobst, ich muß noch einmal — ich habe das schon 
wiederholt getan — an dieser Stelle darauf hinwei-
sen, daß es den von Ihnen angesprochenen „Strek-
kenstillegungsplan" in dieser Form, wie es gemeint 
ist, ja nie gegeben hat. Ich darf in Erinnerung ru-
fen, daß schon im Jahr 1977 durch Kabinettsbe-
schluß festgelegt wurde, daß die ursprüngliche Ab-
sicht, etwa 3 000 km Güterzugstrecken stillzulegen, 
nicht mehr weiter verfolgt wird. Das heißt, das 
Schienennetz bleibt im heutigen Umfange erhalten. 
Deswegen kann von Streckenstillegungen nicht die 
Rede sein. 

Was die Umstellung von 6 000 Streckenkilome-
tern im Personenverkehr von der Schiene auf die 
Straße, die damals im Gespräch war, angeht — und 
diesen Komplex meinen Sie ja —, habe ich darge-
legt, daß auf Grund der Vereinbarung, die damals 
zwischen dem Verkehrsminister, der Deutschen 
Bundesbahn und den Länderverkehrsministern ge-
troffen wurde, im Rahmen der Anhörung nach § 44 
des Bundesbahngesetzes die Regionalgespräche ge-
führt worden sind und daß zur Zeit der Vorstand 
der Bundesbahn nach Auswertung der Ergebnisse 
dieser Regionalgespräche mit den einzelnen Län-
derverkehrsministern über die Schlußfolgerungen 
spricht, die aus diesen Ergebnissen zu ziehen 
sind. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Ist es richtig, Herr Staats-
sekretär, daß für rund 2 000 Streckenkilometer die-
ses Umstellungsverfahren, wie Sie es nun bezeich-
nen, weiter verfolgt werden soll? Und ist sich die 
Bundesregierung bewußt, daß sie mit ihren bisheri-
gen unrealistischen Streckenstillegungsplänen oder 
Umstellungsplänen bereits eine erhebliche Verun-
sicherung bei der betroffenen Bevölkerung und bei 
den betroffenen Wirtschaftskreisen hervorgerufen 
und damit der Bundesbahn beträchtlichen Schaden 
zugefügt hat? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jobst, ich verweise noch einmal darauf, daß es 
sich bei dem von Ihnen angesprochenen Fragen-
komplex der rund 2 000 km Strecken, die umzustel-
len sind — das heißt, wo der Personenverkehr von 
der Schiene auf die Straße verlagert werden soll —, 
um die Meinung des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn handelt. Erst dann — das bitte ich 
doch zur Kenntnis zu nehmen —, wenn der Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn im Verwaltungs-
rat zu einzelnen Umstellungsmaßnahmen eine posi-
tive Entscheidung erreicht hat, wird diese Ent-
scheidung dem Bundesverkehrsminister zur Geneh-
migung vorgelegt. Das ist der Verfahrensgang, der 
Ihnen bekannt ist. Es stimmt allerdings, daß der 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn davon ausgeht, 
daß bei rund 2 000 km eine sofortige Umstellung 
möglich ist. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft 
es zu, daß der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
eine Liste mit rund 2 000 km Strecken, bei denen 
weiterhin der Personenverkehr stillgelegt werden 
soll, den einzelnen Landesregierungen übersandt 
hat? Und ist es richtig, daß diese Liste im Einver-
nehmen mit dem Bundesverkehrsministerium auf-
gestellt wurde, wie es in dem Schreiben des bay-
erischen Staatsministers für Wirtschaft und Ver-
kehr an die Abgeordneten dieses Hauses heißt? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Es ist richtig, Herr 
Kollege Dr. Jobst, daß es eine Liste des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbahn gibt, in der nicht nur 
die einzelnen Strecken — in der Summierung et-
was mehr als 2 000 Kilometer — aufgeführt sind, 
die sofort umgestellt werden können, sondern in 
der darüber hinaus auch Strecken aufgeführt sind, 
hinsichtlich derer der Vorstand der Bahn der Mei-
nung ist, daß sie grundsätzlich nicht umgestellt 
werden können. Darüber hinaus sind in dieser Li-
ste Strecken enthalten, hinsichtlich derer der Vor-
stand davon ausgeht, daß diese erst umgestellt 
werden können, wenn andere Voraussetzungen, 
etwa bezüglich des Straßenbaus, erfüllt sind. 

Dies ist eine Liste, die der Vorstand der Deut-
schen Bundesbahn nach der Auswertung der Regio-
nalgespräche erstellt hat und die er den Verkehrs-
ministern der Länder zugesandt hat. Im übrigen 
wird diese Liste in den allernächsten Tagen auch 
den Mitgliedern des Verkehrsausschusses des 
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1 Deutschen Bundestages zugesandt werden. Es han-

delt sich bei dieser Liste um eine Liste des Vor-
standes der Deutschen Bundesbahn, die, was die 
Maßnahmen angeht, nicht mit dem Verkehrsmini-
ster abgestimmt ist. 

Vizepräsident Leber: Zur letzten von vier Zusatz-
fragen, Herr Kollege Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, muß 
ich also davon ausgehen, daß der Streckenstille-
gungsplan oder -verkraftungsplan, der bisher ver-
folgt wurde, nicht „beerdigt" ist, und sollte aber 
nicht im Hinblick auf die Ergebnisse des Anhö-
rungsverfahrens, im Hinblick auf die neue Situa-
tion im Energiebereich sowie aus strukturpoliti-
schen und raumordnungspolitischen Gründen end-
lich von weiteren Streckenstillegungsplänen abge-
sehen werden? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jobst, der Vorstand der Bundesbahn tut das, was 
ihm nach Gesetz auferlegt ist. Er hat in jedem Ein-
zelfall, in dem der Verkehr auf bestimmten Eisen-
bahnstrecken zurückgeht, zu prüfen, ob Verkehr 
auf der Schiene unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten — natürlich auch unter Einbeziehung von 
regionalen Aspekten — weiter zu fahren ist oder 
nicht. Wenn der Vorstand zu der Überzeugung 
kommt, daß dies, insbesondere auch unter energie-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten, nicht zu vertre-
ten ist, weil ein Eisenbahnzug, auch wenn er noch 
so kurz ist, natürlich mehr Energie verbraucht als 
ein Autobus auf. der Straße, dann tut er hier seine 
Pflicht. Erst dann, wenn dem Verkehrsminister eine 
solche Entscheidung vorgelegt wird, ist eine politi-
sche Entscheidung des Verkehrsministers zu tref-
fen. Ich möchte also nicht, daß durch Ihre Frage-
stellung der Eindruck erweckt wird, als würde sich 
der Verkehrsminister — im Gegensatz zum gelten-
den Recht — in diese Gespräche einbeziehen las-
sen oder gar selbst einbeziehen; denn dies ist nicht 
notwendig und nach der Gesetzeslage auch nicht 
zulässig. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie nicht meine Auffassung, daß das Bestre-
ben des Bundesverkehrsministers, im Straßenbau 
im Hinblick auf den Landschaftsverbrauch und die 
Erhaltung der Natur erheblich kürzer zu treten und 
bei der Planung moderner Bundesfernstraßen eine 
erhebliche Kürzung vorzunehmen, logischerweise 
in sich schließen müßte, die nach Ihrer Aussage ja 
ohnedies erhalten bleibenden Schienenstrecken 
auch für den Bahnverkehr, für den Personenver-
kehr u nutzen, da die Omnibusse, auf die umge-
stellt wird, bei bleibenden oder nach wie vor 
schlechten Straßen nur noch eine Verschlechterung 
des Verkehrs auf eben diesen Straßen herbeiführen 
würden? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
ich sehe zwischen dem, was auf der Straße, und 
dem, was auf der Schiene beabsichtigt ist, über-
haupt keinen Widerspruch. So wie wir der Mei-
nung sind, daß Straßen dort, wo sie nicht notwen-
dig sind, nicht gebaut werden sollen, sind wir al-
lerdings auch der Meinung, daß dort, wo niemand 
mit der Eisenbahn fährt, kein leerer Reisezug zu 
fahren braucht. 

Vizepräsident Leber: Keine Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 72 des Kollegen Kolb auf. — 
Ich sehe, er ist nicht im Saal. Die Frage wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anla-
ge abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 73 des Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Welche werbenden Maßnahmen mit dem Ziel, die Bevölke-
rung zur verstärkten Benutzung des Personenschienenverkehrs 
zu veranlassen, hat die Deutsche Bundesbahn in den vergange-
nen fünf Jahren zugunsten der Bahnstrecken Herbertingen-
Aulendorf-Kißlegg und Kempten-Isny getroffen, und welche 
sonstigen Anstrengungen zu diesem Zweck — insbesondere die 
Einschränkung konkurrierender eigener Verkehrsmitteln — hat 
sie im selben Zeitraum unternommen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, bei 
der Deutschen Bundesbahn wird in der Regel keine 
streckenspezifische Werbung betrieben. Die für 
den gesamten Deutschen Bundesbahn-Bereich nach 
einheitlichen Kriterien konzipierten Werbemaßnah-
men kommen auch auf den genannten Strecken zur 
Anwendung. 

Der Straßenbusverkehr der Deutschen Bundes-
bahn hat die Aufgabe, den Schienenverkehr vor al-
lem in der weniger dicht besiedelten Fläche zu er-
gänzen und eine ortsnähere und bedarfsgerechtere 
Verkehrsbedienung zu ermöglichen. Somit ist er 
nicht als konkurrierendes Verkehrsmittel anzuse-
hen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, könnte es nicht sein, daß das von Ihnen soeben 
zugegebene Unterbleiben streckenspezifischer Wer-
bemaßnahmen der Bundesbahn mit dazu geführt 
hat, daß verschiedene Strecken im Personenver-
kehr eben nicht mehr so befahren und benutzt wer-
den -- wie Sie das ja vorhin selber angedeutet ha-
ben? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Im Grunde, Herr 
Kollege Jäger, kann ich mir nicht vorstellen, daß 
es eine solche Werbemaßnahme gibt. Sollten Sie 
aber ganz spezielle Strecken im Auge haben — 
und ich vermute, daß das der Fall ist —, dann 
wäre ich dankbar, wenn Sie mir konkret die Strek-
ken nennen. Dann könnte ich Ihnen dazu eine 
schriftliche Antwort geben. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger. 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie im Hinblick auf den ersten Teil meiner 
Frage, wo ich zwei ganz konkrete Bahnstrecken 
genannt habe, fragen, ob nicht z. B. nach den 
Kenntnissen der Bundesregierung parallel verlau-
fender Bahnbusverkehr mit dazu beigetragen hat, 
die Zahlen der Personen, die diese Bahnstrecken 
benutzen, so zu drücken, daß sie überhaupt erst in 
das Verfahren des Vorstandes der Deutschen Bun-
desbahn einbezogen worden sind? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, ich kann Ihnen die Frage so allgemein nicht 
beantworten. Ich bitte, damit einverstanden zu 
sein, daß ich dies an Hand konkreter Zahlen noch 
einmal prüfe und Ihnen dann das Ergebnis schrift-
lich mitteile. 

Vizepräsident Leber: Damit ist die Frage 73 be-
antwortet. Der Fragesteller zur Frage 74, Herr Ab-
geordneter Gerster (Mainz), und der Fragesteller zu 
den Fragen 75 und 76, Herr Abgeordneter Milz, bit-
ten um schriftliche Beantwortung. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 77 des Abgeordneten 
Dreyer auf: 

Gibt es überzeugende Gründe, die die Bundesregierung ver-
anlassen könnten, ihre Beschlüsse vom 27. April 1977 und 
14. Juni 1978 aufzuheben und eine Überleitung des Postreise-
dienstes auf die Deutsche Bundesbahn zu beschließen, nach-
dem die Modellversuche mit den Regionalverkehrsgesellschaf-
ten — und auch nach der erklärten Auffassung der Bundes-
regierung im Deutschen Bundestag durch den Parlamentari-
schen Staatssekretär Haar am 9. März 1978 und am 7. Juni 
1978 sowie durch den Parlamentarischen Staatssekretär Wrede 
am 16. März 1978 — ergeben haben, daß diese ohne Vernach-
lässigung der Verkehrsbedienung bedeutend wirtschaftlicher 
arbeiten als in öffentlich-rechtlicher Form? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Ich wäre dankbar, 
wenn ich die beiden Fragen des Kollegen Dreyer 
wegen des Sachzusammenhangs zusammen beant-
worten könnte. 

Vizepräsident Leber: Der Fragesteller ist damit 
einverstanden. Ich rufe dann gleichzeitig die Frage 
78 auf: 

Hat die Bundesregierung Vorstellungen darüber entwickelt, 
wie bei einer Überleitung des Postreisedienstes auf die Deut-
sche Bundesbahn Einsparungen möglich sind, die einem Ver-
gleich mit den Ergebnissen bei den Regionalverkehrsgesell-
schaften standhalten? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Drey-
er, die Bundesregierung sieht nach den ihr vorlie-
genden Daten über die Qualität der Verkehrsbedie-
nung, über die Wirtschaftsergebnisse und über die 
personellen Auswirkungen der Arbeit der Regio-
nalverkehrsgesellschaften solche Gründe grund-
sätzlich nicht. 

Die Diskussion unter den Betroffenen hat zu der 
Empfehlung der SPD-Fraktion des Deutschen Bun-
destages geführt, den Postreisedienst auf die Deut-
sche Bundesbahn überzuleiten. 

Da nicht auszuschließen ist, daß eine öffentlich-
rechtliche Lösung bei der Zusammenführung der 
Bundesbusdienste von Bahn und Post gleich gute 

Ergebnisse wie die von der Bundesregierung beab-
sichtigten handelsrechtlichen Regionalgesellschaf-
ten erbringt, ergibt sich die Notwendigkeit einer 
Prüfung dieser Frage. Die dafür erforderlichen 
Grundlagen werden gegenwärtig auf Veranlassung 
des Bundesministers für Verkehr von der Deut-
schen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
erarbeitet. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Dreyer. 

Dreyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich habe 
Ihre Antwort sehr wohl verstanden, möchte aber 
dennoch fragen: Ist die Bundesregierung gewillt, 
der Empfehlung der SPD-Fraktion zu entsprechen 
und den Postreisedienst auf die Deutsche Bundes-
bahn überzuleiten, obwohl sie, nämlich die Bundes-
regierung, wiederholt erklärt hat, daß die Modell-
versuche mit den auf ihre Veranlassung hin gebil-
deten Regionalverkehrsgesellschaften ergeben ha-
ben, daß diese bedeutend wirtschaftlicher arbeiten, 
als es bei einer wie auch immer gearteten öffent-
lich-rechtlichen Lösung möglich ist? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage kann ich so nicht beantworten, weil so auch 
der Sachzusammenhang nicht stimmt. Es ist richtig 
— das habe ich beantwortet —, daß die wirtschaft-
lichen Ergebnisse der vier handelsrechtlichen 
Regionalverkehrsgesellschaften, die gebildet sind, 
gut sind und daß die Erwartungen, die die Bundes-
regierung an die Gründung dieser Gesellschaften 
geknüpft hat, erfüllt sind. Aber die Bundesregie-
rung hat zu keiner Zeit gesagt, daß öffentlich-
rechtliche Lösungen ein solches Ergebnis nicht 
bringen können, sondern über lange Zeit erschien 
es wegen vielfacher Widerstände und wegen ge-
setzlicher Hemmnisse unmöglich, öffentlich-rechtli-
che Lösungen überhaupt in die Tat umzusetzen, 
weil immer von einem öffentlich-rechtlichen Ver-
such gesprochen wurde, der in der Tat nicht durch-
zuführen ist. Nun wird geprüft, ob das, was die 
Bundesregierung mit Kabinettsbeschluß von 1973 
schon einmal angestrebt hat, nämlich den Postrei-
sedienst auf die Deutsche Bundesbahn überzulei-
ten, ermöglicht werden kann. 

Vizepräsident Leber: Wünschen Sie eine weitere 
Zusatzfrage ? — Bitte sehr! 

Dreyer (CDU/CSU) : Ich darf Sie fragen, Herr 
Staatssekretär: Wird der Postverwaltungsrat Gele-
genheit bekommen, sich mit der Überleitung des 
Postreisedienstes auf die Deutsche Bundesbahn zu 
befassen, bevor die Bundesregierung darüber end-
gültig entscheidet? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Aber selbstverständ-
lich, weil nach den gesetzlichen Bestimmungen der 
Postverwaltungsrat dazu gehört werden muß. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage? 
— Bitte sehr. 
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Dreyer (CDU/CSU) : Besteht unter dem von einer 
Überleitung des Postreisedienstes auf die Deutsche 
Bundesbahn betroffenen Personal der Deutschen 
Bundespost in ausreichendem Umfang die Bereit-
schaft zu einem freiwilligen Übertritt zur Deut-
schen Bundesbahn? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Diese Frage kann 
zur Zeit nicht beantwortet werden. Ich habe darauf 
hingewiesen, Herr Kollege Dreyer, daß Bahn und 
Post zur Zeit die Voraussetzungen schaffen. Zu den 
Voraussetzungen gehört auch die Prüfung dieser 
Frage. 

Vizepräsident Leber: Noch eine Zusatzfrage. 

Dreyer (CDU/CSU) : Ich darf zusätzlich fragen: 
Das Personal der Deutschen Bundespost wird also 
befragt werden? ' 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Es muß befragt wer-
den, weil nach den gesetzlichen Bestimmungen 
eine solche Lösung ohne Zustimmung der Betroffe-
nen nicht zu realisieren ist. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Abgeordnete Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
habe hier eine Pressemitteilung der Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands vom 18. September 
1979 mit der Überschrift „Stillegungspaket der DB 
vom Tisch" . Nun, das haben Sie, nachdem das Stil-
legungspaket noch nicht vom Tisch ist, schon de-
mentiert. Aber ich darf Sie fragen: Wer ist für die 
Überleitung des Postreisedienstes auf die Bundes-
bahn zuständig, die Bundesregierung oder die SPD-
Fraktion in diesem Hause? Denn in dieser Presse-
mitteilung heißt es: „Der GdED-Vorsitzende be-
zeichnete in diesem Zusammenhang die von der 
SPD-Fraktion beschlossene Zusammenführung der 
Busdienste des Bundes in die Hand der Bahn als 
äußerst hilfreich", was den Eindruck erweckt, nicht 
die Bundesregierung, sondern die SPD-Fraktion 
habe diese Entscheidung herbeigeführt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Helfen Sie 
doch auch!) 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jobst, Sie haben eingangs über die SPD-Fraktion 
hinaus ja auch gleich die Gewerkschaft der Eisen-
bahner einbezogen. Deswegen will ich bei meiner 
Antwort auch gar nicht daran vorbeireden. Es ist 
Ihnen so klar wie mir, daß sich in einem so 
schwierigen Bereich, in dem so viele persönliche 
Interessen und Einzelschicksale von Arbeitnehmern 
betroffen sind, natürlich auch die Gewerkschaften, 
die dort tätig sind, Gedanken darüber machen und 
ihre Meinung äußern. 

Was die Zuständigkeiten angeht, ist die Situa-
tion ganz eindeutig: Sofern es sich um eine Orga-
nisationsmaßnahme handelt, ist es Sache der Bun-
desregierung; sofern für eine solche Maßnahme 

Gesetzesänderungen notwendig sind, ist es Sache 
des Deutschen Bundestages, auf der Grundlage ent-
sprechender Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
darüber zu befinden. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Na also, 
Herr Jobst!) 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen; damit sind die Fragen 77 und 78 beantwortet. 
Wir stehen am Ende der Behandlung des Ge-
schäftsbereichs des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen. Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Bezüglich der Fragen 5 und 6 sowie 62 und 63 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau bitten die 
Fragesteller, die Kollegen Dr. Meyer zu Bentrup 
und Dr. Jahn (Münster), um schriftliche Beantwor-
tung. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich komme zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie. Ich begrüße den Parlamentarischen Staats-
sekretär dieses Ministeriums und rufe Frage 83 des 
Abgeordneten Dr. Langguth auf: 

Wie ist es mit dem Gebot der Überparteilichkeit in der Amts-
führung eines Ministers zu vereinbaren, wenn der Bundesfor-
schungsminister, Dr. Hauff, auf Briefbögen mit offiziös wirken-
dem Briefkopf „Volker Hauff, Bundesminister für Forschung und 
Technologie" (und ebenso mit Bleichlautender Unterschrift bzw. 
Unterzeile) für eine „Mitarbeit in der SPD" wirbt und anbie-
tet, „über die Aktivitäten der SPD in Esslingen zu informieren? 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Präsident, 
darf ich mit Genehmigung des Kollegen Langguth 
die Fragen 83 und 84 zusammen beantworten? 

(Dr. Langguth [CDU/CSU] : Ich bin damit 
einverstanden!) 

Vizepräsident Leber: Der Fragesteller ist einver-
standen; dann rufe ich zusätzlich Frage 84 des Ab-
geordneten Dr. Langguth auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die von Bun-
desminister Dr. Hauff verwandten Briefköpfe suggerieren, daß 
er in seiner Eigenschaft als Bundesminister Werbeaktivitäten 
unternimmt, und wenn ja, ist der Bundeskanzler bereit, Bun-
desminister Dr. Hauff darauf hinzuweisen, daß er in seiner 
Eigenschaft als Bundesminister keine Werbeaktionen für eine 
bestimmte Partei vornehmen darf und deshalb künftig auf die 
Verwendung von Briefköpfen verzichten muß, die eine derar-
tige Tätigkeit suggerieren? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lang-
guth, es ist zutreffend, daß Volker Hauff in Schrei-
ben an Mitbürgerinnen und Mitbürger seines 
Wahlkreises regelmäßig deutlich macht, daß er so-
wohl Sozialdemokrat als auch Bundesminister für 
Forschung und Technologie ist. Eine solche Infor-
mation ist nicht nur mit der Amtsstellung eines 
Bundesministers zu vereinbaren, sondern entspricht 
auch den „Verhaltensregeln für Mitglieder des 
Deutschen Bundestages", welche ausdrücklich be-
stimmen: 

Jedes Mitglied des Bundestages hat seinen 
Beruf einschließlich der Personen, Firmen, In-
stitutionen oder Vereinigungen, für die es be-
ruflich tätig ist, genau anzugeben. 
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Parl. Staatssekretär Stahl 
Daß ein Bundesminister neben seinem Ministeramt 
keinen anderen Beruf ausüben und dementspre-
chend nennen darf, ergibt sich aus § 5 des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der 
Bundesregierung. 

Das zitierte Schreiben hat außer der Nennung 
und Herausstellung des politischen Amtes von 
Volker Hauff keinen Bezug zur amtlichen Tätigkeit 
des Bundesministers für Forschung und Technolo-
gie. Es handelt sich bei ihm insbesondere nicht um 
aus Haushaltsmitteln finanzierte Öfentlichkeitsar

-

beit des Bundesministers, sondern um ein von der 
SPD Esslingen finanziertes Schreiben. 

Daß Volker Hauff bei der Parteiwerbung seine 
Amtsstellung als Bundesminister nicht außer acht 
läßt, zeigt insbesondere der Inhalt des Schreibens. 
Ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
zitieren: 

Die Zusammenarbeit mit Männern wie Helmut 
Schmidt, Willy Brandt und Hans-Dietrich Gen-
scher, aber auch die Begegnung mit aufrechten 
Politiker der Opposition gibt mir für die Zu-
kunft unseres Landes Mut und Hoffnung. De-
mokratie kann keine festen Wurzeln schlagen 
ohne das Engagement einzelner Menschen. 
Nur dann gibt es lebendige Parteien. Und wir 
brauchen lebendige Parteien. Heute dringender 
denn je. Die vor uns liegenden Probleme sind 
groß. 

Ich glaube, diesen Ausführungen von Minister 
Hauff können alle Mitglieder des Hohen Hauses 
zustimmen. 

Da im angeführten Schreiben von Volker Hauff 
die Amtsführung des Bundesministers für For-
schung und Technologie nicht betroffen ist, besteht 
für die Bundesregierung kein Anlaß für eine Beur-
teilung oder Bewertung. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Da in diesem Schrei-
ben aus der Titulatur ganz eindeutig zu ersehen 
ist, daß der Bundesforschungsminister einen Brief 
schreibt, der suggerieren soll, daß er in seiner Ei-
genschaft als Bundesminister für Forschung und 
Technologie schreibt, einen Brief, in dem er auffor-
dert, Mitglied in der SPD zu werden, möchte ich 
die Frage stellen, wie dieser Brief mit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 2. März 1977 
vereinbar ist, in dem es unter anderem heißt: 

Den Staatsorganen ist es von Verfassungs we-
gen versagt; sich in amtlicher Funktion im 
Hinblick auf Wahlen mit politischen Parteien 
oder Wahlbewerbern zu identifizieren. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lang-
guth, in diesem Verfahren beim Bundesverfas-
sungsgericht ging es ausschließlich um die Beurtei-
lung von aus Haushaltsmitteln finanzierter, auf 
Wahlen ausgerichteter Öffentlichkeitsarbeit der 

Bundesregierung, nicht aber um von Parteien fi-
nanzierte Parteienwerbung. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Da es sich hier aber 
um ein Schreiben handelt, in dem suggeriert wird, 
daß es sich um ein offizielles Schreiben eines Bun-
desministers handelt, ist meines Erachtens ein Ver-
gleich zu jenem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts anzustellen. Ich möchte von daher die Frage 
stellen, ob Sie in Ihrer Bewertung nicht einen Un-
terschied machen müßten zwischen der rechtlichen 
Stellung eines Bundestagsabgeordneten und der 
rechtlichen Stellung eines Bundesministers, da ein 
Bundesminister auch nach jenem Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil dem Wohle der gesamten Be-
völkerung zu dienen und nicht eine parteipolitisch 
einseitig fixierte Ausrichtung in seinen Ausführun-
gen einzuschlagen hat. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lang-
guth, ich habe die Rechtssituation eben skizziert. 
Aber ich glaube, es ist kein Geheimnis, daß Volker . 
Hauff in seinem Wahlkreis als Abgeordneter und 
SPD-Mitglied und natürlich auch als Bundesmini-
ster dieser Bundesregierung bekannt ist. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Ich darf noch einmal 
die Frage stellen, ob Ihnen tatsächlich dieses 
Schreiben im vollen Wortlaut und auch mit der 
vollen Titulatur bekannt ist. Auch aus der Unter-
schrift geht hervor: Bundesminister für Forschung 
und Technologie. Ich darf noch einmal die Frage 
stellen, ob Sie es für richtig halten, wenn es dann 
in solchen Schreiben heißt, man müsse Ernst ma-
chen mit einer Mitgliedschaft in der SPD. Ich 
möchte noch einmal fragen, ob die Bundesregie-
rung und der Bundeskanzler nicht bereit sind, den 
Minister darauf hinzuweisen, daß es nicht zulässig 
ist, daß einzelne Bundesminister mit Hinweis auf 
ihre Ministertätigkeit für eine spezifische Partei-
mitgliedschaft werben. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lang-
guth, zur Rechtssituation habe ich Ihnen vorhin 
schon sehr ausführlich geantwortet. Ich sage Ihnen 
nochmals: Es ist kein Geheimnis, daß der Abgeord-
nete Hauff, der Bundesminister ist, in seinem 
Wahlkreis Öffentlichkeitsarbeit betreibt. Dies tun 
wir, die wir in diesem Parlament tätig sind, alle. 
Natürlich verbindet die Bürgerschaft mit dem Na-
men Hauff auch die Sozialdemokratische Partei. 

Entscheidend ist, glaube ich, Herr Kollege Lang-
guth, daß dieser Brief, den ich hier auch vor mir 
habe, von der Sozialdemokratischen Partei in Ess-
lingen bezahlt worden ist und nicht aus Mitteln 
des Bundesministers für Forschung und Technolo-
gie. 
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Vizepräsident Leber: Sie haben Anspruch auf 
eine vierte Zusatzfrage, Herr Kollege Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Da ich davon ausgehe, 
daß es zunächst zweitrangig ist, wer diesen Brief 
bezahlt hat, daß es vielmehr wichtig ist, die Frage 
zu stellen, welche Wirkung mit solchen Briefen er- 
zielt wird — es wird die Wirkung erzielt, daß man 
glaubt, daß es sich um ein vom Ministerium her-
ausgegebenes Schreiben handelt, weil es heißt 
„Volker Hauff, Bundesminister für Forschung und 
Technologie" —, möchte ich noch einmal mit meiner 
Frage den Hinweis verbinden, ob Sie nicht doch 
bei nochmaligem Überprüfen zu der Auffassung ge-
langen können, daß das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts auch hier Anwendung finden sollte. In 
diesem Urteil heißt es, daß mit Art. 20 Abs. 2 des 
Grundgesetzes eine auf Wahlbeeinflussung gerichte-
te, parteiergreifende Einwirkung von Staatsorganen 
als solchen zugunsten oder zu Lasten einzelner un-
vereinbar ist. Er heißt in dem Urteil weiter, daß eine 
solche Einwirkung gegen das Gebot der Neutralität 
des Staates in der politischen Auseinandersetzung 
verstößt. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lang-
guth, ich habe meiner sehr ausführlichen Antwort 
nichts hinzuzufügen, möchte aber vielleicht auf fol-
gendes aufmerksam machen — ich weiß nicht, wie 
Sie es bewerten —: Wir haben die gesellschaftli-
chen Gruppen unseres Landes bezüglich des Dialogs 
Kernenergie angeschrieben. Dies möchte ich ein-
mal als Beispiel nennen. Dabei haben wir den Vor-
sitzenden der CSU als Parteivorsitzenden ange-
schrieben. Er hat uns in einem sehr ausführlichen 
Brief unter dem Kopf „Der bayerische Ministerprä-
sident" geantwortet. Ich glaube, man sollte in der-
artigen Betrachtungsweisen, wie Sie sie hier an-
stellen — um einige Worte Adenauers zu gebrau-
chen —, nicht zu pingelig zu sein. 

Vizepräsident Leber: Zu einer Zusatzfrage der 
Kollege Dr. Schäfer. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, nachdem Herr Minister Volker Hauff hier der 
seit 30 Jahren bestehenden Übung entspricht, emp-
finden Sie es nicht auch als peinlich, wenn der 
vermutliche Gegenkandidat im Wahlkreis Esslin-
gen hier diese Fragen und Zusatzfragen in dieser 
Form stellt? 

(Beifall bei der SPD) 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
die Fragen, die hier gestellt werden, sachlich be-
antworten, aber ich überlasse es der Öffentlichkeit, 
auch den Bürgern des erwähnten Wahlkreises Ess-
lingen, sie zu bewerten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Damit sind die Fragen 83 
und 84 beantwortet. Weitere Zusatzfragen werden 
dazu nicht gestellt. 

Ich rufe die Frage 85 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Steger auf: 

Aus welchen Gründen wurden Anträge auf Forschungsförde-
rung von privaten Unternehmern für Modellversuche zur Nut-
zung alternativer Energien zur Hausbeheizung abgelehnt 
(s. Zeit-Magazin 7. September 1979)? 

Zur Beantwortung der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
Ihre . Anfrage beantworte ich wie folgt: Das Bun-
desministerium für Forschung und Technologie er-
hält täglich in größerer Zahl Vorschläge für zu för-
dernde Erfindungen. Sie sind von unterschiedlich-
stem Reifegrad; leider aber viele nicht in einer 
prüfbaren Form als Antragstellung. Besonders im 
Bereich des Energiesparens und der Nutzung alter-
nativer Energien ist das Interesse und die Hoff-
nung auf schnelle Förderung durch den BMFT na-
hezu grenzenlos. Da wir der Überzeugung sind, daß 
die volkswirtschaftlich erforderliche Energieeinspa-
rung von vielen kleinen Schritten abhängt und 
Verhalten, Kreativität und Phantasie der Menschen 
die wichtigste Bedingung für den Erfolg einer sol-
chen Politik sind, versuchen die Mitarbeiter des 
BMFT besonders auf diesem Gebiet unter außeror-
dentlichen Anstrengungen nun schon viele Monate 
lang, die vielen Vorschläge zu sichten und darauf 
zu prüfen, ob einer Idee Hilfe gegeben werden 
kann, wobei oft nicht Förderung, sondern das Zu-
sammenbringen von Partnern zur sachgerechten 
Verfolgung das wichtigste Hilfsmittel ist. 

Auch die ehrenamtlichen Gutachter des Ministe-
riums unterziehen sich in außerordentlichem Um-
fang dem Bemühen, meist noch nicht völlig durch-
dachte Vorschläge auf ihr Potential hin zu untersu-
chen und dadurch weiterzuhelfen. Deshalb werden 
auch viele Eingaben in der Sache beantwortet, ob-
wohl sie keine formgerechten Anträge enthalten. 

Auch bei diesem bewußten Eingehen auf viele An-
fragen und Bitten um Hilfe ist jedoch für die För-
derung mit Bundesmitteln festzuhalten, daß ein 
erhebliches Bundesinteresse an dem vorgeschlage-
nen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben beste-
hen muß und sich darin ein Beitrag zu den im 
„Bundesbericht Forschung VI" und den Fachpro-
grammen näher dargelegten Zielen erwarten läßt. 

Der in dem Artikel der „Zeit" vom 7. September 
1979 genannte konkrete Vorschlag entsprach die-
sen Anforderungen nicht. Ein ordnungsgemäßer 
Antrag wurde nie gestellt, dennoch wurde eine 
vorgelegte Erläuterung zu einer beabsichtigten Pa-
tentanmeldung auf Möglichkeiten der Förderung 
geprüft. Dahei ergaben sich hinsichtlich der Ener-
gieeinsparung, der praktischen Verwirklichbarkeit 
sowie der bauphysikalischen Anforderungen erheb-
liche Zweifel. 

Die propagierte Erfindung beinhaltet zwar mehre-
re in sich richtige Einzelkonzepte, wie z. B. die 
Niedertemperaturheizung, die Ausnützung der Um-
weltenergie über die Gebäudehülle und die An-
wendung der Wärmepumpe, verbindet sie aber so, 
daß das Ziel der Energieeinsparung verfehlt, dafür 
jedoch ein erheblicher baulicher Mehraufwand ver-
ursacht wird. Der Erfinder ist bis jetzt die Vorlage 
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einer nach allgemein anerkannten Richtlinien er-
stellten Wirtschaftlichkeitsberechnung schuldig ge-
blieben und vermag so auch nicht die festgestell-
ten Mängel der Erfindung zu widerlegen. 

Das Bundesforschungsministerium hat angeboten, 
die Zahlenanngaben zum vorgeschlagenen Hei-
zungssystem von einer neutralen Stelle über einen 
längeren Zeitraum prüfen zu lassen. Ein solches 
Meßprogramm wurde bislang nicht beantragt. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß Projekte 
mit ähnlicher Zielrichtung und ausgearbeiteten 
bauphysikalischen Überlegungen Gegenstand inten-
siver Forschungs- und Entwicklungsarbeiten und 
auch der Bundesförderung sind. Es ist darüber hin-
aus unzutreffend, daß die von der Firma Stiebel El-
tron angebotene Wärmepumpe mit Förderung des 
Bundes entwickelt wurde und daß die Firma MBB 
eine Förderung für die Entwicklung einer Wärme-
pumpe erhalten hat. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Steger. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, in diesem 
doch recht weit verbreiteten Artikel wurde auch 
der Verdacht geäußert, daß etablierte Unternehmen 
oder Institutionen bei Förderungsanträgen eine 
bessere Chance hätten als private Personen oder 
private Erfinder. Glauben Sie, daß Sie diesen Ver-
dacht widerlegen können? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
dieser Verdacht trifft nicht zu. Die Zahlen der For-
schungsprojekte, die wir auch bei kleinen und 
mittleren Unternehmen tätigen, besagen dies sehr 
deutlich. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzf rage.  

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn Sie 
anführen, es komme bei diesen Einsparungsvor-
schlägen oft darauf an, daß der Erfinder und ein 
entsprechender Anwender zusammengebracht wer-
den: Wäre es dann nicht sinnvoll, eine entspre-
chende Stelle, sozusagen eine Technologietransfer

-

stelle, in Ihrem Hause zu diesem Zwecke einzurich-
ten? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Ich habe eben in mei-
ner Antwort darauf hingewiesen, daß die Mitarbei-
ter unseres Hauses dies, soweit es möglich ist, 
auch tun. Darüber hinaus hat der Bundesminister 
für Forschung und Technologie für derartige Pro-
bleme auch bei Großforschungseinrichtungen Bera-
tungs- oder Vermittlungsstellen eingerichtet,  wo 
sich Erfinder, wenn sie mit derartigen Problemen 
konfrontiert sind, Rat und Hilfe holen können. Dar-
über hinaus, Herr Kollege Steger, hat die Bundes-
regierung im Programm für kleine und mittlere Un-
ternehmen eine ganze Palette von Maßnahmen be-
schlossen, bei denen dieser Weg weiterhin be-
schritten wird. 

Vizepräsident Leber: Keine Zusatzfragen mehr. 
Damit sind auch die Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie beantwortet. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, ich danke Ihnen für die Beantwor-
tung. 

Damit sind alle Fragen beantwortet. Die Frage-
stunde ist geschlossen. 

Wir setzen die unterbrochene Tagesordnung fort 
und treten in die Behandlung des Tagesordnungs-
punktes 7 ein: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Feinendegen, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), 
Straßmeir, Lemmrich,. Dr. Jobst, Milz, Pfeffer-
mann, Sick, Tillmann, Dreyer, Hanz, Frau 
Hoffmann (Hoya), Dr. Waffenschmidt, Weber 
(Heidelberg), Ziegler, Kraus, Sauter (Epfen-
dorf), Kolb, Wissmann, Dr. Stark (Nürtingen), 
Stutzer, Sauer (Salzgitter), Dr. Langguth, Dr. 
Möller, Frau Will-Feld, Broll, Dr. Jenninger, 
Dr. Früh, Dr. Friedmann, Bühler (Bruchsal), 
Link, Susset, Zink und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Verbesserung des Schulbusverkehrs 

— Drucksache 8/3152 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Wir treten in die Aussprache ein. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Feinendegen.  

Feinendegen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Praxis der Schulbusbeför-
derung steht im Kreuzfeuer der Kritik. Von unse-
ren 12 Millionen Schülern sind mittlerweile 2 Mil-
lionen bei ihrem täglichen Schulbesuch auf den 
Schulbus angewiesen. Im Gegensatz zu den klassi-
schen Schulbusländern wie beispielsweise den 
USA, Großbritannien und Frankreich ist der Schul-
bus bei uns in der Bundesrepublik Deutschland 
noch eine relative neue Einrichtung. Ob es sich bei 
den Ärgernissen und Mißständen im Schulbusver-
kehr um die sogenannten Kinderkrankheiten eines 
neuen Systems bei mangelnder Erfahrung handelt, 
mag dahingestellt bleiben. Sicher ist, daß diese 
Mißstände unsere Kinder oftmals krank machen. 

Die CDU/CSU will sich mit dem vorliegenden 
Antrag zur Verbesserung des Schulbusverkehrs der 
Sorgen und Nöte von Schülern, Eltern und Lehrern 
und auch der Busfahrer im Zusammenhang mit 
dem Schulbus annehmen und die Schwachstellen 
dieses Verkehrssystems soweit wie möglich abbau-
en. Ein Blick in die Zeitungen macht deutlich, wie 
lebhaft die Schulbusproblematik in der Öffentlich-
keit diskutiert wird. „Furchtbares Gerangel in 
Schulbussen", „Tatort Schulbushaltestelle", „Billi-
ger Jakob am Steuer", das sind Schlagzeilen, wie 
sie in der Presse immer wieder zu finden sind. 

Es könnte nun sogleich die Frage auftauchen, 
was dies alles den Bund angehe, wo doch der Be-
reich der Schülerbeförderung in das Aufgabenge-
biet der Länder falle. Wer so argumentiert oder zu 
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argumentieren beabsichtigt, verkennt die so ent-
scheidende Zuständigkeit des Bundes für die Ge-
staltung der rechtlichen Rahmenbedingungen, unter 
denen sich der Schulbusverkehr mit allen seinen 
Mängeln heute abwickelt. Die Verbesserung dieser 
Rahmenbedingungen ist das wesentliche Ziel des 
vorliegenden Antrags der CDU/CSU. Es ist ja die 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung — eine Ver-
ordnung des Bundes —, die in § 34 a die zulässigen 
Platzzahlen in Schulbussen regelt. In dieser Rege-
lung liegt die Wurzel des Übels der vollgestopften 
Schulbusse, weil im wesentlichen nur auf die Nutz-
last des Fahrzeugs und das Durchschnittsgewicht 
der Fracht, sprich: der Kinder, abgestellt wird. So 
kann man Güter befördern, aber doch nicht Perso-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein sogenannter Standardüberlandbus, wie er 
heute vielfach im Schulbusverkehr eingesetzt wird, 
kann nach den geltenden Bestimmungen 79 Kinder 
auf Sitzplätzen und 46 auf Stehplätzen befördern. 
Das macht zusammen 125. Meine Damen und Her-
ren, der Vergleich zur Sardinenbüchse drängt sich 
geradezu auf. 

Die CDU/CSU fordert deshalb in ihrem Antrag i n  
einem ersten Punkt die Bundesregierung konkret 
auf, die Vorschriften in § 34 a der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung über die Besetzung der Schul-
busse so neu zu regeln, daß die zulässigen Platz-
zahlen um ein Drittel gesenkt werden. Damit ist 
nach Auffassung der CDU/CSU gewährleistet, daß 
auch der Schüler als Fahrgast seinen Anspruch auf 
eine befriedigende Verkehrsbedienung und auf ein 
Mindestmaß an Beförderungskomfort geltend ma-
chen kann. 

Der zweite Punkt unseres Antrags hat das bun-
desweite Durcheinander verschiedenster Schulbus-
haltestellenschilder zum Gegenstand. Nach der 
geltenden gesetzlichen Regelung hat der Schulbus-
unternehmer die Haltestellen durch Haltestellenzei-
chen kenntlich zu machen. Da es ein amtliches Zei-
chen nicht gibt, wird hier im deutschen Schilder-
wald der Phantasie freier Lauf gelassen mit der 
Folge, daß insbesondere die Kraftfahrer diese un-
terschiedlichsten Schilder nicht besonders ernst 
nehmen, Haltestellen zuparken oder ohne jegliche 
Vorsichtsreaktion daran vorbeifahren. Dabei sind 
gerade wartende Kinder an der Haltestelle, wenn 
der Bus noch gar nicht in Sicht ist, besonders ge-
fährdet. Die CDU/CSU fordert auch hier wie bei 
unserem Antrag zur allgemeinen Kindersicherheit, 
der heute morgen von meinem Kollegen Straßmeir 
begründet wurde, eine Bereinigung des Schilder-
waldes und nicht die Schaffung neuer Schilder, wie 
es Herr Hoffie darzustellen versucht. Hier müßte 
nach unseren Vorstellungen sogar eine enge Ver-
koppelung zu dem von uns geforderten „Kinder"-
Verkehrsschild stattfinden. 

Die Vorschrift, daß haltende Schulbusse ihre 
Warnblinkleuchten einschalten müssen, hat in der 
Praxis eine verringerte Wirksamkeit, weil die Blin-
ker für den nachfolgenden Verkehr allzu leicht 
verdeckt sind und daher oft nicht wahrgenommen 
werden. Da unser geltendes Recht kein generelles 

Vorbeifahrverbot, sondern nur ein besonderes Vor-
sichtsgebot bei haltenden Schulbussen kennt, sind 
nach unserer Auffassung zusätzliche Blinkleuchten 
für jedermann sichtbar an den hinteren Dachecken 
der Schulbusse eine unbedingte Notwendigkeit. 

Der neuralgische Punkt beim Schulbusverkehr ist 
die Haltestelle. Schätzungen haben ergeben, daß 
zirka die Hälfte der reinen Schulbushaltestellen 
keine Haltebucht hat. Maßnahmen, die den zirka 
4 500 jährlichen Unfällen beim Schulbusbetrieb 
ernsthaft zu Leibe rücken wollen, müssen an der 
konsequenten Absicherung und verkehrssicheren 
Anlage der Haltestellen einschließlich Einstieg und 
Ausstieg beginnen. Die Beförderung im Schulbus 
ist dagegen der sicherste Schulweg. 

Im vierten Punkt unseres Antrages fordert die 
CDU/CSU deshalb von der Bundesregierung, daß 
sie — wiederum im Zusammenwirken mit den Bun-
desländern — ein Sonderprogramm für fahrbahn-
gesicherte Schulbushaltestellen entwickelt. 

Die im anlaufenden Bund-Länder-Programm 
„Schulwegsicherung" tätigen Schulwegsicherheits-
moderatoren, die in immer mehr Bundesländern 
von den Schulen angefordert werden können, soll-
ten mit Prioritäten vor Ort die kritischen Halte-
punkte bestimmen, wo besondere Fahrbahnsiche-
rungen oder Abschrankungen unbedingt notwendig 
sind. Möglicherweise kann schon eine bloße Verla- 
gerung der Haltestelle das Verkehrssicherheits-
problem entschärfen. 

Die CDU/CSU möchte in einer weiteren Forde-
rung mehr Durchlässigkeit zwischen dem Schüler-
verkehr und dem Linienverkehr erreichen. Wenn ei-
nem restlos vollgestopften Schulbus im Abstand 
von fünf oder zehn Minuten ein leerer Linienbus 
folgt, der deshalb nahezu leer fährt, weil keine 
Zusteigeberechtigung für Schüler besteht, so ist 
das ein Schildbürgerstreich. Schulträger lehnen oft 
den Einsatz eines zusätzlichen Schulbusses ab, weil 
er nicht entsprechend ausgelastet werden könne. 
Ein solcher Bus könnte aber dann sehr wohl ausge-
lastet werden, wenn die Hausfrau, die Oma oder 
der Rentner zusteigen dürften, wenn zu dieser Zeit 
kein Linienbus auf dieser Strecke verkehrt. Dies gilt 
insbesondere für ländliche Bezirke. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für die CDU/CSU ist mehr Durchlässigkeit auch 
der richtige und geeignete Weg, um die von uns 
geforderten reduzierten Platzzahlen für Schulbusse 
finanzierbar zu machen. 

Im letzten Punkt fordert die CDU/CSU Mindest-
standards für die Ausschreibungen im Schulbusver-
kehr. Wenn und solange nach dem Motto „Der Bil-
ligste ist der Beste" verfahren wird, muß sich nie-
mand wundern, wenn unseriöse Anbieter verant-
wortungsbewußte Busunternehmer vom Markt ver-
drängen. Die im Schulbusverkehr eingesetzten 
Fahrzeuge sind allesamt für Erwachsene konstru-
iert. Hier liegt der entscheidende Punkt, wo ne-
ben der generellen Qualität der Fahrzeuge die 
Mindeststandards, die den Kindern im Schulbus 
mehr Sicherheit geben könnten, anzusetzen hät-
ten. 
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Die CDU/CSU ist überzeugt, daß bei Realisierung 

dieser Vorschläge die' Verkehrssicherheit und die 
Qualität der Beförderung mit Schulbussen entschei-
dend verbessert werden könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wiefel. 

Wiefel (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Es gibt wohl niemanden in 
diesem Haus, der nicht bereit ist, sich dem Thema 
Verbesserung des Schulbusverkehrs mit dem nöti-
gen Ernst zuzuwenden. Die Sicherheit unserer Kin-
der liegt gewiß allen hier am Herzen. Was im An-
trag der Opposition zu lesen steht: der Schulbus 
sei der sicherste Schulweg, ist wohl nicht zu be-
streiten. 

Was allerdings bestritten werden muß, ist die 
Richtigkeit der Darstellung, die Mißstände und 
Schwachstellen, von denen hier die Rede ist, seien 
in der Verantwortung des Bundes zu suchen. Herr 
Kollege Feinendegen, nach den gegenwärtigen ge-
setzlichen Bestimmungen ist das wohl anders. 
Wenn wir das ändern wollen, müssen wir uns frei-
lich auch — darauf wird zurückzukommen sein — 
über die Finanzierung unterhalten. Ich meine dar-
um, die Opposition reitet hier auf einem falsch ge-
sattelten Pferd durch die politische Landschaft. 

Ich will Ihnen sagen, warum ich dieses Empfin-
den habe. Es gibt keinen Zweifel, daß die Kinder 
beim Betreten oder Verlassen des Schulbusses ge-
fährdet sind. Aber es ist doch nicht — auch wenn 
Sie das Gegenteil behaupten — Sache des Bundes, 
sondern Sache der Länder und der Schulträger — 
ich komme nachher darauf zurück —, vor Ort, 
Herr Kollege Feinendegen, durch sorgfältige Aus-
wahl und Gestaltung der Haltestellen, durch Son-
derunterweisung der Schulbusfahrer und durch 
Einschaltung qualifizierter Begleiter bestehende 
Gefahren abzuwenden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Landesrecht?) 

Ich möchte mich nicht dem Vorwurf aussetzen, 
der vorhin gemacht wurde, nicht auf Einzelheiten 
des Antrags einzugehen. Darum lassen Sie mich 
folgendes sagen. 

Der erste Komplex, die Senkung der Platzzahlen, 
ist durch § 34 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung geregelt, der — Sie haben es erwähnt — 
die  höchstzulässigen Platzzahlen festlegt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bundesrecht!) 

Dieser schreibt vor, daß aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit Überschreitungen untersagt sind. 
Maßgebend für die maximal zulässige Besetzung 
der Omnibusse sind die in die Fahrzeugpapiere 
eingetragenen und im Omnibus angeschriebenen 
Sitz- und Stehplätze. Das dürfte allen bekannt sein. 
Soweit mir bekannt ist, wurde von einer abwei-
chenden Berechnung, speziell für Kinder bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr, und von der möglichen 
Eintragung in die Fahrzeugpapiere in der Vergan

-

genheit nur in einem einzigen Fall Gebrauch ge-
macht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Baden-Württem

-

berg! CDU-Land!) 

- Nein, Rheinland-Pfalz. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Auch 
ein CDU-Land!) 

— Ich hätte es gar nicht gesagt, aber da Sie mich 
dazu auffordern, sage ich Ihnen, daß es Rheinland

-

Pfalz und nicht Baden-Württemberg war. 

Es sollen also nur die laut Fahrzeugschein einge-
tragenen und in Kraftomnibussen angeschriebenen 
Plätze von Kindern benutzt werden. Eine Ausnah-
me davon stellt die im Rahmen des zulässigen Ge-
samtgewichts — Herr Kollege Feinendegen, jetzt 
kommen wir noch einmal darauf zurück — mögli-
che Besetzung von zwei nebeneinanderliegenden 
Plätzen mit drei Kindern bis zum vollendeten 
12. Lebensjahr dar. Das sind also zwei Plätze für 
Erwachsene. 

Nun kommen die Vertreter der Länder ständig 
zu Gesprächen über Verkehrssicherkeitsfragen zu-
sammen, und sie sind zu der Auffassung gelangt — 
ich sage das jetzt ganz allgemein —, daß gewisse 
Unbequemlichkeiten, die sich aus der Anwendung 
der Vorschriften ergeben, im Interesse der Wirt-
schaftlichkeit des Verkehrs und unter Berücksichti-
gung der relativ kurzen Beförderungsstrecken hin-
genommen werden könnten. 

In diesem Zusammenhang komme ich noch ein-
mal zu meinen anfänglichen Äußerungen zurück. 
Der hier angesprochene Bereich der Schülerbeför-
derung fällt in die Kulturhoheit der Länder. Diesen 
ist die Möglichkeit gegeben, unabhängig von den 
nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
festgelegten, nicht zu überschreitenden Platzzahlen 
dem Beförderungskomfort gerecht werdende Platz-
zahlminderungen vorzusehen. Ein Bundesland — 
das wurde hier schon dazwischengerufen — ver-
fährt so. 

Weiter wird in dem Antrag angeregt, das bun-
desweite Durcheinander verschiedener Schulbus-
haltestellenschilder durch ein einheitliches, in der 
Straßenverkehrs-Ordnung verankertes Schulbushal-
testellenschild zu beenden. Auch diese Frage ist 
wiederholt mit den für den Straßenverkehr und die 
Verkehrspolizei zuständigen obersten Landesbehör-
den erörtert worden. Wie mir bekanntgeworden 
ist, hat die Mehrheit der Länder keine Notwendig-
keit für eine generelle Regelung gesehen. Wenn 
überhaupt, dann sollte zur Warnung des Verkehrs 
das Verkehrszeichen 136 der Straßenverkehrs-Ord-
nung „Kinder" aufgestellt werden. Diese Frage 
soll auf der nächsten Sitzung des Bund-Länder-
Ausschusses Straßenverkehrs-Ordnung noch ein-
mal erörtert werden, um zu prüfen, ob sich die 
Auffassung der Länder in dieser Frage inzwischen 
geändert hat. Des weiteren steht zur Fernhaltung 
von parkenden Autos das Zeichen für einge-
schränktes Halteverbot mit dem Zusatzschild der 
Beschränkung auf die Zeiten des Schulbusverkehrs 
in Rede. 
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Nun komme ich zu den in dem Antrag geforder-

ten Warnblinkleuchten, die an den hinteren Dach-
ecken der Schulbusse angebracht werden sollen, 
um dieses Gefährt im Verkehr deutlicher und 
sichtbarer zu machen. Das stößt bei Verkehrsfach-
leuten auf eine Reihe von Bedenken, denen • man 
sich wohl nach reiflicher Überlegung anschließen 
muß. Einmal würde bei anderen Verkehrsteilneh-
mern, insbesondere bei Kraftfahrern, der irrige Ein-
druck erweckt, daß er nur bei Omnibussen dieser 
Art mit Schulkindern zu rechnen habe. Dies ist je-
doch nicht richtig, weil viele kleine Kinder auch in 
den Omnibussen des Linienverkehrs befördert wer-
den, die nicht mit diesen zusätzlichen Warnblink-
leuchten ausgestattet sind. 

Darüber hinaus gibt es eine weiteren, wie ich 
meine, gravierenden Punkt. Wir sind in den Ver-
kehrsausschußsitzungen laufend dabei, in den Län-
dern der Europäischen Gemeinschaft zur Verein-
heitlichung all dieser Dinge zu kommen, und zwei-
felsohne würde hiermit eine weitere Ausnahme ge-
schaffen. Die Forderung einer Entwicklung eines 
Sonderprogramms für fahrbahngesicherte Schulbus-
haltestellen zielt offenbar auf sogenannte Drängel-
geländer, wie das die Fachleute nennen. Aber die-
se gibt es ja schon als Verkehrseinrichtungen, 
nach § 43 der Straßenverkehrs-Ordnung. Falls er-
forderlich, können die örtlich zuständigen Straßen-
verkehrsbehörden nach eigenem Ermessen auf 
Rechnung des Straßenbaulastträgers solche anord-
nen. Auch dieser Fragenkomplex ist mit den ober-
sten Landesbehörden bereits erörtert, wobei die 
Mehrheit der Länder den dargelegten Standpunkt 
vertreten hat. 

Sodann wird gefordert, die Durchlässigkeit zwi-
schen allgemeinem Linienverkehr und Schülerver-
kehr, insbesondere in den ländlichen Regionen, 
auszuweiten. Dazu ist zu sagen, daß der Deutsche 
Bundestag in einer Entschließung am 16. November 
1978 zum Dritten Bericht der Bundesregierung über 
die Erfahrungen im Zusammenhang mit der Neure-
gelung des § 8 des Personenbeförderungsgesetzes 
um die Prüfung der Frage gebeten hat, inwieweit 
man für die Verkehrsteilnehmer die Durchlässig-
keit zwischen dem Linienverkehr, den Sonderfor-
men des Linienverkehrs und dem freigestellten 
Schülerverkehr nach den Vorschriften des Perso-
nenbeförderungsgesetzes verbessern könne. Dies 
wird durch den Antrag der Opposition jetzt wieder 
aufgegriffen. Es gibt ja wohl einige Gedanken und 
Versuche. Zum Beispiel wird in einem regionalen 
Modellversuch die schrittweise Wiedereinbezie-
hung des freigestellten Schülerverkehrs in den all-
gemeinen Linienverkehr erprobt. Dem einen oder 
anderen unter Ihnen ist bekannt, daß im Hohenlo-
hekreis der öffentliche Verkehr unter Einbeziehung 
des gesamten Linienverkehrs und des freigestellten 
Schülerverkehrs mit dem Ziele einer Verbesserung 
der Verkehrsbedingungen völlig neu geordnet wur-
de. Dieser Versuch läuft allerdings erst vom 1. die-
ses , Monats an. Nach Ergebnissen und Analysen 
des Versuchs müßte die Übertragbarkeit auf ande-
re Räume überprüft werden. 

Was die letzte Frage, die Ausschreibungen im 
Schulbusverkehr an Mindeststandards zu binden,  

anlangt, so muß gesagt werden, daß hiermit die 
Qualität der Schülerbeförderung angesprochen ist 
und praktisch eine staatliche Reglementierung quali-
tätsbezogener Merkmale des Schulbusses gefordert 
wird. Da kommen wir auf das, was ich soeben an-
sprach, nämlich das Geld. Es sollte doch wohl 
nicht vergessen werden, daß die Beförderungsqua-
lität entscheidend von organisatorischen und finan-
ziellen Voraussetzungen abhängt und das Ganze 
nach meiner Meinung sehr unterschiedlich zu be-
werten ist. 

Angesichts der Kulturhoheit und der Bildungsre-
form in den Ländern ist es sicherlich richtig, was 
Sie gesagt haben, daß die Zahl der Schüler im 
Schulbusverkehr allgemein sehr stark gewachsen 
ist. Dieses zusätzliche Verkehrsaufkommen muß 
aber in Spitzenzeiten bewältigt werden, zu Zeiten, 
in denen praktisch alle Busse und alle Bahnen im 
Einsatz sind. Dies geht, Herr Kollege Feinendegen, 
so nicht nur im Schulbusverkehr zu, dies geht im 
allgemeinen zu Lasten der Beförderungsqualität in 
den „rush hours". Wollte man diese steigern, so 
bedürfte es eben zusätzlicher Fahrzeugkapazitä-
ten, die im Normalverkehr Überkapazitäten dar-
stellten und mit überdurchschnittlich hohen Kosten 
unterhalten werden müßten, die die Kostenträger 
des Schulbusverkehrs, nämlich die Kultusbehörden 
und Schulträger, verständlicherweise in Grenzen 
zu halten pflegen. Fragen Sie einmal die Länder, 
wenn diese Konferenzen hier stattfinden. 

Möglicherweise gibt es andere Wege, die Beför-
derungsqualität zu verbessern. Vielleicht kann man 
das Problem beispielsweise durch gestaffelte Schul-
zeiten mildern, um zu einer Entzerrung von Berufs- 
und Schülerverkehr zu kommen. Aber fragen Sie 
einmal nach, ob eine solche Lösung bei Schülern, 
Eltern oder Lehrern die nötige Resonanz findet. 

Um es zu wiederholen: Beförderungsqualität zu 
Spitzenzeiten, auf die hier gedrängt wird, geht nur 
über die Bereitstellung zusätzlicher Fahrzeugkapa-
zitäten durch die Unternehmer und die Finanzie-
rung dieser zusätzlichen Kapazitäten durch die 
Länder. Auf diese Weise können Schulträger und 
Schulbehörden mit den Verkehrsträgern sicher 
Mindeststandards für den Schulbusverkehr vertrag-
lich vereinbaren; daran gibt es keinen Zweifel. 
Aber dies geschieht relativ selten, weil, wie ich 
eben schon sagte, die Kulturetats der Länder in ei-
nem erheblichen Maße anwachsen müßten. In die-
sem Hause muß man sich darüber im klaren sein 
— und man ist sich das ja auch im allgemeinen —, 
wenn über die Kulturhoheit der Länder gesprochen 
wird, daß das, was durch vertragliche Regelung im 
Hinblick auf die Kultüretats der Länder nicht er-
reichbar ist, nicht durch staatliche Reglementie-
rung erzwungen werden kann. 

Im übrigen ist es ,nicht ganz so, daß die Presse 
sehr negativ über diese Dinge berichtet hat. Ich 
könnte Ihnen einen Artikel aus der „Rheinischen 
Post" von heute zeigen — leider habe ich ihn nicht 
bei mir —, in dem darüber berichtet wird, daß auf 
Grund der Anordnung des Landesinnenministers 
Untersuchungen von Schulbusangelegenheiten 
durchgeführt worden sind, die durchaus ein befrie- 
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digendes Ergebnis, z. B. im Rheinisch-Bergischen 
Kreis, gezeitigt haben. 

Alles in allem, meine Damen und Herren: ein 
Antrag, der inhaltsschwer klingt, der aber nach 
meiner Meinung viel zu hoch aufgehängt ist, weil 
er offensichtlich Bundes- und Länderkompetenzen 
verkennt und nicht erkennt, was bereits getan und 
was für die Länder zu tun möglich ist. 

Die Sache ist uns wichtig genug, daß wir, die 
SPD-Fraktion, dennoch diesem Überweisungsantrag 
zustimmen, damit man sich vielleicht dann im Aus-
schuß etwas eingehender über diese Probleme un-
terhalten kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Der nächste Redner ist der 
Kollege Hoffie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Allzweckwaffe!) 

Hoffie (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Um es gleich vorweg zu 
sagen: Wir werden der Überweisung an den Aus-
schuß zustimmen. Es wird wichtig sein, im Aus-
schuß Detailfragen zu erörtern, weil dieser Antrag, 
wie so oft, zu vielen Mißverständlichkeiten Anlaß 
gibt und so, wie er vorgelegt ist, eine Reihe von 
Fragen offenläßt. 

Aber ich glaube, wir sollten zu Beginn einmal in 
eigener, parlamentarischer Sache feststellen, daß es 
wegen des sehr engen Sachzusammenhangs des 
heute vor der Mittagspause diskutierten Antrags 
„Sicherheit von Kindern im Straßenverkehr" mit 
dem jetzt hier zur Aussprache anstehenden Opposi-
tionsantrag „Verbesserung des Schulbusverkehrs" 
bedauerlich ist, daß man sich im Ältestenrat nicht 
zu einer verbundenen Debatte über beide Tages-
ordnungspunkte entschlossen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— Das gilt für alle, die im Ältestenrat ihre Vertre-
ter haben, Herr Kollege. — Wir wären dann sicher 
zu einer sinnvolleren Debatte gekommen und hät-
ten damit auch dem Gesichtspunkt der Arbeitsöko-
nomie und vor allen Dingen dem Gesamtproblem 
besser Rechnung getragen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
nach Ihren Scharmützeln mit dem Bundesverband 
des Deutschen Personenverkehrsgewerbes im An-
schluß an die öffentliche Vorstellung des Forde-
rungskatalogs des Bundesfachausschusses Struktur-
politik der CDU durch den Kollegen Dr. Schulte 
am 10. April dieses Jahres, einer Auflistung im üb-
rigen, die mit der hier zu behandelnden Vorlage 
weitgehend identisch ist, und dem Echo in der 
Presse müssen Sie sich die Frage gefallen lassen, 
ob Sie Ihr Anliegen psychologisch wirklich so ein-
deutig und geschickt lanciert haben, daß in der Öf-
fentlichkeit nicht der Eindruck geweckt werden 
konnte, mit der Sicherheit im Schulbusverkehr sei 
es nicht gut bestellt. 

Ich begrüße es nach dieser ambivalenten Vorge-
schichte ausdrücklich, daß Sie in der Einleitung 
des Antrages feststellen, daß die Fahrt im Schulbus  

der sicherste Schulweg ist. Ich möchte ebenso 
nachdrücklich hinzufügen: Der Schulbusverkehr 
insgesamt, also auch die teilweise neuralgischen 
Schulbushaltestellen eingerechnet, ist der sicherste 
Schulweg. 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 
CSU]: Nie bestritten!) 

-- Es ist schön, Herr Dr. Schulte, daß auch Sie in-
zwischen zu dieser Erkenntnis gelangt sind. 

Dies, meine Damen und Herren, entspricht zwei-
fellos allen zugänglichen Angaben, sowohl der 
amtlichen Statistik als auch den Unterlagen der 
Unfallversicherer und des ADAC. Insofern muß 
ich, allen eventuellen Schwachstellen zum Trotz 
und ohne deren Existenz in Abrede stellen zu wol-
len, Ihre Kritik an Mißständen relativieren. Des-
halb geht meine dringende Bitte an Sie dahin — 
erlauben Sie mir den etwas bildhaften Ausdruck —: 
Machen Sie in dieser Frage bitte die Pferde nicht 

 scheu! 

Die Verkehrssicherheit der im Schülertransport 
eingesetzten Kraftomnibusse ist grundsätzlich ge-
währleistet. Dies geht beispielsweise aus der Ant-
wort der nordrhein-westfälischen Landesregierung 
auf die Kleine Anfrage 1775 — für die, die es 
nachlesen wollen — bezüglich Schülertransporte in 
Schulbussen von vor einem Monat hervor. Den-
noch wäre eine Verbesserung der Überwachung 
der im freigestellten Schülerverkehr manchmal als 
Schulbusse eingesetzten Personenkraftwagen mit 
nicht mehr als acht Fahrgastplätzen — sogenannte 
Kleinbusse — möglich, indem man auch für diese 
die jährliche TÜV-Hauptuntersuchung verbindlich 
einführt. 

Die Forderung nach Reduzierung der Platzzahl in 
Schulbussen um ein Drittel ist ja auch nicht neu. 
Sie beruht auf einer Forderung in den einschlägigen 
Richtlinien der Bundesarbeitsgemeinschaft der Un-
fallversicherungsträger der öffentlichen Hand, mit 
Schulbussen nicht mehr Schüler zu befördern, als 
die Zahl der Sitzplätze und die halbe Zahl der 
Stehplätze beträgt. Diese Reduzierung würde die 
jetzige Angebotsmöglichkeit um ein Drittel vermin-
dern. Die FDP hält jedoch eine derartige Neurege-
lung weder für realistisch noch für praktikabel. 

Erstens. Ein Standardlinienbus könnte je nach 
Fabrikat theoretisch zwischen 130 und 136 Kinder 
unter 14 Jahren befördern, unter Zugrundelegung 
von einem durchschnittlichen Gewicht von, sagen 
wir mal, 50 kg je Kind. Da  in den Kraftfahrzeug-
scheinen jedoch fast ausnahmslos nur die maxima-
le Transportleistung für Erwachsene eingetragen 
ist und diese erlaubten, nicht zu überschreitenden 
Platzzahlen auch vor Ort von der Polizei kontrol-
liert werden, dürften die Höchstzahlen für den 
Standardlinienbus bei 100 bis 102 Sitz- und Steh-
plätzen liegen. Eine Beförderungszahl von 120 
Schülern in einem Bus dürfte daher nur fiktiv 
sein. 

Zweitens. Eine von den Schulträgern freiwillig 
veranlaßte geringere Belegungszahl wäre aus 
Gründen des Beförderungskomforts zwar entspre

-

chend der derzeitigen Praxis in Rheinland-Pfalz 
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denkbar, aber bei dem Ansturm der Schüler an den 
Haltestellen ist es für den Busfahrer schwer fest-
stellbar, wann das Limit erreicht ist. 

Dabei möchte ich mir die Anmerkung erlauben, 
daß sich, gerade was die Aufsicht und die Qualifi-
kation der Busfahrer in diesen Bussen angeht, 
Frauen als die besseren Fachkräfte erwiesen ha-
ben. Wir sollten auch von dieser Stelle aus einen 
deutlichen Appell an die Verantwortlichen richten, 
daß man dann, wenn es sich um solche erwiesener-
maßen hervorragenden Einsätze von Frauen im 
Schulbusverkehr handelt, die diese Aufgabe auch 
gern und mit viel Liebe übernehmen, das nach 
Kräften unterstützen sollte. 

Er ergeben sich auch nicht vorhersehbare Organi-
sationsprobleme durch Verlegungen und Über-
schneidungen im Stundenplan, durch die sich sehr 
häufig, wenn nicht sogar regelmäßig andere Zahlen 
für die Rückfahrt ergeben. Meine Damen und Her-
ren von der Opposition, dies alles wäre überdies 
auch allenfalls im freigestellten Schülerverkehr 
und schon nicht mehr im Linienverkehr einzurich-
ten. 

Drittens. Die Platzzahlen in den Schulbussen zu 
senken bedeutet auch den Einsatz einer Vielzahl 
zusätzlicher Busse im Schülerverkehr und unter-
stellt, daß das Omnibusgewerbe das dazu notwen-
dige Rollmaterial stellen könnte. Das aber ist zwei-
felhaft, da dies in den ausgesprochenen Verkehrs-
spitzenzeiten geschehen müßte. Dies überhaupt ein-
mal als durchführbar unterstellt, würde für die 
Träger des Schulbusverkehrs die Platzreduzierung 
eine ganz erhebliche Kostensteigerung nach sich 
ziehen. Ich fürchte, daß man hierzu aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit des Verkehrs und unter Be-
rücksichtigung der kurzen Beförderungsstrecken 
kaum bereit sein wird und Sie in dieser Frage mit 
dem erbitterten Widerstand auch und gerade aus 
den von der CDU/CSU regierten Ländern rechnen 
müssen. 

Sie haben das alte und vieldiskutierte Problem 
der Anbringung zusätzlicher Warnblinkleuchten 
angesprochen. Herr Kollege Wiefel hat deutlich 
gesagt, welche nichttechnischen Probleme auftau-
chen, die sich durch die Frage ergeben, wie man 
eigentlich Busse kennzeichnen will, in denen nor-
malerweise auch Schüler und Jugendliche im Li-
nienverkehr fahren, nicht nur wegen der Beförde-
rung von und zur Schule, sondern überhaupt. Wie 
sollen wir das alles unterscheiden? Das wird eine 
interessante Diskussion im Ausschuß auslösen kön-
nen. Da sind wir auf Anregungen gespannt. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. von Weiz

-

säcker) 

Hierüber und über andere mit diesen Problemen 
zusammenhängende Fragen sollten wir auch einmal 
weitere Informationen der Betriebe einholen. 

Ebenfalls als nicht unproblematisch, meine Da-
men und Herren, haben sich in der Vergangenheit 
Bemühungen erwiesen, ein bundeseinheitliches, in 
der Straßenverkehrs-Ordnung verankertes, eigen-
ständiges Schulbushaltestellenschild einzuführen. 

Hier ist schon darauf hingewiesen worden, daß die 
Mehrheit der Länder bisher dagegen gewesen ist. 

Die Freien Demokraten haben große Bedenken 
gegen ein solch neues, zusätzliches Schild. Die 
Schildergläubigkeit ist ja heute vor der Mittags-
pause schon einmal angesprochen worden. Wir 
würden es in der Tat vorziehen, wenn man grund-
sätzlich versuchte, Schulbushaltestellen mit jenen 
des öffentlichen Linienverkehrs zusammenzulegen. 
Warum soll man nicht dort, wo keine Linienhalte-
stelle vorhanden ist, auf das übliche Halteschild 
nach Zeichen 226 StVO zurückgreifen? Denkbai 
wäre auch die zusätzliche Warnung der Verkehrs-
teilnehmer dadurch, daß man an den Schulbushal-
testellen noch das Zeichen 136, „Kinder", an-
bringt. 

Weiterhin bleibt unklar — das sollte im Aus-
schuß näher erklärt werden —, was Sie mit dem 
Sonderprogramm für fahrbahngesicherte Schulbus-
haltestellen meinen. Hier ist schon die Rede von 
Drängelgeländern gewesen. Es ist auch der Hin-
weis darauf gegeben worden, daß dies nach § 43 
StVO heute schon auf Kosten der Straßenbaulast-
träger gemacht werden kann. Auch da sollte, Herr 
Kollege Feinendegen, etwas präzisiert werden, in-
wieweit eher der Bau eigener Haltebuchten gemeint 
ist, sofern die Schulbushaltestellen nicht mit einer 
des Linienverkehrs zusammengelegt werden kön-
nen. Die Kosten, die dabei verursacht würden, wä-
ren nicht unerheblich, so daß wir uns auch über 
die Finanzierungsregelungen etwas deutlicher un-
terhalten müßten. 

Meine Damen und Herren, die FDP hat die Ö ff

-

nung des freigestellten Schülerverkehrs für Dritte 
nie negativ beurteilt. Gleichwohl hat sie die recht-
lichen und infrastrukturellen Probleme, die sich 
hieraus ergeben, stets aufmerksam verfolgt. Seit 
Jahren ist die Bundesrepublik in dieser Frage von 
Land zu Land gespalten. Es wäre hilfreich — das 
ist mir durch Zuruf vorhin noch einmal signalisiert 
worden —, wenn von dieser Stelle aus 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— unabhängig davon, unter welcher „Flagge" sie 
stehen, Herr Kollege — die übereinstimmende Mei-
nung aller Fraktionen in vielen Fragen des Schul

-

Busverkehrs allen Ländern zur Kenntnis gelangte, 
um einmal den Streit innerhalb der Länderregionen 
in dieser Frage zumindest zu reduzieren, wenn 
nicht gar zu beseitigen. Wenn das gelänge, dann 
hätte diese Diskussion sicher einen Sinn. 

Die grundsätzliche Frage, die es irgendwann zu 
entscheiden gilt, bleibt aber, ob und wie der freige-
stellte Schülerverkehr wieder in den Linienverkehr 
zurückgeführt werden kann. Darüber werden die 
laufenden Modellversuche, z. B. Modell Hohenlohe 
im Rahmen des Nahverkehrs, Aufschluß geben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wimbledon!) 

— In diesem Fall, Herr Kollege, nicht Wimbledon. 
Sie wissen, welches Stichwort Sie mir damit geben. 
Wimbledon ist in diesem Fall tatsächlich nicht an-
gebracht. Sie haben heute morgen schon einmal 
vom Wimbledon gesprochen. Ich habe Ihnen mit 
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dem Wort „Wimbledon" ein Stichwort dazu gege-
ben. Ich will es hier nicht wiederholen; Sie wissen, 
was dahintersteckt. — Meine Damen und Herren, 
seit Jahren besteht hier also Uneinigkeit unter den 
Ländern. Ich meine schon, wir sollten abwarten, 
wie diese Modellversuche, z. B. Hohenlohe, ausge-
hen, bevor wir dann tatsächlich endgültige Ent-
scheidungen treffen. 

Ich glaube, daß wir gespannt darauf sein können, 
inwieweit die Opposition in der Lage ist, auf die 
Vielzahl der offenen Fragen überzeugende Antwor-
ten zu geben und auch im Bundesrat durchsetzbare 
Lösungsvorschläge anzubieten. Für uns jedenfalls 
sind die Vorschläge der Opposition, wie die Aus-
sprache hier gezeigt hat, zum jetzigen Zeitpunkt 
noch recht widersprüchlich. Uns in dieser Frage 
gemeinsam um bessere Lösungen zu bemühen, ist 
Sache der Ausschußarbeit. Hier sollten wir — ohne 
viel Streit in der Sache, denn im Grundsatz sind 
wir uns ja einig — den Versuch machen, gemein-
sam zu Lösungen zu kommen, die dann auch von 
den Ländern getragen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des  An-
trags auf Drucksache 8/3152 an den Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
vor. — Ist das Haus damit einverstanden? — Kein 
Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8, 9, 10 und 
12: 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Finanzstatistik 

— Drucksache 8/3054 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Neunzehnten 
Strafrechtsänderungsgesetzes (19. StrÄndG) 

— Drucksache 8/3067 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 

10. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Energiesicherungsge-
setzes 1975 

— Drucksache 8/3056 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft 

12. Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, 
Schulte (Unna), Spitzmüller und Genossen 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Berücksichtigung des Denkmalschutzes im 
Bundesrecht 

— Drucksache 8/3105 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

lnnenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Verkehr und für das Post-  
und Fernmeldewesen 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Es handelt sich um von der Regierung und aus 
der Mitte des Hauses zur ersten Beratung vorge-
legte Gesetzentwürfe. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Die Überwei-
sungsvorschläge des Ältestenrats ersehen Sie aus der 
Tagesordnung. Ist das Haus mit den vorgeschlage-
nen Überweisungen einverstanden? — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren. Ich rufe dann Tages-
ordnungspunkt i 1 auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Jugendhilfe 

— Drucksache 8/3108 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? — 
Das Wort hat der Minister für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung des Landes Baden-Württemberg, 
Frau Minister Griesinger. 

Minister Frau Griesinger (Baden-Württemberg) : 
Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Zu 
dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Verbesserung 
der Jugendhilfe will ich als Mitglied des Bundesra-
tes und als Vertreterin des Landes, das den Gesetz-
entwurf des Bundesrates initiiert hat, gern kurz zu 
Ihnen sprechen. 

 Meine Damen und Herren, nach sieben Jahren 
ist es wieder das erste Mal, daß ich von diesem 
Pult aus sprechen darf. Sie können sich sicher den-' 
ken, daß ich mich darüber ganz besonders freue, 
vor allem, daß ich hier in diesem Hohen Hause 
noch viele Freunde aus meiner eigenen Bundes-
tagszeit nun in dieser Plenarsitzung antreffen 
darf. 

(Beifall — Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : 
Herzlich willkommen! Sagen wir so!) 

— Ja, ich freue mich ganz ehrlich; das sage ich Ih-
nen ganz offen. 

Mit diesem Gesetzentwurf will der Bundesrat ei-
nen richtungweisenden Beitrag zur Reform des Ju-
gendhilferechts leisten. Mit dem Entwurf bekräftigt 
der Bundesrat seine Auffassung, daß die Reform 
des Jugendhilferechts noch in dieser Legislaturpe-
riode verwirklicht werden muß. Der Bundesrat 
macht deutlich, daß er es nicht bei der Ablehnung 
des Regierungsentwurfs belassen will, sondern be-
reit ist, im Interesse der gemeinsamen Sache einen 
konstruktiven Beitrag zu leisten. Der Alternativent-
wurf legt die Richtung fest, in der ein Konsens ge-
funden werden kann und muß. 
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Minister Frau Griesinger (Baden -Württemberg) 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu-

nächst darauf hinweisen, daß mit der Reform des 
Jugendhilferechts, die seit Jahren von allen Betei-
ligten gefordert wird und die dringlich ist, allein 
der Jugend noch nicht geholfen ist. Die Jugendhil-
fereform muß eingebettet sein in eine aktive, weit-
sichtige Jugend- und Familienpolitik, die die allge-
meinen Rahmenbedingungen dafür sicherstellt, daß 
die Familie ihrer Erziehungsaufgabe gerecht wer-
den kann und die Jugend günstige Bedingungen 
für ihre Entwicklung vorfindet. Das geht den Bund 
und die Länder an, und wir sollten uns davor hü-
ten, die Lösung von Schwierigkeiten, die sich für 
die nachwachsende Generation zeigen, vor allem in 
der Jugend zu suchen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Eine übertriebene Verrechtlichung der Beziehun-
gen zwischen Kindern, Eltern und Staat lehnen wir 
entschieden ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir in den Ländern nehmen den Appell an die 
staatliche Verantwortung, günstige Rahmenbedin-
gungen für Kind und Familie zu gewährleisten, 
sehr ernst. Das können Sie an unseren Familienför-
derungsprogrammen, Jugendbildungsangeboten und 
Landesjugendplänen ablesen. 

Es sei anerkannt, daß auch der Bund nicht untä-
tig ist. Liest man aber nun die Stellungnahme der 
Bundesregierung zum dritten Familienbericht, der 
in bemerkenswerter Offenheit den geringen Stel-
lenwert der Familienpolitik von seiten der Bundes-
regierung anprangert, kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß die Bundesregierung Familien-
politik nur mit halbem Herzen betreibt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Und 
das in die falsche Richtung!) 

Kleine Schritt 	und seien sie noch so hilfreich, 
können die notwendige Umorientierung in der Fa-
milienpolitik nicht ersetzen. Dies gilt auch für den 
Regierungsentwurf des Jugendhilfegesetzes. 

Meine Damen und Herren, der Alternativentwurf 
des Bundesrates verzichtet bewußt darauf, Jugend-
hilfe für jedes nur denkbare Problem, das in der 
Familie gelöst werden kann und soll und auch 
wird, anzubieten; er berücksichtigt jedoch alle we-
sentlichen Anforderungen an die Jugendhilfere-
form. Lassen Sie mich drei wichtige Anliegen her-
ausgreifen: erstens den Vorrang der Familie, zwei-
tens die Stellung der freien Träger und drittens 
den Ausbau vorbeugender Hilfen. 

Erstens. Unser Gesetzentwurf bietet jungen Men-
schen Hilfe an, ohne dabei die Elternverantwor-
tung und das Elternrecht einzuschränken oder aus-
zuhöhlen. Der Staat soll sich dabei auf das ihm 
vom Grundgesetz vorgegebene Wächteramt be-
schränken. Zugleich wird den berechtigten Interes-
sen der jungen Menschen vollauf Rechnung getra-
gen. 

Vom Regierungsentwurf unterscheidet sich der 
Alternativgesetzentwurf des Bundesrates vor allem 
durch sein Vertrauen in die Erziehungskraft und 
die Verantwortung der Familie. Die Familie wird  

eben nicht als durchgängig ergänzungs- und hilfe-
bedürftig angesehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir verzichten auf staatlich verordnete Erzie

-

hungsziele, sei es auch nur für die Jugendhilfe, 
weil auch diese in die Familie hineinwirken müßten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Entwurf erteilt der Vorstellung eine Absage, 
junge Menschen seien durchgängig gefährdet oder 
ihre Eltern seien grundsätzlich ihren Aufgaben in 
der Erziehung nicht gewachsen. 

(Hauck [SPD]: Das steht nicht drin!) 

— Herr Hauck, das weiß ich sehr genau, aber bei 
vielen Aussagen können wir durchaus vermuten, daß 
viele, die diesen Regierungsentwurf besonders stark 
unterstützen, eigentlich von einem Pessimismus 
ausgehen, nämlich von der pessimistischen Vor-
stellung, daß die Familie gar nicht in der Lage 
wäre, ihre Erziehungsaufgaben zu erfüllen, oder 
auch nicht gewillt wäre, sie voll und ganz zu er-
füllen. Beides ist eine falsche Unterstellung, und 
darum wehren wir uns dagegen und fordern mehr 
positive Einstellung zur Familie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Familie verdient Vertrauen und bestmögliche 
Förderung. Wir befinden uns da in voller Überein-
stimmung mit den Sachverständigenaussagen im 
dritten Familienbericht. Ich darf doch annehmen 
daß Sie diesen Bericht so ernst nehmen, wie wir 
ihn auch ernst nehmen. 

(Hauck [SPD]: Wir nehmen ihn so ernst 
wie Sie den zweiten! — Heiterkeit bei der 

SPD) 

Zweitens. Der Entwurf der Bundesregierung be-
ruht auf der Vorstellung der gleichrangigen Part

-

nerschaft zwischen öffentlichen und freien Trägern 
der Jugendhilfe. Ein Vorrang der freien Träger 
wird ausdrücklich abgelehnt. Auch wir sind der 
Meinung, daß dieses Verhältnis in der Praxis vom 
Geist der Partnerschaft bestimmt sein muß. Der 
Umgang miteinander darf nicht vom Stil des „Alles 
oder nichts" geprägt sein. 

Diese Stilfrage ist aber von der gebotenen 
Ausgestaltung der gegenseitigen Rechtsbeziehun-
gen zu unterscheiden. Wir halten wegen der orga

-

nisatorischen und finanziellen Übergewichtigkeit 
der öffentlichen Träger und wegen der vielfältigen 
Abhängigkeiten der freien Träger für deren Tätig-
keit einen wirksamen Funktionsschutz für gebo-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein solcher Funktionsschutz wird zwar in der Be-
gründung des Regierungsentwurfs ebenfalls gefor-
dert, fehlt aber im Gesetzestext, und darauf, meine 
Damen und Herren, kommt es doch an. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir gehen davon aus, daß die Betätigung der 
freien Träger in der Jugendhilfe nicht nur um der 
freien Träger selbst willen oder zur Erhaltung der 
Pluralität des Trägerangebots  erforderlich ist, son- 
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Minister Frau Griesinger (Baden-Württemberg) 
dern auch zur sinnvollen Begrenzung staatlicher 
Tätigkeit. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Erfahrungen der Praxis zeigen doch, daß sich 
ein Funktionsschutz der freien Träger am wir-
kungsvollsten durch eine Vorrangregelung, wie sie 
im Jugendwohlfahrtsgesetz und im Bundessozialhil-
fegesetz enthalten ist, erreichen läßt. Das Bundes-
verfassungsgericht hat diese Vorschrift entspre-
chend der Praxis als Regelung einer sinnvollen 
Aufgabenverteilung zwischen öffentlichen und frei-
en Trägern gedeutet. Daher halten wir am Vorrang 
der freien Träger in der Sache fest. 

Drittens. Derjenige, der Jugendhilfe braucht, soll 
diese Hilfe erhalten können. Dabei legen wir be-
sonderes Gewicht auf vorbeugende Hilfen. Durch 
den Ausbau offener Hilfen soll die Erziehung in 
der Familie solange wie möglich aufrechterhalten 
werden können. Hilfen außerhalb der eigenen Fa-
milie sollten nur zum Zuge kommen, wenn dies 
aus pädagogischen Gründen unerläßlich ist und al-
ternative Lösungen nicht in Betracht kommen kön-
nen. 

(Fiebig [SPD] : Das haben wir im Recht der 
elterlichen Sorge ja geregelt!) 

Dieser Weg ist richtig und erfolgversprechend. 
Er erspart unnötige Konflikte und hilft, die Kosten 
der Jugendhilfe auf lange Sicht zu verringern. Ich 
darf an die Einbringungsrede unseres Ministerprä-
sidenten Lothar Späth im Bundesrat im Dezember 
1978 erinnern, in der er darauf noch einmal sehr 
deutlich hingewiesen hat. 

Meine Damen und Herren, der Alternativentwurf 
des Bundesrats unterscheidet sich vom Regierungs-
entwurf auch durch Knappheit und Übersichtlich-
keit. Wir wollen doch alle mehr Transparenz in 
unseren Gesetzen, daß auch unsere Mitarbeiter in 
den Ämtern eine leichtere Arbeit haben und wieder 
mehr Freude an ihrer Arbeit haben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen ist es auch für unsere Bürger eine Not-
wendigkeit, daß die Gesetze wirklich lesbar sind 
und nicht bis ins einzelne hinein von oben her de-
taillierte Vorstellungen und Vorschriften beinhal-
ten, durch welche die Bewegungsfreiheit vor Ort 
gar nicht mehr gewährleistet sein kann. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Der 
Bundeskanzler muß sie lesen können!) 

Auch die Bundesregierung hat inzwischen einge-
sehen, daß ihr eigener Entwurf Kürzungen verträgt. 
Sie hat deshalb dem federführenden Ausschuß 
Straffungsvorschläge unterbreitet. Das begrüßen 
wir. Diese reichen jedoch nach unserer Auffassung 
nicht aus. Der Regierungsentwurf enthält weiterhin 
eine Fülle von Einzelregelungen und unbestimmten 
Begriffen, die ideologisch ausdeutbar sind. Auch 
gegenüber solchen Regelungen halten wir den Al-
ternativentwurf, der klar und verständlich für Bür-
ger und Verwaltung formuliert ist, für die bessere 
Lösung. 

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zu den 
Kosten. In der Tat ist eine zentrale Frage, wie die 

Kosten der Reform verkraftet werden können. Die 
Kosten der Jugendhilfe und auch dieser Reform 
müssen von den Ländern und den Kommunen auf-
gebracht werden. Wir haben Verständnis für dieje-
nigen, die in Sorge sind, ob sie die Kosten verkraf-
ten können. Wir haben deshalb von Anfang an be-
tont, daß diese Kosten bei der Umsatzsteuerneuver-
teilung ausgeglichen werden müssen. Ich möchte 
dem Herrn Bundeskanzler, der nicht da ist, wirk-
lich ans Herz legen, daß dies, wenn die Verhand-
lungen mit den Ländern stattfinden, mit einbezogen 
und wirklich realistisch mit berücksichtigt wird. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Erst dann wäre es 
glaubhaft!) 

Die Jugendhilfereform darf nicht an den Kosten 
scheitern. Wenn im Einzelfall Jugendhilfe erforder-
lich wird, muß sie geleistet werden. Dafür tragen 
wir alle gemeinsam die Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich versuchte, deut-
lich zu machen, daß es uns ein dringendes Anlie-
gen ist, die Jugendhilfereform noch in dieser Legisla-
turperiode zu verabschieden. In diesem Grundan-
liegen und in einer Fülle von Einzelfragen sehe ich 
keinen Dissens. Andere Fragen dagegen, denen wir 
zentrale Bedeutung beimessen, erscheinen heute 
noch kontrovers. Ich appelliere an Sie alle, bei den 
bevorstehenden Einzelberatungen auf Lösungen 
hinzuwirken, die dem Bundesrat ein zustimmendes 
Votum erlauben. Damit dienen Sie der Jugend, für 
die wir diese Reform wollen und brauchen. 

Ich darf Sie bitten, unseren Alternativgesetzent-
wurf wohlwollend in Ihre Beratungen mit einzube-
ziehen. Je mehr wir am Ende Ihrer Beratungen von 
unserem Entwurf wiederfinden können, desto ra-
scher wird eine Zustimmung des Bundesrats mög-
lich sein können. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Charmant!) 

An einer einvernehmlichen Verabschiedung noch 
in dieser Legislaturperiode sind wir gemeinsam in-
teressiert. Darum danke ich Ihnen, daß nun auch 
unser Entwurf hier im Bundestag eingebracht wer-
den konnte. Ich vertraue darauf, daß er in echter 
Partnerschaft gleichgewichtig mit dem Entwurf der 
Bundesregierung beraten und berücksichtigt werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fiebig [SPD] : 
Eine Hand wäscht die andere!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Damit ist 
der Entwurf eingebracht. Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. 

Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekre-
tär Zander. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Als der Bundesrat 
im Dezember letzten Jahres den Entwurf der Bun-
desregierung für ein neues Jugendhilfegesetz im 
ersten Durchgang beriet, hat der Ministerpräsident 
Späth einen eigenen Gesetzentwurf zur Verbesse- 
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Parl. Staatssekretär Zander 
rung der Jugendhilfe angekündigt. Trotz der mit 
dieser Ankündigung verbundenen Kritik am Regie-
rungsentwurf habe ich diese Ankündigung begrüßt, 
nicht nur, weil ich meine, daß auch der Regie-
rungsentwurf durchaus in einigen Punkten noch 
verbesserungswürdig ist, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

sondern auch, weil damit ein namhafter Sprecher 
der CDU zu erkennen gegeben hat, daß auch die 
CDU an einer Verabschiedung eines neuen Jugend-
hilferechts noch in dieser Legislaturperiode interes-
siert ist. Ich bin dankbar, Frau Griesinger, daß Sie 
das erneut bestätigt haben. 

Konkurrenz belebt das Geschäft, sagt man. Ich 
hatte gehofft, daß sich der Alternativentwurf bele-
bend und anregend auf die weiteren parlamentari-
schen Beratungen auswirken könnte. Wir alle wa-
ren gespannt, wie dieser Entwurf im einzelnen aus-
sehen würde. Als er im März dieses Jahres vorge-
legt wurde, hat uns nicht nur die Kürze der Zeit, in 
der er erstellt wurde, Respekt abgerungen; es wa-
ren darüber hinaus in vielen Punkten gemeinsame 
Ansätze erkennbar, die einen vorsichtigen Optimis-
mus für die weitere parlamentarische Behandlung 
zuließen. Ich denke hier insbesondere an die Über-
einstimmung bezüglich der Stärkung der Erzie-
hungskraft der Familie und den Ausbau der vor-
beugenden offenen Hilfen. 

Senator Apel hat damals im Bundesrat folgendes 
ausgeführt — ich zitiere —: 

Insgesamt begegnen wir Ihrem Entwurf mit 
dem Prinzip Hoffnung. Wenn Sie Ihrem Ziel 
treu bleiben, wenn Sie entsprechenden Ände-
rungen im Rahmen Ihrer eigenen Zielsetzung 
aufgeschlossen gegenüberstehen, werden wir 
sicher noch in dieser Legislaturperiode ein 
neues Jugendhilferecht bekommen. 

Was jedoch nach dieser Einbringung folgte, war 
nicht die erhoffte Belebung des Geschäfts, von der 
ich sprach; vielmehr 'kam in den Ausschüssen des 
Bundesrates ein regelrechtes Vertragskarussell in 
Gang, das die weiteren Beratungen erheblich ver-
zögerte. Dabei wurde — ich möchte das hier aus-
drücklich hervorheben — diese Verzögerung von 
Ländern ausgelöst, von denen man eigentlich er-
warten konnte, daß sie Baden-Württemberg bei sei-
nem Bemühen unterstützen würden. 

Bereits dieses Verfahren wirft ein bezeichnendes 
Licht auf die gravierenden Meinungsverschieden-
heiten zu Problemen der Jugend- und Familienpoli-
tik innerhalb der unionsgeführten Bundesländer. 
Was dann nach dreimonatiger Beratungsdauer am 
1. Juni 1979 

(Hasinger [CDU/CSU] : Wie lange hat denn 
die Bundesregierung gebraucht? — Dr. 

Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : 10 Jahre!) 

mit den Stimmen der unionsregierten Länder im 
Bundesrat verabschiedet wurde, wurde bei dieser 
Beratung, wie ich finde, zutreffend als „Jugendhil-
fe-Verschnitt" bezeichnet. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Wie 
lange hat denn die Bundesregierung für ei

-

nen Entwurf gebraucht, Herr Staatssekre

-

tär?) 

Ministerpräsident Späth hatte zuvor mehrfach er-
klärt, daß die Reform nicht an den Finanzen schei-
tern dürfe. Ich bin dankbar, daß Sie, Frau Minister 
Griesinger, dies erneut unterstrichen haben. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Warum ist Frau 
Minister Huber nicht da?) 

Was aber ist nach den Beratungen in den Aus-
schüssen denn von Ihrem Entwurf übriggeblieben? 
Unter dem Druck des Finanzausschusses des Bun-
desrates kam eine Fassung zustande, die nach Auf 
fassung der Bundesregierung und vieler Fachleute 
hinter das geltende Recht und hinter die vorhande-
nen Angebote zurückgeht. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Zum Beispiel?) 

— Lassen Sie mich etwas konkreter werden, Herr 
Kollege Kroll-Schlüter; ich wollte gerade zu diesen 
konkreten Punkten kommen. 

Eines der Hauptziele der Jugendhilferechtsreform 
ist der Ausbau der vorbeugenden Hilfen, um damit 
die Trennung von Kindern von ihren Familien nach 
Möglichkeit zu vermeiden. In der heutigen Situa-
tion ist es so, daß Eltern mit Erziehungsproblemen 
weitgehend im Stich gelassen werden und daß viel 
zuwenig Hilfsangebote gemacht werden. Es fehlt 
an Erziehungsberatungsstellen, an Familienbera-
tungsstellen, an Tageseinrichtungen für Kinder, die 
von ihren Eltern nicht ganztägig betreut werden 
können, und für Kinder, die verhaltensgestört und 
behindert sind, an Erholungsmöglichkeiten, an Fa-
milienbildungsstätten, an Spielplätzen und Aben-
teuerspielplätzen, an Familienhelferinnen, die beim 
Ausfall des die Kinder betreuenden Elternteils vor-
übergehend bei der Haushaltsführung und der Kin-
dererziehung helfen können, 

(Hasinger [CDU/CSU]: An Kindern selbst 
auch!) 

und es fehlt an vielen anderen Dingen mehr. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Das liegt doch 
nicht an dem fehlenden Gesetz, das liegt 

daran, daß Sie kein Geld haben!) 

— Hätten wir genügend solcher Einrichtungen, 
Herr Kollege Kroll-Schlüter, bekämen sehr viel 
mehr Familien als heute die Chance, mit ihren Pro-
blemen selbst fertig zu werden, ohne daß Familien 
getrennt werden müßten. 

Zur Zeit sind in der Bundesrepublik 140 000 Kin-
der und Jugendliche in Heimen der Jugendhilfa 
und in Pflegefamilien untergebracht. Mehr als die 
Hälfte davon lebt in Heimen. Wir erleben zur Zeit 
jährlich ca. 7 000 Fälle von Sorgerechtsentziehung 
und gut 3 000 Anordnungen von Fürsorgeerzie-
hung. Das sind entschieden zuviel Eingriffe in das 
Elternrecht. Ich bin überzeugt davon, daß durch 
bessere Hilfsangebote die Zahl dieser Eingriffe ge-
senkt werden könnte. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber nicht durch 
schlechtere Gesetze!) 

— Nein, durch sehr viel bessere Gesetze, aber be-
stimmt nicht dadurch, daß man den Leistungskata- 
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Parl. Staatssekretär Zander 
log des Jugendhilfegesetzes auf Kann-Vorschriften 
reduziert. Ich komme darauf gleich noch zu spre-
chen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Ich ziele auf das el

-

terliche Sorgerecht ab!) 

— Wir reden hier über die Jugendhilfe, Kollege 
Hasinger; über elterliche Sorge haben wir ausführ

-

lich und lange Zeit in diesem Hause debattiert. 
Wir können, wenn Sie das wünschen, gern darüber 
öffentlich diskutieren. Hier reden wir jetzt über 
Jugendhilfe. 

Wir wissen auch, meine Damen und Herren, daß 
in rund der Hälfte aller Fälle vor einer Heimein-
weisung überhaupt keine andere Hilfe angeboten 
wurde. Man hat einfach abgewartet, bis die Familie 
mit ihren Problemen nicht mehr fertig werden 
konnte, und das Kind dann in ein Heim eingewie-
sen. Das kann und darf unserer Meinung nach 
nicht so bleiben. 

Es muß darum gehen, offene pädagogische und 
therapeutische Hilfen als Alternative zur Heimer-
ziehung zu entwickeln, die nicht wie die Heimer-
ziehung zur Herauslösung von Kindern aus den ei-
genen Familien, oft sogar gegen den Willen der El-
tern, führen. Diesem Reformanliegen ist der Ge-
setzentwurf der Bundesregierung gefolgt, indem er 
solche offenen Hilfen und die Erziehungsberatung 
als Soll-Leistung oder als Rechtsanspruch ausge-
staltet hat, was natürlich auch seine Entsprechung 
in unserer Kostenschätzung finden muß. 

Wenn Sie sich einmal den jetzt vorliegenden 
Entwurf des Bundesrates unter diesem Gesichts-
punkt ansehen, stellen Sie fest, daß auch dort der 
Ausbau der vorbeugenden offenen Hilfen als 
grundlegendes Ziel zwar genannt worden ist, daß 
jedoch diese allgemeine Zielvorstellung in den 
konkreten einzelnen Bestimmungen nicht durchge-
halten wird. Dort ist diese Zielvorstellung weitge-
hend zu unverbindlichen Kann-Leistungen verwäs-
sert worden. Dies geschah auf Grund der Voten 
des Finanzausschusses; der federführende Fachaus-
schuß ist mit seinen zahlreichen Widersprüchen 
gegen diese Verwässerung im Bundesrat leider 
auf der Strecke geblieben. Eine solche Vorlage, die 
die Bedenken der eigenen Fachministerien in den 
Ländern einfach vom Tisch fegt, die die konstruk-
tiven Ansätze des ursprünglichen baden-württem-
bergischen Entwurfes in ihr Gegenteil verkehrt, 
stellt keinen angemessenen Beitrag zur Lösung der 
jugend- und familienpolitischen Probleme dar. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie auch auf anderen Feldern der Familienpoli-
tik klaffen hier Anspruch und Wirklichkeit der 
Union weit auseinander. Hier, wo es konkret wird, 
werden die nur oberflächlich verdeckten tiefgrei-
fenden Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
unionsgeführten Länder sichtbar. In Bayern ist es 
schon soweit, daß der zuständige Sozialminister be-
klagt, in weiten Kreisen der Bevölkerung seien die 
Beratungsstellen nicht ausreichend bekannt, und zu 
ihrer Inanspruchnahme aufruft, während der Mini-
sterpräsident nur von Jugendsozialstationen 
spricht, die einen permanenten Eingriff in die Fa-

milie darstellten. Und alles dies, obwohl das Ju-
gendprogramm der bayerischen Staatsregierung 
hinsichtlich der Notwendigkeit des Ausbaus der 
Erziehungsberatungsstellen von genau denselben 
Vorstellungen wie der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung ausgeht. 

(Hört! Hört! bei der SPD)  

Wer soll daraus noch schlau werden? Woher sol-
len wir erkennen, was Sie überhaupt in der Ju-
gendpolitik und in der Familienpolitik wollen? 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Das brauchen 
Sie nur nachzulesen!) 

Der Bundesrat wird nicht müde, in seinem Ge-
setzentwurf immer wieder den Vorrang des elterli-
chen Erziehungsrechts zu betonen und den Regie-
rungsentwurf der Elternfeindlichkeit zu bezichti-
gen. Bei näherem Hinsehen ist genau das Gegenteil 
feststellbar. Die Verwässerung der vorbeugenden 
offenen Hilfen zu unverbindlichen Kann-Leistungen 
würde, wenn dies so Gesetz werden sollte, auch in 
Zukunft dazu führen, daß Jugendämter und freie 
Träger mit Heimeinweisungen antworten müssen, 
weil sie eben nicht verpflichtet sind, bedarfsge-
rechte, vorbeugende, offene Hilfen anzubieten. Wer 
hier, Frau Minister Griesinger, Familienpolitik mit 
halbem und wer sie mit ganzem Herzen betreibt, 
wird sicher die Fachöffentlichkeit beurteilen kön-
nen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ein re

-

gierungsamtlicher Kurzschluß ist das!) 

Dies ist nicht Förderung der. Familie und ihrer 
Rahmenbedingungen, sondern es ist Gleichgültig-
keit, Gleichgültigkeit gegenüber den Wünschen 
der Familie, ihren Problemen und Bedürfnissen und 
damit Schwächung der Familie. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie können nicht erwarten, daß wir Ihnen auf die-
sem Wege folgen werden. 

Meine Damen und Herren, die Jugendarbeit wird 
im Entwurf des Bundesrates auf einen Erinnerungs-
posten reduziert. Das Verhältnis zwischen öffentli-
chen und freien Trägern wird in einer Weise fi

-

xiert, die weder der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts vom Juli 1967 Rechnung trägt 
noch den tatsächlichen Gegebenheiten entspricht. 
Wir brauchen die freien Träger in der Jugendhilfe, 
und die freien Träger in der Jugendhilfe brauchen 
Funktionsschutz. Die Bundesregierung hat immer 
wieder betont, daß wir uns hinsichtlich der Stel-
lung der freien Träger durchaus Regelungen vor-
stellen können, die der Bedeutung der freien Trä-
ger in der Jugendhilfe noch besser gerecht werden, 
als das im Regierungsentwurf geschehen ist. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hasinger? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Ja, bitte. 
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Hasinger (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, glauben Sie, daß es der Verabschie-
dung dieses Gesetzes in dieser Legislaturperiode 
nützt, wenn Sie auf die kompromißbereite Rede 
von Frau Minister Griesinger in einer derart ag-
gressiven, auf Konflikt angelegten Weise antwor-
ten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Hasinger, ich kann, indem ich die Schwächen des 
Entwurfs offenlege, keine Aggressivität erkennen. 
Ich muß sagen, der Schwellenwert für Aggressivi-
tät in der politischen Auseinandersetzung scheint 
bei Ihnen sehr, sehr niedrig zu liegen. Ich habe 
nicht den Eindruck, daß ich hier aggressiv vorge-
tragen habe. Aber das mag der Zuhörer beurtei-
len. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
— ich wiederhole das — hat immer wieder gesagt, 
daß sie bereit sei, Regelungen zu unterstützen, die 
die Stellung der freien Träger in der Jugendhilfe 
im Sinne eines notwendigen Funktionsschutzes 
noch besser absichern. Die Bundesregierung hat 
ihre Stellungnahme zum Gesetzentwurf des Bun-
desrates vorgelegt und dabei Punkt für Punkt auf 
Widersprüche und Ungereimtheiten des Entwurfs 
hingewiesen. Ich will dies hier nicht im einzelnen 
wiederholen, sondern darf mich insgesamt auf die-
se Stellungnahme beziehen. 

Fachverbände haben sich gegenüber dem Bun-
desratsentwurf bisher in beredtes Schweigen ge-
hüllt. Sie nehmen diesen Entwurf, auch verglichen 
mit dem, was im ursprünglichen Entwurf Baden-
Württembergs an Intentionen erkennbar war, an-
scheinend als eine erhebliche Abschwächung. 

(Broll [CDU/CSU] : Sie kritisieren Ihren Ent

-

wurf !) 

— Unser Entwurf ist auch im Hearing des Deut-
schen Bundestages von sehr, sehr vielen Fachver-
bänden im Prinzip als ein brauchbarer Entwurf be-
zeichnet worden. Die kommunalen Spitzenverbände 
haben ihn als brauchbar und sogar als weitgehend 
ausgereiften Entwurf bezeichnet. 

(Broll [CDU/CSU] : Brauchbar, um Kritik 
anzubringen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Ich bin gerne bereit, Ihnen einmal die Fülle der 
positiven Stellungnahmen  zu dokumentieren. Wir 
können das in den Ausschußberatungen tun, wo 
wir uns im einzelnen unterhalten. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Nennen Sie 
einmal einen Paragraphen, der nicht von 
den Fachverbänden kritisiert worden ist, 

einen einzigen!) 

— Herr Kollege Kroll-Schlüter, es ist nicht nur 
ein einziger, es sind eine Fülle von Paragraphen 
und Leistungsvorschriften und Gedanken nicht kri-
tisiert, sondern unterstützt worden. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Nein! — Rawe 
[CDU/CSU]: Wir können Ihnen helfen: 
Einleitung und Überschrift! — Frau Dr. 
Timm [SPD] : Schade, bei diesem Thema 
sollte man ein bißchen mehr Ernsthaftig

-

keit walten lassen!) 

— Ich kann ja verstehen, daß eine gewisse Betrof-
fenheit da ist, denn ich weiß von vielen Kollegen, 
die hier dazwischenrufen, daß sie im Prinzip für 
eine weitreichende grundlegende Reform der Ju-
gendhilfe eintreten. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Deswegen sind wir 
vom Regierungsentwurf enttäuscht!) 

Ich kann auch eine gewisse Betroffenheit darüber 
erkennen, daß dieser Anspruch, mit dem der ba-
den-württembergische Entwurf ursprünglich im 
Bundesrat versehen war, leider inzwischen zu ei-
nem, wie gesagt wurde, „Jugendhilfeverschnitt" 
degeneriert ist. 

Meine Damen und Herren, wenn es Ihnen mit 
der Verabschiedung eines neuen Jugendhilferechts 
wirklich ernst ist, eines Jugendhilferechts, das zur 
Lösung unserer wirklich dringenden jugend- und 
familienpolitischen Probleme beitragen soll, dann 
appelliere ich an Sie, im Rahmen der anstehenden 
Beratungen in den Ausschüssen des Deutscher 
Bundestages nicht den Entwurf des Bundesrates, 
sondern den Entwurf der Bundesregierung zur Be-
ratungsgrundlage zu machen, damit der Wider-
spruch zwischen ständigen familienpolitischen For-
derungen und den Taten nicht noch größer wird. 
Selbstverständlich wird auch der Entwurf des Bun-
desrates eine Orientierungshilfe für die Beratungen 
sein. Jedem, der an den Beratungen teilnimmt, ist 
bewußt, daß es sich hier um ein zustimmungs-
pflichtiges Gesetz handelt und schließlich am Ende 
des Gesetzgebungsganges ein positives Votum des 
Bundesrates stehen sollte. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ver

-

gessen Sie das nicht!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
wird deshalb die kommenden Beratungen undog-
matisch und kompromißbereit begleiten. Ich bitte 
sie: helfen Sie im Interesse unserer Familien und 
der jungen Menschen mit, die so dringend notwen-
dige Reform der Jugendhilfe noch in dieser Legis-
laturperiode zu verwirklichen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Ha

-

singer [CDU/CSU] : Dazu war Ihre Rede 
kein Beitrag! — Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: In der Tat!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Karwatzki. 

Frau Karwatzki (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Verehrter Herr 
Kollege Zander, ich hielt Ihre Rede nicht für ein 
konstruktives Angebot, einen. gemeinsamen Versuch 
zur Verabschiedung dieses Gesetzes zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dies war eine Vorbemerkung, die ich sonst sicher 
nicht gemacht hätte. 

Die CDU/CSU-Fraktion in diesem Hause fordert 
seit einigen Jahren die Neugestaltung des Jugend-
hilferechts, die das JWG aus dem Jahr 1922 ablö-
sen soll. Ich betone, daß dieses alte Jugendwohl-
fahrtsgesetz besonders unter Berücksichtigung der 
vom Deutschen Bundestag eingefügten Änderungen 
und Anpassungen an das Grundgesetz über viele 
Jahrzehnte hin gute Dienste getan hat und den ge-
stellten Anforderungen im großen und . ganzen ge-
recht geworden ist. Man muß dies jetzt, wo es um 
seine völlige Ablösung geht, eine Ablösung, die 
weitgehend durch Entwicklungen des Zeitgeistes 
erforderlich wurde, hier noch einmal deutlich sa-
gen. Daß das Jugendwohlfahrtsgesetz gewisserma-
ßen von Anfang an schlecht gewesen sei, darf man 
weiß Gott nicht behaupten. In denke, unser aller 
Anliegen muß sein, dies auch nach draußen zu sa-
gen. 

(Hauck [SPD]: Das hat er auch gesagt! — 
Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Sie kann es 

doch noch einmal unterstreichen!) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordert seit ei-
nigen Jahren nicht nur die Neugestaltung des Ju-
gendhilferechts schlechthin, sondern sie will ein 
allgemein verständliches, ideologiefreies, für Ver-
waltung und Jugendhilfeträger gleichermaßen 
praktikables und, wie ich als Kommunalpolitikerin 
es formuliere, bürgernahes Jugendhilfegesetz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Rechte von Eltern, Familien, betroffenen Ju-
gendlichen und Staat bzw. Kommunen sollen in ei-
nem vernünftigen und ausgewogenen Verhältnis 
zueinander stehen. Dazu gehört, daß Kindern und 
jungen Menschen nicht Rechte zugemutet werden, 
die sie überfordern, und nicht Erwartungen an sie 
gestellt werden, die sie noch gar nicht erfüllen 
können. Die Jugendarbeit muß genügend Spielraum 
zu ihrer freien Entfaltung erhalten. 

Schließlich müssen die freien Träger der Jugend-
hilfe weiterhin die rechtlichen und finanziellen 
Möglichkeiten haben, ihre bisher als erfolgreich 
und notwendig zu bewertende Arbeit fortzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So und nicht anders hat ein neues Jugendhilfe-
gesetz auszusehen. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Ent-
wurf, auf den wir lange genug warten mußten, 
wird den genannten Anforderungen kaum gerecht. 
Wir haben dies hier bereits im Rahmen seiner er-
sten Beratung am 15. März deutlich gemacht. 

Der Bundesratsentwurf zeigt Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Bundesregierung, wie man es 
besser machen kann. Auch können Sie sich nicht 
des Argumentes befleißigen, die Opposition biete 
keine Alternative in Sachen Jugendhilfe. Wir bie-
ten sie in diesem Fall über das Land Baden -Würt-
temberg und den Bundesrat. Es ist eine Alternati-
ve, die als gute Diskussionsgrundlage in den Aus-
schußberatungen auch Ihnen und den Mitgliedern  

der Fraktionen der SPD und der FDP eine kon-
struktive Mitarbeit ermöglicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Initiative des Landes Baden-Württemberg 
verdient es, im Hinblick sowohl auf das Formale 
als auch die materiellen Inhalte anerkannt und ge-
setzgeberich entsprechend gewürdigt zu werden. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich will im einzelnen vergleichend Stellung neh-
men. 

Erstens. Jugendhilfe ist nicht nur staatliche Hilfe 
in Notsituationen und dient nicht nur der Daseins-
vorsorge. Die Experten haben im Rahmen der öf-
fentlichen Anhörung am 12. Juni 1979 im Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit einhellig die 
Forderung gestellt, das Jugendhilferecht aus dem 
Sozialgesetzbuch herauszunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung bleibt auch nach Vorlage ih-
rer geringfügigen Änderungsvorschläge bei der 
Einbeziehung in das Sozialgesetzbuch. Der Bundes-
ratsentwurf sieht ein eigenständiges Gesetz vor. 

Zweitens. Der Bundesratsentwurf ist kurz und 
knapp gehalten. Für jemanden, der ein Jugendhil-
fegesetz tagtäglich anzuwenden hat, ist dieses Ge-
setz lesbar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Tat!) 

Als Betroffener kann man sich vielleicht sogar 
ohne Rechtsbeistand ein Bild über die Rechtslage 
verschaffen und dies, obwohl alle zu regelnden Be-
reiche in hinreichendem Maße angesprochen sind. 
Das entspricht unserer immer wieder vorgetrage-
nen Forderung, daß in allen politischen Bereichen 
. gesetzliche Regelungen nur soweit getroffen wer-
den sollen, wie es unbedingt erforderlich ist. Durch 
die in ihm enthaltenen Generalklauseln bringt der 
Entwurf sein Vertrauen in die Erziehungskraft der 
Familie zum Ausdruck. Der Entwurf der Bundesre-
gierung hingegen gestaltet jeden denkbaren Frei-
raum mit einer Gesetzesbestimmung aus und läßt 
fast nirgendwo Möglichkeiten für eigenverantwort-
liche Lösungen der Anwendenden offen. Mit ihrem 
uferlosen Perfektionismus kam die Bundesregie-
rung schnell auf 143 Paragraphen. Auch die neuer-
lich vorgelegten Straffungsvorschläge, die den Län-
dern geringfügige Kompetenzerweiterungen brin-
gen sollen, machen da nicht viel aus. Das Land Ba-
den-Württemberg kommt mit 59 Paragraphen aus. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Die Menge 
der Paragraphen ist nicht entscheidend! — 

Heiterkeit bei der SPD) 

— Meine Herren von der Opposition, Sie sollten 
nicht lächeln, sondern zuhören! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kroll-Schlü

-

ter [CDU/CSU] : Sie können gar nicht ver

-

stehen, daß man mit weniger mehr er

-

reicht!) 

Drittens. Auch Klarheit und Allgemeinverständ-
lichkeit sind in einem kurzen Gesetz natürlich bes- 
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ser als in einem nahezu unüberschaubaren Gesetz 
gewährleistet. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wie ich bereits eingangs sagte, müssen Anwenden-
de und Betroffene die Möglichkeit haben, schnell 
und ohne juristische Zusatzkurse den Durchblick 
zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dem wird der Bundesratsentwurf ohne Zweifel bes-
ser gerecht. 

Viertens. Das Elternrecht und die Elternverant-
wortung sind im Bundesratsentwurf wesentlich 
besser am Grundgesetz orientiert als in der Regie-
rungsvorlage. Dies kommt schon in § 1 Abs. 1 
Satz 2 zum Ausdruck — ich zitiere —: 

Pflege und Erziehung der Kinder sind das na-
türliche Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht. 

Genauso steht es in Art. 6 Abs. 2 Satz 1 des Grund

-

geestzes. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Diesen 
Satz wollten Sie schon im elterlichen Sor

-

gerecht nicht gelten lassen!) 

Das selbständige Antragsrecht des Jugendlichen, 
wie es der Regierungsentwurf vorsieht, gibt es 
nicht. Der Familie wird damit als der tragenden Le-
bens- und Organisationsform unserer Gesellschaft 
so viel Kraft und Einigungsfähigkeit zugebilligt, 
daß man sie in der Lage sieht, Situationen, von de-
nen die Regierung glaubt, den Jugendlichen ein ei-
genes  Antragsrecht einräumen zu müssen, aus ei-
gener Stärke und Verantwortung und ohne staatli-
che Einmischung zu überwinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Jugendhilfegesetz muß auf ein gewisses Maß 
an Selbstregelungsfähigkeit innerhalb unserer Fa-
milien vertrauen. Auf diese Weise wird auch ver-
mieden, daß die Fachlichkeit der Jugendhilfe und 
die Verantwortung der Eltern für die Erziehung ih-
rer Kinder gegeneinander ausgespielt werden kön-
nen. Der Regierungsentwurf, so meine ich, vermag 
dieses Vertrauen nicht aufzubringen. 

Fünftens: Die Stellung und das Verhältnis der 
freien und öffentlichen Träger zueinander ist in § 2 
analog § 5 Abs. 3 JWG geregelt. § 2 Abs. 3 des 
Bundesratsentwurfes bringt das Subsidiaritätsprin-
zip als Soll-Vorschrift zum Tragen und kommt so-
mit unseren Forderungen wesentlich besser entge-
gen als das Institut der „partnerschaftlichen Zu-
sammenarbeit" des § 3 des Regierungsentwurfs. Sie 
wissen, daß das Subsidiaritätsprinzip für uns ein 
unverzichtbarer Punkt ist und bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sechstens. Jugendarbeit, die für die Entwicklung 
und die Lebensgestaltung unserer Jugendlichen 
von enormer Bedeutung ist, wird in dem Bundes-
ratsentwurf nicht, wie es die §§ 18 bis 26 des Re-
gierungsentwurfs tun, bis in kleinste reglementiert. 
Vielmehr beschränkt sich der Entwurf des Bundes-
rates in § 12 auf die Erteilung einer Rahmenrichtli-

nie und gibt den Ländern die Zuständigkeit, die Ju-
gendarbeit gesetzgeberisch zu regeln und auszuge-
stalten. Wird § 12 Abs. 2 auch unter Berücksichti-
gung des § 50 so interpretiert, daß der Bund in der 
Jugendarbeit seine Förderungskompetenzen behal-
ten soll — ich interpretiere ihn so —, so übertrifft 
die Bundesratsvorlage den Regierungsentwurf inso-
weit in der Zweckmäßigkeit, als im Verhältnis von 
Regelungswürdigkeit und Regelungsbedürftigkeit 
der Jugendarbeit einer Generalklausel der Vorrang 
gegenüber einengenden Reglementierungsvorschrif-
ten gebührt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sehr 
gut!) 

Siebentens. Der Entwurf des Bundesrates läuft 
nicht auf ein totales Erziehungsgesetz hinaus, wel-
ches staatliche Reglementierung in das Elternhaus 
hineinbringt und auf lange Sicht die Verstaatli-
chung der Erziehung insgesamt anstrebt oder zu-
mindest bewirken kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Anders versteht die Bundesregierung dagegen mitt-
lerweile ihren Entwurf. Ich darf mit Genehmigung 
des Präsidenten aus einer gemeinsamen Erklärung 
der Konferenz der SPD-Fraktionsvorsitzenden in 
Berlin zum Thema Familienpolitik zitieren. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Hört mal zu!) 

Dort heißt es unter anderem: 

Aus sozialdemokratischer Sicht sind die wich-
tigsten und unverzichtbaren Punkte der Ju-
gendhilfereform erstens Verlagerung des 
Schwerpunktes der Jugendhilfe von der Für-
sorge in den Erziehungs- und Bildungsbereich 
und zweitens Ausgestaltung der Jugendhilfen 
zum selbständigen Erziehungsfaktor neben El-
ternhaus, Schule und Beruf. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Bundesregie-
rung und der SPD-Fraktion, Sie haben es bisher 
immer vertuschen wollen, daß nach Ihrem Entwurf 
die Jugendhilfe selbständiger Erziehungsfaktor ne-
ben dem Elternhaus sein soll. Das Papier der Berli-
ner SPD-Fraktionsvorsitzendenkonferenz, so meine 
ich, straft Sie Lügen. Ich erspare mir, hier vorzu-
tragen, was uns demnächst noch alles bevorsteht. 
Die Dokumentation, aus der ich zitiert habe, 
stammt vom 29./30. Juni dieses Jahres. Ihre jüng-
sten Änderungsvorschläge tragen das Datum des 
27. Juni. Es ist also zu erwarten, daß im Rahmen 
Ihrer nächsten Änderungsvorschläge als Ausgleich 
für Ihr geringfügiges Entgegenkommen in Sachen 
Straffung und Vereinfachung uns die Konzeption 
eines staatlichen Erziehungsgesetzes serviert wird. 
Für Sie ist dieses ja, wie wir gehört haben, eine un-
verzichtbare Forderung. Das ist ein Grund mehr, 
den Bundesratsentwurf dem Ihrigen vorzuziehen. 

Ich fasse zusammen. Wir fordern — und dies 
muß immer wieder hervorgehoben werden — er-
stens ein eigenständiges Jugendhilfegesetz, wel-
ches kurz und knapp, klar und verständlich gestal-
tet ist. Wir fordern zweitens: Das Elternrecht darf 
nicht zugunsten staatlicher Überfunktionen ausge- 
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höhlt werden. Drittens: Die freien Träger müssen 
Vorrang vor den öffentlichen Trägern haben. Vier-
tens: Die Jugendarbeit muß sich frei entfalten kön-
nen. 

Dieses Gesetz darf nicht auch noch die letzten 
Freiräume für die Erziehung in die alleinige Zu-
ständigkeit des Staates verlagern.  

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Auf die Grundrichtung beider Entwürfe kommt es 
an. Deshalb gebührt dem Bundesratsentwurf auf 
gleichberechtigter Basis mit dem Regierungsent-
wurf aus unserer Sicht der Vorrang. Über Kompro-
misse können wir uns in den Ausschüssen gerne 
unterhalten, und wir werden in dem Maße darauf 
einzugehen in der Lage sein, wie Sie das im Hin-
blick auf Ihren Entwurf waren oder sind. Ich bin 
froh über die Auswahlmöglichkeit, die der Entwurf 
des Bundesrates nun geschaffen hat, und bitte trotz 
der bereits erfolgten pauschalen Ablehnung durch 
die Bundesregierung um konstruktive und wohl-
wollende Beratung in den Ausschüssen. Denn wir 
sollten alle zusammen heute am Weltkindertag un-
ser gemeinsames Ziel nicht aus den Augen verlie-
ren, ein gutes und erfolgversprechendes Jugendhil-
ferecht zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Karwatz-
ki, etwas weniger Agitation und Polemik wäre der 
Sachlichkeit der Diskussion sicherlich dienlicher 
gewesen; 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

aber ich vermute, daß Sie die Zuspitzung im Au-
genblick brauchen, um sich in der kommunalpoliti-
schen Szene zu profilieren. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir können uns gern einmal über das Drumherum, 
über die Philosophie der Jugendpolitik, die Sie hier 
am Schluß vorgetragen haben, in aller Ruhe unter-
halten, damit wir uns nicht Schlagworte vor den 
Kopf donnern müssen. Ich meine, daß es jetzt sinn-
voller wäre, auf den Stellenwert einzugehen, den 
der vom Bundesrat vorgelegte Gesetzentwurf zur 
Verbesserung der Jugendhilfe im Zusammenhang 
unserer Beratungen jetzt auch im Bundestagsaus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit haben 
kann. 

Die heute hier zur Debatte stehende Vorlage be-
schreibt die Position der von CDU und CSU regier-
ten Länder zum Jugendhilfegesetz. Mittlerweile 
haben wir nun auch erfahren, daß das die Position 
der Unionsfraktion im Deutschen Bundestag ist. Es 
hat ja lange gedauert, bis sich die Union auf einen 
gemeinsamen Entwurf einigen konnte, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Die 
Bundesregierung hat zehn Jahre ge

-

braucht!) 

und der Entwurf kommt gerade noch rechtzeitig, 
daß wir ihn in die Beratung des Jugendhilfegeset-
zes in unserem Ausschuß mit einbeziehen können. 
Selbstverständlich werden wir, wie sich das gehört, 
die Stuktur des Entwurfs, die darin enthaltene 
Leistungsangebote und die Grundsätze, von denen 
er ausgeht, pflichtgemäß in unseren Beratungen 
sorgfältig prüfen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Beide Entwürfe 
sollten in den Ausschußberatungen Bera

-

tungsgrundlage sein!) 

Eine grundsätzliche Feststellung kann man je-
doch heute schon treffen. Während der im Früh-
jahr vorgelegte Entwurf aus Baden-Württemberg 
noch den Anspruch erheben konnte, die Jugendhil-
fe quantitativ und qualitativ zu verbessern, fällt 
die Bundesratsvorlage  in  vielen Punkten selbst hin-
ter das geltende Recht nach dem Jugendwohl-
fahrtsgesetz zurück. Meine Damen und Herren, das ' 
ist wahrhaftig ein strahlender Beitrag des Bundes-
rates zum internationalen Jahr des Kindes und zum 
Weltkindertag. Wenn Sie sich heute morgen, Frau 
Karwatzki, hätten berichten lassen, was der Kin-
derschutzbund gerade zum Bereich der Jugendhilfe 
auf seiner Pressekonferenz gesagt hat, hätten Sie 
feststellen können, daß dort unsere Linie mehr 
oder weniger bestätigt und eine klare Absage an 
das formuliert worden ist, was Sie im Jugendhilfe-
recht machen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wi

-

derspruch bei der CDU/CSU) 

Was der Bundesrat vorgelegt hat, ist ein Jugend-
hilfe-Torso, der nach dem Motto gebastelt wurde: 
Vorne und hinten etwas abgehackt und immer 
noch zu kurz. 

Lassen Sie mich das an einigen Beispielen deut-
lich machen. 

Erstens. Obwohl die Anhörung vor dem Bundes-
tagsausschuß. für Jugend, Familie und Gesundheit 
ergeben hat, daß praktisch alle Verbände eine um-
fassende Regelung der Jugendarbeit im Jugendhil-
fegesetz wünschen, beschränkt sich der Bundesrat 
auf einen einzigen lapidaren Paragraphen. Frau 
Karwatzki, niemanden hat es gegeben, mindestens 
nicht unter den Jugendverbänden, der im Anhö-
rungsverfahren deutlich gemacht hätte, daß er sich 
mit einer Generalklausel im Jugendhilfegesetz des 
Bundes zufriedengeben würde. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU] : Protokolle 
nachlesen!) 

Von einer Einheit der Jugendhilfe kann im Bun-
desratsentwurf keine Rede mehr sein. Die Jugend-
politiker der Union werden das mit den Jugendver-
bänden selbst abzumachen haben. Ich habe noch 
einmal im Protokoll nachgelesen, Frau Karwatzki, 
was Sie im Frühjahr dieses Jahres gesagt haben, 
als Sie die Paragraphen des Regierungsentwurfs 
zur Jugendarbeit kritisierten, wo Sie feststellten: 

Das moderne und allgemeine Verständnis von 
Jugendarbeit umfaßt eben nicht nur Erziehung, 
sondern auch Bildung, Aktion und Interessen-
vertretung. 
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Kuhlwein 
Nun frage ich mich: Wo im Bundesratsentwurf 

Sie das gefunden haben, was Sie hier . gefordert ha-
ben. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: § 12!) 

Wir jedenfalls halten es mit der Einheitlichkeit 
der Lebensbedingungen in der Bundesrepublik für 
unvereinbar, wenn die Arbeit von Jugendverbän-
den in Bayern oder Baden-Württemberg nach ande-
ren Maßstäben gefördert würde als z. B. in Nord-
rhein-Westfalen. Wir wollen auch kein bloßes Ju-
gendfürsorge-, sondern ein Jugendförderungsgesetz 
machen. 

Dort, wo es ums Geld geht, haben Sie, Frau 
Griesinger, die im Entwurf der Bundesregierung für 
die Jugendarbeit vorgesehenen Mehrkosten von 
jährlich 200 Millionen DM — auf 1987 hochgerech-
net — auf 75 Millionen DM reduziert. Sie halten 
diesen Betrag in Ihrer Begründung auch für „ange-
messen und ausreichend". Bei rund 16 Millionen 
Kindern in der Bundesrepublik, die unter 18 Jahre 
alt sind, wären das dann noch nicht einmal 5 DM 
pro Kind und Jahr. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Wollen 
Sie 'alle Kinder betreuen?) 

Damit können Sie dann kaum einen halben Ver-
pflegungssatz bei einer Ferienerholungsmaßnahme 
finanzieren. Wie das mit der von Ihnen propagier-
ten familien- und kinderfreundlichen Politik zusam-
menpassen soll, ist mir wirklich schleierhaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Im Gegensatz zur Bundesregierung 
geht der Bundesrat davon aus, daß wir für den 
Ausbau allgemeiner und spezieller sozialer Dienste 
in der Jugendhilfe weniger Personal brauchen, als 
die Bundesregierung hochgerechnet hat. Er will in 
diesem Bereich 244 Millionen DM einsparen. 
Gleichzeitig reduziert er die Besetzung von Erzie-
hungsberatungsstellen von 5,5 auf 4 Fachkräfte. Im 
Gesetzestext werden dann logischerweise die offe-
nen pädagogischen Hilfen als Kann-Leistungen 
ausgewiesen — Herr Kollege Zander hat schon 
darauf hingewiesen. Die erfolgreich erprobten 
Übungs- und Erfahrungskurse fehlen völlig. Den-
noch kommt der Bundesrat bei den hochgerechne-
ten Einsparungen bei der Heimerziehung zum sel-
ben Ergebnis wie die Bundesregierung in ihrem Ent-
wurf: 180 Millionen DM im Jahr. Da werden wohl 
Ihre Rechner, Frau Kollegin Griesinger, nicht so 
ganz aufgepaßt haben. Oder wie wollen Sie diese 
Zahl erreichen, wenn Sie die offenen pädagogi-
schen Hilfen nicht so weit ausbauen, daß Heimer-
ziehung bei uns wirklich verhindert werden kann? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Konsequenz wird doch sein, daß, wie bisher, 
viel zu schnell Hilfen zur Erziehung außerhalb der 
eigenen Familie beantragt werden. Nicht nur inso-
weit ist Ihr Entwurf geradezu familienfeindlich. 

Dritter Punkt: Ihr Entwurf enthält keinen Hin-
weis auf Alternativen zur Heimerziehung wie offe-
ne Wohnformen oder Wohngruppen. Sie tragen da-
mit der Diffamierungskampagne von reaktionären 
Verbänden Rechnung, die in den von der Bundes-

regierung vorgeschlagenen pädagogisch betreuten 
Wohngruppen extremistische Kommunen vermuten. 
Dabei wissen wir doch längst aus vielen Model-
len — — 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

-- Frau Kollegin Dr. Wex, Sie sollten einmal 

(Frau Dr. Wilms [CDU/CSU] : Sie hat kein 
Wort gesagt! Das war ich!) 

— das war die Nachbarin, gut; ich kenne Sie noch 
nicht — bei den Kirchen, insbesondere beim Dia-
konischen Werk, nachfragen. Dort werden Sie hö-
ren, mit welch großem Erfolg Wohngruppen zur 
sozialen und pädagogischen Integration von ent-
wicklungsgestörten Jugendlichen eingesetzt wer-
den. 

(Frau Dr. Wilms [CDU/CSU]: Es gibt aber 
auch andere!) 

In diesem Gesetzentwurf, den die Bundesregierung 
vorgelegt hat, ist klargemacht worden, welche Art 
von Wohngruppen gemeint ist. Wir lassen diese, 
neuen pädagogischen Formen der außerfamiliären 
Erziehung nicht als Kommunen diffamieren. 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Nur zur Erinnerung: Es gibt 

auch noch Familien!) 

— Sie jedenfalls sollten Ihre Kenntnisse über mo-
derne Jugendhilfearbeit auf den neuesten Stand 
bringen, auch Sie, Herr Kollege Kroll-Schlüter. 

Vierter Punkt: Sie wollen auf das Antragsrecht 
des Jugendlichen verzichten, obwohl dieses An-
tragsrecht bereits seit 1. Januar 1976 für Jugendli-
che ab dem Alter von 15 Jahren geltendes Recht 
ist. Sie wollen damit angeblich verhindern, daß das 
Jugendamt Konflikte in die Familien hineinträgt. 
Die Schreckensvision vom Jugendlichen, der sei-
nen Eltern das Jugendamt auf den Hals schickt, 
weil er zu wenig Taschengeld bekommt, soll für 
kommende politische Auseinandersetzungen offen-
bar erhalten bleiben. Wenn man jedoch Ihren Ge-
setzentwurf genau nachliest, stellt man fest, daß 
Sie erstens dem Jugendlichen die Möglichkeit ein-
räumen, dem Jugendamt die zum Einschreiten füh-
renden Tatsachen zur Kenntnis zu bringen. Das 
steht wörtlich so darin. Da das Jugendamt aber 
auch nach Ihrer Auffassung kraft Amtes tätig wer-
den muß, erhalten auch bei Ihnen die Jugendlichen 
faktisch ein Antragsrecht — nämlich semantisch 
etwas verkleistert, damit man nicht so  genau 
merkt, was das bedeuten soll. Sie werden — wir 
werden das öffentlich deutlich machen — in Zu-
kunft jedenfalls auf ein Schreckensbild in Ihren 
Propagandapapieren verzichten müssen. Bei der 
von Ihnen gewählten Lösung sind die Jugendlichen 
allerdings nicht Subjekt des Handelns, sondern Ob-
jekt des staatlichen Handelns durch das Jugend-
amt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das sa

-

gen Sie in Ihrem Sorgerecht!) 

Man sieht, daß Sie das offensichtlich lieber haben 
als wir, die wir dem Jugendlichen einen eigenstän- 
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Kuhlwein 
digen Anspruch auf einen Antrag beim Jugendamt 
einräumen möchten, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Gegen 
die Eltern!) 

damit er selber tätig wird. Wir wollen dem Ju-
gendlichen ein eigenes Recht einräumen; Sie wol-
len dem Jugendamt eigene Rechte einräumen, in 
die Familien einzugreifen. Darin unterscheiden wir 
uns, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Die Fa

-

milie aufsprengen!) 

allerdings auch sehr grundsätzlich dann. 

Fünfter Punkt. Sie wollen grundsätzlich den frei-
en Trägern der Jugendhilfe Vorrang vor dem öf-
fentlichen Träger einräumen, und das ist für uns in 
dieser Form nicht, annehmbar. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Aber wir sind gern bereit, im Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens zu prüfen, ob und wo im Ent-
wurf der Bundesregierung der Vorwurf zutreffen 
könnte, der öffentliche Träger könnte die freien 
Träger systematisch verdrängen — wie man das 
bei Ihnen immer hört. Dabei ist auch dieser ideolo-
gisch so belastete Streitpunkt längst von der Pra-
xis überholt. Das wissen Sie selber ganz genau. 
Denn die Zusammenarbeit und die Arbeitsteilung 
zwischen Jugendämtern und freien Trägern ist in 
der Regel gut. Das sehr viel größere Problem kon-
kurrierender freier Träger und das Problem, wie 
Initiativgruppen in der Jugendhilfe als Jugendhil-
feträger anerkannt und gefördert werden können, 
bleibt auch im Bundesratsentwurf ungelöst. Darüber 
nachzudenken, erscheint mir sehr viel wichtiger, 
wenn wir eine bürgernahe partizipative Jugendhil-
fe entwickeln wollen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das ha

-

ben wir in Essen erlebt!) 

— Daß es Ihnen nicht um Bürgerbeteiligung geht, 
Herr Dr. Stark, brauchen Sie hier nicht ausdrück-
lich zu betonen. 

Meine Fraktion hofft, daß der Bundesrat mit die-
sem Gesetzentwurf nicht sein letztes Wort zur Ju-
gendhilfe gesprochen haben wird. Ich habe den 
Äußerungen der Kollegin Griesinger immerhin ent-
nehmen können, daß der Bundesratsentwurf die 
Richtung für den Konsens markieren soll, so daß 
ich davon ausgehe, daß es da auch noch Spielraum 
für Verhandlungen geben kann. 

Ich wollte noch auf eines Ihrer Argumente ein-
gehen. Sie werfen dem Regierungsentwurf vor, er 
sei zu wenig transparent. Die Kollegin Karwatzki 
hat gesagt, Sie wollten ein bürgernahes Jugendhilfe-
gesetz, ohne juristische Zusatzkurse. Da kommt 
man natürlich in die Versuchung, einmal nachzule-
sen, wie bestimmte komplizierte Sachverhalte im 
Entwurf des Bundesrates formuliert sind, und dabei 
gelangt man zu der betrüblichen Feststellung, daß 
dort offenbar sehr viele Juristen mitgearbeitet ha-
ben, die sich auch nicht in der Lage fanden, das 
sprachlich verständlicher auszudrücken, so für den 
allgemeinen Gebrauch, wie wir uns das als Ju-

gendpolitiker vorstellen. Beispielsweise lese ich 
auf der Seite 16 des Entwurfs in Abs. 4 des § 51: 

Für Maßnahmen nach § 27, ausgenommen die 
Rückführung zum Personensorgeberechtigten, 
ist das Jugendamt zuständig, in dessen Bezirk 
sich der Minderjährige tatsächlich aufhält. Das 
nach Satz 1 zuständige Jugendamt kann je-
doch den Minderjährigen dem Personensorge

-

berechtigten oder dem nach den Absätzen 1 
bis 3 zuständigen Jugendamt zuführen, wenn 
die Rückführung verweigert wird oder sich 
verzögert. 

Selbst Leute, die ständig mit dem Gesetz arbeiten, 
müssen einige Zeit nachdenken, um zu verstehen, 
was der Bundesrat mit dieser Formulierung 
meint. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Deswegen sollten wir anerkennen, daß es manch-
mal sehr schwierig ist, in einem vorgegebenen 
Rechtssystem vernünftige, sprachlich einwandfreie 
und verständliche Gesetze zu formulieren. Das geht 
Ihnen genauso, wie es uns geht. Wir halten den 
Entwurf des Bundesrates für völlig unzureichend, 
die anstehenden Probleme zu lösen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Mit 
dem Denken ist das so eine Sache!) 

— Herr Kollege Stark, Sie gehören ja leider zu den 
Juristen, die so unverständliche Gesetze ma-
chen.  

Wir sehen in dem Gesetzentwurf des Bundes-
rats einen schweren Schlag für die historisch ge-
wachsene Einheit der Jugendhilfe. Wir werden 
Ihre Anliegen im Ausschuß sorgfältig prüfen. Aber 
wir können heute schon sagen, daß wir keine Ver-
anlassung sehen, vom Grundmuster des Regie-
rungsentwurfs und auch von dem dort skizzierten 
finanziellen Volumen nach unten abzuweichen. 

(Rawe [CDU/CSU] : Das nennen Sie dann 
Kompromißbereitschaft!) 

An einem Tag, wo Sie morgens mit vier Milliarden 
an Kinderbetreuungsbeträgen spielen, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Für die 
Familien!) 

halte ich es für unerträglich, wenn der Bundesrat 
uns zumutet, einem Gesetzentwurf zuzustimmen, 
der das ohnehin bescheidene Reformvolumen der 
Jugendhilfe von 800 Millionen auf 300 Millionen 
DM reduzieren soll. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ein fal

-

scher Gegensatz, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion 
stimmt der Überweisung an die Ausschüsse, so wie 
vom Ältestenrat vorgesehen, zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, auf der Tribüne hat eine Delegation 
des griechischen Parlaments unter der Leitung des 
Vorsitzenden der griechisch-deutschen Parlamenta- 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker 
riergruppe, des Herrn Abgeordneten Kalantzakos, 
Platz genommen. 

(Beifall) 

Ich darf Sie, die Sie zu einer Parlamentarierkonfe-
renz in der Bundesrepublik Deutschland weilen, 
hier im Namen des Hauses herzlich begrüßen. Wir 
freuen uns über diesen ersten Kontakt des neuen 
griechischen Parlaments mit dem Deutschen Bun-
destag besonders. Ich wünsche Ihnen einen erfolg-
reichen Verlauf Ihrer Gespräche und einen guten 
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Erneuter Beifall) 

Wir fahren in der Aussprache fort. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die FDP-Fraktion begrüßt es, daß 
nunmehr seitens des Bundesrates dessen Vorstel-
lungen zur Jugendhilfe in einem eigenen Gesetz-
entwurf konkretisiert worden sind. Zuvor waren 
von führenden Unionspolitikern Töne zu hören, die 
darauf schließen ließen, daß seitens der Opposition 
nicht immer ein Interesse bestand, das Jugendhilfe-
gesetz noch in dieser Legislaturperiode zu novellie-
ren. Zuletzt sprach Franz Josef Strauß in der 
„Wirtschaftswoche" vom 27. August im Rahmen ei-
nes bemerkenswerten Aufsatzes über die Grenzen 
des Sozialstaats noch davon, daß es ein Ende damit 
haben müsse, immer neue Problemgruppen zur so-
zialen Betreuung zu entdecken und damit einer 
staatlichen Omnipotenz auszuliefern. Zitat: 

Ich erinnere hier nur an die gefährlichen Ent-
w i cklungen, die etwa von den neuen Gesetz-
entwürfen zum Jugendhilferecht drohen. 

Franz Josef Strauß sprach hier ausdrücklich in der 
Mehrzahl, von Gesetzentwürfen. 

Die Liberalen begrüßen es auch, daß trotz der 
vielen Streichungen noch auf ein Aufeinander-Zu-
gehen in den Ausschußberatungen zu hoffen ist. 
Allerdings muß man hier sagen, daß der Entwurf 
des Bundesrates gegenüber dem Entwurf der Bun-
desregierung, aber auch gegenüber dem ursprüngli-
chen Entwurf aus Baden-Württemberg außerordent-
lich kurz geworden und sehr dünn geraten ist. 

Regierungs- und Bundesratsentwurf wollen, daß 
an die Stelle des im Kern mehr als 50 Jahre alten 
Jugendwohlfahrtsgesetzes ein neues Leistungsge-
setz tritt. Die FDP bedauert allerdings, daß eine 
Reihe von Bereichen, die im Regierungsentwurf 
enthalten sind, im Entwurf des Landes Baden

-

Württemberg noch enthalten waren, nun im Ent-
wurf des Bundesrates nicht mehr enthalten bzw. zu 
Rudimenten verkümmert sind. Hier ist die Frage zu 
stellen, ob die genannte gemeinsame Zielsetzung 
beider Gesetzentwürfe beim Bundesratsentwurf 
nicht nur noch verbal vorgestellt wird. 

Lassen Sie mich jetzt noch kurz auf einige Ein-
zelpunkte der beiden Gesetzentwürfe eingehen, so 
auf das Verhältnis der Träger untereinander. — Es 
stellt sich die Frage nach Subsidiarität oder Part-
nerschaft. Für die Freien Demokraten kann ich hier 
eindeutig erklären, daß wir keinen Vorrang eines  

bestimmten Trägers wollen. Wir wünschen viel-
mehr die Partnerschaft der Träger. Um es ganz 
deutlich zu sagen: Wir wollen die Pluralität der 
Jugendhilfe nicht nur erhalten, sondern auch wei-
ter ausbauen. Das bedeutet, daß es kein Überge-
wicht irgendeines öffentlichen oder privaten Trä-
gers geben soll. Salopp formuliert könnte man sa-
gen: Wettbewerb belebt das Geschäft — auch hier, 
hier allerdings zugunsten der Jugendlichen. Ich bin 
gern bereit, allen Formulierungen zuzustimmen, die 
dieses Prinzip im Gesetz deutlich machen. Also 
noch einmal: Partnerschaft der Träger, um die Plu-
ralität der Angebote zu erhalten. 

Im Unterschied zum Bundesratsentwurf stellt der 
Regierungsentwurf die Rechte der Kinder und Ju-
gendlichen als eigenständige Rechte stärker her-
aus. Es muß immer wieder daran erinnert werden, 
daß das Kind originäre Freiheitsrechte hat. Der Ge-
setzgeber ist aufgerufen, auch im neuen Jugendhil-
ferecht diese Freiheitsrechte für die Kinder zu rekla-
mieren. Dies bedeutet die Reklamierung von 
Freiheitsrechten für Individuen und ist damit das 
Gegenteil von Kollektivismus und Gleichmacherei, 
wie es uns von der Opposition leider immer wie-
der vorgeworfen wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dem Regierungs- und Bundesratsentwurf ist ge-
mein, daß sie die Heimerziehung erst als letztes 
Glied in einer Kette von Erziehungsmaßnahmen se-
hen. Die Familienerziehung wird in den beiden 
Entwürfen deutlich in den Vordergrund gerückt. 
Ein besonderer Dank ist hier an die Kinderdörfer 
zu richten, die ja in diesem Zwischenbereich zwi-
schen der Erziehung in der Kernfamilie und der Er-
ziehung in einem Heim tätig sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Bei den weiteren Ausschußberatungen müssen wir 
deshalb prüfen, ob wir diesen Bereich nicht stärker 
im Gesetz berücksichtigen müssen. 

Zu unserem Bedauern ist der Jugendarbeit nur 
noch ein sehr kurzer Paragraph im Entwurf des 
Bundesrates gewidmet. Im Interesse der Einheit der 
Jugendhilfe bedauern wir dies außerordentlich. Ich 
bin der Meinung, daß in Zeiten von wachsendem 
Problemdruck auf Jugendliche dieser Bericht nicht 
so kurz abgetan werden kann. Nebenbei erscheint 
mir der Begriff „Jugendarbeit" wegen der doppel-
ten Begrifflichkeit, die hinter ihm steht, geeignet, 
auch weiterhin für Verwirrung zu sorgen. Wir soll-
ten uns deshalb im Ausschuß bemühen, ob wir hier 
nicht eine bessere Formulierung finden können. 

Wir begrüßen es, daß der Bundesratsentwurf im 
Unterschied zum Regierungsentwurf die Jugendhil-
fe nicht in das Sozialgesetzbuch einschreiben will. 
Mit den Erziehungs- und Bildungszielen paßt die 
Jugendhilfe nur schwerlich in den Zusammenhang 
vorwiegend sozialer Geldleistungsgesetze. Auch 
die Anhörung vor dem Ausschuß für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit hat ergeben, daß sich alle Ex-
perten gegen eine Einbeziehung des Jugendhilfe-
rechts in das Sozialgesetzbuch aussprechen. 
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Eimer (Fürth) 
Eine eigentümliche Entwicklung hat der Bundes-

ratsentwurf gegenüber dem Gesetzentwurf des Lan-
des Baden-Württemberg genommen. Konnte ich an-
läßlich der ersten Beratung des Regierungsentwurfs 
noch feststellen, daß der starken Kürzung des Ge-
setzestextes im Entwurf von Baden-Württemberg 
nicht etwa die gleiche Kürzung der vorgesehenen 
Finanzmittel entspricht, so ist jetzt festzustellen, 
daß sich die Kosten zwischen Regierungs- und 
Bundesratsentwurf um mehr als die Hälfte verrin-
gert haben. Hier wird zu prüfen sein, ob der Ge-
setzentwurf des Bundesrats noch den Anforderun-
gen genügt, die an ein modernes Jugendhilferecht 
zu stellen sind, oder ob dieser Amputationsentwurf  

nicht auf allzuviel verzichtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Schluß daran erinnern, daß wir heute 
den jährlichen Weltkindertag begehen. In diesem 
Jahr, dem Jahr des Kindes, kommt ihm ganz beson-
dere Bedeutung zu. Ein neues Jugendhilferecht 
wird das Schicksal vieler Kinder und Jugendlicher 
in Zukunft so oder so beeinflussen. Ich appelliere 
deshalb an die Familienpolitiker der Union, in der 
Öffentlichkeit ähnlich sachlich und konstruktiv zu 
argumentieren, wie wir es im Ausschuß miteinan-
der tun. Ebenso appelliere ich an die Politiker der 
Union, ihre Kolleginnen und Kollegen, die im Land 
draußen die gebotene Sachlichkeit nicht immer zei-
gen, ein wenig an die Kandare zu nehmen. Wenn 
die Frau Kollegin Krone-Appuhn — sie ist jetzt

-

leider nicht da — 

(Kuhlwein [SPD] : Das Thema interessiert 
sie wahrscheinlich nicht!) 

— in der Öffentlichkeit erweckt sie aber einen an-
deren Eindruck — im Zusammenhang mit den Ju-
gendhilferechtsentwürfen am 19. Juli im Landkreis 
Ansbach von einem „Zangenangriff auf die Familie" 
spricht, so hat sie mit Sicherheit den Boden der ge-
botenen Sachlichkeit verlassen und in den Gesetz-
entwurf Dinge hineininterpretiert. 

(Kuhlwein [SPD] : Sie hat ihn wahrschein

-

lich gar nicht gelesen!) 

— Ich hoffe doch, daß sie, wenn sie über das The-
ma spricht, den Entwurf zumindest gelesen hat. 
Wir werden aber nur dann die vorliegenden Ge-
setzentwürfe zügig beraten und vor allem Verunsi-
cherung in der  Bevölkerung verhindern können, 
wenn wir die gebotene Sachlichkeit im Ausschuß 
und in der Öffentlichkeit einhalten und wenn sich 
die Opposition endlich auf eine Strategie einigen 
kann, entweder auf die, die heute z. B. von Frau 
Karwatzki vertreten worden ist — diese möchte 
ich durchaus als sachlich bezeichnen —, oder z. B. 
auf die von Frau Krone-Appuhn oder Franz Josef . 

Strauß. 
(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
des Bundesrates auf Drucksache 8/3108 an den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit —  

federführend —, an den Rechtsausschuß und den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung — mitbe-
ratend — sowie mitberatend und gemäß § 96 unse-
rer Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Verwaltung der Mittel der Träger der 
Krankenversicherung (KVMG) 
— Drucksache 8/3126 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Interfraktionell ist eine Aussprache mit Kurzbei-
trägen für alle Fraktionen vereinbart. Zunächst hat 
zur Einbringung der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Buschfort das Wort. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit ,und Sozialordnung: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit dem 
vorliegenden Entwurf eines Gesetzes über die Ver-
waltung der Mittel der Träger der Krankenversiche-
rung unternimmt die Bundesregierung einen Schritt 
zur Stärkung der eigenverantwortlichen Finanz-
wirtschaft der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Kernpunkt des Gesetzentwurfes ist es, die Vor-
schriften über die Rücklagen der Krankenkassen 
und der Ersatzkassen den veränderten Verhältnis-
sen anzupassen. Die Kassen sollen künftig weniger 
Rücklagen bereithalten als bisher. Durch die neue 
Zweckbestimmung der Rücklagen als Schwan-
kungsreserve werden die Kassen in ihrer Finanzie-
rung flexibler. 

Die bisherigen Rücklagebestimmungen sind 
überholt. So hatten die Kassen in den vergangenen 
Jahren, um ihre Rücklagen aufzufüllen, teilweise 
höhere Beiträge erheben müssen, als sie zur Dek-
kung der laufenden Ausgaben benötigten. Deshalb 
hat auch der Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung des Deutschen Bundestages bei der Erörte-
rung des Krankenversicherungs-Kostendämpfungs-
gesetzes darauf hingewiesen, eine Neuregelung der 
Rücklagebestimmungen der Krankenversicherung 
sei erforderlich. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Höhe der 
Rücklage von der Selbstverwaltung bestimmt wird 
und zwischen einer halben und einer ganzen Mo-
natsausgabe betragen soll. Damit wird den Beson-
derheiten der einzelnen Kassen Rechnung getragen 
und der Selbstverwaltung der erforderliche Spiel-
raum eingeräumt. Die neuen Rücklagebestimmun-
gen sollen auch dazu beitragen, die bisher schon 
erreichte Beitragsstabilität zu sichern. Für die 
Durchführung der Aufgaben der Krankenversiche-
rung nicht erforderliche Kapitalansammlungen wer-
den vermieden. 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf 
sieht vor, daß die .Krankenkassen selbst — nicht, 
wie nach bisherigem Recht, die Landesversiche- 
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rungsanstalten — ihre Rücklagen verwalten. Es ist 
nämlich nicht einzusehen, daß die Krankenkassen 
nicht in der Lage sein sollen, die Rücklage selbst 
zu verwalten. Sie verwalten doch die viel größeren 
sonstigen Mittel zur Durchführung der Krankenver-
sicherung ohne Schwierigkeiten. Die Mittel der 
Krankenversicherung sollen von den Trägern der 
Krankenversicherung ohne Ausnahme selbst ver-
waltet werden. 

Es ist allerdings möglich, daß z. B. bei Arbeits-
kämpfen in einzelnen Wirtschaftszweigen finanziel-
le Engpässe insbesondere bei Betriebskrankenkas-
sen entstehen. Möglicherweise könnte dann die 
von der Krankenkasse verwaltete Rücklage nicht 
ausreichen, um Liquiditätsschwierigkeiten zu behe-
ben. Hierfür bietet sich die Schaffung einer Ge-
samtrücklage an. Der Gesetzentwurf sieht deshalb 
vor, daß durch Satzungsbestimmungen der Landes-
verbände ein Teil der Rücklagen der Mitgliedskas-
sen zu einer Gesamtrücklage zusammengefaßt wer-
den kann. Aus dieser Gesamtrücklage sollen in 
Not geratene Kassen die Möglichkeit erhalten, 
nicht nur über einen Betrag in Höhe ihres Rückla-
geguthabens zu verfügen, sondern darüber hinaus 
ein Darlehen aus der Gesamtrücklage in Anspruch 
zu nehmen. 

Die Neuregelung der Rücklagevorschriften macht 
es auch erforderlich, die weiteren Vermögensteile 
der Krankenkassen — Betriebsmittel und Verwal

-

tungsvermögen — gesetzlich klar voneinander zu 
trennen und auf das notwendige Maß zu begren-
zen. Durch Änderung beitragsrechtlicher Vorschrif-
ten wird die Beitragsgestaltung enger mit der 
Haushaltsplanung verbunden. Die Beiträge sollen 
so festgesetzt werden, daß die zu erwartenden Ein-
nahmen mit den Verpflichtungen nach dem Haus-
haltsplan übereinstimmen und für ein ganzes Haus-
haltsjahr ausreichen. Es soll grundsätzlich vermie-
den werden, daß die Beitragssätze während eines 
Haushaltsjahres verändert werden. 

Das schließt allerdings nicht aus, daß die Kran-
kenkassen in Ausnahmefällen auch während des 
Haushaltsjahres die Beiträge verändern können, 
wenn dies zur Sicherstellung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist. 

Der Gesetzentwurf sieht über diesen Finanzie-
rungskomplex hinaus die Änderung von Vorschrif-
ten der gesetzlichen Krankenversicherung vor, die 
infolge der Rechtsentwicklung in den letzten Jah-
ren überholt sind. So werden die unständig Be-
schäftigten grundsätzlich den in ständigen Arbeits-
verhältnissen Beschäftigten in der Krankenversi-
cherung gleichgestellt. Durch Änderung der Kas-
senzuständigkeit für behinderte Jugendliche in Be-
rufsbildungswerken werden die außergewöhnlichen 
Belastungen der wenigen bisher zuständigen Kran-
kenkassen auf eine Vielzahl von Krankenkassen 
verteilt. 

Einer Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts folgend, soll die Umlage zum Ausgleich der 
Arbeitgeberaufwendungen nach dem Lohnfortzah-
lungsgesetz bei Betrieben mit Kurzarbeit nicht 
mehr nach dem Vollohn, sondern nach dem tat-
sächlich erzielten Arbeitsentgelt berechnet werden. 

Auch der krankenversicherungsrechtliche Schutz 
der im Bundesgebiet eintreffenden Aussiedler wird 
verbessert. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, daß 
der vorliegende Gesetzentwurf bisher weitgehend 
positiv aufgenommen worden ist. So hat insbeson-
dere auch der Bundesrat im ersten Durchgang dem 
Entwurf in seinen wesentlichen Teilen einmütig zu-
gestimmt. Es wäre wünschenswert, wenn die mit 
dem Gesetzentwurf angestrebten Ziele so schnell 
wie möglich erreicht werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich eröffne 
die allgemeine Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Becker. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag 
den Entwurf eines Gesetzes über die Verwaltung 
der Mittel der Träger der Krankenversicherung 
vorgelegt. Darin nimmt sie einmal eine klarere und 
stärkere Abgrenzung des Vermögens der Versiche-
rungsträger als bisher vor. Sie schreibt Betriebs-
mittelrücklagen und Verwaltungsvermögen fest. 
Hierbei werden Mindestgrenzen, aber auch Ober-
grenzen gebildet, um zum einen die notwendige Li-
quidität bei den Krankenkassen zu gewährleisten, 
zum anderen aber auch um unnötige Kapitalan-
sammlungen zu vermeiden, so wie es die Bundesre-
gierung im Gesetzesvorblatt ausdrückt. 

Wenn man nun die Finanzaufstellung im Gesetz-
entwurf etwas näher betrachtet, so zeigt die 
Finanzlage der Krankenkassen 1977, daß man si-
cherlich nicht feststellen kann, daß die Kranken-
kassen damals Ansammlungsstellen von unnötig 
hohen Kapitalien waren. Während die durch-
schnittlichen monatlichen Ausgaben aller Kranken-
kassen 1977 bei 5,8 Milliarden DM lagen, betrug 
ihr Rücklagevermögen 1977 4,6 Milliarden DM, und 
die Betriebsmittel lagen bei 5,2 Milliarden DM. 
Diese Beträge waren noch deutlich unterhalb der 
im Gesetzentwurf angegebenen Obergrenzen gele-
gen. Diese Obergrenzen hätten nämlich Rücklagen 
bis zu 5,8 Milliarden DM und Betriebsmittel bis zu 
8,7 Milliarden DM zugelassen. Ende 1977 waren die 
Rücklagen etwas angestiegen, so daß die Bundesre-
gierung in ihrem Gesetzentwurf jetzt schreiben 
konnte, daß sechs Siebtel aller Krankenkassen über 
dem Mindestrücklagensoll von einer halben Mo-
natsausgabe lagen. Man kann davon ausgehen, daß 
1978 und wahrscheinlich auch 1979 — wenn hier 
auch etwas geringer — ein weiterer Anstieg der 
Rücklagen bei den Krankenkassen eintrat. Dafür 
spricht auch die Beitragssatzgestaltung in diesen 
beiden Jahren. 

Für das kommende Jahr wird damit gerechnet, 
daß ein Abbau der Rücklagen eintreten wird, nicht 
nur durch die Rücklagenvorschriften dieses neuen 
Gesetzes. So wird man im Wahljahr 1980 sicherlich 
von Beitragserhöhungen bei den Krankenkassen 
wenig hören. Dies würde auch zu sehr stören. Je-
doch ist bei einer Abschmelzung der Rücklagen bis 
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in die Nähe des Mindestsolls, wie es die Bundesre-
gierung wünscht, nachher die Gefahr um so größer, 
daß dann 1981 bei einer nur geringfügigen Unter-
schreitung des Rücklagenmindestsolls die Maschi-
nerie der Beitragssatzerhöhungen bei den Kranken

-

kassen auf breiter Front mit dem ganzen Apparat 
des Verwaltungsaufwandes wegen nur 0,1 Prozent-
punkten in die Wege geleitet werden muß. Hier 
sollten wir uns vielleicht im Ausschuß eine etwas 
flexiblere Lösung einfallen lassen. 

Das Hauptziel dieses Gesetzentwurfes scheint 
wohl darin zu liegen, eventuell notwendige Bei-
tragssatzerhöhungen und -veränderungen auf den 
Jahresanfang zu verlegen, um — wenn irgend mög-
lich — während des laufendes Jahres Ruhe an der 
Beitragsfront zu haben — der Herr Staatssekretär 
drückte das soeben auch in seiner Rede so aus —, 
denn die Rücklage wird hier als Schwankungsre-
serve zur Stabilisierung des Beitragssatzes innerhalb 
des Haushaltsjahres eingeführt. 

Ein solcher Sachverhalt fordert aber unweiger-
lich bei dem Sprecher einer Opposition den Hin-
weis auf die „Ruhe an der Wählerfront" im kom-
menden Jahr heraus. 

Außer diesen Änderungen des bisherigen Rechts 
werden noch einige weitere Änderungen von Vor-
schriften der Reichsversicherungsordnung vorge-
nommen. Die bisherige Kassenzuständigkeit für be-
hinderte Jugendliche, insbesondere in Berufsbil-
dungswerken, hatte wegen der Größe dieser Insti-
tutionen zu übermäßigen Belastungen bei einzelnen 
wenigen Krankenkassen am Ort dieser Berufsbil-
dungswerke geführt. Hier wird jetzt als Lösung 
vorgeschlagen, daß die bisher versichernde Kran-
kenkasse bzw. die für den Wohnort zuständige 
Ortskrankenkasse, wahlweise auch eine Ersatz-
krankenkasse Kostenträger sind bzw. bleiben. Dies 
ist sicherlich richtig und vernünftig. 

Jedoch erscheint uns hier noch eine Ergänzung 
insoweit erforderlich, als wir eine Übergangsbe-
stimmung einfügen sollten. Denn bei einem Inkraft-
treten dieses Gesetzes am 1. Januar 1980 würde 
diese Regelung nur für alle neuen Fälle gelten. Die 
alten Fälle würden aber erfahrungsgemäß die 
Krankenkassen am Ort des Berufsbildungswerkes 
noch eine sehr lange Zeit belasten. Dies sollte ver-
mieden werden. 

Auch sei vermerkt, daß es anscheinend im Be-
reich der landwirtschaftlichen Krankenkassen we-
gen ihrer Besonderheiten Schwierigkeiten gibt, die 
wir uns in den Ausschußberatungen näher ansehen 
müssen. 

Die Verbesserung des Krankenversicherungs-
schutzes der im Bundesgebiet eintreffenden Aus-
siedler und die Neuberechnung der Umlage zum 
Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach dem 
Lohnfortzahlungsgesetz — nicht mehr nach dem 
Vollohn, sondern nach dem tatsächlich erzielten 
Arbeitsverdienst — werden auch unsererseits be-
grüßt. Letztere mußte allerdings auch auf Grund 
eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts geän-
dert werden. 

Die Regelungen über die Krankenversicherung 
der unständig Beschäftigten, die denen der sonsti-

gen Beschäftigten angepaßt werden, sind sicherlich 
ebenfalls notwendig, wenn auch nicht verkannt 
werden darf, daß dies für eine Reihe von öffentli-
chen Betrieben mit Mehrkosten verbunden sein 
wird. 

Meine Fraktion stimmt der Überweisung des Ge-
setzentwurfes an den Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung zu und ist bereit, an einer zügigen Be-
ratung mitzuwirken um das Gesetz alsbald auf den 
Weg zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Egert. 

Egert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Gesetz über die Verwaltung der Mittel 
der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung, 
das wir hier  heute in erster Lesung beraten, ist nur 
auf den ersten Blick ein Gesetz, das ausschließlich 
verwaltungstechnische Probleme der gesetzlichen 
Krankenversicherung regelt. Herr Kollege Dr. Bek-
ker hat ja wahlpolitische Gesichtspunkte gewittert; 
ich würde es bei der Feststellung bewenden lassen, 
daß es hier durchaus auch um politische Auswirkun-
gen dieses Gesetzentwurfes geht. 

Ohne hier auf alle Einzelheiten des Entwurfs ein-
zugehen — dies wird sicherlich in der erforderli-
chen Gründlichkeit während der Ausschußberatun-
gen geschehen können und müssen —, möchte ich 
für meine Fraktion auf vier Kernpunkte des Geset-
zes eingehen. 

Erstens begrüßen wir es, daß künftig das Kassen-
vermögen klar in Betriebsmittel, in Rücklagen und 
Verwaltungsvermögen gegliedert wird. Damit wird 
die Übersichtlichkeit und Klarheit in diesem Be-
reich erhöht. Zu den Wesensmerkmalen gut ge-
führter Betriebe gehört es sowieso schon, daß die 
Anlagearten des Vermögens klar gegliedert sind. 
Nun sind sicherlich Krankenkassen mit Betrieben 
nur begrenzt vergleichbar, aber ich meine, da, wo 
es sinnvoll ist, sollte man geeignete Kriterien und 
Begriffe aus dem Wirtschaftsleben übernehmen. 

Zweitens begrüßen wir es, daß der Gesetzent-
wurf die ständige Zahlungsfähigkeit der Kranken-
kassen sichern will. Das Vorhandensein ausrei-
chender Liquidität ist für die wirtschaftliche Kas-
senführung von erheblicher Bedeutung. Liquiditäts-
engpässe führen zwangsläufig zu Mehrkosten, weil 
sie durch Betriebsmittelkredite überbrückt werden 
müssen. Das kostet Zinsen und belastet mittelbar 
die Beitragszahler. 

Wir begrüßen es drittens, daß die Blockierung 
von Finanzmitteln in den Rücklagen in Zukunft ver-
hindert werden soll. Überflüssige Liquidität ist an-
gesammeltes totes Kapital und damit wirtschaftlich 
falsch. Überhöhte Rücklagen sind weder ein Zei-
chen von Sparsamkeit noch von finanzieller Solidi-
tät, sondern von wirtschaftlicher Unvernunft. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Bieten aber 
größere Sicherheit!) 

— Die Solidität einer Krankenkasse, Herr Kolle

-

ge Müller, hängt nicht von der Höhe ihrer Rückla- 
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gen ab, sondern von einem vernünftig gestalteten 
Einnahmen- und Ausgabenverhältnis. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens begrüßen wir es, daß den gesetzlich 
vorgeschriebenen Kassenrücklagen nunmehr die 
Aufgabe einer Schwankungsreserve zugewiesen 
werden soll. Die Kassen sollen sie künftig einset-
zen, um während eines Haushaltsjahres Beitrags-
satzveränderungen zu verhindern. Wir sehen darin 
einen wichtigen Fortschritt, der sowohl den versi-
cherten Arbeitnehmern, den Beitragszahlern, als 
auch den Unternehmungen ein längerfristiges Kal-
kulieren und Planen ihrer Ausgaben und Kosten 
möglich macht. 

Wenn ich diese vier Schwerpunkte für meine 
Fraktion noch einmal besonders hervorgehoben 
habe, so deshalb, weil wir mit diesem Gesetzent-
wurf ein doppeltes Ziel erreichen können. 

Die finanzwirtschaftliche Bewegungsfreiheit ist 
für die Unabhängigkeit und für die Entscheidungs-
möglichkeit der Selbstverwaltung von wesentlicher 
Bedeutung. Wir verhelfen den Selbstverwaltungen 
der Kassen auch im finanzwirtschaftlichen Bereich 
zu mehr Unabhängigkeit. Dies stärkt die Selbstver-
waltung. Wir reden also nicht nur an Sonn- und 
Feiertagen von der Stärkung der Selbstverwaltung, 
sondern wir tragen dazu bei, daß sie auch im All-
tag praktiziert werden kann. Dies ist der Punkt, an 
dem wir uns gern von der Opposition unterschei-
den. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum zweiten leistet der Gesetzgeber mit diesem 
Gesetz auch verwaltungstechnisch einen Beitrag, 
Kosten zu stabilisieren. Zweifelsfrei wird der Ent-
wurf zur Folge haben, daß bisher in den Rücklagen 
festgelegte Finanzmittel nunmehr frei werden. 

Herr Kollege Dr. Becker hat uns hier mit Zahlen 
beeindruckt. Ich will mich an den Spekulationen 
über die Höhe der frei werdenden Mittel nicht be-
teiligen; denn die Gelehrten streiten seit langem, 
wieviel das sein wird. Fest steht, Herr Kollege 
Becker: Es wird ein erkleckliches Sümmchen sein, 
insgesamt ein Betrag, der sich stabilisierend auf 
die Beiträge auswirken kann. 

Ich würde nun nicht hingehen und sagen, dies 
sei, bezogen auf den Wahltag, ein schlechter Vor-
gang, sondern ich finde, daß das, was den Beitrags-
zahlern und Versicherten zugute kommt, durchaus 
unser gemeinsames Interesse finden sollte. Dies ist 
kein vordergründiger, sondern ein notwendiger 
Vorgang, der doch vor dem Hintergrund der sich 
erneut abzeichnenden Kostendiskussion sehr wich-
tig ist. Das muß doch ein gemeinsames Interesse 
sein. Wir sollten uns also hier bei der Beratung 
dieses Gesetzentwurfs nicht mit vorwurfsvollem 
Fingerzeigen wechselseitig behindern, 

Sehen wir uns doch einmal das erste Halbjahr 
1979 an! Die Kostenentwicklung im Gesundheits-
wesen ist in wichtigen Bereichen schon über die Emp-
fehlungen der Konzertierten Aktion hinausgegan-
gen. Sicherlich ist es richtig, daß wir erst nach Ab-
lauf des Gesamtjahres Rückschlüsse ziehen können  

und daß es verfrüht wäre, gegenwärtig schon zu 
sagen: Das läuft aus dem Ruder. — Aber es be-
steht neben den Chancen, die Entwicklung in den 
Griff zu bekommen, auch Anlaß, die gefahrenreiche 
Entwicklung sorgfältig zu beobachten. Wir hören 
die warnenden Stimmen der Ortskrankenkassen, 
und diese nehmen wir, die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion, sehr ernst. Wir werden uns also 
an Bestrebungen nicht beteiligen, die diese gefah-
renreiche Entwicklung herunterspielen, etwa nach 
dem Motto, es sei doch nicht so schlimm, wenn die 
Kostenentwicklung ein halbes oder ganzes Prozent 
über die Empfehlungen der Konzertierten Aktion 
hinausgeht. An einer so leichtfertigen und ver-
harmlosenden Argumentation können wir uns als 
SPD-Fraktion nicht beteiligen, im Gegenteil, wir 
müssen ihr entgegentreten, weil sie dazu beiträgt, 
die Begriffe zu verwirren und die Tatsachen zu 
verdrehen. 

Ich will dies begründen: Die Empfehlungen der 
Konzertierten Aktion geben Höchstgrenzen für die 
Steigerungsraten an, sie geben also an, was gerade 
noch tolerierbar ist. Wer also jetzt so argumen-
tiert, als seien diese Empfehlungsdaten gleichsam die 
Norm, die in jedem Falle erreicht werden müsse, 
verfälscht die Aussage und setzt sich in Wider-
spruch zum Ziel des Kostendämpfungsgesetzes, das 
ja schließlich in diesem Hause beschlossen worden 
ist. Wenn aber die Empfehlungen angeben, was ge-
rade noch toleriert werden kann, so ist ganz ein-
deutig, daß das, was über den Empfehlungen liegt, 
nicht mehr toleriert werden kann. Wir werden 
nicht zulassen, daß daran, mit welchen Relativie-
rungen auch immer, herumgedeutelt wird. Wenn 
die Grenzen des gerade noch Tragbaren überschrit-
ten werden, auch nur um ein halbes oder ein gan-
zes Prozent, dann wird die Entwicklung eben un-
tragbar und sollte mit Bemerkungen wie „Ist ja 
nicht ganz so schlimm" nicht verharmlost werden. 
Es geht da um Millionenbeträge, es geht um die 
Geldbeutel der Versicherten und Beitragszahler. 
Dies sollten wir uns gemeinsam immer wieder vor 
Augen halten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich meinen Beitrag mit einer Bitte 
an die Kassen, die diesen Gesetzentwurf insgesamt 
unterstützen, beenden. Sie sind zur Zeit dabei, ihre 
Haushaltspläne für 1980 aufzustellen. Wir wollen 
in den Ausschußarbeiten alles daransetzen, daß wir 
den Gesetzentwurf zügig beraten und fertig wer-
den, bevor die Haushaltspläne der Kassen von den 
Selbstverwaltungsgremien verabschiedet werden. 
Sollte uns dies nicht gelingen — die Zeit ist äu-
ßerst knapp —, so bitten wir darum, die Bestim-
mungen dieses Gesetzes, das am 1. Januar 1980 in 
Kraft treten wird, bei diesen Beratungen bereits im 
Vorgriff zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Meine politi- 
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schen Freunde und ich waren der Auffassung, daß 
dieser von der Bundesregierung eingebrachte Ge-
setzentwurf so selbstverständlich ist, daß eine gro-
ße Debatte in diesem Hause nicht erforderlich sein 
würde, daß vielmehr — und hier stimme ich dem 
Kollegen Becker zu — eine rasche Beratung und 
Verabschiedung im Ausschuß möglich sein würde. 
Ich habe aber Verständis dafür, Herr Kollege 
Becker, daß Sie Gelegenheit genommen haben — 
ich darf das von dieser Stelle aus erwähnen —, an 
Ihrem Geburtstag hierzu vor dem Plenum zu spre-
chen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Herr Kollege Becker, lassen Sie mich voraus-
schicken, Sie haben im Vergleich zum Kollegen 
Höpfinger — er ist vorsichtshalber nicht anwe-
send  — 

(Dr.  Hammans [CDU/CSU] : Hat der auch 
Geburtstag? Weitere Zurufe) 

in abgemilderter Form Stellung geonmmen. Er hat 
dieses Gesetz sozusagen verdonnert, hat von einer 
bösen Angelegenheit, einem Eingriff in die Selbst-
verwaltung und was weiß ich gesprochen. Sie, 
Herr Kollege Becker, haben das dankenswerterwei-
se etwas relativiert. Ich nehme an, daß auch der 
Kollege Höpfinger das Gesetz inzwischen gelesen 
hat und deshalb seine damalige Kritik nicht mehr 
aufrechterhält, so daß wir im Ausschuß zu guten 
gemeinsamen Beratungen kommen. 

Meine Damen und Herren, wir Freien Demokra-
ten begrüßen es sehr, daß die Bundesregierung die-
ses Gesetz, ich sage bewußt: endlich vorgelegt hat. 
Wir hätten es noch mehr begrüßt, wenn es sehr 
bald nach den Entscheidungen in diesem Hause zur 
Lohnfortzahlung — Sie wissen alle, wir waren et-
was anderer Meinung als die damalige Große Ko-
alition — vorgelegen hätte. Was im Bereich der 
Rücklagenbildung der Krankenversicherungen bis 
heute gilt, ist unter dem Gesichtspunkt der damali-
gen Lohnfortzahlungsregelung zu sehen, die noch 
keine Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber vor-
sah. Insoweit war es längst überfällig, eine Lösung 
für die Rücklagenbildung zu finden. Wir begrüßen 
dankbar, daß die Bundesregierung eine entspre-
chende Vorlage gemacht hat. 

Wir begrüßen darüber hinaus sehr, daß es in 
dem Zusammenhang möglich ist, den Krankenkas-
sen für die Beitragsgestaltung eine Stabilisierungs-
hilfe zu geben, die jährliche Anpassungen ermög-
licht. Denn für keine Krankenkasse und für keinen 
Beitragszahler ist es sehr schön, nie genau zu wis-
sen, ob nicht unter dem Jahr wieder einmal etwas 
passiert. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Hasinger? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Schmidt (Kempten), 
können Sie sich vorstellen, daß im Zug der Bera-
tung dieses Gesetzes auch die längst überfällige 

Frage des Beitragseinzugs, insbesondere des unge-
rechtfertigten Ausschlusses der Ersatzkassen vom 
Beitragseinzug, geregelt wird? 

(Zuruf von der SPD: Nachtigall, ick hör 
dir trappsen!) 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ich kann mir vorstel-
len, daß es möglich ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich wiederhole: Ich begrüße sehr, daß hier 
eine Beitragsstabilisierung für Jahresbeiträge — 
wenn ich so sagen darf — möglich ist. 

(Glombig [SPD] : Auch für Ersatzkassen!) 

— Auch für Ersatzkassen! Natürlich, mein lieber 
Kollege Glombig. 

Wir begrüßen vor allem aber — und dies sollte 
die Opposition zur Kenntnis nehmen, wenn ich so 
an bestimmte Diskussionen im Rahmen des Kosten-
dämpfungsgesetzes denke —, daß dieser Gesetzent-
wurf wieder ein Stück mehr Selbstverwaltung und 
nicht weniger Selbstverwaltung ist, was der Kolle-
ge Höpfinger seinerzeit behauptet hat. Es ist ein 
Stück mehr Selbstverwaltung. Denn die Selbstver-
waltung kann über die Rücklage, die auf einen hal-
ben Monat festgelegt ist, aber auch einen Monat 
festgelegt sein kann, und über anderes frei ent-
scheiden und ist nicht mehr an andere in der bis-
herigen Form gebunden. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU] : Viel 
eingeengter!) 

— Herr Kollege Becker, nicht eingeengter! Sie wa-
ren ja noch nicht in diesem Hause, als wir uns 
über die Lohnfortzahlung unterhielten. Das war 
eine ganz andere Rücklagensituation. Aber Sie sind 
ja nun Freiberufler, wenn ich das so sagen darf. 
Sie dürfen ja auch ein bißchen davon ausgehen, 
daß Rücklagen eigentlich nur für das da sind, was 
notwendig ist, und nicht etwa im Tresor irgendwo 
schmoren sollen. Wenn man durch die Lohnfort-
zahlung nun einmal einen Teil der Rücklagennot-
wendigkeiten nicht mehr hat, sollte man diese Ver-
pflichtungen auflösen. Ich glaube, da sind wir uns 
einig. Also kann man nicht von „eingeengt" reden, 
sondern kann man nur davon reden: 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU] : Ko

-

stendämpfung!) 

Es wird das, was sich aus dem Lohnfortzahlungsge-
setz eigentlich selbstverständlich ergab, heute 
nachvollzogen. Wir hätten es gerne eher gehabt. 
Es wird mit diesem Gesetz, das wir beraten, nach-
vollzogen. 

Wir begrüßen es auch, daß gewisse Ungleichge-
wichte in der Belastung bezüglich des behinderten 
Kindes durch einen Ausgleich erleichtert werden, 
weil dies eine Stärkung des von uns hier immer 
wieder betonten gegliederten Systems unserer 
Krankenversicherung ist: daß ungerechte einseitige 
Belastungen in einem gewissen Maß ausgeglichen 
werden müssen, um die Solidarität und die Gliede-
rung zu erhalten. Deshalb halten wir diesen Punkt 
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für sehr bedeutsam zur Festigung des gegliederten 
Systems. 

Wir begrüßen darüber hinaus — und ich persön-
lich begrüße es besonders —, daß bezüglich der 
Ausgleichsumlage im Rahmen der Lohnfortzahlung 
ein neuer Berechnungsmaßstab bei Kurzarbeit ein-
geführt wurde. Ich begrüße das deshalb so sehr, 
weil ich damals einsam im zuständigen Ausschuß 
stand, als ich gegen die Große Koalition sagte: 
Man kann ja nicht einen Teilzeitarbeiter, einen 
Kurzarbeiter einfach wie eine Vollarbeitskraft 
rechnen, sondern man muß das vernünftiger gestal-
ten. Dies geschieht hier, indem man auf Arbeitsent-
gelt und nicht mehr einfach auf die Kopfzahl der 
Arbeitnehmer ausgeht. Dies ist ein Stück späte 
Rechtfertigung dessen, was wir Freien Demokraten 
damals schon für richtig hielten und wofür  ich 
mich schon damals eingesetzt habe. 

Insgesamt kann ich nur hoffen und bitten — und 
hier schließe ich mich dem Kollegen Egert an —, 
daß wir im Ausschuß die Beratung dieses Gesetzes 
sehr schnell vornehmen, damit die Krankenkassen 
sehr bald wissen, wie sie ihre Beiträge für 1980 ge-
stalten müssen. Ich gehe davon aus: Sie brauchen 
dann die Beiträge nicht zu erhöhen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 8/3126 an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zu über-
weisen. Ist das Haus damit einverstanden? — Es 
erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung der Bundes-Tierärzte-
Ordnung 
— Drucksache 8/3055 — 

Interfraktionell ist eine Aussprache mit Kurzbei-
trägen vereinbart worden. Zur Einbringung wird 
das Wort nicht gewünscht. Ich eröffne die allge-
meine Aussprache. — Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zur ersten Le-
sung genügt in der Tat eine kurze Anmerkung. 
MIL 

Die CDU/CSU-Opposition begrüßt diesen Gesetz-
entwurf. Das Gesetz wird uns Europa einen kleinen 
Schritt näherbringen. So soll nunmehr für die Tier-
ärzte das freie Niederlassungsrecht innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft durchgesetzt werden. 
Nach dem Beschluß des Bundesrates vom 6. Juli er-
geben sich gegen den Gesetzentwurf keine Einwen-
dungen. Allerdings bleibt die Bundesregierung, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär, aufgefor-

dert, nunmehr die sich aus dieser Änderung erge-
benden Konsequenzen für die Approbationsord-
nung der Tierärzte zu verfolgen und eine entspre-
chende Änderung vorzulegen. Wir werden das in 
den Ausschußberatungen sicher noch im einzelnen 
sehen. 

Besonders bemerkenswert scheint mir in diesem 
Gesetzentwurf allerdings zu sein, daß es europäi-
schen Gemeinschaftsgepflogenheiten gemäß nicht 
erforderlich ist, daß die Tierärzte aus dem europäi-
schen Bereich, die sich in der Bundesrepublik betä-
tigen wollen, die deutsche Sprache beherrschen 
müssen. Nicht einmal Herr Stern berichtet, wie 
Tiere reagieren, wenn sie nicht in der Landesspra-
che behandelt werden. Aber, Scherz beiseite, es ist 
in der Tat widersprüchlich, wenn einerseits keine 
Deutschkenntnisse gefordert werden, daß es ande-
rerseits aber in der Erklärung des Rates anläßlich 
der Verabschiedung der Richtlinien im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Dezem-
ber 1978 heißt: 

Unbenommen bleibt den zuständigen Behörden 
auch die Möglichkeit, Tierärzten, insbesondere 
aus anderen Mitgliedstaaten der EG, die 
Durchführung der Schlachttier- und Fleischbe-
schau nur dann zu übertragen, wenn der Tier-
arzt in einem Fachgespräch gegenüber der zu-
ständigen Behörde nachgewiesen hat, daß er 
mit den einschlägigen Rechtsvorschriften ver-
traut ist. 

Ich möchte gern denjenigen sehen, der das kann, 
ohne der deutschen Sprache mächtig zu sein. Im 
Gegenteil, ich bin sogar der Meinung, daß ein Tier-
arzt nicht nur der deutschen Sprache mächtig sein 
sollte, sondern in einer Landpraxis auch den orts-
üblichen Dialekt beherrschen müßte. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Herr Präsident, gerade weil ich hier an dieser 
Stelle schon oft unter Zeitdruck reden mußte, an-
dererseits aber auch für diesen Tagesordnungs-
punkt gilt, was Herr Schmidt für den Tagesord-
nungspunkt 13 angeführt hat, beantrage ich für 
meine nächste Rede einen Gutschein. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Neumann (Bramsche). 

Neumann (Bramsche) (SPD) : Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Ich will mich genauso kurz 
wie mein Vorredner fassen. In der Tat handelt es 
sich hier um ein unproblematisches Gesetz. Wir 
füllen nur eine EG-Richtlinie aus. Wir wollen mit 
dem Gesetz erreichen, daß die Diplome der ande-
ren Länder innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft bei uns genauso wie deutsche Diplome in 
den anderen Ländern der EG anerkannt werden, 
soweit es die Tierärzte anbelangt, und wir wollen 
erreichen, daß geregelt wird, wie es ist, wenn Tier-
ärzte aus anderen Ländern in Deutschland Dienst-
leistungen erbringen. Es ist sozusagen nur eine 
verwaltungsmäßige Ausfüllung einer EG-Richtlinie, 
so daß es keinen Streit zwischen den Fraktionen 
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geben wird, wie dieses Gesetz zu handhaben ist. 
Wir haben praktisch nur juristisch zu überprüfen, 
ob wir in dem Gesetz alle Voraussetzungen erfül-
len, die die EG-Richtlinie fordert. Das ist in dem 
Gesetzentwurf der Fall. 

Da Sie, Herr Dr. Hammans, die Frage der Sprach-
kenntnis angesprochen haben, darf ich darauf hin-
weisen, daß die Sprachkenntnis nach dem EWG-
Vertrag nicht zur Voraussetzung gemacht werden 
kann. Wir sind also juristisch daran gebunden, bei 
allen Bedenken, die Sie haben und die ich auch 
verstehe. Sie haben ja auch nicht gefordert, daß 
die Tierärzte eventuell auch noch die Sprache der 
Tiere verstehen sollten, 

(Heiterkeit und Zurufe) 

sondern sich auf die Kenntnis der Sprache der Re-
gion beschränkt. 

Wenn also Redebeiträge zu diesem Thema in der 
ersten Lesung überhaupt einen Sinn haben, so nur 
den, um darzustellen, wie weit wir bei der europäi-
schen Einigung sind und wie weit wir uns bemü-
hen, im Bereich der Heilberufe nach den Ärzten 
und Krankenschwestern nun auch die Tierärzte 
hinsichtlich der Freizügigkeit und hinsichtlich der 
Möglichkeit, freie Dienstleistungen überall in den 
europäischen Ländern zu erbringen, voll gleichzu-
stellen. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Es gehört zu den 
ganz erfreulichen Tagesereignissen, wenn wir hier 
einen Gesetzentwurf haben, bei dem die sonst so 
strenge und kritische Länderkammer keine Anmer-
kungen, keine Wünsche anzumelden hat. Das be-
deutet, daß hier eben doch gute Arbeit geleistet 
wurde, aber gute Arbeit nicht vom Parlament, son-
dern vorneweg schon von den Regierungen. Denn 
dieser glatte erste Durchgang im Bundesrat hat mit 
der besonderen Rolle zu tun, in die der Bundestag 
wie der Bundesrat bei EG-Vorlagen gedrängt sind. 
Wir transformieren nämlich nur noch das, was die 
Regierungen im Rat ausgehandelt haben. Diese EG- 

Richtlinien werden wir in innerdeutsches Recht 
umsetzen. Im Grunde genommen spielt das Parla-
ment mehr oder weniger die Rolle eines Gesetzge-
bungsnotars, der nur nachvollzieht, was die Regie-
rungen schon an europarechtlichen Normensetzun-
gen vollzogen haben. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Man kann dies als Parlamentarier beklagen oder 
auch nicht. Bewußt bleiben sollte uns freilich diese 
Umkehr der Gewichte zwischen Regierung und Ge-
setzgeber, die bei diesen vielen Transformationsge-
setzen vorhanden ist. Es wird immer mehr Trans-
formationsgesetze geben. 

Das ist der Grund dafür, daß ich hier noch ein-
mal das Wort ergriffen habe. Ich wollte deutlich 
machen, welche Veränderungen — von vielen  

draußen oft gar nicht bemerkt — in der Gewichts-
verlagerung sich vollziehen. 

Aber diese kritischen Überlegungen sollten nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß wir den vorliegenden 
Gesetzentwurf genauso wie die CDU und die SPD 
voll inhaltlich begrüßen als einen weiteren Schritt 
auf dem Wege zur Freizügigkeit der Gesundheits-
berufe in der Europäischen Gemeinschaft, als einen 
weiteren Schritt zu einem gemeinsamen Europa, in 
dem man sich zunehmend auch beruflich frei bewe-
gen kann. 

Lassen Sie mich dies an einem kleinen Beispiel 
aus dem tierärztlichen Bereich erläutern. Neben 
der Niederlassungsfreiheit wird ja nun auch etwas 
anderes geregelt. Nehmen wir einmal etwa einen 
holländischen Tierarzt, der ein holländisches Pfer-
degestüt betreut und nun bei einem Pferderennen 
in der Bundesrepublik Deutschland als tierärztli-
cher Betreuer tätig werden möchte. Hier soll es 
nun gottlob bald der Vergangenheit angehören, 
daß dieser Selbstverständlichkeit unterschiedliche 
nationale Rechtsvorschriften im Wege stehen. Der 
Entwurf will neben der Niederlassungsfreiheit 
nämlich mit seinen Vorschriften über die soge-
nannten Dienstleistungserbringungen auch diesen 
grenzüberschreitenden Berufsverkehr der Tierärzte, 
wenn ich das einmal so bezeichnen darf, regeln. 

Meine Damen und Herren, auch die FDP spricht 
sich für eine zügige Behandlung des Entwurfs im 
Ausschuß aus. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. Wenn es auch 
noch nicht das Institut der Gutschrift gibt, so hat 
sich doch das gute Beispiel ausgewirkt. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 8/3055 an den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit zu 
überweisen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung. auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 8/3167 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Becker (Nienberge) 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
auf Drucksache 8/3167 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? • — Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist einstimmig angenommen. 
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Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung der zustimmungsbedürftigen Ver-
ordnung der Bundesregierung zur Ä nderung 
des Deutschen Teil -Zolltarifs (Nr. 10/79 — 
Zollpräferenzen 1979 gegenüber Entwick-
lungsländern — EGKS) 
— Drucksache 8/3151 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der 
Vorlage auf Drucksache 8/3151 an den Ausschuß  

für Wirtschaft vor. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Kein Widerspruch. Damit ist so beschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
der heutigen Tagesordnung. Ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf morgen 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.52 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Biehle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3173 Fragen A 3 und 4) : 

Hat die Bundesregierung Kenntnis von der Informationsver-
anstaltung, zu der die Kreisverwaltung München der ÖTV 
alle Soldaten, Beamte, Angestellte und Arbeiter der Bundes-
wehr im Raume München für den 14. September 1979 in das 
neue Wirtschaftsgebäude der Wehrbereichsverwaltung VI in 
München mit dem Hinweis eingeladen hat, es spreche der 
Kollege Dr. Hans-Jochen Vogel, Bundesjustizminister, und ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß der die Veranstaltung 
genehmigende militärische Vorgesetzte und der Bundesjustiz-
minister sich korrekt - insbesondere im Sinne der Vor-
schriften des Soldatengesetzes - verhalten haben? 

Konnte der in der für diese Veranstaltung versandten Ein-
ladung gestellten Bitte an die Kommandeure und Dienststel-
lenleiter", Soldaten und zivilen Beschäftigten Dienstbefreiung 
zu gewähren, im Einklang mit den Vorschriften entsprochen 
werden, und wenn ja, welche Konsequenzen für die Zukunft 
müssen militärische Vorgesetzte und Dienststellenleiter inner-
halb des gesamten Bereichs der Bundeswehr  Par  Veranstaltun-
gen dieser. Art in Kasernen ziehen? 

Auf Grund des Erlasses über die Zusammenarbeit 
der Bundeswehr mit dem Deutschen Bundeswehr

-

Verband e. V. und der. Gewerkschaft ÖTV /Abtei-
lung Soldaten vom 24. November 1971 sind die Ein-
heitsführer, Kommandeure und Dienststellenleiter 
der Bundeswehr gehalten, die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit mit den beiden Berufsorganisationen 
zu fördern. 

Über entsprechende Anträge zur Durchführung 
von Mitgliederversammlungen, zu denen auch 
Nichtmitglieder eingeladen werden können, ent-
scheiden die zuständigen Kasernenkommandanten 
bzw. Dienststellenleiter. Wesentliche Vorausset-
zungen für die Genehmigung sind u. a., daß die 
Durchführung der Veranstaltung der Erörterung 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Fragen 
des soldatischen Dienstverhältnisses dient und 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Auf 
Grund dieser klaren, durch Erlaß geregelten Zu-
ständigkeit ist eine Unterrichtung des BMVg grund-
sätzlich nicht erforderlich. 

Im Rahmen der Veranstaltung der Kreisverwal-
tung der ÖTV München hat der Bundesminister 
der Justiz zum Thema „Der Soldat als Bürger und 
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seine heutige Stellung in der Bundeswehr" u. a. 
über die Personalsituation in der Bundeswehr, 
Überstunden und Dienstzeitbelastung sowie Stel-
lenbesetzung und Wohnungsfürsorge vorgetragen. 
Der Bundesminister der Justiz wie der die Veran-
staltung genehmigende militärische Vorgesetzte 
haben sich voll und ganz innerhalb der vom Solda-
tengesetz vorgegebenen Grenzen gehalten. Sie ha-
ben sich damit korrekt verhalten. Jedweder Vor-
wurf wäre unbegründet. 

Die Nachforschungen des BMVg haben ergeben, 
daß in der letzten Zeit in einer Reihe von Fällen 
die reguläre Dienstzeit abgekürzt wurde, um den 
Besuch von gewerkschaftlichen Veranstaltungen 
des Bundeswehr-Verbandes und der ÖTV möglich 
zu machen. Das Interesse der Bundeswehr an der-
artigen Veranstaltungen ist eindeutig. Dennoch 
kommt es darauf an, auf die Richtlinien der Zu-
sammenarbeit der Bundeswehr mit dem Bundes-
wehr-Verband und der Gewerkschaft ÖTV hinzu-
weisen, die grundsätzlich davon ausgehen, daß die 
Veranstaltungen außerhalb der Dienstzeit stattfin-
den. Die Berufsorganisationen werde ich bitten, das 
bei Planung und Durchführung ihrer Veranstaltun-
gen zu berücksichtigen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bent-
rup (CDU/CSU) (Drucksache 8/3173 Fragen A '5 
und 6) : 

Kann die Bundesregierung mitteilen, ab wann sowohl im 
öffentlichen wie im privaten Mietwohnungsbau — auch für 
Altbauten — die Abrechnung der Heizkosten über die Heiz-
kostenverteiler für alle Wohnungen zur Pflicht wird? 

Wie steht die Bundesregierung allgemein zu der Kritik, 
daß diese Geräte technisch noch nicht ausgereift seien, daß die 
heute verwendeten Verdunstungsgeräte den tatsächlichen Ver-
brauch nicht exakt ermitteln könnten und daß vorwiegend nur 
ein psychologischer Spareffekt erzielt werde, der jedenfalls 
nicht ausreiche, die Investitions- und Ablesekosten zu decken? 

Zu Frage A5: 

a) Im preisgebundenen sozialen Mietwohnungs-
bau ist durch Änderung der Neubaumietenverord-
nung 1970 seit 1. Juli 1979 die verbrauchsabhängige 
Heizkostenabrechnung vorgeschrieben; für den Fall, 
daß die Wohnungen noch nicht mit der erforder-
lichen meßtechnischen Ausstattung versehen sind, ist 
eine Übergangsfrist bis zum Ende der im Jahre 1983 
auslaufenden Abrechnungsperiode eingeräumt. 

Eine Abrechnung über Heizkostenverteiler ist nicht 
verbindlich vorgeschrieben. Zulässig sind vielmehr 
alle marktgängigen Geräte zur Verbrauchsermitt-
lung. 

b) Die Bundesregierung beabsichtigt, für nicht 
preisgebundene Mietwohnungen, Eigentumswoh-
nungen und gewerblich genutzte Räume eine ent-
sprechende Regelung zu erlassen. Durch Änderung 
des Energieeinsparungsgesetzes muß hier zunächst  

die erforderliche Verordnungsermächtigung geschaf-
fen werden; der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Änderung des Energieeinsparungsgesetzes wur-
de bereits dem Bundesrat zugeleitet. 

Im Anschluß an die Änderung des Energieeinspa-
rungsgesetzes soll die verbrauchsabhängige Heiz-
kostenabrechnung im nicht preisgebundenen Woh-
nungsbau durch Verordnung eingeführt werden. Eine 
konkrete Aussage über den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Verordnung läßt sich noch nicht tref-
fen. Auch hier ist nicht daran gedacht, nur die Ver-
brauchsabrechnung über Heizkostenverteiler zuzu-
lassen. 

Zu Frage A 6: 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß — wie 
durch eine Untersuchung der Physikalisch-Techni-
schen Bundesanstalt belegt wird — Heizkostenver-
teiler nach dem Verdunstungsprinzip zum Zwecke 
der Verbrauchsermittlung geeignet, das heißt auch 
technisch ausgereift sind. 

Es trifft zu, daß Heizkostenverteiler nicht den ab-
soluten individuellen Heizenergieverbrauch messen, 
sondern nur die Feststellung des relativen Anteils 
am Gesamtverbrauch ermöglichen. Dies ist für den 
Zweck der verbrauchsabhängigen Heizkostenabrech-
nung ausreichend. 

Die zur Ermittlung des individuellen Verbrauchs 
verwendeten Geräte bewirken selbst keine Energie-
einsparung. Der eintretende Spareffekt ist psycholo-
gischer Natur. Er erreicht nach einem von der Tech-
nischen Hochschule Aachen erstellten Gutachten auf 
Dauer eine solche Höhe, daß auch angesichts der In-
stallations- und Betriebskosten dieser Geräte das 
Wirtschaftlichkeitsgebot des § 5 des Energieeinspa-
rungsgesetzes erfüllt ist. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Thüsing (SPD) 
(Drucksache 8/3173 Frage A 19) : 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung gewährleistet, daß 
keine Unterlagen von Kriegsdienstverweigerern an Organe 
des Verfassungsschutzes gelangen? 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist gewährlei-
stet, daß Unterlagen Zivildienstleistender nur in 
gesetzlich zulässigen Fällen an Behörden des Ver-
fassungsschutzes gelangen. 

Es kann in Einzelfällen geboten sein, dem Bun-
desamt für Verfassungsschutz zur Erfüllung seiner 
gesetzlichen Aufgaben nach den Grundsätzen der 
Amtshilfe Auskünfte über Zivildienstleistende zu 
erteilen. In jedem Einzelfall eines Auskunftsersu-
chens wird deshalb nach strengen Maßstäben ge-
prüft, ob eine Verpflichtung zur Amtshilfe be-
steht. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Rapp (Göppingen) (SPD) 
(Drucksache 8/3173 Fragen A 21 und 22) : 

In welchen internationalen Organisationen sind unter Betei-
ligung der Bundesrepublik Deutschland Bemühungen im Gang, 
den grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr nach dem 
Vorgang des für den Warenverkehr geltenden Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) und mit vergleichbarer 
Zielsetzung der Freizügigkeit vertraglich zu regeln, und wel-
ches ist der Stand dieser Bemühungen? 

Worin sieht die Bundesregierung Schwerpunkte ihrer eige-
nen Beiträge dazu? 

Zu Frage A 21: 

In der Europäischen Gemeinschaft ist der Dienst-
leistungsverkehr durch Art. 59 des EWG-Vertrages 
liberalisiert; in der Gemeinschaft wurden und wer-
den weitere Einzelregelungen, z. B. für freie Berufe, 
ausgearbeitet. 

In der OECD und im Gatt gibt es Ansätze 
für Bemühungen, die zu einer Liberalisierung 
des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs 
nach dem Muster der GATT-Vereinbarungen für 
den Warenverkehr führen könnten. In den multila-
teralen GATT-Handelsverhandlungen sind hierzu 
keine Grundsatzvereinbarungen zustande gekom-
men. Der GATT-Kodex für Regierungskäufe sieht 
jedoch die Untersuchung der Frage vor, ob die Er-
leichterungen dieses Kodex für den Handel auf den 
Dienstleistungsverkehr ausgedehnt werden können. 
Außerdem gibt es Bestrebungen im GATT, im Rah-
men des laufenden Arbeitsprogramms die Frage 
der Liberalisierung des Dienstleistungsverkehrs 
umfassender zu untersuchen. Hierzu sind umfang-
reiche analytische Vorarbeiten erforderlich, zu de-
nen eine vom OECD-Handelsausschuß in Angriff 
genommene Studie über Hemmnisse im grenzüber-
schreitenden Dienstleistungsverkehr beitragen 
wird. Sektorale Aspekte der Liberalisierung wer-
den bereits in verschiedenen Fachausschüssen der 
OECD behandelt. 

Im übrigen hat die V. Ministertagung der Welt-
handelskonferenz (UNCTAD) im Juni dieses Jahres 
durch eine Mehrheitsentscheidung über Protektio-
nismus im Dienstleistungsbereich die Industrielän-
der aufgefordert, diskriminierende Praktiken im 
Dienstleistungsbereich, insbesondere im Verkehrs-
sektor, zu beseitigen. 

Zu Frage A 22: 

Der Dienstleistungsverkehr nimmt in den 
Außenwirtschaftsbeziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Europäischen Gemeinschaft 
einen wichtigen Platz ein. Die Bundesregierung un-
terstützt deshalb die Bemühungen der internatio-
nalen Organisationen, bei der Liberalisierung des 
Dienstleistungsverkehrs Fortschritte zu machen. 
Neben der Beteiligung an laufenden, mehr auf Ein-
zelprobleme konzentrierten Arbeiten liegt der 
Schwerpunkt im Sinne eines umfassenderen, welt-
weiten Herangehen an die Problematik z. Z. noch  

bei den Untersuchungen des OECD-Handelsaus-
schusses. Erst wenn die bestehenden Hemmnisse 
und ihre Ursachen genügend analysiert worden 
sind, wird sich Klarheit darüber gewinnen lassen, 
welche Aussichten für in der Praxis durchsetzbare 
internationale Vereinbarungen über ihren Abbau 
bestehen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Paintner (FDP) (Drucksa-
che 8/3173 Frage A 23) : 

Gibt es Berechnungen, in welchem Maß in diesem Jahr Ener-
gie hätte eingespart werden können, wenn die Sommerzeit ein-
geführt worden wäre? 

Nach einer Untersuchung der Forschungsstelle 
für Energiewirtschaft, München, aus dem Jahre 
1974 hat die Einführung der Sommerzeit praktisch 
nur Einfluß auf den Energieverbrauch für Beleuch-
tungszwecke. Danach sind ca. 3,1 % des Nettostrom-
verbrauchs von der Tageshelle abhängig. Das 
Gutachten kommt zu der Einschätzung, daß bei 
Einführung der Sommerzeit für die Monate Mai bis 
August eine Einsparung von rd. 0,15 % des Net-
tostromverbrauchs (das entspricht rd. 150 000 t 
SKE) erreicht werden kann. Würde die Sommerzeit 
auf die heute schon in fünf EG-Ländern geltende 
Periode April bis September erstreckt, kann nicht 
ausgeschlossen werden, daß dies die Einsparung 
noch verringert. 

Darüber hinausgehende Berechnungen, insbeson-
dere für das Jahr 1979 liegen nicht vor. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Wolfram (Reckling-
hausen) (SPD) (Drucksache 8/3173 Fragen A 24 und 
25) : 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, in wel-
chem Umfang das 6000-MW-Programm „Bau neuer Steinkoh-
lenkraftwerke" nach dem Dritten Verstromungsgesetz verwirk-
licht ist, und welche neuen Steinkohlenkraftwerke im Bau sind, 
und welchen Ersatz- und Zubaubedarf an Steinkohlenkraftwer-
ken bis 1985 sieht die Bundesregierung? 

In welchem Umfang sind in den letzten drei Jahren die 
Transportkostenzuschüsse und für welche Regionen in An-
spruch genommen worden, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß die Transportkostenzuschüsse für revierferne 
Gebietes erhöht werden sollten? 

Zu Frage A 24: 

Das 6 000-MW-Programm ist voll abgedeckt. 
4 Blöcke mit zusammen 2 400 MW Leistung sind in 
Betrieb bzw. in der Inbetriebnahmephase. Es han-
delt sich um die Blöcke Weiher III (Saarland), 
Mehrum (Niedersachsen), Scholven (Nordrhein

-

Westfalen) und Bremen/ Hafen. Im Bau sind fol-
gende Blöcke: 
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Voerde 	 1 400 MW 
Bergkamen A   	 750 MW 
Gersteinwerk K 	 750 MW 
Elverlingsen     	 300 MW 
Großkraftwerk Mannheim 	475 MW 

Der Ersatz- und Zubaubedarf hängt wesentlich 
von der konkreten Leistungsbilanz der einzelnen 
EVU und ihren jeweiligen Zuwachserwartungen 
ab. Als vager Anhaltspunkt mag dienen, daß in 
den vergangenen 10 Jahren im Mittel etwa 
300 MW alte Steinkohlekraftwerke pro Jahr still-
gesetzt worden sind. Zusätzliche Neubauprojekte 
mit rund 4 000 MW Leistung sind teils fest be-
schlossen, teils in sehr konkreter Planung. Darüber 
hinaus laufen bei einer Reihe von Standorten vor-
sorglich Genehmigungsverfahren. Je nach Strombe-
darfsentwicklung werden daher in absehbarer Zeit 
weitere Blöcke in Bau gehen. 

Zu Frage A 25: 

Es wird davon ausgegangen, daß sich die Frage 
auf Stromtransportkostenzuschüsse nach § 3 Abs. 4 
des Dritten Verstromungsgesetzes bezieht. 

In den Jahren 1976 bis 1978 sind folgende Zu-
schüsse für den Transport von Steinkohlestrom aus 
dem „Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkoh-
leneinsatzes" gewährt worden: 

1976:   	64,9 Millionen DM 
1977:   	42,5 Millionen DM 
1978:   	32,1 Millionen DM 

1979 werden sich die Zuschüsse voraussichtlich 
in einer Größenordnung von 40 Millionen 
DM bewegen. 

Bei den Zuschußberechtigten handelt es sich in 
allen Jahren um revierferne Kraftwerke sowohl im 
süddeutschen als auch im norddeutschen Raum. 

Nach den Durchführungsrichtlinien zu § 3 Abs. 4 
des Dritten Verstromungsgesetzes bemessen sich 
die Stromtransportkostenzuschüsse nach den Ko-
sten des Transportes einer vergleichbaren Menge 
Steinkohle. Diese Regelung liegt im System des 
Mehrkostenausgleichs deutscher Steinkohle gegen-
über 01; der Bezieher von Kohlestrom wird kosten-
mäßig so gestellt, als betreibe er ein Steinkohlen-
kraftwerk in seinem Versorgungsgebiet. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Steinkohlenkraftwerkskapazität in Verbrauchernähe 
— und zwar auch in revierfernen Gebieten — er-
richtet werden sollte. Um dies zu ereichen, sollte 
an der bestehenden Regelung festgehalten und der 
Stromtransport nicht höher subventioniert werden 
als der Transport der Kohle selbst zu einem revier-
fernen Kohlekraftwerkstandort kosten würde. 

Im übrigen ist das deutsche Verbundnetz auch 
nicht für den kontinuierlichen Transport größerer 
Strommengen ausgelegt; es dient vielmehr in erster 
Linie dazu, kurzfristige Engpässe, insbesondere 
durch Kraftwerksausfälle, zu überbrücken und den 
Einsatz von Primärenergieträgern, Kraftwerken und 
Reservekapazitäten zu optimieren. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Ritz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3173 Fragen A 26 und 27): 

Vertritt die Bundesregierung die Ansicht des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Gallus, nach der landwirtschaftliche Be-
triebe mit mehr als 200 000 Litern Milcherzeugung oder mit 
mehr als drei Kühen je Hektar mit einer stärkeren Milcher-
zeugerabgabe belastet werden sollten? 

Kann die Bundesregierung die Aussagen des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Gallus bestätigen, daß der Vorschlag, 
die Milcherzeugerabgabe im vorgenannten Sinne zu erhöhen, 
an der ablehnenden Haltung der norddeutschen landwirtschaft-
lichen Großbetriebe, aber auch der Holländer, gescheitert sei, 
und uni welche landwirtschaftlichen Großbetriebe handelt es 
sich dabei im einzelnen? 

Die EG-Kommission hatte zusammen mit ihren 
Vorschlägen für die Festsetzung der Marktord-
nungspreise für das Wirtschaftsjahr 1979/80 dem 
Rat auch Vorschläge unterbreitet, die eine ver-
stärkte Anwendung der Erzeugermitverantwor-
tungsabgabe und eine an verschiedene Kriterien 
gebundene Freistellung von diesem Instrument vor-
sahen. Diese Vorschläge erschienen den meisten 
Mitgliedstaaten jedoch als zu kompliziert. Daher 
wurden von einzelnen Mitgliedstaaten Alternativen 
vorgelegt, die u. a. eine Differenzierung der Abga-
be nach der Anlieferungsmenge und der Besatz-
dichte mit Milchkühen in den einzelnen Betrieben 
vorsahen. Die Bundesregierung hat den von Ihnen, 
Herr Abgeordneter Dr. Ritz, genannten Vorschlag 
nicht gemacht, sie wäre aber in der Lage gewesen, 
sich einer an derartigen Kriterien orientierten Dif-
ferenzierung anzuschließen. 

Der Rat hat über die verschiedenen Vorschläge 
zur Mitverantwortungsabgabe beraten und alle ab-
gelehnt. Er entschied sich für eine Verlängerung der 
bestehenden Regelung, die eine Differenzierung 
nicht enthält. Es ist sicher, daß dieser Beschluß den 
Interessen mancher Milcherzeuger und Mitglied-
staaten bzw. Regionen mit großen Milchkuhbestän-
den entspricht. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Meinung, 
daß beim Anhalten der Überschußproduktion auf 
dem Milchmarkt Vorschläge zum Ausbau der Ab-
gabenregelung entsprechend dem Ratsbeschluß 
vom 25. Juni 1979 weiterverfolgt werden müssen. 
Dabei sollten dann auch die erwähnten Vorschläge 
zur Differenzierung der Abgabe erörtert werden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Kolb (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/3173 Frage A 28) : 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über unterschied-
liche Subventionierung von Blumen- und Gemüseanbau unter 
Glas innerhalb der EG vor, und sieht die Bundesregierung bei 
dem augenblicklichen Energiepreis noch eine marktgerechte 
Wettbewerbschance für die Erzeuger von Gemüse und Blumen 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß durch die 
unterschiedliche Entwicklung der Energiekosten in 
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den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft Wettbewerbsunterschiede im Unterglasgar-
tenbau entstanden sind. 

Durch diese Wettbewerbsunterschiede wird ins-
besondere der deutsche gegenüber dem niederlän-
dischen Unterglasgartenbau benachteiligt. Wäh-
rend im deutschen Unterglasgartenbau zu 85 % 
leichtes Heizöl (Heizöl EL) verwendet wird, ver-
wendet der niederländische Gartenbau zu 93 % 
staatlicherseits verbilligtes Erdgas. Der staatlicher-
seits gestützte Sondertarif in den Niederlanden be-
günstigt den dortigen Unterglasgartenbau um rd. 7 
ct/cbm gegenüber anderen Abnehmern. Diese Be-
günstigung stellt nach Auffassung der Bundesregie-
rung eine Beihilfe im Sinne des Art. 92 EWG-Ver-
trag dar. Hinzu kommt, daß der Erdgaspreis in die-
sem Jahr kaum angestiegen ist, der Preis für leich-
tes Heizöl sich jedoch verdoppelt hat. Dadurch 
sind die deutschen Gärtner in ihrer Aufwands-
struktur erheblich benachteiligt. 

Zur Wahrung und Sicherung der Wettbewerbs-
chancen des deutschen Unterglasgartenbaus kommt 
es der Bundesregierung vor allem darauf an, daß 
die staatlich beeinflußten Sondertarife für den nie-
derländischen Unterglasgartenanbau abgebaut wer-
den. Sie hat deshalb bei der EG-Kommission eine 
Überprüfung der durch die Sondertarife entstande-

nen Wettbewerbsverzerrungen beantragt. 

Darüber hinaus fördert die Bundesregierung zu-
sammen mit den Ländern im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küstenschutz" 
zusätzliche Maßnahmen zur Energieeinsparung. 
Diese Maßnahmen sollen dem Gartenbau die An-
passung an die veränderte Wettbewerbssituation 
erleichtern helfen. Ob darüber hinaus zusätzliche 
nationale Hilfsmaßnahmen erforderlich und mög-
lich sind, wird von der Bundesregierung unter Be-
rücksichtigung der besonderen Verhältnisse in die-
sem Bereich geprüft. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Horstmeier (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3173 Frage A 30) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung nach den gestiegenen 
Dieselölpreisen diesen Wettbewerbsfaktor für die Landwirt-
schaft im EG-Vergleich, und welche Kostenunterschiede gibt 
es? 

Der Anteil der Energiekosten an den gesamten 
Vorleistungen der Landwirtschaft schwankt in den 
EG-Ländern zwischen 5 % und 12 %. Dieselkraft-
stoff allein hat in der Bundesrepublik Deutschland 
einen Anteil von 4 %; bei Berücksichtigung der 
Gasölbeihilfe verringert sich dieser Anteil auf 2 % 
Angaben aus anderen Mitgliedstaaten liegen hier-
über nicht vor. 

Trotz der Preissteigerungen bei Dieselkraftstoff 
seit Anfang dieses Jahres um rd. 50 % würden sich 
damit die Vorleistungen in der Landwirtschaft  

energiebedingt nur um etwa 1 %  bis 2 % erhö-
hen. 

Es ist aufgrund dieser Entwicklung nicht davon 
auszugehen, daß sich die Gesamtwettbewerbslage 
der . Landwirtschaft im EG-Vergleich wesentlich 
verändert hat. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Kratz (SPD) (Druck-
sache 8/3173 Fragen A 37 und 38) : 

Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregierung aus 
dem Erfahrungsbericht der Bundesanstalt für Arbeit vom 

8. März 1978 über die Durchführung des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes zu ziehen, in dem die Bundesanstalt für Arbeit 
klar darauf hinweist, daß die häufigste Form der Umgehung 
des AUG die Scheinwerkverträge darstellen? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung seit der Veröffent-
lichung des Erfahrungsberichts im März 1978 unternommen, um 
für die Zukunft diese in der Praxis anzutreffenden klaren Um-
gehungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes zu unterbin-
den? 

Den von Ihnen angesprochenen Erfahrungsbe-
richt vom 8. März 1978 hat die Bundesanstalt für 
Arbeit zur Vorbereitung des Dritten Berichts der 
Bundesregierung an den Deutschen Bundestag über 
Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes abgegeben. Die Bundesregie-
rung ist in ihrem Bericht, der als Bundestags

-

Drucksache 8/2025 veröffentlicht ist, unter zusätzli-
cher Auswertung der Stellungnahmen der Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbände, Länder und So-
zialversicherungsträger ebenfalls zu dem Ergebnis 
gekommen, daß das Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz am häufigsten in Form von Scheinwerkverträ

-

gen umgangen wird. 

Die Bundesregierung hat als Konsequenz in ih-
rem Bericht betont, daß die Bundesanstalt für Ar-
beit den Schwerpunkt der Durchführung des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes auf die Bekämp-
fung des illegalen Verleihs, also auf ein Vorgehen 
gegen Scheinwerkverträge, zu legen hat. 

Gesetzesänderungen wird die Bundesregierung 
— wie im Bericht angekündigt — nach genauer 
Beobachtung der weiteren Entwicklung des Leihar-
beitsmarktes vorschlagen. Im Rahmen des Vierten 
Erfahrungsberichtes wird sie dazu Stellung neh-
men, ob und in welchem Umfang Gesetzesänderun-
gen erforderlich sind. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatsministers Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Lutz (SPD) (Druck-
sache 8/3173 Fragen A 39 und 40) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die nach dem Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz tätigen Erlaubnisbehörden, die Lan-
desarbeitsämter, bei ihren Ermittlungen in bezug auf illegalen 
Arbeitnehmerverleih stark eingeschränkt sind, weil sie nach 
§ 7 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes kein Prüfungsrecht 
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haben, um auch bei den Entleihern entsprechende Kontrollen 
durchführen zu können, und wenn ja, welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese Ein-
schränkung der Prüfungsmöglichkeiten den illegalen Arbeitneh-
merverleih begünstigt, und daß es dringend erforderlich ist, die 
Befugnisse der Erlaubnisbehörden auch auf die Entleiher auszu-
dehnen, und wenn ja, wird sie eine entsprechende Initiative er-
greifen? 

Die Landesarbeitsämter sind nicht nur Erlaubnis-
behörden, sondern nach § 16 Abs. 3 Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz auch Verwaltungsbehörden nach 
dem Ordnungswidrigkeitengesetz. Als solche kön-
nen sie in jedem Fall des Verdachts illegaler Ar-
beitnehmerüberlassung die Befugnisse aus dem 
Ordnungswidrigkeitengesetz in Verbindung mit der 
Strafprozeßordnung ausüben. Dazu gehören auch 
Kontrollen bei illegalen Entleihern und Verlei-
hern. 

§ 7 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz bezieht sich 
lediglich auf die Überwachung legaler Verleiher. 
Eine Ausdehnung der Kontrollmöglichkeiten nach 
§ 7 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz auf legale Ent-
leiher würde die Bekämpfung des illegalen Ver-
leihs nicht verbessern, sondern nur die Überwa-
chung der Verleiher mit Erlaubnis erleichtern. Da-
mit könnten etwaige Verstöße legaler Verleiher 
gegen Einzelbestimmungen des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes aufgedeckt werden, beispielswei-
se ein Überschreiten der Dreimonatsfrist für den 
Verleih an denselben Entleiher oder unrichtige sta-
tistische Angaben. 

Ob insoweit eine Ergänzung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes angezeigt ist, wird im Rahmen 
des Vierten Berichts der Bundesregierung über Er-
fahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes, der dem Deutschen Bundestag 
zum 30. Juni 1980 vorzulegen ist, geprüft wer-
den. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Sieler (SPD) 
(Drucksache 8/3173 Fragen A 41 und 42) : 

Vertritt die Bundesregierung in bezug auf das Bußgeld wegen 
illegaler Arbeitnehmerüberlassung die Auffassung, daß die hier 
z. Z. geltende Höchstgrenze von 50 000 DM als Bußgeld für die 
Arbeitnehmerverleiher — im Hinblick auf die in dieser Branche 
gegebenen Gewinnmöglichkeiten — keine abschreckende Wir-
kung hat, und sind hier gegebenenfalls für die Zukunft Ände-
rungen geplant, um sicherzustellen, daß Verstöße von Arbeit-
nehmerverleihern — aber auch Entleihern — gegen gesetzliche 
Bestimmungen nicht länger im voraus finanziell kalkulierbar 
sind? 

Geht die Bundesregierung bei ihren Überlegungen davon aus, 
daß Verleih von gewerblichen Arbeitnehmern keine zusätzliche 
Mobilisierung von Arbeitsplatzreserven darstellt, sondern letzt-
lich nur zu einer Verteuerung der Produktion führt? 

Nach § 17 Ordnungswidrigkeitengesetz soll die 
Geldbuße den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tä-
ter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, über-
steigen. Die Dienststellen der Bundesanstalt kön-
nen daher auch ohne Gesetzesänderung auf Grund 
§ 17 Ordnungswidrigkeitsgesetz über die Höchst-
grenzen im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz hin-
ausgehen. 

Ihre zweite Frage ist zu bejahen. Wie sich aus 
den bisherigen drei Erfahrungsberichten der Bun-
desregierung ergibt, kann eine zusätzliche Mobili-

sierung von Arbeitnehmern durch den legalen Ver-
leih nicht festgestellt werden. Arbeitgeber, die Leih-
arbeitnehmer tätig werden lassen, nehmen die 
Zahlung von Entgelten an die Verleiher in Kauf, 
die höher sind als die an unmittelbar beschäftigte 
Arbeitnehmer zu zahlenden Löhne. 

Anlage 14 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Lambinus (SPD) 
(Drucksache 8/3173 Frage A 43) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der Anmeldung 
eines Gewerbes beim Gewerbeamt in der Regel weder eine 
fachliche Qualifikation verlangt, noch eine echte Unbedenk-
lichkeitsüberprüfung vorgenommen wird, und daß diese Praxis 
dazu geführt hat, daß jedermann eine Gewerbeerlaubnis erhält 
und einen Gewerbebetrieb eröffnen kann, eine Möglichkeit, die 
insbesondere Arbeitnehmerverleiher ausnutzen, um, getarnt als 
Gewerbebetrieb, im Wege eines Werkvertrags illegale Arbeit-
nehmerüberlassungen zu betreiben, und welche Wege sieht die 
Bundesregierung, um zu erreichen, daß in Zukunft der Weg 
zum illegalen Arbeitnehmerverleih über das Gewerbeamt nicht 
mehr so einfach, wie heute üblich, zu begehen ist? 

Nach der in der Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden Gewerbefreiheit gemäß Art. 12 Grundgesetz 
unterliegt die Aufnahme einer gewerblichen Tätig-
keit grundsätzlich keinen Beschränkungen. Die 
Aufnahme eines Gewerbebetriebes ist dem Gewer-
beamt nach § 14 Gewerbeordnung nur anzuzeigen. 
Übt ein Gewerbetreibender jedoch eine andere als 
die angemeldete Tätigkeit aus, so begeht er eine 
Ordnungswidrigkeit, die nach § 146 Gewerbeord-
nung mit Geldbuße geahndet wird. 

Damit solche Fälle aufgespürt werden, hat die 
Bundesregierung mit den für die Durchführung der 
Gewerbeordnung zuständigen Bundesländern ver-
einbart, daß die Dienststellen der Bundesanstalt für 
Arbeit bei allen Gewerbeanmeldungen, die den 
Verdacht unerlaubter Arbeitnehmerüberlassung be-
gründen, von den Landesbehörden unterrichtet wer-
den. Der Bundesarbeitsminister hat den Behörden der 
Länder eine von der Bundesanstalt für Arbeit auf-
gestellte Liste übermittelt, in denen die Gewerbe-
bezeichnungen zusammengestellt sind, bei denen 
der Verdacht bestehen kann, daß tatsächlich uner-
laubte Arbeitnehmerüberlassung betrieben wird. 

Anlage 15 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Nehm (SPD) 
(Drucksache 8/3173 Fragen A 44 und 45) : 

Weiß die Bundesregierung, daß die Arbeitnehmerüberlassung 
im Baugewerbe zu einer Umgehung der Tarifeinheit in diesem 
wichtigen Wirtschaftszweig führt, weil die Leiharbeiter von den 
Tarifen der Betriebe, in denen sie tätg werden, nicht erfaßt 
werden, und beabsichtigt die Bundesregierung, hier eine gesetz-
geberische Initiative zu ergreifen? 

Trifft es zu, daß bei den für allgemein verbindlich erklärten 
Spezialtarifverträgen im Baugewerbe, die u. a. dem Ziel die-
nen, eine einheitliche Altersversorgung und einen Lohnausgleich 
zwischen Weihnachten und Neujahr zu gewähren, jede den Ar-
beitgebern eingeräumte Möglichkeit, das einheitliche Tarifge-
biet zu verlassen, die gesamte tarifvertragliche Regelung ge-
fährdet, und wenn ja, ist die Bundesregierung in der Lage und 
bereit, dem* entgegenzuwirken? 

Nur die Tätigkeit legaler Leiharbeitnehmer kann 
den Grundsatz der Tarifeinheit innerhalb eines Be-
triebes durchbrechen. 

Illegale Verleiher im Baubereich werden von den 
Bautarifverträgen erfaßt, da die entleihenden Bau- 
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betriebe nach § 10 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
als Arbeitgeber der illegalen Leiharbeitnehmer fin-
giert werden. Allerdings werden diese Entleiher in 
Wirklichkeit in der Regel ihre Tarifpflichten kaum 
erfüllen. 

Werkvertragsunternehmer, die Bauleistungen in 
Drittbetrieben erbringen, sind als Unternehmen des 
Baugewerbes ebenfalls von den Bautarifverträgen 
erfaßt. 

Legale Verleiher werden von den Bautarifverträ-
gen erfaßt, wenn sie als Mischbetriebe überwie-
gend im Baugewerbe tätig sind und nur den kleine-
ren Teil ihrer Arbeitnehmer verleihen, weil in die-
sen Fällen nach den allgemeinen Regeln des Tarif-
rechts die Tarifverträge des Baugewerbes gelten. 

Lediglich legale Verleiher, die überwiegend ihre 
Arbeitnehmer verleihen, fallen nicht unter die Bau-
tarifverträge. 

Ich bin mit Ihnen der Auffassung, daß die für 
allgemein verbindlich erklärten Tarifverträge des 
Baugewerbes allen Angehörigen der Bauberufe 
eine einheitliche Altersversorgung und den Lohn-
ausgleich zwischen Weihnachten und Neujahr si-
chern sollen. Inwieweit hier eine gesetzliche Neu-
regelung notwendig ist, um eine Gefährdung der 
Tarifeinheit im Baugewerbe auszuschließen, wird 
die Bundesregierung im Rahmen des Vierten Be-
richts über die Erfahrungen bei der Anwendung 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes prüfen. 

Anlage 16 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Kirschner (SPD) 
(Drucksache 8/3173 Fragen A 46 und 47) : 

Trifft es nach dem Erkenntnisstand der Bundesregierung zu, 
daß insbesondere im Baugewerbe mit dem hier herrschenden 
Facharbeitermangel die Arbeitnehmerverleihungsunternehmen 
Facharbeiter bei anderen Baufirmen abwerben, um ein Fachar-
beitermonopol einrichten zu können, mit dessen Hilfe größere 
Profitchancen gegeben sind, und hat die Bundesregierung ge-
gebenenfalls die hier vorhandene Gefahr schon erkannt, und 
welche Gegenmaßnahmen hat sie eventuell vorbereitet? 

Vertritt die Bundesregierung in Anbetracht dieser Zustände 
nicht auch die Ansicht, daß der Arbeitnehmerverleih im Bau-
gewerbe volkswirtschaftlich nicht notwendig ist, aber sozial-
politisch höchst unerwünschte Auswirkungen hat, und zieht sie 
daher ein Verbot der Arbeitnehmerüberlassung im Baugewerbe 
— d. h. eine Angleichung an die Regelung im Nachbarland 
Niederlande — als einzigen Schritt einer positiven Lösung in 
Betracht? 

Für die  Annahme einer monopolartigen Stellung 
von legalen Verleihern, liegen z. Z. keine Anhalts-
punkte vor. Die Zahl der legalen Leiharbeitneh-
mer im Baugewerbe betrug z. B. am 31. Dezember 
1978 nur 1 959 (am 30. Juni 1978 3 024). Ein Verbot 
der Arbeitnehmerüberlassung im Baugewerbe wür-
de nur diese legal tätigen Leiharbeitnehmer betref-
fen. 

Die Tätigkeit aller übrigen Leiharbeitnehmer, die 
illegal verliehen werden, ist bereits nach gelten-
dem Recht verboten. Hier kommt es auf die Durch-
setzung des Verbotes an. 

Bei einem Vergleich mit den Niederlanden ist 
die unterschiedliche Verfassungsrechtslage zu be-
rücksichtigen. Das Bundesverfassungsgericht hat in 
seinem Urteil vom 4. April 1967 ausdrücklich ent-
schieden, das bis 1967 bestehende gesetzliche Ver-

bot der Arbeitnehmerüberlassung verstoße gegen 
das Grundrecht der Berufsfreiheit (Art. 12 des 
Grundgesetzes). 

Ob die aktuellen tatsächlichen Verhältnisse in 
der Bundesrepublik Deutschland eine andere Beur-
teilung der Verfassungsrechtslage als 1967 zulas-
sen, wird die Bundesregierung im Rahmen des 
Vierten Berichtes über Erfahrungen bei der An-
wendung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
prüfen, der dem deutschen Bundestag zum 30. Juni 
1980 vorzulegen ist. 

Anlage 17 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Biermann (SPD) 
(Drucksache 8/3173 Fragen A 48 und 49) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Arbeitnehmerüber-
lassung im Baugewerbe zu besonders beklagenswerten Zustän-
den geführt hat durch die gerade hier besonders zahlreich an-
zutreffende Umgehung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
durch Scheinwerkverträge und den hohen Anteil von Schein-
baufirmen, die ihr Gewerbe nur eröffnet haben, um durch 
Scheinwerkverträge illegalen Arbeitnehmerverleih zu treiben? 

Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, daß die bekla-
genswerten Zustände im Baugewerbe u. a. auch verursacht 
wurden durch die hohe Anzahl legal aber insbesondere auch 
illegal tätiger ausländischer Arbeitnehmerverleihfirmen außer-
halb des EG-Bereichs, die infolge der relativ geringen Kon-
trollmöglichkeiten nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
kaum in ihrer Tätigkeit behindert werden, und die starke Akti-
vität von ausländischen Arbeitnehmerverleihfirmen aus dem 
EG-Bereich, insbesondere aus den Niederlanden, welche, da 
ihre Tätigkeit im eigenen Land verboten ist, nunmehr sehr 
stark und gezielt auf dem deutschen Arbeitsmarkt tätig wer-
den? 

Im Baugewerbe ist auf Grund der Art der dort 
auszuübenden Tätigkeiten der Einsatz von Arbeit-
nehmern außerhalb der Betriebsstätte ihres Arbeit-
gebers weiter verbreitet als z. B. in der Automobil-
produktion. Deshalb sind die Möglichkeiten, 
Scheinwerkverträge abzuschließen und damit das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz zu umgehen, grö-
ßer als in anderen Wirtschaftszweigen. Allerdings 
wird auch in anderen Bereichen der Wirtschaft, in 
denen echte Werkverträge häufig vorkommen, 
über illegale Arbeitnehmerüberlassung geklagt, so 
z. B. bei Stauerei- und Verladebetrieben in Häfen. 
Diese tatsächlichen Gegebenheiten des Baugewer-
bes werden von skrupellosen Geschäftemachern 
ausgenutzt. 

Verleiher aus dem nicht zur EG gehörenden 
Ausland können im Bundesgebiet nicht legal tätig 
werden. Der Verleih von außerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft ist verboten. 

Wegen des Grundsatzes der Freizügigkeit der 
Dienstleistungen und der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
erhalten Verleiher mit Geschäftssitz im EG-Aus-
land eine Verleiherlaubnis, wenn sie alle Vor-
schriften des deutschen Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes und zusätzlich die ihres Heimatlandes be-
achten. 

Verleiher mit Geschäftssitz in den Niederlanden 
können keine Verleiherlaubnis erhalten, da nach 
niederländischem Recht der Verleih von Arbeits-
kräften aus den Niederlanden in das Ausland ver-
boten ist. 
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Bei der Bekämpfung illegaler Arbeitnehmerüber-
lassung arbeiten die Behörden der Europäischen 
Gemeinschaft über die Grenzen eng zusammen. 
Eine weitere Intensivierung der Zusammenarbeit 
wird angestrebt. Der Vierte Bericht der Bundesre-
gierung über Erfahrungen bei der Anwendung des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, der dem Deut-
schen Bundestag zum 30. Juni 1980 vorzulegen ist, 
wird darauf ausdrücklich eingehen. 

Anlage 18 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Pfennig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3173 Fragen A 54 und 55)4 

Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Arbeit bei der Ertei-
lung von Arbeitserlaubnissen an ausländische Arbeitnehmer auf 
Intervention des weisungsbefugten Bundesarbeitsministeriums in 
den Ausweisen den räumlichen Geltungsbereich neuerdings mit 

„Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West)" angibt, und 
zwar deswegen, weil die sowjetische Regierung bei der Bundes-
regierung die alte Bezeichnung Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin (West)" als unvereinbar mit dem Vier-
mächteabkommen beanstandet hat? 

Hat der Bundesarbeitsminister gegebenenfalls dabei berück-
sichtigt, daß bei Aufenthaltserlaubnissen für Ausländer z. B. in 
Berlin die alte Bezeichnung verwendet wird und daß der Pe-
titionsausschuß des Deutschen Bundestages eine ähnliche Be-
zeichnungsänderung bereits bei den Aufdrucken für Postscheck-
briefe und Fernmelderechnungen beanstandet und die Rückkehr 
zur früheren Bezeichnung im Bundesgebiet einschließlich Berlin 
(West) gebührenfrei" in Erledigung der Petition (600)-8-901-8563 
gefordert hat? 

Es trifft zu, daß die Arbeitsämter „Bundesrepu-
blik Deutschland und Berlin (West)" als Geltungs-
bereich der Arbeitserlaubnis eintragen, wenn dem 
Ausländer eine gebietlich unbeschränkte Arbeitser-
laubnis nach § 2 der Arbeitserlaubnisverordnung 
erteilt wird. Diese Regelung ist durch einen Erlaß 
vom 21. Mai 1979 eingeführt worden. Sie ist dem 
Merkblatt für Aussiedler über Fragen der Staatsan-
gehörigkeit und der Namensführung entnommen 
und soll eine bundeseinheitliche Praxis der Ar-
beitsämter hinsichtlich des Geltungsbereiches der 
gebietlich nicht beschränkten Arbeitserlaubnis si-
cherstellen. 

Ihren Hinweis auf die „alte Bezeichnung" des 
Geltungsbereiches der Aufenthaltserlaubnis möchte 
ich damit beantworten, daß es eine bundeseinheit-
liche „alte Bezeichnung" des Geltungsbereiches der 
Arbeitserlaubnis nicht gegeben hat. 

Die sowjetische Seite hat behauptet, daß die For-
mulierung „Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich Berlin (West)" sei mit dem Viermächteabkom-
men nicht vereinbar. Die Bundesregierung teilt die-
se Auffassung nicht. 

Zur Position der Bundesregierung in dieser Frage 
verweise ich auf die umfassenden Darlegungen in 
der Antwort der Bundesregierung auf die Frage 
des Abgeordenten Ollesch (FDP) — 59. Sitzung des 
Bundestages, 8. Wahlperiode, 25. November 1977, 
BT-Protokoll S. 4573. 

Anlage 19 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3173 Frage A 57): 

Wie erklärt die Bundesregierung die bedauerliche Tatsache, 
daß nur die Hälfte der Berufsanfänger zur gesetzlich vorge-
schriebenen Nachuntersuchung geht? 

Es trifft nicht zu, daß sich der vom Jugend-
arbeitsschutzgesetz vorgeschriebenen Nachuntersu-
chung nur die Hälfte aller dazu verpflichteten Ju-
gendlichen unterziehen. Bereits in den Jahren 1973 
bis 1975 lag die Quote der Nachuntersuchungen im 
Durchschnitt bei 73 %. Um dieses Ergebnis zu ver-
bessern, sind bei der Reform des Jugendarbeits-
schutzgesetzes im Jahre 1976 auf Vorschlag der 
Bundesregierung verschiedene Vorschriften zur 
besseren Durchführung der Nachuntersuchung in 
das Jugendarbeitsschutzgesetz eingefügt worden, 
z. B. Vorschriften über die Pflicht des Arbeitgebers, 
Jugendliche zur Nachuntersuchung aufzufordern. 
Daraufhin ist die Zahl der Nachuntersuchungen er-
heblich angestiegen. Im Jahre 1976 betrug die Quo-
te der durchgeführten Nachuntersuchungen 87 %, 
im Jahre 1977 80 %. Die Zahlen für 1978 liegen 
noch nicht vollständig vor; es ist jedoch abzuse-
hen, daß der Durchschnitt ebenfalls bei 80 % liegt. 

Anlage 20 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3173 Fragen A 62 und 63) : 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus den 
Feststellungen des Dritten Familienberichts zur Unterversor-
gung kinderreicher Familien mit Wohnungen und zur unzurei-
chenden Berücksichtigung der Kinder bei den Förderungsinstru-
mentarien der Wohnungspolitik ziehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, noch in der laufenden Legis-
laturperiode die von der Sachverständigenkommission vorge-
schlagenen Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnungsver-
sorgung der Familien mit Kindern, insbesondere die Verbesse-
rung des Wohngelds zugunsten von Familien mit Kindern so-
wie die familiengerechtere Ausgestaltung der Förderung zur 
Erlangung von Wohneigentum, aufzugreifen? 

Zu Frage A 62: 

Die Bundesregierung ist in ihrer Stellungnahme 
zum Bericht der unabhängigen Sachverständigen-
kommission, die den Familienbericht verfaßt hat, 
auch näher auf die Feststellungen zur Unterversor-
gung kinderreicher Familien mit Wohnungen einge-
gangen. Sie hat dabei zunächst darauf hingewiesen, 
daß sich die Wohnungsversorgung kinderreicher Fa-
milien im Vergleich zur Situation Mitte der 60er 
Jahre erheblich verbessert hat; gleichwohl sei aber 
eine Fortführung und Fortentwicklung der familien-
politisch gezielten Förderungsmaßnahmen im Be-
reich der Wohnungsversorgung notwendig. 

Die Förderung kinderreicher Familien im Rahmen 
des sozialen Wohnungsbaues werde sich wie bisher 
auf 
— den Bau von Eigenheimen, 
— den Bau von Miet-Einfamilienhäusern, 
— den Erwerb älterer Eigenheime für kinderreiche 

Familien, 
— den Bau größerer Mietwohnungen mit möglichst 

niedrigen Mieten 
erstrecken. 

Daneben bietet die Förderung der Modernisierung 
im Rahmen des Bund-Länder-Programms Möglichkei- 
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ten für die Zusammenlegung kleinerer Wohnungen 
zu Großwohnungen für kinderreiche Familien. 

Das Wohngeld begünstigt schon in seiner jetzigen 
Ausgestaltung kinderreiche Familien stärker als klei-
nere Haushalte. Bei einer weiteren Ausgestaltung 
der Subjektförderung werden jedoch familienpoliti-
sche Gesichtspunkte wiederum besonders zu berück-
sichtigen sein. 

Die von der Sachverständigenkommission vorge-
schlagene Ersetzung von steuerlichen Abschreibungs-
erleichterungen durch Abzüge von der Steuerschuld 
oder durch direkte Finanzhilfen ist bereits in dem 
7 b-Bericht der Bundesregierung behandelt worden. 
Sie wird im größeren Zusammenhang eines auch 
vom Bundesminister als notwendig bezeichneten Um-
baus des wohnungs- und städtebaupolitischen Instru-
mentariums diskutiert werden müssen. Es wäre aller-
dings eine Illusion zu glauben, daß der vom Bun-
desbauminister befürwortete Umbau des wohnungs- 
und städtebaupolitischen Instrumentariums innerhalb 
weniger Monate erreicht werden kann. 

Zu Frage A 63: 

Die Sachverständigenkommission hat zur Verbes-
serung des Wohngeldes teilweise Positionen bezo-
gen, denen die Bundesregierung nicht folgen kann. 
Gleichwohl wird die Bundesregierung prüfen, wie 
den Belangen der kinderreichen Familien bei der 
nächsten Wohngeldnovellierung noch besser ent-
sprochen werden kann. Nachdem die letzte Wohn-
geldnovelle erst zum 1. Januar 1978 in Kraft ge-
treten ist und die Finanzpolitik des Bundes gegen-
wärtig auf Haushaltskonsolidierung ausgerichtet 
sein muß, kann nicht mehr mit einer weiteren 
Wohngeldnovelle in dieser Legislaturperiode ge-
rechnet werden. Die Bundesregierung wird jedoch 
in ihrem nächsten Wohngeld- und Mietenbericht, 
der noch in diesem Jahre vorgelegt werden soll, 
über die Auswirkungen der letzten Wohngeldno-
velle berichten. 

Die Vorschläge der Sachverständigenkommission 
zur familiengerechteren Ausgestaltung der Förde-
rung zur Erlangung von Wohneigentum münden im 
wesentlichen in die Diskussion der im 7 b-Bericht 
der Bundesregierung erörterten Möglichkeiten. 

Anlage 21 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Fra-
gen A 64 und 65) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Transitzüge von 
und nach Berlin auf bestimmten, vom Unterbau her dafür völlig 
ungeeigneten Teilstrecken (z. B. in der Nähe von Halle an den 
Leuna-Werken vorbei) mit unzumutbarer Geschwindigkeit fah-
ren und die Fahrgäste dieser Transitzüge sich dadurch ständig 
in einer lebensbedrohenden Gefahr befinden, und wird die 
Bundesregierung gegebenenfalls baldige Abhilfe schaffen? 

Wie viele Uberfälle, andere kriminelle Handlungen und son-
stige Belästigungen sind in den letzten Monaten in den Zügen 
der Deutschen Bundesbahn gegen Fahrgäste verübt worden, 
und in wieviel Fällen konnten die Täter ermittelt werden? 

und des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Fragen A 66 und 67) (Drucksache 8/3173) : 

Welche Sicherheitsmaßnahmen hat die Deutsche Bundesbahn 
ergriffen bzw. beabsichtigt sie zu ergreifen, um ihre Fahr-
gäste insbesondere in den Fernschnellzügen und nachts vor 

Überfällen, Raub und Diebstahl zu schützen, so daß die Bürger  

in unserem Land sicher und sorglos die Deutsche Bundesbahn 
benutzen können? 

Sieht die Bundesregierung angesichts immer wiederkehrender 
Meldungen von Eisenbahnunfällen auf der Deutschen Reichs-
bahn in der DDR Veranlassung, mit den dortigen Behörden 
Verhandlungen über die Sicherheit auf den Transitstrecken von 
und nach Berlin aufzunehmen? 

Zu Fragen A 64 und 67: 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß die Transitreisezüge nach und von 
Berlin (West) mit unzumutbarer Geschwindigkeit 
über nicht verkehrssichere Eisenbahnstrecken ge-
fahren und dadurch Reisende gefährdet werden. Dies 
gilt auch für den Streckenabschnitt Halle–Merse-
burg–Leunawerke und Gegenrichtung. 

Da nach hiesigen Erkenntnissen der Transitreise-
verkehr auf der Schiene zügig und reibungslos ver-
läuft, sieht die Bundesregierung keine Veranlassung, 
mit der DDR Verhandlungen über die Sicherheit 
von Transiteisenbahnstrecken aufzunehmen. 

Zu Fragen A 65 und 66: 

In den Monaten Juni, Juli und August 1979 sind 
der Deutschen Bundesbahn in Personenzügen fol-
gende Straftaten bekanntgeworden: 
— Diebstahl 	 793 
— Raub 	 6 
— Sittlichkeitsdelikte 	 25 
— Körperverletzung 	 51 

Zu den Straftaten hat die Bahnpolizei im ersten 
Zugriff folgende Täter vorläufig festgenommen: 
— Diebstahl 	 53 
— Raub 	 4 
— Sittlichkeitsdelikte 	 23 
— Körperverletzung 	 50 

Die Deutsche Bundesbahn verfügt über 2 900 
hauptamtliche Bahnpolizeibeamte, die je nach den 
Erfordernissen gezielt auf dem gesamten Bahngebiet 
und in den Zügen eingesetzt werden. Ferner haben 
die Mitarbeiter des Zugbegleitdienstes und die 
Triebfahrzeugführer Polizeibefugnisse, von denen 
sie im Bedarfsfall zum Schutz der Reisenden Ge-
brauch machen. Für den Schutz der Reisenden vor 
Dieben hat die Deutsche Bundesbahn 150 Bahn-
polizeibeamte als Diebstahlfahnder besonders aus-
bilden lassen. Diese Mitarbeiter tragen durch ihren 
täglichen Einsatz mit dazu bei, daß sich die Reisen-
den in den Personenzügen weitgehend sicher fühlen 
können. 

Anlage 22 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Paintner (FDP) (Drucksache 
8/3173 Frage A 68) : 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß zahlreiche Ver-
kehrsampeln an weniger befahrenen Straßen nachts abge-
schaltet werden könnten, was den Verkehrslärm durch un-
nötiges Bremsen mildern und den Kraftstoffverbrauch bei 
überflüssigem Halten und Anfahren reduzieren würde, und wird 
sie gegebenenfalls entsprechende Empfehlungen geben? 

Die Frage kann nicht generell beantwortet wer-
den. Die örtlich zuständige Straßenverkehrsbehörde 
muß vielmehr im Einzelfall prüfen, ob ein nächt-
liches Abschalten der Ampel unter Sicherheits-
gesichtspunkten vertretbar ist. 
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Anlage 23 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Kolb (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/3173 Frage A 72): 

Gibt es immer wieder neue Verlautbarungen aus dem Bun-
desverkehrsministerium in bezug auf Streckenstillegungen, die 
einem Zickzackkurs gleichen, wie z. B. auf der Strecke Her-
bertingen-Aulendorf und Aulendorf-Kißlegg, und für wie schäd-
lich hält die Bundesregierung gegebenenfalls solche Verlautba-
rungen, und teilt sie die Ansicht, daß es für Investitionsent-
scheidungen für Unternehmen sicher nicht sehr dienlich ist, 
wenn Verkehrsanbindungen auf dem Schienenweg immer wie-
der in Frage gestellt werden? 

Für Investitionsentscheidungen von Unterneh-
men ist vorrangig eine Aussage über den Güterver-
kehr einer Strecke von Bedeutung. Die Deutsche 
Bundesbahn hat bereits im Mai 1977 in einem breit-
gestreuten Kundenbrief bekanntgegeben, daß der 
Erhalt der Strecken Herbertingen-Aulendorf und 
Aulendorf-Kißlegg für den Güterverkehr außer 
Frage steht. 

Anlage 24 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Gerster (Mainz) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3173 Frage A 74): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der bisherige 
Straßenbau zu wenig auf die Belange und Sicherheitsbedürfnis-
se der Fahrradfahrer abgestellt war, und was plant sie kon-
kret im Hinblick auf die ständig anwachsende Zahl der Fahr-
radfreunde? 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, 
daß der Straßenbau bisher die Belange des Fahr-
radverkehrs zu wenig berücksichtigt hat; dies läßt 
sich vor allem daran ablesen, daß in den Jahren 
1971-1976 doppelt so viele Radfahrwege an Bun-
desstraßen (2 561 km) wie im gleichen Zeitraum 
Bundesstraßen (1 104 km) neu gebaut worden sind. 
Um kommenden erhöhten Bedürfnissen Rechnung 
tragen zu können, hat die Bundesregierung den 
Bundesminister für Verkehr beauftragt, in Zusam-
menarbeit mit den Ländern ein Radfahrwegepro-
gramm zu entwickeln. 

Die Arbeiten hierzu sind angelaufen. 

Im übrigen wird auf Vorschlag des Bundesmini-
sters für Verkehr der Radfahrwegebau auf der 
nächsten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses 
des Bundes, der Länder und kommunalen Spitzen-
verbände zur Verbesserung der Verkehrsverhält-
nisse der Gemeinden (GA) im November 1979 be-
handelt werden. 

Anlage 25 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/3173 Frage A 75): 

Wird die Umschreibung von Fahrerlaubnissen der Klasse 4, 
die vor dem 1. Dezember 1954 erteilt worden sind, auf Fahr-
erlaubnisse der Klasse 3 für Berechtigte mit mehr als 250 ccm 
gegebenenfalls bis zu 750 ccm im Rahmen des § 5 Abs. 3 Nr. I 
StVZO bundeseinheitlich gehandhabt, und ist dem Bundesver-
kehrsministerium bekannt, daß eine unterschiedliche Praxis 
in den Bundesländern, wie z. B. Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz, erfolgt? 

Fahrerlaubnisse der Klasse 4, die vor dem 1. De-
zember 1954 erteilt wurden, berechtigen zum Füh-
ren von Kraftfahrzeugen mit einem Hubraum bis 
250 ccm. Die nach Landesrecht zuständigen Stellen 
können auf Antrag Ausnahmen von der Hubraum-
begrenzung genehmigen. Die unterschiedliche Ge-
nehmigungspraxis ist dem Bundesverkehrsministe-
rium bekannt. Für die Fälle, in denen die zustän-
digen Landesbehörden in begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen vom Geltungsbereich der Klasse 4 (alt) 
genehmigen, wurde im April 1979 mit den Ländern 
ein einheitliches Verfahren abgesprochen. Das 
schließt jedoch nicht aus, daß trotzdem in den Län-
dern in unterschiedlichem Umfang Ausnahmen ge-
nehmigt werden. Bisher war es nicht möglich, diese 
Unterschiede auszuräumen. 

Anlage 26 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Böhm (Melsun-
gen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3173 Frage A 82) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den in dem Organ der 
Kampfgruppen der DDR ,Der Kämpfer" beschriebenen „An-
schauungsunterricht zur gefechtsnahen Ausbildung", bei dem 
gefechtsnahe Ausbildung am und im Panzerfahrzeug geübt wur-
de, und läßt dies nicht den Schluß zu, daß im Gegensatz zur 
bisherigen Darstellung der Bundesregierung die Kampfgruppen 
der DDR doch an Panzern ausgebildet werden und über sie 
verfügen? 

Der Bundesregierung ist der Artikel aus der Zeit-
schrift „Der Kämpfer" bekannt. Ich darf darauf 
hinweisen, daß es sich bei dem „Anschauungsunter-
richt zur gefechtsnahen Ausbildung" um eine Sta-
tionsausbildung im Rahmen der „Panzernahbekämp-
fung" handelt. „Panzernahbekämpfung" gehört zum 
Ausbildungskatalog für die Kampfgruppen. 

Aus dem Artikel geht eindeutig hervor, daß es 
sich um einen Panzer handelt, der von einer Partner-
einheit der NVA bereitgestellt wurde, um im Rah-
men der Panzerabwehrausbildung für die Kampf-
gruppen „Sichtmöglichkeiten einer Panzerbesat-
zung" und „tote Räume" zu veranschaulichen. 

Erkenntnisse darüber, daß die Kampfgruppen der 
DDR Kampfpanzer in ihrer Ausrüstung führen, lie-
gen der Bundesregierung nicht vor. 

Anlage 27 
Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3173 Frage A 94) : 

Muß aus der Tatsache, daß der israelische Außenminister 
Moshe Dayan Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher 
wegen dessen Unterstützung des Selbstbestimmungsrechts des 
palästinensischen Volkes" stark kritisiert, andererseits dem 
Bundeskanzler wegen dessen „sehr herzlichen und freund-
schaftlichen Gefühls für Israel" besonderes Lob gezollt hat, 
nicht der Schluß gezogen werden, daß innerhalb der Bundes-
regierung zur Palästinenserfrage unterschiedliche Ansichten be-
stehen, und welches ist nun die offizielle Haltung der Bundes-
regierung zum Palästinenserproblem und gegenüber der Pa-
lästinenserorganisation PLO? 

Zum ersten Teil Ihrer Frage antworte ich mit 
. Nein. 

Zum zweiten Teil der Frage verweise ich Sie auf 
die gemeinsamen Erklärungen der Neun, die un-
sere unveränderte Haltung wiedergeben. 
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